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Fi 


am Zweiten 


Alfred König 


Mitte November wurde der sogenannte »Grenzvertrag« mit Polen un- 
„terschrieben, der den Verzicht auf mehr als 100 000 Quadratkilometer 

.  "urdeutsches Land bedeutete, und in Kürze soll dieser Vertrag vom »ge- 
:.samtdeutschen« und polnischen Parlament ratifiziert werden. Als Be- 
gründung wurde von deutscher Seite immer wieder genannt, daß das 
Deutsche Reich schließlich den Zweiten Weltkrieg durch den »Überfall 
auf Polen« begonnen habe und nunmehr der Preis hierfür gezahlt wer- 


den müsse. 


Alle Vorhaltungen, daß Polen 
ke ‚eine Mitschuld am Ausbruch die- 
865 Krieges trage, wurden als 
». .»(neo-)nationalsozialistische Pro- 

““ paganda« abgetan. Nun hat aber 
der wohl anerkannteste Militär- 
‚historiker der Welt, Ferdinand 
@fto. Miksche, in seinem neue- 
sten Buch »Das Ende der Gegen- 
wart« aber nicht nur den Polen, 
sondern auch England und 
Frankreich eine Mitschuld kon- 
statiert. 


Ablehnung der 
deutschen Vorschläge 


:;. Nachdem Miksche am Anfang 
»-des »Polens Mitverantwortung« 
betitelten Kapitels auf das jahr- 
““ zehntelange kühle Verhältnis Po- 
lens zu Deutschland einging und 
einige kriegshetzerische polni- 
sche Reden zitierte - etwa den 
polnischen Außenminister Za- 
: -Ieski,der bereits 1930 erklärte, 
"; Bur: ein polnisches Armeekorps 
. könne die Danziger Frage lösen 
. =,und darauf hinwies, daß Polen 
1933 einen Präventivkrieg gegen 
‘>: Deutschland erwog und danach 
„auf die deutsch:polnische Annä- 
= herung ab 1934 einging, schildert 
- Miksche die Vorgeschichte des 
Be ‚Zweiten Weltkriegs: 


Big noch günstigen Atmosphäre 
eröffnete der.deutsche Außenmi- 
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Se: diesst: damals verhältnismä- 


nister dem polnischen Botschaf- 
ter, daß Deutschland die Rück- 
gliederung Danzigs und den Bau 
einer’Eisenbahnlinie sowie einer 
Autobahn’ durch den Korridor 
nach Polen beanspruche. Als 
Gegenleistung wurde die Aner- 
kennung und die Garantie der 
damaligen deutsch-polnischen 
Grenze angeboten, eine Grenze 
also, durch die das Deutsche 
Reich weiterhin in zwei Teile ge- 
trennt geblieben wäre. Offen 
bleibt allerdings die Frage, ob 


Hitler seine Zusage später auch 


wirklich respektiert hätte. Jeden- 
falls erhielt die“deutsche Regie- 
rung auf ihre Vorschläge eine ab- 


lehnende Antwort, womit die 
Verhandlungen unterbrochen 
wurden.« 


Am 23. März 1939 - also sechs 
Monate vor Kriegsausbruch - er- 
klärte der damalige polnische 
Kriegsminister Oberst Josef 
Beck bei einer Versammlung füh- 
render Politiker und Generäle, 


daß ein politisch von Polen ab- 


hängiges Danzig ein unerläßli- 
ches Symbol polnischer Macht 
sei’ und behauptete, »es ist ver- 
nünftiger, auf den Feind zuzuge- 
hen, als zu warten, bis er uns ent- 
gegenmarschiert«. Das war eine 
gewiß recht verwegene Auße- 
rung, die sich in keiner Weise dar- 
auf stützen konnte, daß Hitler 


Polen wirklich anzugreifen beab- 


sichtige. Foige war der Teilmobil- 


Bee 


- schenden 


machungsbefehl noch am glei- 
chen Tage sowie die Verteilung 
von Aufmarschplänen für einen 
Krieg gegen Deutschland an die 
obersten Befehlshaber der jewei- 
ligen Waffengattungen. 


Miksche weiter: »Im März 1939 
hatten die Beziehungen zwischen 
Deutschland und Polen somit er- 
neut ein kritisches Stadium er- 
reicht. Deutschland war von den 
Polen mit der Kriegsdrohung der 
Teilmobilmachung herausgefor- 
dert worden. Aber Hitler wei- 
gerte sich weiterhin, diese polni- 


. schen Maßnahmen als eine ern- 


ste Bedrohung anzusehen. 
Ebenso weigerte er sich, die Be- 
mühungen der Polen um Ab- 
bruch der Verhandlungen zwi- 
schen beiden Ländern ernst zu 
nehmen, obwohl mit dem katego- 
rischen Nein der Polen zu den 
deutschen Angeboten die Mög- 
lichkeit einer Verständigung 
kaum noch bestanden hatte. 


Nachdem Hitler von der überra- 
Teilmobilmachung 
Nachricht erhalten hatte, hielt er 
eine Besprechung mit Walther 
von Brauchitsch, dem obersten 
Befehlshaber des deutschen Hee- 
res, ab. Bei dieser Gelegenheit 
setzte er von Brauchtisch ausein- 
ander, daß er keinen Konflikt mit 
den Polen wünsche. 


Deutschland sei nicht daran inter- 
essiert, die nationalen Bestre- 
bungen der Ukrainer zu unter- 
stützen oder sonst irgend etwas 
zu tun, was den Interessen Polens 
zuwiderliefe. Doch angesichts 
der bestehenden Spannung zwi- 
schen beiden Ländern sah’ sich 
Hitler veranlaßt, am 3. April 
1939 seinem Oberkommando der 
Wehrmacht (OKW,) die Bearbei- 
tung des Planes »Fall Weiß« gegen 
Polen sowie vorbereitende Maß- 
nahmen für einen deutschen Auf- 
marsch im Osten anzuordnen. 
Übrigens gehörte es seit je zu den- 


‚natürlichen Aufgaben aller Gene- 


ralstäbe der Welt, sich auf vorher- 
sehbare kriegerische Konflikte 
vorzubereiten. ° 


Seit Hitlers Einmarsch in Prag 
am 15. März 1939 hatte sich das 


deutsch-polnische Verhältnis ver- _ 


härtet. Noch im März 1939 war 
zudem polnischerseits eine er- 
neute Ablehnung der deutschen 
Wünsche erfolgt: Am 31. März 
gab Chamberlain auf Churchills 
Drängen eine Garantieerklärung 
für Polen ab, in der die Entschei- 


dung über Krieg und Frieden 


wurde. Diese Stellungnahme 


praktisch den Polen überlassen 


stellte einen in der Geschichte 


Englands wohl 


einmaligen 


Schritt dar, über dessen Gefähr- ' 


lichkeit keine Zweifel bestehen 
konnten. Zudem wurde sie auch =; 


im Namen der französischen Re- 


einseitige 


keinen bewaffneten Konflikt pro- 


vozieren würde. Chamberlains ; 
einseitige Garantieerklärung an 
Polen hat die Entwicklung zum ;: 


‚gierung abgegeben. Es war eine. : 
Garantieerklärung, = 
das heißt von Polen wurden keine ;,. 
Zusagen in dem Sinne verlangt, 
daß es vernünftig handeln und ° 


HEN 


Krieg entscheidend gefördert, : 
obwohl zu deren Erfüllung weder : 
England noch Frankreich militä- .- 


risch vorbereitet waren.« 


Deutsche Zugeständnisse Ä 


an Moskau 


Danach schreibt Miksche über 
die Versuche Frankreichs und 
Englands zu einem Nichtangriffs- 
pakt mit der Sowjetunion, die 
später dann auch Hitler aufnahm 
und positiv abschloß. Dafür 
mußte die deutsche Regierung 
aber in dem »Geheimen Zusatz- 
protokoll« das Zugeständnis ma- 
chen, daß die Länder Finnland, 
Estland, Lettland, Litauen, Po- 
len östlich von Narew, Weichsel 
und San - übrigens Gebiete, die 
Polen der UdSSR wenige Jahre 


vorher in einem Kurzkrieg abge- 


nommen hatte — sowie Bessara- 
bien und Finnland zur Interes- 
senssphäre der Sowjetunion ge- 
hören. 


»Hitler wird bezichtigt, er habe 
mit dem Moskauer Vertrag alle 
diese Völker preisgegeben. Der 
Vorwurf stimmt, aber Molotow 
hatte diese »Auslieferung« auch 
der englisch-französischen Mis- 
sion gegenüber zu unerläßlichen 
Voraussetzungen für den Ab- 
schluß eines Abkommens ge- 
macht ... Hitler hoffte, den Au- 
genblick nutzen zu können, um 
in der Danzig- und Korridor- 
Frage eine Lösung zu erzwingen. 


Nach der Rückenstärkung durch 


die englische Garantieerklärung - 


vom 31. März 1939 verhielt sich 
die polnische Regierung deut- 
sehen : Vorschlägen gegenüber 
noch ablehnender als zuvor. 
Auch durch Washingtons Zusi- 


cherung ermuntert, verharrten 


die Polen in schroff ablehnender 
Haltung. Übergriffe gegen die in 


Polen lebenden Deutschen mehr- 


ten und. steigerten sich man- 
cherorts zu Terrorakten, eine Tat- 
sache, die auf Grund vorliegen- 
der Beweise nicht bestritten wer- 
‚den kann. Daraufhin kündigte 
Hitler am 28. April 1939 den 
Nichtangriffspakt mit Polen. 


Gleichzeitig spitzten sich die Ver- 
hältnisse in der dem Völkerbund 
unterstellten »Freien Stadt< Dan- 
zig bedrohlich zu. Als »Freistaat« 
unter Völkerbundkontrolle war 
Danzig wohl polnisches Zollge- 
biet, jedoch kein Bestandteil des 
polnischen Staates. Eine Demar- 
che des Danziger Senatspräsiden- 
ten, der auf die sich ständig meh- 
rende Zahl polnischer »Zollbe- 
amter« im >»Freistaat« hinwies, 
: führte zu einem Notenwechsel, 
. in dem die Polen am 5. August 
1939 mit der Schließung der 
Grenzen für alle Lebensmittelzu- 
- fuhren drohten. 


Erst jetzt schaltete sich Hitler 
persönlich ein, indem er am 9. 
August der polnischen Regie- 
rung eine entsprechende Erklä- 
rung zukommen ließ, ohne je- 
doch Drohungen auszusprechen. 
s: Bereits am folgenden Tag antwor- 
x tete die polnische Regierung, 
daß: sie »jede Intervention der 
Reichsregierung zum Nachteil 
der polnischen Rechte und Inter- 
essen in Danzig als einen Akt der 
Aggression ansehen wird«. All 
dies geschah, nachdem Hitler am 
19. Juli dem Völkerbundkommis- 
sar in Danzig, Carl J. Burck- 
hardt, mitgeteilt hatte, daß er be- 
reit sei, die Danziger Frage bis 
auf weiteres zurückzustellen. 
Gleichzeitig äußerte er den 
Wunsch, nochmals mit einem ver- 
antwortlichen englischen Diplo- 
..  maten zu reden,.bevor es zu spät 
©. wäre. 


Am 23. August 1939, am Tage der 
Ankunft von Ribbentrop in Mos- 
kau, überbrachte der britische 

» Botschafter dem Reichskanzler 
» einen Brief Chamberlains, in 
; dem angekündigt wurde, daß 
Großbritannien entschlossen sei, 
seine aus der Garantieerklärung 
.»erwachsenden Verpflichtungen- 
” Polen gegenüber in jedem Falle 
‘zu erfüllen. England hat es über- 
haupt unterlassen, auf Polen, wo 
. es inzwischen immer wieder zu 
-- ehäuvinistischen Ausbrüchen ge- 
kommen war, mäßigend einzu- 
wirken. Schon zwei Tage später, 
am 25. August, wurde ein eng- 
- isch-polnischer - Beistandspakt 


” 40koll abgeschlossen, dessen Be- 


mit einem geheimen Zusatzpro- - 


stimmungen sich eindeutig gegen 
das Deutsche Reich richteten.« 


Die Antwort war die 
Mobilmachung 


Danach schildert Miksche die 
weitere Entwicklung mit der Ab- 
wendung Italiens von seinem 
Partner Deutschland. Auf die 
deutsche Bitte zur Entsendung 
einer »mit allen Vollmachten ver- 
sehenen polnischen Persönlich- 
keit« zur Abwendung eines 
Kriegs antwortete Polen mit der 
allgemeinen Mobilmachung. 
Desweiteren kam es zu einer Un- 
terredung mit dem britischen 
Botschafter Henderson, dem er- 
folglos ausführliche Verhand- 
lungsvorschläge unterbreitet wur- 
den. Und von der deutschen Ab- 
wehr wurde ein geheimes Tele- 
gramm des polnischen Außenmi- 
nisters an seinen Botschafter in 
Deutschland entschlüsselt, worin 
jede Verhandlung mit dem Deut- 
schen Reich abgelehnt wurde. 
Miksche schreibt dazu: »Es 
bleibt ein Rätsel, warum seitens 
Englands zu diesem kritischen 
Zeitpunkt keinerlei Druck auf 
die polnische Regierung ausge- 
übt wurde, um sie zu Verhandlun- 
gen zu bewegen. Dabei war man 
in London mit dem polnischen 
Vorgehen nicht uneingeschränkt 
einverstanden. In einem Tele- 
gramm teilte das Foreign Office« 
seinem Berliner Botschafter mit, 
daß es nicht einsehe, den polni- 
schen Botschafter zu ermächti- 
gen, ein Dokument von der deut- 
schen Regierung entgegenzuneh- 
men«.« 


Der Ausbruch des Krieges war 
damit vorprogrammiert - und so 
kam es dann auch. »Obwohl die 
Kampfhandlungen ihren Anfang 
genommen hatten, schlug Musso- 
lini am 2. September einen Waf- 


fenstillstand und zur Lösung des 


deutsch-polnischen Streites eine 
Konferenz vor - ein Plan, der 
deutscherseits sofort angenom- 
men wurde. Auch die französi- 
sche Regierung stimmte zu. Von 
den Briten jedoch wurde die Zu- 
stimmung an die ungewöhnliche 
Bedingung geknüpft, daß vorher 
das von deutschen Truppen be- 
setzte Gebiet geräumt werden 
müsse. In dem italienischen Vor- 
schlag war vorgesehen, daß die 


Heere dort stehen. bleiben soll-- 
ten, wo sie sich befänden. Mit der 


für das-Dritte Reiche unannehm- 


. baren ‚Bedingung Londons; für 
die es- REN wie für EN 


Polengarantie - in der Ge- 
schichte Großbritanniens kaum 
einen Präzedenzfall gibt, ist Mus- 
solinis Konferenzvorschlag verei- 
telt worden.« 


Was folgte war ein kurzbefriste- 
tes Ultimatum Englands, dem 
sich die französische Regierung - 
wenn auch nur widerstrebend - 
anschloß, wonach die beiden 
Länder dem Deutschen Reich, 
sollte es sich nicht bis zum 3. Sep- 
tember aus Polen zurückziehen, 
den Krieg erklären würden. Mit 
diesem Ultimatum habe der 
Zweite Weltkrieg angefangen. 


Die Frage der 
Alleinschuld 


Miksche kommt zu folgendem 
Fazit: »All jene, die noch heute 
über die eindeutige Kriegsschuld 
Deutschlands reden, täten gut 
daran, auch darüber nachzuden- 
ken, inwiefern die alliierten Re- 
gierungen ebenfalls für das uner- 
hörte Leid und den unermeßli- 
chen Schaden des Zweiten Welt- 
kriegs mitverantwortlich sind. 


Allem Anschein nach überwog 


bei Hitler die Überzeugung, daß 
die Zeit gegen ihn arbeite. Er 
rechnete damit, daß die Aufrü- 
stung der alliierten Mächte es 
ihm in wenigen Jahren nicht nur 
unmöglich machen würde, durch 
militärischen Druck etwas zu er- 


reichen, sondern diesen die Mög- . 


lichkeit böte, das Dritte Reich zu 
erpressen. Um die Revisionspoli- 
tik des Versailler Vertrages durch- 
setzen zu können, war. aber die 
deutsche Wiederaufrüstung uner- 
läßlich gewesen. >Si vis pacem 
para bellum: (»Wenn schon Ge- 
walt, dann für den Frieden und 
nicht für den Krieg«) hieß es 
schon bei den alten Römern. 


Die allgemein verbreitete Be- 
hauptung, daß 1939 Hitler den 
Krieg vorsätzlich herausgefor- 
dert habe, läßt sich nicht ein- 
wandfrei feststellen. Jedenfalls 
ist es deutscherseits ein verhäng- 
nisvoller Fehler gewesen, anstatt 
als erster das Feuer zu eröffnen, 
einen eventuellen Angriff der Po- 
len zwar in voller Kriegsbeteit- 
schaft, aber »mit Gewehr. bei 
Fuß« abzuwarten. Infolgedessen 
wurde es den Alliierten ermög- 
licht, auch für den Zweiten Welt- 
krieg die Alleinschuld den Deut- 
schen aufbürden zu können. In’ 


. beiden Fällen - 1914 und 1939 - 
bildet noch heute die propagan- - 


‚mehr Aufgabe der acdragape Re- 


“ gesichts der Aussagen Miksches 


dagebundene und : zweckbe- 

stimmte Behauptung der 'alleini- 
gen Kriegsschuld Deutschlands: : 
in beiden Weltkonflikten für die 
alliierten Siegermächte einen tief 
eingewurzelten . Glaubenssatz. 
Zweifel an diesem Tabu entzögen 
ihrer Kriegspolitik. das Funda- 

ment.« % 


Soweit Ferdinand Otto Miksche. 
Wie in der Vergangenheit aber : 
bereits in vielen Fällen stellt sich . 
die Frage, warum es immer ein. 
»Ausländer« sein muß, der an Ta- 
bus rüttelt. Müßte dies nicht viel- 


gierung sein?- 


Miksches Ausführungen stellen: "ei 
aber klar, daß das »Argument«, 
die Verschenkung deutschen: 
Landes an Polen stelle eine Wie: 
dergutmachung für den. deut- 
schen Überfall an eben dieses Po- 
len dar, so nicht stimmt. Es ist.ei- 
ner der Rechtsgrundsätze: jedes. 
freiheitlichen Staates, daß beiei- 
nem Mitverschulden der anderen. 
Partei nicht eine Partei für. den 
gesamten Schaden aufzukom- 
men hat. 


Und bezüglich des Ausbruchs des A 
Zweiten Weltkriegs stellt sich an- 


die Frage, inwieweit Polen nicht 
sogar die Hauptschuld am Aus- 
bruch des deutsch-polnischen 
Krieges - der Weltkrieg wurde.. 
nicht von Deutschland, sondern 
vielmehr durch die Kriegserklä- 
rung Englands und Frankreichs 
eingeleitet und nach Roosevelts 
Kriegserklärung an Japan ver- 
vollständigt - und Deutschland 
lediglich eine Teil-Mitverschul- 
dung zugestanden werden muß. 

Dann hätte Deutschland aber mit 
der für eine wirklich deutsche In- 
teressen vertretende Regierung - :; 
selbstverständliche Forderung: 
nach Rückgabe der vonPolenge- 


.raubten deutschen Gebiete das 


Völkerrecht noch mehr als ohne- 

hin schon auf seiner Seite. So- :: 
lange dies nicht geschieht, ist. . 
eben der Vorwurf berechtigt, daß :; 
die deutsche Regierung eben... 
nicht deutsche Interessen ver- .. 
tritt, sondern sich vielmehr in.na-  .:: 
tional-masochistischer. Selbstka-. 
steiung ‘übt. Denn daß sie so“... 
dumm sind, daß sie die Wahrheit .. . 
nicht kennen oder zumindest er- 
kennen können, ist nicht anzu- E 
nehmen. Auf. sie trifft der. von", 
August Binzer verfaßte Satz zu: : 
»Wer die Wahrheit kennet und sa- 
get sie nicht, der bleibt ein ehrios 
erbärmlicher Wicht!«. ee 


una, nein. = 


Immer noch 
der Erbfeind 
der Polen 


Alfred König 


Wer geglaubt hatte, die Abtretung urdeutschen Landes an Polen hätte 
dort zu einer Sympathiewelle für den westlichen Nachbarn geführt oder 
- zumindest Vorbehalte deutlich abgebaut, sieht sich leider getäuscht. 

“ Vielmehr sehen auch heute noch, fast 46 Jahre nach Kriegsende, die 


«. „meisten Polen in Deutschland den Erzfeind. Umso größer müssen die 


- Befürchtungen sein, was mit den Deutschen nach der Abtretung ge- 


schieht. 


Nach einer im Oktober 1989 statt- 
gefundenen Umfrage der Solidar- 
nosc-Zeitung »Gazeta Wy- 
borcza« empfanden damals nur 
20 Prozent der Polen Sympathie 
für Deutschland, 44 Prozent da- 
gegen Abneigung oder gar Feind- 


„schaft. Und seither haben sich 


2... diese an sich schon beschämen- 


den Zahlen sogar noch ver- 


.  schlechtert. Im März des vergan- 


genen Jahres sahen gar 69 Pro- 


"> zent.der Polen in der Vereinigung ' 


= ‚Deutschlands eine Gefahr für ihr 


Land. Bis Ende Oktober war die- 
ser Wert nach einer Veröffentli- 
chung der Regierungszeitung 
»Rzecpospolita« zwar auf 52 Pro- 
zent gefallen, zugleich hielten je- 


. doch 52 Prozent der polnischen 


Bevölkerung unerschütterlich 
daran fest, daß zwischen Polen. 
und Deutschen eine unüberwind- 
liche »Erbfeindschaft« stehe. 


" Stimmenfang 


"Und .' dann 
. Schrecke selbst nicht vor einer Er- 


mit Ressentiments 


Angesichts dieser regelrechten 


-Antipathie - um nicht das Wort 
“, Haß gebrauchen zu müssen -, ist 


es dann auch nicht verwunder- 
lich, daß weder seitens offizieller 
polnischer: Stellen noch seitens 


der Bevölkerung Proteste gegen 


die Aussagen Lech Walesas in ei- 


-- nem: Interview mit der holländi- 
. schen Zeitschrift »Elsevier« im 
. März 1990:kam. Dieser hatte da- 


mäls gesagt, daß er allen Grund 


habe, sich wegen: der deutschen 


Vereinigung Sorgen zu machen. 
wörtlich: : »Ich 
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klärung zurück, die mich in 
Deutschland unpopulär macht. 
Wenn die Deutschen erneut Eu- 
ropa in der einen oder anderen 
Art destabilisieren, sollte man 
nicht mehr zu einer Aufteilung 
Zuflucht nehmen, sondern dieses 
Land einfach von der Landkarte 
ausradieren. Der Osten und der 
Westen besitzen die notwendige 
Technologie, um diesen Urteils- 
spruch durchzuführen.« 


Kein Wort der Distanzierung 
hierzu von der polnischen Regie- 
rung. Erst nach immer lauter wer- 
denden Kritik sah sich Walesa 
Mitte Juni 1990 das erste Mal ver- 


anlaßt, in der polnischen Ge-- 


werkschaftszeitung »Gazeta Wy- 
borcza« von einer angeblichen 
»Wortverdrehung« zu sprechen. 
Eine Richtigstellung erfolgte je- 
doch nicht. Erst Mitte Juni er- 
klärte Walesa dann einer deut- 


. schen Zeitung, er hätte dies nie- ' 


mals so gesagt, vielmehr seier ein 
Freund der Deutschen. Komisch, 
warum hat er dann nicht direkt 
im April von sich aus das Inter- 
view dementiert? Auch hatte Wa- 
lesa versucht, in der heißen 
Phase des Präsidentschaftswahl- 
kampfes mit antideutschen Res- 
sentiments auf Stimmenfang zu 
gehen. 


»Schlimm wie 
wilde Tiere« 


So:ist es dann fast kein Wunder, 
daß die polnischen Kinder eben- 
falls bereits.'von starker Abnei- 
gung gegen alles Deutsche ge- 


prägt sind. So erklärten beispiels- 
weise bei einer Umfrage unter 
Schülern von drei Warschauer 


"Schulen nur vier von 135 Viert- 


kläßlern, sie hätten freundschaft- 
liche Gefühle gegenüber dem 
deutschen Volk. Die Hälfte der 
Befragten fand ihre westlichen 
Nachbarn vielmehr grausam, nie- 
derträchtig und blutrünstig. Ei- 
ner der Schüler schrieb sogar: 
»Die Deutschen sind schlimm 
wie die wilden Tiere. Ein solches 
Volk dürfte gar nicht existieren. 
Und nun wollen die sich auch 
noch vereinigen.« So versteht 
sich dann fast von selbst, daß Po- 
len auf dem Gebiet des Jugend- 
austausches praktisch keine nen- 
nenswerten Aktivitäten entfaltet 
hat. 


Wie irrational die polnischen Vor- 
behalte sind, kennzeichnet auch 
folgendes: So wurde der von der 
Bundesregierung bereitgestellte 
Bürgschaftsrahmen von mehr als 
2,5 Milliarden Mark für Kredite 
zu nicht einmal fünf Prozent aus- 
genutzt. Grund: Bei allen größe- 
ren Projekten bestanden Beden- 
ken, daß der Einfluß Deutsch- 
lands übermächtig werden 
könnte. Aus denselben Gründen 
hat auch der frühere Staatspräsi- 
dent Jaruzelski vor wenigen Mo- 
naten erstmals von 
seinem Vetorecht Gebrauch ge- 
macht und eine angeblich zu libe- 
rale Novelle zum Bodenrecht an 
das Parlament zurückgewiesen. 


Das hindert die Polen aber nicht 
daran, tüchtig weiter Forderun- 
gen wegen angeblich erlittener 
Unrechte während der deutschen 
Besatzung zu stellen, denn 
schließlich muß Deutschland 
dann ja nur zahlen, hat aber kei- 
nen Einfluß auf diese Gelder. 


In Bonn liegt bereits eine kon- 
krete Forderung Polens nach 
»Wiedergutmachung« für 
Zwangsarbeiter von rund 32 Mil- 
liarden Mark (Verbalnote), ob- 
wohl Warschau 1953 auf Repara- 
tionen verzichtete. Es wird dem 
deutschen Volk auch nicht zugute 
gehalten, daß selbst nach 1953 
noch insgesamt rund 1,4 Milliar- 
den Mark durch eine Entschei- 
dung der Brandt-Regierung an 
polnische Rentner flossen. 


Beute mit 


Generälen geteilt 


Wie jetzt der Bonner Hintergrun- 


dinformationsdienst »Privat-De- 


‚wollen, 


pesche« kürzlich berichtete, ver- 
steckt sich hinter dem von Mazo- 
wiecki unterstützten polnischen 
»Verband der Geschädigten des 
Dritten Reiches«, der für 13 Mil- 
lionen Polen die unglaubliche. 
Summe von 573,1 Milliarden .. 
Mark bei der Bundesregierung | 
einklagen wollte, nichts anderes 

als eine »kriminelle Vereinigung, 
die für zahlreiche Verbrechen in 

Polen. verantwortlich ist«, Man 

erinnere sich, Außenminister 

Krysztof Skubiszewski erklärte 

bereits im Oktober 1989: »Die . 
Regierung wird alle juristisch ge- 

rechtfertigten Forderungen des 

Verbandes gegen Deutschland 

unterstützen.« 


Jetzt hat die Polizei nach Anga- 
ben der »Privat-Depesche« aber 
ermittelt, daß der Mit-Vorsit- 
zende dieses Verbandes, Miec- 
zyslaw Janosz, und sein Bruder 
Kasimierz als Agenten des Ge- 
heimdienstes SB in der Bundes- 
republik tätig waren und unter 
dem Vorwand einer Import-Ex- 
port-Firma in Hamburg die 
Beute von Raubüberfällen ver- 
scherbelten. Diese Raubüber- : 
fälle seien von SB-Offizieren ge- 
plant und durchgeführt worden. 


Auftraggeber sei der frühere In- 
nenminister Miroslaw Milewski 
gewesen, der die Beute mit sei- 
nen Generälen geteilt habe. Bei 
einer Hausdurchsuchung seien 
bei ihm laut dem amtlichen Be- 
richt »kiloweise Gold« gefunden 
worden. 


Hinzu komme, daß im Büro die- 
ses obskuren Verbandes kontinu- 
ierlich antisemitische Flugblätter 
verfaßt, in welchen geschädigte 
polnische Juden diffamiert wor- : 
den seien, gedruckt und an die 
Ortsorganisationen des. Verban- 
des verteilt worden seien. Auch 
sollen Agenten dieses Verbandes 
an der Ermordung des polni- 
schen Pfarrers Jerzy Popieluszko - 
beteiligt gewesen sein, weil er ih- 
nen auf die Schliche gekommen 
sei. 


Angesichts dieser vielen anti- 
deutschen Ressentiments beant- 
wortet sich die Frage, ob die Bun- 
desregierung denn wirklich guten 
Gewissens die noch immer in 
»Polen« lebenden Deutschen aus 
ihrer Obhut entlassen kann, zu- 
mal die Polen weitgehende Zusi- 
cherungen Deutschlands haben 
selbst aber nur zu 
schwammigen Floskeln bereit 


sind. El? 


R 


Deutschland 


Linke will 
Sozialismus 
verwirklichen 


© Hans Baader 


Die Debatte um die Finanzierung der (Teil-) Vereinigungskosten hat ge- 
: . zeigt, daß die Linke sich noch lange nicht geschlagen gibt, sondern un- 
verändert an ihrem Bemühen zur Verwirklichung des Sozialismus fest- 
hält. Hierzu werden wieder die alten sozialistischen Denkmodelle aus 
der tiefsten Mottenkiste gekramt. Und eines ist ihnen schon gelungen, 
nämlich die Schürung einer gewissen Wut vieler im Westteil Deutsch- 


lands Lebender gegen die »Ossis«. 


Neben den Vorschlägen der Grü- 


nen und der PDS, die wegen ih- 


rer Unsinnigkeit hier einmal ganz 
außer acht gelassen werden sol- 
„ len, sind es vor allem die SPD 
- und der DGB, die Sozialängste 
» ‚en masse schüren und, wenn man 
: .. die Vereinigung schon nicht in die 
von ihnen gewünschte Bahnen 
lenken konnte, sie dann doch in 
Richtung Sieg des, wie es so 


schön heißt, demokratischen So- 
zialismus zu führen. - 


“Alte Kamelle 
- Ergänzungsabgabe 


»: Hierzu wurde mal wieder die alte 


Kamelle einer: Ergänzungsab- 
gabe für Besserverdienende 
(60000. Mark für Ledige und 
« 120000 :Mark für Verheiratete) 
" ins Spiel gebracht, obwohl ganz 
eindeutig bewiesen ist, daß diese 
zum einen gar nicht so viel bringt 
und sie zum anderen sogar in 
höchstem Maße sozialschädlich 


2 ist. Denn wenn beide Eheleute 


berufstätig sind, dann wird diese 
Grenze schon bei einem Gesamt- 
Nettoeinkommen von rund 6000 
» Mark monatlich erreicht. Und 
= dieses ist ein Betrag, der heute 


* noch nicht einmal für höchstqua- ' 


lifizierte Arbeit relativ unproble- 
matisch erreicht werden kann. - 


So verdient etwa eine 30jährige 


-— Sekretärin heute schon meist 


;. 2500 Mark netto. Undein qualifi- 


zierter Sachbearbeiter kommt 


3 heute bereits leicht über 3000 
“ Mark netto. Damit würde die vor- 
» gesehene Ergänzungsabgaben 


also nicht nur die sogenannten 
Besserverdienenden, sondern 
bereits auch schon den Mittel- 
stand treffen. 


Doch damit nicht genug. Als wei- 
tere ergiebige Finanzquelle 
könnte nach Ansicht des DGB 
auch die Einführung einer Steuer 
auf Zinsen auf der Grundlage ei- 
nes stichprobenartigen Mittei- 
lungsverfahrens realisiert wer- 
den. Zwar ist prinzipiell nichts 
dagegen einzuwenden, wenn ge- 
gen Leute, die Millionen an Zin- 
sen nicht versteuern, vorgegan- 
gen wird, doch würde.eine derar- 
tige Regelung größtenteils wie- 
der den kleinen Mann treffen, 
der vielleicht 20 000 oder 30 000 
Mark seines ohnehin bereits ver- 
steuerten Geldes auf dem Spar- 
buch oder in festverzinslichen 
Wertpapieren angelegt und die 
Zahlung der Steuer total »verges- 
sen« hat. Abgesehen von dem rie- 
sigen Verwaltungsaufwand 
würde dies angesichts meist mil- 
derer Bestimmungen im Ausland 
nur wieder eine Kapitalflucht 
auslösen, die das gewünschte 
Ziel ins Gegenteil verkehrt. 


Abbau der 
Subventionen 


Und die weitere Privatisierung 
von Bundesbeteiligungen, wie 
etwa der Lufthansa, ist nach An- 


'sicht des DGB an strengste Be- 


stimmungen' zu knüpfen — wohl 
damit diese Unternehmen durch 


ihre oftmals aufgeblähte Büro- 
.kratie.bloß nicht ein bißchen in- 


ternational wettbewerbsfähiger 


werden -. Falls der Bund und das 
Land Nordrhein-Westfalen ledig- 
lich ihre rund 80prozentige Betei- 
ligung an der Lufthansa verkau- 
fen würden, würde dies etwa drei 
Milliarden Mark in die öffentli- 
chen Kassen bringen. Zwar ist 
dies kein Riesenbetrag im Hin- 
blick auf die etwa tatsächlich auf- 
zubringenden Kosten der Ver- 
einigungskosten, doch macht 
Kleinvieh bekanntlich auch Mist. 


Der bisherige Bundeswirtschafts- 
minister Helmut Haussmann 
(FDP) bezifferte das Einspa- 
rungspotential, das sich durch 
den Abbau von Subventionen er- 
gäbe, auf 120 Milliarden Mark. 
Alleine die angestrebte Strei- 
chung von Berlin- und Zonen- 
randförderung sowie von ande- 
ren teilungsbedingten Aufwen- 
dungen des Bundes können Mit- 
tel von 40 Milliarden pro Jahr 
freisetzen. 


Alleine durch diesen längst über- 
fälligen Schritt würde sich die 
Umstrukturierung der Ex-DDR 
praktisch von selbst bezahlen, da 
andere Aufwendungen, wie Mo- 
dernisierung der Wirtschaft, von 
den Unternehmen aufzubringen 
und gegebenenfalls lediglich 
durch einige kleinere steuerliche 
Anreize für Investitionen in den 
fünf neuen Bundesländern zu be- 
gleiten wären. Langfristig würde 
sich sogar ein hoher Überschuß 
daraus ergeben, daß das überwu- 
chernde Subventionswesen end- 
lich einmal durchforstet und vor 


"allem auch abgehölzt würde. 


Optimismus in der 
Wirtschaft wächst 


Derzeit befindet sich die Öffent- 
lichkeit in einer Phase, in der al- 
les grau in grau gesehen wird und 


die sich aus der Vereinigung erge-_ 


benden positiven Aspekte über- 
sehen werden. Vor allem muß 
klargestellt werden, daß die Auf- 
wendungen, wie etwa die benö- 
tigten 127 Milliarden Mark für 
das Verkehrsnetz in Mittel- 
deutschland, nicht in einem Jahr 
anfallen, sondern über Jahre, in 
Teilbereichen sogar überein J og 
zehnt verteilt werden. 


Doch gibt es auch erste Anzei- 
chen für eine Geschäftsbelebung 
in den fünf neuen Bundeslän- 
dern, selbst wenn das Bundesfi- 
nanzministerium jetzt die Steuer- 


.schätzung für diese Länder von 


51 auf 40 Milliarden Mark für: 
1991 reduziert hat. Doch haben. . 


sich die Preise dort besser entwik- 
kelt als erwartet, auch das Ar- - :: 


‚beitsplatzproblem ist ‘nicht so 
schlimm wie befürchtet, und vor ;; 
allem wächst der Optimismus i in. 
der Wirtschaft - ein untrügliches 
Zeichen, daß die marktwirt- 
schaftlichen Räder, die zwar auch 
nicht unbedingt das »Gelbe vom 
Ei«, aber der Planwirtschaft 
ohne jeden Zweifel klar vorzuzie- 
hen sind, zu greifen beginnen. 
Und sobald sich erst einmal:die 
Einsicht durchsetzt, daß nicht un- 
bedingt nur in Westdeutschland 
produzierte Waren gekauft wer- 
den müssen -so sehr dieser Nach- - 
holaspekt verständlich ist -, son- 
dern daß die in Mitteldeutsch-'' 
land-produzierten Waren qualita- 
tiv genauso hochwertig sind - 
und damit ist in den kommenden 
Monaten zu rechnen -, werden 
sich auch die Auftragsbücher der 


mitteldeutschen a er > 


schnell füllen. 


Eines muß aber auf jeden Fall 


verhindert werden - Steuererhö- 
hungen. Denn diese würden das 
gerade-zart keimende Pflänzchen 
der Marktwirtschaft sofort wie- 
der abwürgen. Obwohl es nicht 
in die Köpfe der Linken geht, 


wird der materielle Wohlstand 


erst einmal durch die privaten 
Ausgaben der Menschen und 
nicht durch staatliche Verteilung 
der Steuereinnahmen geschaffen 
und gerade dies würde durch 
Steuererhöhungen deutlich. be- 
hindert. 


Doch die Steuerpolitik ist gerade 
das Gebiet, auf das die Linken 
besonders »scharf« sind, was sich 
unter anderem sogar daran zeigt, 
daß die SPD die angebliche Not- 
wendigkeit von Steuererhöhun- 
gen sogar vor einer Wahl anpreist 
-in der Hoffnung von den Wäh- 
lern als »besonders ehrliche Pär- 
tei« anerkannt zu werden und 


. Stimmen zu bekommen. .Denn 
gerade durch die Verteilung der >-: 
Steuergelder läßt sich in ganz be- -: 


sonderem Maße Einfluß auf.die 
Entwicklung des 'Staatsgebildes : 
nehmen, vor allem in die linke 
Richtung. 


“Der Leser soll sich ganz klar vor 


Augen halten: Asyl-, Ausländer- 
und Entwicklungshilfepolitik ist : 
etwas, was mit der Höhe’der zur 
Verfügung gestellten Steuermit- 
teln steht und fällt. Und genauso 
verhält es sich auch mit der. War 
schaftspolitik.. - 


om [Bone 


Kein 


. Interesse an 
Arbeitnehmer 


. Hans Baader 


Die Gewerkschaften stelle x sich heute als Gegenpol zu den Kapitali- 
sten, sprich Unternehmern, dar, die die wahren Arbeitnehmerinteres- 
sen vertreten. Die Wirklichkeit sieht aber ganz anders aus. Die Ge- 
werkschaften vertreten nämlich nur zum Teil ihre quer durch alle Par- 
feien gehende Mitgliederschaft, sondern betreiben größtenteils eine 
reine Interessenpolitik, die nur einem Ziel dient: nämlich der Verwirk- 


lichung des Sozialismus. 


Bestätigt wird dies durch die 
kürzlich veröffentlichten »Struk- 
. turpolitischen Forderungen für 

: die ostdeutschen Bundeslän- 
dern«. In diesem Konzept for- 
dert der. DGB nichts anderes als 
auf allen Ebenen die Mitbestim- 
mung. N 


Gewerkschaft als 
Aufsichtsrat 


So müßten etwa die Gewerk- 
schaften voll bei der Entwick- 
lung, Umsetzung und Kontrolle 
der für die fünf neuen Bundeslän- 
dern gewährten EG-Förderung 
beteiligt werden: So dürfen nach 
dem Willen des DGB Förderan- 
träge nur genehmigt werden, 
wenn Betriebsrat und Gewerk- 
schaften über den Antrag infor- 
‚miert würden und sie auch Gele- 
genheit hätten, hierzu Stellung 
zu nehmen. 


Und bei der Durchführung des 
»Gesetzes über besondere Inve- 
stitionen« will der DGB insbe- 
sondere bei der Prüfung der An- 
träge eingeschaltet werden, 
- durch die Grundstücke und Ge- 
bäude für besondere Investitions- 
zwecke zur Verfügung gestellt 
. werden. 


Sinn.der Treuhand müsse sein, 

; daß in.den ihr anvertrauten Un- 
... ternehmen möglichst viele 
. Dauerarbeitsplätze erhalten und 
neue Arbeitsplätze $eschaffen 

. "würden - der DGB übersieht da- 
bei, das. wichtigste, nämlich die 

- Heranführung der Unternehmen 
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an das international geltende Ni- 
veau —. So müsse dann auch die 
Mitbestimmung der Arbeitneh- 
mer und der Gewerkschaften in 
den Gremien der Treuhand und 
die Mitwirkung an den Entschei- 
dungen der Treuhand auf allen or- 
ganisatorischen Ebenen, zum 
Beispiel durch regionale Beiräte, 
sichergestellt werden. 


Dies sind nur einige wenige Bei- 
spiele, denen noch viele weitere 
folgen könnten, die eindeutig be- 
weisen, daß die Gewerkschaften 
sich quasi als Art Aufsichtsgre- 
mium über die Politik verstehen 
und nicht mehr bereit sind, sich 
auf ihre eigentlichen Aufgaben, 
die nur die Vertretung der Arbeit- 
nehmerinteressen im weitesten 
Sinne vorsehen, zu beschränken. 
Vielmehr wollen die Gewerk- 
schaften, und hier insbesondere 
der DGB, ein politischer Macht- 
faktor ersten Ranges werden, 
ohne den in Deutschland nichts 
mehr geht. 


Hierzu ist vor kurzem im »Deut- 
schen Instituts-Verlag« ein inter- 
essantes Buch mit dem Titel »Ge- 
werkschaften in Deutschland«, 
Herausgeber Werner Dichmann, 


herausgekommen, in denen Per- | 


sonen des öffentlichen Lebens al- 
ler Bereiche die Stellung der Ge- 
werkschaften hierzulande in der 
heutigen Zeit beschreiben. 


In seiner »Einführung in die Pro- 
blematik« beschreibt das Präsi- 
diumsmitglied des Institutes der 
deutschen Wirtschaft — eines der 


. wenigen wirklich. . ernstzuneh- 


BR 2 Eee 


menden Analyseinstitute —, Ger- 
hard Fels, in kurzer, prägnanter 
Form.die Einstellung der maß- 
geblichen Leute des DGB. »Der 
Vorsitzende der IG Chemie, 
Rappe, steht den Versuchen man- 
cher Gerwerkschaften, sozialisti- 
sche Elemente der DDR zu ret- 
ten, mit Unverständnis gegen- 
über. 2 


Ideologische 
Sektkorken-Knallerei 


Und der Vorsitzende der Ge- 
werkschaft Erziehung und Wis- 
senschaft (GEW), Wunder, sagt 
klar, der Zusammenbruch des 
real existierenden Sozialismus 
zwinge die Gewerkschaften, ihr 
Selbstverständnis zu überden- 
ken; er fordert sie auf, »ohne die 
Krücke. des besseren Sozialis- 
mus< auszukommen. 


Dagegen behauptet der IG Me- 
tall-Vorsitzende Steinkühler, le- 
diglich die »Stalin-kommuni- 
stisch Perversion des: sozialisti- 
schen Gedankens« sei gescheitert 
und »ideologische Sektkorken- 
knallerei< wäre es, wenn »der Zu- 
sammenbruch einer ganzen Welt- 
anschauung« gefeiert würde.« 


Wolfgang Ockenfels, Ordinarius 
für Christliche Gesellschafts- 
lehre an der Theologischen Fa- 
kultät der Universität Trier, 
schrieb folgendes in Anspielung 
darauf, daß Gewerkschaften 
manche ihrer Ziele nicht errei- 
chen, weil ihnen die nötige Unter- 
stützung fehlt: »Es läßt sich aber 
vermuten, daß die Gewerkschaf- 
ten weniger Probleme mit der 
Zielerreichung hätten, wenn ihre 
Mitglieder demokratischer und 
basisnäher an der Willensbildung 
und Zielfindung beteiligt wären. 


Die Verhärtung 
des Apparates 


Mit anderen Massenbewegungen 
teilen die Gewerkschaften das 
Schicksal der institutionellen Ver- 
festigung, sie wurden zu Funktio- 
närsorganisationen, die sich im- 
mer mehr von der Basis entfern- 
ten. Die Sklerotisierung (Verhär- 
tung) des Apparats und seine 
Durchdringung mit praxisfernen, 
ideologieträchtigen Akademi- 
kern fiel zusammen mit dem Aus- 
laufen der Arbeiterbewegung, 
die besonders in Deutschland auf 
eine große Tradition zurückblik- 
ken konnte. 


" Damit haben auch die Gewerk- 


schaften ihren Bewegungscha- 
rakter verloren. Spezielle Arbei- 
terkulturen, Arbeitermilieus und 
Arbeiterparteien gehören der 
Vergangenheit an.« 


Ockenfels fährt fort: »Die DGB- 
Gewerkschaften sind weit in den 
öffentlich-rechtlichen Bereich 


:vorgedrungen und tragen, ob- 


wohl sie nicht einmal als Verein - 
eingetragen sind, schon fast das 

Gütesiegel einer öffentlich-recht- 

lichen Körperschaft.« 


Danach führt Ockenfels auf, wo’ 
die Gewerkschaften heute be- 
reits über Mitbestimmungs- oder 
zumindest Anhörungsrechte ver- 
fügen und stellt anschließend 
fest, daß die meisten der, nennen 
wir es mal so, basisgewerkschaft- 
lichen Ziele, also weitestgehende ° 
soziale Absicherung oder umfas- 
sender .Kündigungsschutz, heute 
bereits weitgehend verwirklicht 
sind. 


»Ihren relativen Funktionsman- 
gel versuchten die Gewerkschaf- . 
ten vor allem dadurch zu kom- 
pensieren, daß sie zunehmend 
allgemeinpolitische Funktionen 
wahrnehmen wollen, die weit 
über die Gestaltung der Arbeits- 
und Wirtschaftsbedingungen hin- 
ausgingen. Es gibt kaum einen 
Politikbereich, in dem die Ge- 
werkschaften nicht ihre Forde-- 
rungen anmelden ... Dabei gilt 
sogar der »politische Streik« als 
gerechtfertigt ... 


Die Gewerkschaften geraten also 
in das Aufgabenfeld der politi- 
schen Parteien, ohne freilich de- 
ren Status zu übernehmen und 
sich der Gefahr allgemeiner Wah- 
len auszusetzen. Sie sind also, 
entgegen ihrem Anspruch, nicht 
demokratisch legitimiert ... 


Viele unbegründete 
Machtansprüche 


Solche unbegründeten Machtan- 
sprüche zurückzuweisen, ist Auf- 
gabe eines Staates, der zugunsten 
des Gemeinwohls nicht nur die 
Interessen der mitgliederstarken 
Verbände zu realisieren hat, son- 
dern gerade auch die berechtig- 
ten Ansprüche jener berücksich- 
tigen muß, die sich nicht leicht or- 
ganisieren lassen - und für die 
keine machtvolle Lobby eintritt.« 


Ockenfels schließt: »Es kann 
sein, daß Arbeitnehmer, die nicht - 


mehr an starr festgelegte Arbeits- 
plätze und Arbeitszeiten gebun- 
den sind, weniger leicht zu soli- 
darisieren und organisieren sind. 
Aber Gewerkschaften haben 
nicht primär die Selbsterhal- 
tungsinteressen ihrer Organisa- 
tion und ihrer Funktionäre zu ver- 
treten, sondern die wirklichen In- 
teressen ihrer Mitglieder, nur 
dann können sie an die Solida- 
rität appellieren... 


Die neuen Techniken machen 
, Formen tariflicher Arbeitszeitre- 
gelung möglich und erforderlich. 
Die zunehmende Flexibilisierung 
und Differenzierung führt zu ei- 
ner Kompetenzverlagerung tarif- 
licher Verhandlungsmacht von 
überbetrieblichen Zentralen auf 
die Betriebsebene, und zwar zu- 
gunsten der Betriebsräte, die ein 
stärkeres Selbstbewußtsein erlan- 
gen. Die großen Gewerkschafts- 
zentren erleiden einen Funk- 
tionsverlust ... 


Kollektive Interessenvertretun- 
gen erscheinen nur dann als ge- 
rechtfertigt und attraktiv, wenn 
sie sich mit individuellen Ansprü- 
chen vermitteln lassen. : Diese 
Vermittlung können aber nur Ge- 
werkschaften leisten, die ideolo- 
'gisch abgerüstet und politisch ab- 
gespeckt haben und sich dann 
pragmatisch auf jeweilige Her- 
ausforderungen konzentrieren.« 


Peter Hanau, Ordinarius für Ar- 
beitsrecht an der Universität 
Köln, verwies in seinem State- 
ment darauf, daß die geltende 
Rechtsprechung den Gewerk- 
schaften zwar in gewissem Maße 
ein politisches Mandat zuspricht, 
dieses sich aber doch auf die ba- 
sisgewerkschaftlichen Bereiche 
beschränken sollte. Auch heiße 
es bereits in einer BGH-Ent- 
scheidung von 1966, daß die Ein- 
heitsgewerkschaft auch die Inter- 
essenvertretung der in ihr verei- 
nigten kleineren Sondergruppe 
in angemessener und sachgemä- 
Ber Weise wahrnehmen müsse. 


Mandat für militante 
Gewerkschaften 


Selbst die Satzungen der Ge- 
werkschaften beschränken sich 
auf die Förderung der »wirt- 
schaftlichen, sozialen, berufli- 
chen und kulturellen Interessen 
“ihrer Mitglider« (IG Metall). 
Von allgemeinpolitischen Man- 
daten ist hier aber keine Rede. 
Und manche Satzungen anderer 


Gewerkschaften, etwa der: IG 
Chemie-Papier-Keramik, seien 
sogar noch enger gefaßt. 


Werner Dichmann, Referatslei- 
ter im Institut der deutschen 
Wirtschaft, bezeichnete die IG 
Metall und die IG Medien sogar 
als »militante Gewerkschaften«. 
Danach geht Dichmann darauf 
ein, wie die deutsche Wirtschaft 
nach Verwirklichung der Ge- 
werkschaftspläne aussehen wür- 
den. Das fatale daran ist nur, daß 
der Machtzuwachs der Gewerk- 
schaften von den Unternehmen 
zu zahlen wäre und letztendlich, 
da dies zu massiven wirtschaftli- 
chen Belastungen führen würde, 
von der öffentlichen Hand. Dich- 
mann schreibt weiter: »Der 
Schlüsselbegriff für systemzerstö- 
rende gewerkschaftliche Strate- 
gien heißt »Demokratisierung«. 
Moralisch überhöht und flankiert 
wird er mit Begriffe wie »Huma- 
nisierungen der Gesellschaft«, 
Schaffung >»sozialer Gerechtig- 
keit«, »Solidarität< in und »Re- 
form« der Gesellschaft, um nur 
einige der Termini zu nennen, die 
auch noch nach dem Zusammen- 
bruch des Ostblocks ständige Ver- 
wendung finden.« 


Der Wirtschaftier schließt: »Die 
Diagnose der Strategien deut- 
scher Gewerkschaften führt also 
zu einem gespaltenen Befund. Es 
wäre paradox, ist aber nicht ganz 
auszuschließen, daß die militan- 
ten Gerwerkschaften durch die 
Vereinigung Deutschlands an 
Einfluß gewinnen. Denn trotz 
des gesellschaftlichen Umbruchs 
ist die Bevölkerung Mittel- 
deutschlands, die mit großer 
Mehrheit die Marktwirtschaft be- 
fürwortet, noch weit davon ent- 
fernt, zu wissen, was Marktwirt- 
schaft bedeutet und wie sie funk- 
tioniertt. Das mechanistische 
Denken der Planwirtschaft ist 
noch immer eingängiger als das 
abstrakte Spiel Wettbewerb. Da- 
durch könnten sich für militante 
Gewerkschaften neue Ansatz- 
punkte bieten.« 


-Die Konflikt- 
Linie der SPD 


Gerhard Wittkämper, Direktor 
des Instituts für Politikwissen- 
schaften der Westfälischen Wil- 
helms-Universität Münster, be- 
schreibt sehr eingehend das Be- 
streben der Gewerkschaften, 


“auch auf der EG-Ebene Einfluß: 


auf die offizielle EG-Politik zu 


REEL le 


* bekommen und schildert, wie die 


Gewerkschaften dies erreichen 
wollen, etwa durch den Europäi- 
schen Gewerkschaftsbund 
(EGB), europäische Gewerk- 
schaftsausschüsse als zweite 
Handlungsebene, europäische 
Wirtschaftsausschüsse als dritte 


Handlungsebene und interregio- 


nale Gewerkschaftsräte als vierte 
Handlungslinie. 


Den Abschluß bildete Warnfried 
Dettling, Ministerialdirektor im 
Bundesministerium für Jugend, 
Familie, Frauen und Gesundheit. 
Er charakterisierte treffend wie 
folgt: 

»Man kann vereinfachend, aber 
zutreffend sagen, daß die Le- 
benswelt der Menschen und die 
(traditionelle) Ideenwelt der Ge- 
werkschaften mehr und mehr 
auseinander treten. Und der 
Streit in der SPD spielt sich heute 
nicht mehr wie früher zwischen 
»linken< und »rechten« Sozialde- 
mokraten ab, sondern zwischen 
denen, die Individualisierung, 
Pluralisierung und Indifferenzie- 
rung akzeptieren, sie positiv be- 
werten und diese Veränderungen 
gestaltend in ihre Politik mitein- 
beziehen, und zwischen denen, 
die diese Individualisierung, Plu- 
ralisierung und Differenzierung 
eher leugnen und verdrängen, 
weil sie darin eine Schwächung 
der Möglichkeit einer kollektiven 
Interessensvertretung durch die 
Gewerkschaften sehen. 


Die Konfliktlinie in der SPD mar- 
kiert sich auch in ihrem Verhält- 
nis zu den Gewerkschaften. Um 
mehrheitsfähig zu werden, muß 
heute ein SPD-Kanzlerkandidat 
auch Teilen der SPD und dem tra- 
ditionellen :Arbeitermilieu sehr 


viel zumuten, er muß auf eine ge- 


wisse Distanz gehen, weil sonst 
die SPD ihre Mehrheitsfähigkeit 
verliert.« 


Sozialismus durch 
die Hintertür 


Treffend war die Pressemittei- | 


lung zu diesem Buch, in der es 
heißt: »Einige große Gewerk- 
schaften ziehen es vor, diese 
schwierige Situation (gemeint ist 
die Tatsache, daß durch die Flexi- 
bilisierung eine Kollektivvertre- 


tung immer weniger sinnvoll ist; - 


der Verfasser) durch lautstarke 
Solidaritätskampagnen zu mei- 
stern. Sie gehen damit an wichti- 
gen Zielgruppen vorbei. Ihre At- 
traktivität für die modernen Ar- 
beitnehmer können die Gewerk- 
schaften nur dann steigern, wenn 
sie erst einmal ideologisch abrü- 
sten, politisch abspecken und 
sich auf eine kritische Sozialpart- 
nerschaft besinnen.« 


Zwar kann jetzt der Vorwurf ge- 


macht werden, diese Stimmen. 


kamen von den Vertretern des 
»Kapitalismus«, deren Aufgabe 


es natürlich ist, Gewerkschaften 


»niederzumachen«. Wer die Ana- 
lysen dieser Männer aber selber 
genauestens analysiert, muß zu 
dem Ergebnis kommen, daß sie 
die derzeitige Situation der Ge- 
werkschaften in höchstem Maße 
zutreffend beschrieben haben. 
Gewerkschaften sind sicherlich 


wichtig, aber nicht wenn sie, wie . 


die maßgeblichen hierzulande, 
versuchen durchs Hintertürchen 
und schöne Worte den Sozialis- 
mus einzuführen, den selbst die 
große Mehrheit ihrer Mitglieder 
strikt ablehnt. Der Gedanke an 
das Trojanische Pferd drängt sich 
da unweigerlich auf. oO 


Deutschland- 


Journal 


r »Rechte< 
Gewalttaten 


inEx-DDR von. 


_ Linken und 


‘ Geheimdiensten 


geschürt? 


Heiße Gerüchte über die wahren 
Hintermänner der »rechten« Ge- 
walttaten in den fünf neuen Bun- 
desländern machen derzeit die 


Runde. Danach soll ein Großteil 


der Ausschreitungen und »Um- 
züge« Rechtsextremer in Wirk- 
lichkeit von Linken und Geheim- 
diensten aller Art geschürt wor- 
den sein und noch immer ge- 


Be sehürt werden. 


- Hintergrund waren zum einen . 


nachrichtendienstliche  Analy- 


sen, wonach bei den Wahlberech- 


 »-tigten in Mitteldeutschland ein 


großes Potential vorhanden sein 


"soll, das bereit war, seine Stimme 


einer rechts-konservativen oder 
nationalen Partei außerhalb der 
Unionsparteien zu geben. Um 
dies zu verhindern, wurden nun- 
mehr Krawallmacher, die zwar 


vielleicht irgendwo ein rechtes . 
.: Gedankengut haben, mit der 
"wahren nationalen Rechten aller- 


dings absolut nichts gemein ha- 


.ben und von diesen auch abge- 


lehnt werden, zu Gewalttaten 
und Krawallen aufgehetzt. Von 
besonderem Interesse ist dabei, 


 » daß immer wieder berichtet wird, 
‘daß plötzlich unbekannte Leute 


mit viel Geld in der Tasche auf- 
tauchen und dieses dann an die 
Gewalttäter verteilten. 


Der zweite Grund sei, wie aus In- 
förmantenkreisen weiter verlau- 
tet, daß die Bundesrepublik auch 
weiterhin vom Ausland und be- 
stimmten Interessengruppen er- 


“ preßbar bleiben soll. Hierzu paßt 
» auch, daß die »rechten Krawalle« 
“in. der Auslandspresse in einem 


üngeheuren Ausmaße ausge- 


. »schlachtet werden und auch im 
Fernsehen hierüber ausführlich 


> berichtet wird. 
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Dadurch werde dann die Dau- 


menschraube angesetzt, nach 
dem Motto »Entweder ihr ver- 
hindert das Wiederaufleben des 
rechten Spektrum oder der inter- 
nationale Druck wird noch wei- 
ter anwachsen«. Nicht umsonst 
würden die Forderungen quer- 
beet durch alle Parteien und son- 
stigen politisch tätigen Organisa- 
tionen, wie etwa dem Zentralrat 
der Juden in Deutschland, immer 
lauter, mit entsprechenden Ge- 
setzen das rechte Spektrum zu 
verbieten. Daß nach einem derar- 
tigen Verbot kein freiheitlicher 
Rechtsstaat mehr existieren 
würde, sondern dieser Staat dann 
vielmehr bereits diktatorische 
Züge angenommen hätte, wird 
von den Leuten gerne »überse- 
hen«. 


Wie es weiter heißt, sollen unter 
den Rädelsführern viele gewesen 
sein, die bereits unter dem SED- 
Regime bei der Stasi tätig gewe- 
sen seien beziehungsweise der 
SED oder der FDJ angehörten. 
Dazu würde auch passen, daß 
sich besonders die »Fans« des FC 
Ost-Berlin als extrem gewalttätig 
und rechtsextrem präsentieren. 
Wie allgemein bekannt, gehörte 
der FC Ost-Berlin quasi der Stasi 
und die Stasi-Oberen waren die 
Stammgäste, hatten sogar eigene 
luxuriöse Logen im Stadion. Wie 
paßt es dann zusammen, so lautet 
die Frage vieler, daß gerade de- 
ren Fans, die schon zu DDR-Zei- 
ten als besonders gewalttätig gal- 
ten, nun auf einmal »rechtsex- 
trem« seien? m 


Gewerk- 
schaften 
schwimmen in 
Geld 


Die Gewerkschaften beklagen 
sich immer darüber, daß die Ar- 
beitnehmer in Deutschland nicht 


‘in der Lage seien, ihre Interessen 


wahrzunehmen, da es an finan- 


ziellen Mitteln mangele. Die - 


Wirklichkeit sieht aber ganz an- 
ders aus: Danach schwimmen die 
meisten Gewerkschaften näm- 
lich im Geld. Wie der Bonner 
Hintergrundinformationsdienst 
»Privat-Depesche« - kürzlich- 
schrieb, haben diese ihre gewalti- 
gen Vermögen oftmals sogar in 
hochverzinslichen Anleihen und 
Immobilien festgelegt. 
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So verfüge zum Beispiel die Ge- 
werkschaft IG Bau, Steine, Er- 
den - die fünftgrößte DGB-Ge- 
werkschaft - über Sparbriefe und 
andere festverzinsliche Wertpa- 
piere im Wert von rund 300 Mil- 
lionen Mark und inklusive Immo- 
bilien sogar über etwa eine halbe 
Milliarde Mark. Ahnliches gelte 
für die IG Chemie. Die größte 
Einzelgewerkschaft, die IG Me- 
tall, soll danach sogar über »min- 
destens zwei Milliarden Mark« 
verfügen. Alleine an Zinsen kas- 
siere die IG Bau in diesem Jahr 
rund 25 Millionen Mark und die 
IG Metall etwa 100 Millionen 
Mark. 


Grund hierfür seien zum Teil die 
deutlich gestiegenen Mitglieder- 
zahlen in den vergangenen Jah- 
ren — was jetzt durch die fünf 
neuen Bundesländer noch weiter 
forciert werden wird - sowie die 
»schlappe Kampfmoral ihrer Mit- 
glieder«. Die letzten großen 
Streiks bei der IG Bau und der 
IG Chemie liegen bereits fast 20 
Jahre zurück. 


Daß die Gewerkschaften aber 
gar nicht daran denken, ihre Mit- 
glieder an dem Riesenvermögen 
partizipieren zu lassen — etwa 
durch “ Beitragssenkungen -, 
kennzeichnet folgendes: Die IG 
Metall hat erst kürzlich die Mit- 
gliedsbeiträge für Rentner um 
ein halbes Prozent erhöht. m 


Deutsche Justiz 
anscheinend 
nicht 


‚ausgelastet 


Frei nach dem Motto »Wir sind 
noch nicht genug überlastet, gebt 
uns noch mehr unsinnige Fälle« 
verfuhr vor kurzem der dritte 
Strafsenat des Oberlandesgerich- 
tes Celle, das einen Freispruch 
des Landgerichtes Hannover auf- 
hob. 


Was war denn nun weltbewegen- 
des geschehen: Die Staatsanwalt- 
schaft Hannover hatte einen Ju- 
gendlichen angeklagt, der am 9. 
November 1988 - dem Tag der so- 
genannten Reichskristallnacht — 
zusammen mit anderen Jugendli- 
chen und Erwachsenen beim Fak- 
kelschein das Lied »Es zittern die 
morschen Knochen« der Hitler- 
Jugend gesungen hatte. Während 


das Hannoveraner Gericht in 
dem Absingen dieses Liedes kei- 
nen Gebrauch von verbotenen 
Kennzeichen einer nationalsozia- 
listischen Organisation sah, hielt 
das Oberlandesgericht dem ent- 
gegen, es reiche bereits aus, 
wenn eine Organisation wie die 
Hitler-Jugend das Lied auch 
ohne hoheitliche Anordnung zu 
propagandistischen Zwecken ge- 
nutzt habe. Jetzt soll ein Sachver--, 

ständiger darlegen, welchen Stel- " 
lenwert das Lied im Dritten 
Reich tatsächlich hatte (Akten- 
zeichen: 3 Ss 88/90). 


Übrigens: Die Internationale . 
darf auch weiterhin gesungen 
werden, obwohl der Kommunis- 
mus selbst dann, wenn alle für 


. das Dritte Reich genannten 


Höchstopferzahlen zutreffen 
sollten, noch immer ungleich 
mehr Menschen auf dem Gewis- 
sen hat. 


SPD 

gibt dunkle 
Vergangenheit 
zu | ' 


Die SPD hat jetzt erstmals öffent- 
lich zugegeben, daß die »Zwangs- 
vereinigung« mit der SED eben 
nicht mit Zwang erfolgte, son- 
dern von den wesentlichen Teilen 
in der Partei selber offensiv be- 
trieben wurde. So heißt es in ei- 
nem Artikel von Anke Fuchs im 
»Vorwärts«, Kurt Schumacher 
habe die Vereinigung abgelehnt, 
»die ihm damals Pieck und Gro- 
tewohl einreden wollten«. DO 


Kein Ende 
der Spionage 
in Sicht 


Trotz der sogenannten Öffnung 
des Ostblocks nach dem Westen 
läuft die Spionagetätigkeit dieser 
Länder nach wie vor auf vollen 
Touren. So hat etwa der KGB 
nach neuesten Erkenntnissen des 
Bundesnachrichtendienstes 

(BND) die meisten der unent- 
deckt gebliebenen Stasi-Leute 
übernommen. Die in einem In- 
terview mit dem »Stern« getä- 
tigte Außerung von Ex-Stasi- 
Chef »Mischa« Wolf, der KGB 


% 


habe keine Stasi-Leute in seine 
Dienste gestellt, dies wisse er ge- 
nau, sei nichts »als reine Desin- 
formation« und zeige, »wie tief 
Wolf noch immer in die Spio- 

. nage- und Propagandaarbeit der 
SED eingespannt« sei. 


An erster Stelle steht nach Infor- 
mationen die politische Spio- 
nage, gefolgt von der Wirtschafts- 
spionage und der rein militäri- 
schen Aufklärung. Wie hoch be- 
sonders die Wirtschaftsspionage 
zu bewerten sei, läßt eine Auße- 
rung des polnischen Innenmini- 
steriums erkennen, wonach Po- 
len aus dieser Spionagetätigkeit 
umgerechnet etwa Einnahmen 
von 800 Millionen Mark entstan- 
den seien. 


Besonders interessant: Die glei- 
chen Quellen berichten, daß die 
USA ihre Industriespionage ver- 


‘stärkt haben — und zwar nicht 


etwain der Sowjetunion, sondern 
bei ihren westlichen Verbünde- 
ten. Hierzu unterhalten die NSA 

(National Security Agency), die 
‘ einen Jahresetat von mehreren 
Milliarden Dollar hat, umfangrei- 
che Spionage- und Abwehrnetze. 


Alleine in der Bundesrepublik 
gebe es drei riesige Abhöranla- 
gen, und zwar in Berlin, Braun- 
lage und Bad Aibling, mit denen 
die Telefone nahezu aller Wirt- 
schaftsbosse angezapt werden. 


NVA bringt 
Milliarden 


Positive Auswirkungen der Na- 
tionalen Volks-Armee (NVA) auf 
die Kosten der (Teil-)Vereini- 
gung: Aus der Auflösung und 
dem Verkauf der NVA werden 
nämlich zig Milliarden Mark in 
die Bonner Kasse fließen. Be- 
reits bis Mitte November kamen 
aus diesen Verkäufen bereits 
‘800.000 Mark herein. 


Alleine der Wert der.rund 3140 
Kampfpanzer, davon 400 mo- 
derne T-72, knapp 8000 gepan- 
zerte Fahrzeuge, 2200 Ge- 
schütze, 79 Kampfschiffe und 
rund 450 Flugzeuge wurde vom 
Verteidigungsministerium auf 
rund 50 Milliarden Mark ge- 
schätzt. Weitere rund 90 Millio- 
nen Mark sollen die Waffen aus 
.. den Beständen der Betriebs- 
 kampftruppen der SED bringen. 


\ 


Daneben erwartet Finanzmini- 
ster Theo Waigel aus der Übertra- 
gung der Stasi-Immobilien 66 bis 
110 Milliarden Mark. 55 Milliar- 
den Mark davon sollen für 
kranke, aber sanierungsfähige 
Betriebe in den fünf neuen Bun- 
desländern ausgegeben werden. 


Schlechte 
Aussichten für 
Geschädigte der 
Enteignungen 


- zwischen 1945 


und 1949 


Am 22. Januar 1991 verhandelt 
bekanntlich das Bundesverfas- 
sungsgericht über die Frage, ob 
auch für die zwischen 1945 und 
1949 vorgenommenen Enteig- 
nungen Entschädigungen gezahlt 
werden sollen oder nicht. Bisher 
war dies durch einen entspre- 
chenden Passus im Einigungsver- 
trag, der vor allem auf den Druck 
der Sowjets und interessierter 
DDR-Kreise zustande gekom- 
men war, ausgeschlossen bezie- 
hungsweise die endgültige Ent- 
scheidung auf das »gesamtdeut- 
sche« Parlament verschoben wor- 
den. 


Wie jetzt aus in der Regel bestin- 
formierten Kreisen verlautet, sol- 
len die Chancen für eine Entschä- 
digungszahlung oder sogar für 
eine Rückgabe der damals enteig- 
neten Grundstücke oder Firmen 
ausgesprochen schlecht sein. 


Der Hintergrund sei der, daß von 
diesen Enteignungen viele sich 
opportunistisch dem damaligen 
Regime. Verschriebene profitier- 
ten, die dann im Laufe der Zeitin 
immer höhere Stellen vorrück- 
ten, und zwar nicht nur in der 
SED, sondern durchaus auch in 
den Blockparteien oder anderen 
zumindest in der Öffentlichkeit 
als nichtstaatlich deklarierten Po- 
sten die Karriereleiter hochklet- 
terten. 


Und diese damals äußerst ein- 
flußreichen Leute hätten sich 
rechtzeitig vor dem Fall der 
Mauer aus. den Stasi-Archiven 


entsprechende Unterlagen über 


hohe westdeutsche Politiker be- 
sorgt und drohten nun, sollte ih- 


nen irgendetwas der damals zuge- 


sicherten Dinge abgenommen 
werden, den oftmals sehr, sehr 
brisanten Inhalt der Akten be- 
kanntzugeben. 


Wie brisant dieser oftmals ist, 
läßt sich aus dem Buch des ehe- 
maligen Honecker-Beraters, 
Hermann von Berg. »Vorbeu- 
gende Unterwerfung« entneh- 
men, in dem dieser wenige Fak- 
ten aus der Vergangenheit von 
Ex-Bundeskanzler Brandt zi- 
tiert, etwa wie dieser beider SED 
nachfragen ließ, was er denn in 
der DDR werden könne, wenner 
in die SED eintritt oder wie er 
reichlich über den Durst trank 
und sich dabei immer Frauen 
bringen ließ. 


Und auch über die jetzigen höch- 
sten politischen Repräsentanten 
soll verschiedenes gespeichert 
sein, was bei Bekanntwerden die- 
ser Dinge den sofortigen Rück- 


tritt nach sich ziehen würde. Folg- 


lich seien sie jetzt »sehr behut- 
sam« aufgefordert worden, sich 
die Regelung dieser Fragen »in 
aller Ruhe und sehr genau« zu 
überlegen. 


Dazu passe sogar, trotz vielleicht 
gutgläubiger anderer Gedanken, 
der Weg vor das Bundesverfas- 
sungsgericht, da dieses in der 
deutschen Öffentlichkeit einen 
hervorragenden Ruf genießt und 
Entscheidungen des BVerfG, 
überspitzt ausgedrückt, als Wort 
Gottes anerkannt werden. 
Würde nämlich die Bundesregie- 
rung alleine dies ablehnen, 
würde es zu einem Riesenauf- 
schrei in der deutschen Offent- 
lichkeit und immensen Protesten 
führen. Lehnten aber die Verfas- 
sungsrichter dies unter Hinweis 
auf das Völkerrecht oder sonst- 
was ab, würde dies zwar noch im- 
mer zu Kritik führen, die aber 
weitaus leiser wäre und vor allem 
nicht dieses Ausmaß hätte. 


Die Anordnung des Gerichtes an 
den Bund, die Enteignungen 
durch Entschädigungszahlungen 
auszugleichen, gilt in diesen in- 
formierten Kreisen ebenfalls als 
ausgeschlossen. Hierzu wären 
nämlich Beträge in Billionen- 
höhe notwendig. Alleine die ent- 
eigneten Vermögensgegenstände 
der Banken, der Chemieriesen 
sowie der sonstigen Konzerne 
werden auf eine sehr hohe drei- 
stellige Milliardenzahl geschätzt. 


Es wird darauf verwiesen, daß 
das Bundesverfassungsgericht in 


der. Vergangenheit.-des öfteren... 


politische Urteile gefällt habe. So . 


etwa als die Verfassungsschützer 
vor einigen Jahren entschieden, 


daß es dahingestellt bleiben : :- - 


könne, ob das 1952 in Kraft getre- 


tene sogenannte Erste Großban- 


kengesetz der Verfassung ent- 
spreche oder nicht. Jedenfalls 
habe es die bis dahin geltende al- 
liierte Anordnung, die Deutsche 
Bank, die Dresdner Bank und 
die Commerzbank dürften nicht 
mehr aktiv tätig sein, sondern 


sich lediglich auf die Abwicklung _ 


ihres Geschäfts mit anschließen- 
der Liquidation. beschränken, 
aufgehoben. Schließlich sei es 
den Großbanken nun erlaubt 
worden, zwar nicht als eine 
Bank, aber immerhin im Süd-, 
West- und Nordteil Deutschlands 
mit separaten Tochterinstituten 
wieder tätig zu sein. Damit sei es 
aber mittelbar alliiertes Recht, 
daß das Grundgesetz überlagere. 


Man. bedenke, das sogenannte ', 
Erste Großbankengesetz wurde - 
vom Bundestag beschlossen — 


und laut Protokollen von damals 
ohne jede alliierte Einfluß- 
nahme, zwar gab es Absprachen, 
doch reichen diese nicht aus, et- 
was als mittelbare Anordnung zu 
deklarieren -, vom Bundesrat be- 
stätigt und vom Bundespräsiden- 
ten gegengezeichnet, lief also 
haargenau das vom Grundgesetz 
vorgeschriebene Verfahren ab. 

Aber die Konsequenzen einer an- 
derslautenden Entscheidung wär 
ren einfach zu groß gewesen, da 
damit die ganze Ausgliederung 
aus der Altbank in die zuerst drei 
Tochterinstitute und dann 1958 
nach Vereinigung dieser. drei 
Töchter in eine Bank, die soge- 
nannte Neubank, hätte rückgän- 
gig gemacht werden müssen. Da 
nicht sein kann, was nicht sein 
darf, sei kurzerhand eine derar- 


tige Entscheidung mit dem »mit-. 


telbaren Besatzungsrecht« be- 
gründet worden und die entspre- 


chenden Klagen nach mehreren ° 


Jahren mit zweieinhalb Seiten 
Begründung abgewiesen wor- 
den. Und eine derart politische 


Entscheidung könne auch dies- F 


mal nicht ausgeschlossen wer- 
den. ag D 
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Eine der heiligen Kühe des kapitalistischen Systems - der freie Fluß des 
‚Geldes - steht unter Beschuß. Die Entwicklung der Weltwirtschaft in 
(den Jahren nach dem Zweiten Weltkrieg wurde in einem hohen Aus- 
maß durch die fast universale Akzeptanz des Gebotes geformt, daß es 
zwei Dinge gibt, von der die Welt unmöglich zuviel haben kann. 


Eines war die Beseitigung be- 
hördlicher Beschränkungen auf 
- den internationalen Handel mit 
Gütern und Dienstleistungen, 
das heißt der Abbau aller Zölle 
und ähnlicher Behinderungen 
des-freien Güterstroms zwischen 
den einzelnen Ländern. Das an- 
dere war die allmähliche Beseiti- 
gung von Devisenbewirtschaf- 
„tung und anderer Hindernisse für 
die Bewegung von Kapital über 
die Grenzen hinweg. 


- Der Mut 
„zur Herausforderung 


.* Wie wir schon seit einiger Zeit 
hervorheben, liegen sehr viele 
Beweise dafür vor, daß das wirt- 
schaftliche Wohlergehen der ein- 
zelnen Länder durch wahllose 
Anwendung der Philosophie des 
Freihandels ernsthaft unterhöhlt 
werden kann. 


Jetzt - und nicht vorher, wo es an 
der Zeit. gewesen wäre — hat eine 
internationale offizielle Körper- 
schaft. den Mut dazu gefunden 
darauf hinzuweisen, daß, welche 
Vorteile die Welt auch immer dar- 
aus.ziehen mag, Gelder frei über 
die Grenzen fließen dürfen. Es 
gibt immer noch starke Argu- 
mente dafür, endlich damit aufzu- 
hören, so zu tun, als sei eine der- 
artige Liberalisierung eine hei- 
‘‚lige Kuh. 


Die United Nations Conference 


on Trade and Development 
 (UNCTAD) besitzt die Tollkühn- 
‚ heit:diese Angelegenheit auf die 
'. Tagesordnung zu bringen. In ih- 
°, rem 
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»Trade and Development Re- 
port« lenkt sie die Aufmerksam- 
keit ihrer Leser auf die Art und 
Weise, in der das Schicksal der 
ärmsten Länder, denen ihre 
Hauptsorge gilt, in immer größe- 
rem Ausmaß durch die steigende 
Finanz-Unsicherheit auf interna- 
tionaler Ebene aufs Spiel gesetzt 
wird. 

UNCTAD versichert ferner, daß 


. die Bekämpfung der Instabilität 


und Verringerung der Ungewiß- 
heit auf ein vertretbares Niveau 
eine tatkräftige Handlungsweise 


auf breiter Front erfordert, mit 


besonderer Aufmerksamkeit auf 
die Beweglichkeit der Gelder. 
Und das, so wird erläutert, be- 
deutet, daß es höchste Zeit ist, 
die diesbezügliche Politik einer 
beträchtlichen Erneuerung zu 
unterziehen, einschließlich der 
Anwendung solcher Mittel wie 
Steuern auf: internationale Fi- 
nanzgeschäfte. 


Neue Organisation 
des Finanzlebens 


Anfangs blieb diese kühne Her- 
ausforderung gegen die akzep- 
tierte Weisheit, welche Rolle die 
Liberalisierung der Kapitalbewe- 
gungen bei der Gestaltung der 
wirtschaftlichen Gesundheit der 
Welt angeblich höchst vorteilhaft 
spielt, weitgehend unbeachtet. 
Der Grund dafür ist natürlich die 
Tatsache, daß das internationale 
Finanzwesen so stark damit be- 
schäftigt war, sich mit den Ver- 
ästelungen der Irak-Krise zu be- 
fassen, daß.es kaum Zeit dazu 
hatte, sich anderen Dingen zu 
widmen. ; 


. daß derartige 


Es steht jedoch außer Frage, daß 
das, worum es sich hier handelt, 
eine grobe Beleidigung für jenen 
Gesichtspunkt der gegenwärti- 
gen Organisation des Finanzle- 
bens der Welt darstellt, den sie, 
gelinde gesagt, sehr hochhält. 


Der Punkt ist, daß eine allge- 
meine Akzeptanz des Gedan- 
kens, daß esangemessen wäre da- 
mit zu beginnen solche Mittel wie 
Steuern auf Kapitalgeschäfte ein- 
zusetzen, um das Verhalten der 
Geldmärkte der Welt zu beein- 
flussen, die weltweite Finanz- 
szene auf keineswegs ungewisse 
Weise übernacht verändern 
könnte. 


Reden wir zunächst einmal von 
den stillschweigenden Auswir- 
kungen, die solch eine Abwei- 
chung von der bisherigen Politik 
auf die gewaltigen Bewegungen 
von Fluchtkapital von einem 
Land zum anderen haben würde, 
die in den letzten Jahren derart 
wilde und unerwünschte Schwan- 
kungen in den Devisenwerten 
verursacht haben - Schwankun- 
gen, die oft wenig mit dem 
Tauschwert dieser Einheiten in 
realer Kaufkraft im Verhältnis zu- 
einander zu tun haben. 


Wenn es erst einmal klar wird, 
Transaktionen 
möglicherweise deftige Geldstra- 
fen in Form von Sondersteuern 
nach sich ziehen könnten, wer- 
den die Besitzer solcher Gelder 
offensichtlich viel weniger dazu 
neigen, sie - wie das jetzt der Fall 
ist - auf den geringsten Vorwand 
hin umzudisponieren. 


Ein Ende für 
Währungsspekulationen 


Währungsspekulationen könn- 
ten auf diese Weise daran gehin- 
dert werden, jene hochgradig de- 
stabilisierende Rolle zu spielen, 
die sie in letzter Zeit bei der Ord- 
nung der Finanzangelegenheiten 
gespielt haben. Dies würde es 
wiederum den einzelnen Län- 
dern sehr erleichtern, ihre heimi- 
schen Finanzprobleme in den 
Griff zu bekommen. Und wie be- 
deutsam eine solche Entwicklung 
wäre, ist an der Größenordnung 
zu ermessen, mit der die Zins- 
satzpolitik selbst der größten 
Länder jetzt von der Art und. 
Weise bestimmt wird, wie sich 
ihre Währungen auf den interna- 


.tionalen Finanzmärkten verhal- 
“ten. 


Wie in dem UNCTAD-Bericht 
freimütig eingeräumt wird, gibt 
es Dinge, die für ein vernünftiges 
Maß an Freiheit des Kapitalflus- 
ses über ‘die Grenzen hinweg 
sprechen, die in einem Geldzen- 
trum die dortigen Bedürfnisse 
übersteigen, in einem anderen 
nützliche Anwendung finden 
können. 


Aber dank der von den führen- 
den Regierungen zur Schau ge- 
tragenen ungerechtfertigen Be- 
geisterung für eine Entregulie- 
rung auf dem Finanzsektor und 
dank der Exzesse bei der Kredit- 
beschaffung seitens des interna- 
tionalen Bankwesens haben wir 
den Punkt erreicht, bei dem die 
Liberalisierung auf diesem Ge- 
biet allmählich mehr Schaden als 
Nutzen bringt. 


Es ist daher notwendig, auf ver- 
nünftigere Weise zwischen den 
Argumenten für und gegen eine 
Liberalisierung der internationa- 
len Kapitalbewegungen abzuwä- 
gen und die weitreichenden Ver- 
änderungen im Weltfinanzwesen 
seit Anfang der achtziger Jahre 
viel stärker in Erwägung zu zie- 
‚hen. Und es ist wichtig zu begrei- 
fen, daß die Argumente, die da- 
für sprechen, daß dies lieber frü- 


her als später erkannt werden 


muß, durch die internationalen 
politischen Umwälzungen im Na- 
hen Osten weitgehend untermau- 
ert werden. 


Diese Unruhe, das ist bereits 
schmerzhaft klar, ist dazu be- 


-stimmt, die Instabilität und Unsi- 


cherheit, die sich in das Finanzsy- 
stem der Welt eingeschlichen ha- 
ben, noch zu verschlimmern. 
Dies ist deswegen so beunruhi- 
gend, weil, wie es in der Natur 
der Irak-Krise liegt, jede Aus- 
sicht dafür besteht, daß diese 
neue Geisel weiter und weiter 
rollen wird. 


Es gibt natürlich mächtige be- 
rechtigte Interessen an einer Ver- 
ewigung des Themas, das da lau- 
tet: »Aus der internationalen Li- 
beralisierung der Finanzen kann 
nur Gutes kommen«. Dies sind 
vor allem die internationalen 
Banker, die aus den Geldgeschäf- 
ten, die sich aus dieser Orgie von 
spekulativen Aktivitäten, ausge- 
löst durch die Liberalisierung, er- 
geben haben, riesige Gewinne 
einheimsen. Sie werden alle Ver- 
suche, die so dringend benötig- 
ten Reformen in Kraft zu setzen, 
mit allen Mitteln bekämpfen. DO 
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Schützt die 


Investitionen 


C.Gordon Thether 


Die von dem irakischen Einmarsch in Kuwait ausgelöste internatio- 
anale Umwälzung hat die Frage des »sicheren Hafens« für Devisen wie- 
der mitten auf die Bühne gebracht. Und der Dollar hat seine Star- 


Rolle verloren. 


Als die gesamte Finanzwelt An- 
fang der siebziger Jahre durch die 
spektakuläre Explosion der Öl- 
preise in akute Unordnung ge- 
stürzt wurde, wurde die Frage 
des »sicheren Hafens« unter de- 
nen, die mit der Sicherstellung 
monetärer Vermögenswerte be- 
faßt sind, beinahe zu einer Beses- 
senheit. Sie tauchte schnell als 
aktuelles Thema in Wirtschaftsse- 
minaren aller Art auf, in denen 
Spezialisten erläuterten, wie man 
seine Gelder am besten gegen die 
neue Geisel einer zweistelligen 
Inflation sowie solche älteren Be- 
drohungen wie der Ausbruch ei- 
nes Krieges im In- und Ausland 
schützen könne. 


Eine große Menge 
Ungewißheiten 


Das Interesse an dieser Sache 
schwand dahin, als die USA und 
andere große Industrieländer 
Anfang der achtziger Jahre damit 
begannen, die Inflation auf eini- 
germaßen gut zu bewältigende 
Proportionen herunterzudrük- 
ken. Da die Devisenwerte weiter- 
hin’ im Verhältnis zueinander 
stark schwankten, konnte man 
die Angelegenheit offensichtlich 
nicht ganz aus dem Auge lassen. 


Aber wie. der anschließenden 
Verlust des Goldes an Populari- 
tät als geeignete Anlage für den 


"Wohlstand zeigte, hatte die Frage 


nicht mehr den Status der hohen 
Priorität bei Entscheidungen 
über Geldanlagen, den sie sich in 
den siebziger Jahren erworben 


hatte. 


Jetzt erfreut sich dieses Thema ei- 


nes großen Comeback. In wel- 
chem Ausmaß dies der Fall ist, 


. läßt sich durch die Tatsache er- 
messen, das Lloyds Bank, eine . 


der internationalen Finanzriesen 
Großbritanniens, den Leitartikel 
in ihrem neuesten Bulletin der 
Analyse der Verdienste des ver- 
fügbaren »sicheren Hafens«, für 
Gelder gewidmet hat. Der 
Grund ist natürlich darin zu se- 
hen, daß der irakische Einmarsch 
nach Kuwait und dessen beträcht- 


“liche Rückwirkungen eine große 


Menge Ungewißheiten von welt- 
weiten Dimensionen in die Fi- 
nanzszene injiziert hat. 


An erster Stelle darunter, das 
braucht nicht gesagt zu werden, 
stehen die inflationären Auswir- 
kungen des steilen Anstiegs der 
Ölpreise, der durch das Verhal- 
ten des Iraks hervorgerufen 
wurde. Es scheinen einigerma- 
Ben gute Aussichten dafür zu be- 
stehen, daß die Bedrohung der 
weltweiten Wirtschaftsstabilität 
unter dieser Rubrik sich als weni- 
ger ernsthaft erweist als die, wel- 
che sich aus der Explosion der Ol- 
preise Anfang der siebziger Jahre 
ergab. 


Aber es wird offenbar allgemein 
akzeptiert, daß, selbst unter den 
günstigsten Voraussetzungen, 
diese Bedrohung dazu bestimmt 
ist, wesentlich zu den Wirtschafts- 
problemen einer Vielzahl von 
Ländern beizutragen - mit be- 
deutenden Folgen für das Schick- 
sal der jeweiligen Währungsein- 
heiten. Andere neue Ungewiß- 
heiten, die für die Frage des »si- 
cheren Hafens« von Bedeutung 
sind und die jetzt wieder ins Bild 
getreten sind, konzentrieren sich 
auf die militärischen Auseinan- 
dersetzungen zwischen dem Irak 
und seinen Gegnern und auf die 
Bedeutung die diese - vor allem 
im Falle der USA - für deren fi- 
nanzielles Wohlbefinden im je- 
weiligen Inland haben wird. 

Die Lloyds Bank betrachtet den 


Status des » sicheren Hafens« für 


die führenden Währungen der 
Welt unter vier Hauptkriterien. 


“ Das erste dreht sich um die 
Frage, inwieweit, im Fall eines 


Schocks mit stillschweigenden 
Auswirkungen für die weltweite 
Versorgung mit einem Konsum- 
gut wie Öl, Geldanleger dann auf 
Länder sehen, die in bezug auf Öl 
verhältnismäßig autark sind, so 
daß sie einen besonderen Anreiz 
als »sicherer Hafen« ausstrahlen. 


Die vier Kriterien 
der Banken 


Dann kommen die »regionalen 
Bedrohungen«, wobei es darum 
geht, daß, falls die Gefahr eines 
regionalen Krieges besteht, die 
Währungen von Ländern außer- 
halb dieser Region denen inner- 
halb der Region vorzuziehen wä- 
ren. Dann folgt die Liquidität, 
wobei der Gedanke zugrunde 
liegt, daß, wenn Geldanleger die 
Liquidität ihrer Gelder zu Kri- 
senzeiten stärken wollen, die 
Folge davon ein Absinken der 
Währungswerte für Schuldner- 
länder und deren Anstieg für 
Gläubigerländer wäre, da Gelder 
aus Übersee zwecks Rückfüh- 
rung in die Heimatländer abgezo- 
gen werden. 


Und schließlich ist da noch die 
Sache mit der Devisenbewirt- 
schaftung. Das einschlägige Ar- 
gument lautet, daß, wenn die 
Krise dazu führt, daß einige Län- 
der eine Devisenbewirtschaftung 
einführen, die den Strom von 
Geldern über ihre Grenzen hin- 
weg begrenzt, dies dahin tendie- 
ren würde, daß diese Länder als 
Verwahrungsort für Anlagegel- 
der weniger wünschenswert wä- 
ren. 


Der bemitleidenswerte- 
US-Dollar 


Was kommt dabei heraus, wenn 
man den Anreiz des »sicheren 
Hafens« der fünf führenden inter- 
nationalen Währungen - des US- 
Dollar, der Deutschen Mark, des 
japanischen Yen, des britischen 
Pfund und des Schweizer Fran- 
ken - unter diesen Kriterien be- 
trachtet? Nur das Pfund Sterling 
fällt unter die Rubrik »Handeln« 
- da nur Großbritannien Selbst- 
versorger mit Ol ist. Alle fallen 
sie unter die Rubrik »regional«. 
Nur eine von ihnen - der US-Dol- 
lar - bekommt keine Note in be- 


Hi 


zug auf »Liquidität«, und nur 


eine — der Schweizer Franken - 
bekommt ein O.K. hinsichtlich - 
der erwarteten Freiheit von ir - 
gendeiner Devisenbewirtschaf- 
tung. ; 


Das Nettoergebnis aus dieser Un- 
tersuchung lautet, daß, aufdieser 


Grundlage, der Schweizer Fran- ;; 


ken und das britische Pfund Ster- 
ling sich die Ehre teilen, ganz 


oben auf der Markierungstafel,. _ 


für. »sichere Häfen« zu: stehen, 


während der amerikanische Dol-..:.. 
lar sich in bemitleidenswerter "" 


Weise dadurch auszeichnet, daß _ 
er ganz unten steht. Man könnte 
natürlich dahingehend argumen- 


tieren, daß es noch andere’ Wege : : 
gibt, diese Übung durchzufüh- ..: 


ren, die vielleicht ein ganz ande- 
res Ergebnis gezeigt hätten. 


Aber es braucht nicht betont zu -“ 
werden, daß das Verhalten der .: 


Geldmärkte seit . Beginn der 
Krise am Persischen Golf. sehr 
nahe dem entspricht, was zu er- 
warten wäre, wenn die bei: der 
obigen Übung angewendeten 
Kriterien ihren Zweck erfüllt hät- 
ten. 


Es hängt viel von 
der US-Wirtschaft ab 


Etwa sechs bis sieben Wochen 
nach Beginn dieser Periode. ist 
der Wert des Dollar im Verhältnis 
zu den anderen vier Währungen 
stark gefallen. Der japanischen 
Yen verzeichnete einen Gewinn 
von nicht mehr als ein oder zwei 
Prozent im Verhälnis um Dollar, . 
während die Deutsche Mark und 
das Pfund Sterling um etwa fünf 
Prozent zulegten. Der größte Ge- 
winn — etwas acht Prozent - er- 
zielte jedoch der Schweizer 
Frank. 

Dies sind natürlich noch frühe 
Tage. Der Verlauf der Bewertun- 
gen hinsichtlich des »sicheren. 
Hafens« wird, so wie die Monate 
vergehen, durch die Entwicklung 


der Nahost-Krise und, vor allem, 


durch das was hinsichtlich der mi- 
litärischen . Auseinandersetzung _ 
dort geschieht, bestimmt wer- 
den. . vo 
Aber wenn sich die Krise nicht 

schnell soweit entspannt, daß’es 
den amerikanischen Truppen in 
Saudi-Arabien freisteht, nach 


Hause zurückzukehren, dann ist . - 
es möglich, daß der traditionelle . - 
Status des Dollar als sicherer Ha-- . 
.fen zu Krisenzeiten weiter ab- 
bröckelt. :D: x 
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Waffen- _ 
‚geschäfte mit 
den Saudis 


Victor Marchetti 


Jeder wußte, daß das geschehen würde, was schließlich auch tatsäch- 


: Hch geschah. Israels »Ja-und-Amen-Ecke« im amerikanischen Kon- 
greß holte gegen den von der Bush-Regierung vorgeschlagenen Waffen- 
verkauf an Saudi-Arabien aus und ließ effektiv wissen: »Wir unterstüt- 

: zen zwar im Grundsatz, daß junge Amerikaner ihr Leben zur Verteidi- 

.gung von Saudi-Arabien und Israel in die Schanze werfen, aber man 

-- Kann den Saudis doch keine Waffen verkaufen, damit sie diese Aufgabe 

in Zukunft selbst bewältigen können - weil das für Israel Gefahr brin- 


- gen könne.« 


Verantwortlich für diese schänd- 
liche Intrige im amerikanischen 
Senat ist Alan Cranston, wäh- 
rend Mel Levine seine Truppen 
im Repräsentanten-Haus um sich 


„.. schart. Beide verfechten sie den 


Standpunkt, daß die amerikani- 
sche Regierung versuche, die der- 


zeitige Krisenatmosphäre auszu- . 


nutzen, um einen massiven Waf- 
fenverkauf an die Saudis durch- 
zudrücken, ohne den Kongreß 
und dessen Pro-Israel-Clique zu 
Rate zu ziehen, und daß die Waf- 
fen, die für die Bewältigung der 
unmittelbaren Kriege benötigt 
werden, ‘von denen zu trennen 
sind, die über einen langfristigen 
Zeitraum gebraucht werden. 


“Waffen für 
21 Milliarden Dollar 


Das Weiße Haus, das mit der 
peinlichen Aussicht auf einen bit- 
“teren Kampf um diesen Waffen- 
verkauf konfrontiert wird, wäh- 
rend es gleichzeitig nach besten 
Kräften bemüht ist, im Kongreß 
einen immer schwächer werden- 
. den Konsensus zur Unterstüt- 
zung seiner Bewältigung der 
Krise am Persischen Golf zusam- 
menzuhalten, hat von seinem ur- 
. sprünglichen Plan eines Waffen- 
‘verkaufs in Höhe von 21 Milliar- 
“ ..den Dollar Abstand genommen. 
. „Stattdessen legte es ein bedeu- 
-tend verkleinertes Paket in der 
Größenordnung von etwa sieben 
Milliarden Dollar vor, mit dem 
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nun Saudi-Arabiens kurzfristige 
Bedürfnisse gedeckt werden sol- 
len. Die Regierungsbeamten wer- 
den bis Januar 1991 warten, und 
dann dem Kongreß eine Anforde- 
rung für die übrigen Waffen vor- 
legen, die von den Saudis benö- 
tigt werden, damit sie ihre Vertei- 
digungsstreitkräfte über einen 
langfristigen Zeitraum hinweg 
umstrukturieren können. 


Ein Reigenblatt 
der Politik 


Aber die Administration wird 
sich auch wegen des reduzierten 
Pakets einer harten Herausforde- 
rung durch Israels Freunde im 
Kongreß gegenübersehen. Le- 
vine behauptet, daß »bestenfalls 
zehn Prozent der Waffen« für der- 
zeitige Verteidigungszwecke be- 
nötigt werden, und daß der Rest 
aufgehalten werden sollte, um 
Zeit für eine Abschätzung der 
Auswirkung dieser Waffen auf Is- 
raels Sicherheit zu gewinnen. Le- 
vine geht dabei soweit, die Be- 
schuldigung zu erheben, daß der 
vorgeschlagene Waffenverkauf 
nichts anderes sei, als »ein Fei- 
genblatt zur Verhüllung der ge- 
planten Neuordnung des militäri- 
schen Gleichgewichts der Macht 
im Nahen Osten und um diese 


‚schleunigst durch den Kongreß 


zu bringen« -, wobei er still- 
schweigend unterstellt, daß die 
Bush-Regierung im Mittelpunkt 


einer Verschwörung stehe, um 


mt 


die arabischen Länder für die 


Zerstörung Israels auszurüsten. 


Es ist durchaus möglich, daß die 
anfänglich genannte Ziffer für 
den Waffenverkauf an die Saudis 
mehr in der Natureines Versuchs- 
ballons lag. Der Widerstand des 
Kongresses gegen Waffenver- 
käufe an arabische Länder ist le- 
gendär. Es gab daher keinen 
Grund für das Weiße Haus, anzu- 
nehmen, daß dieser vorläufig ein- 
gestellt würde — auch nicht wäh- 
rend dieser Krise, in der das Le- 
ben von Amerikanern auf dem 
Spiel steht. 


Beweise dafür, daß dem so ist, 
kann man dem Statement des 
saudischen Botschafters Prinz 
Bandar entnehmen, der gesagt 
hat, daß er mit der Entscheidung 
der Administration, das Waffen- 
Paket aufzuteilen »sehr zufrie- 
den« sei. Vorher hatten die Sau- 
dis nämlich damit gedroht, ihre 
Geschäfte anderswo zu tätigen, 
so wie sie es vor zwei Jahren ge- 
tan hatten, als sie einen Waffen- 
kaufvertrag in Höhe von 20 Mil- 
liarden Dollar mit England ab- 
schlossen, nachdem der amerika- 
nische Kongreß sie mit ihrem Er- 
suchen abgewiesen hatte. 


Rüstungsindustrie 


"wütend auf Israel 


Die amerikanische Waffenindu- 
strie, ein beträchtlicher Teil der 
Wirtschaft im Nordwesten und 
Mittelwesten, war entsetzt als 
dies geschah, ebenso wie die Be- 
schäftigten der vielen .Firmen, 
die von der Industrie abhängig 
sind. Diesmal jedoch, wo die 
Wirtschaft langsam in die Rezes- 
sion gleitet, sahen die Unterneh- 
mer der Verteidigungs-Rüstungs- 
Industrie, bereits stark davon be- 
troffen ist, daß Neuaufträge als 
Folge des Endes des Kalten Krie- 
ges stark heruntergeschraubt 
werden, naturgemäß dem Auf- 
trag der Saudis mit großer Erwar- 
tung entgegen. Sie sind jetzt ver- 
ständlicherweise nervös über den 
Ausgang dieser Angelegenheit - 
und wütend über den Kongreß 
wegen dessen offenkundiger Be- 
vorzugung Israels. 


Ein Großteil des Widerstands im 
Kongreß kommt weniger als laut- 
starke Sorge um Israels Sicher- 
heit zum Ausdruck, sondern viel- 
mehr als Furcht vor dem Anhei- 
zen anderer Rüstungswettläufe 
in der Region, die zu noch mehr 


Unsicherheit führen könnten. 
Andere sind darüber besorgt, 


daß diese amerikanischen Waffen 


von einer siegreichen irakischen 
Armee erobert und gegen ameri- 
kanische Soldaten eingesetzt wer- 
den könnten, wobei das Beispiel 
Kuwait genannt wird. 


Gute Arbeit leistet 
die Pro-Israel-Lobby 


Und wieder andere machen sich 
darüber Sorgen, daß wenn die 
Amerikaner Waffen an Saudi- 
Arabien verkaufen, sie dann 
eventuell gezwungen wären, Waf- 
fen kostenlos, in Form von Mili- 
tärhilfe, für andere verbündete 
Länder bereitzustellen, die nicht 
über die Mittel verfügen, sie zu 
bezahlen. Die Pro-Israel-Lobby 
leistet gute Arbeit bei der Stif- 
tung von Verwirrung - und durch 
das Vorbringen von allen mögli- 
chen Ausreden, die dazu dienen 
sollen, die Pläne der amerikani- 
schen Regierung, die Macht 


struktur des Nahen Osten neu 


auszurichten, zu durchkreuzen. 


Es bleibt abzuwarten ob der Wi- 
derstand des Kongresses gegen 
Waffenverkäufe nach Saudi-Ara- 


bien und wahrscheinlich an an- . 
dere arabische Länder in der Zu- 


kunft sich zum Widerstand gegen 
Bushs Golf-Strategie als Ganzes 
erhärten wird. Die Waffenver- 
käufe sind nur eine Komponente 
der sich langsam entwickelnden 
Blaupause für die Region, die 
eine immer noch verschwom- 


“mene, aber nichtsdestoweniger 


dauerhafte Präsenz des amerika- 
nischen Militärs zu Überwa- 
chungsaufgaben in der Region 
einschließt. 

Einige Kongreßabgeordnete be- 
fürchten, daß die Bush-Regie- 
rung die Dinge so hindrehen 
wird, daß es unmöglich sein wird, 
die amerikanischen Truppen vom 
Golf abzuziehen, es sei denn die 
arabischen Länder, die sich der- 
zeit gegen den Irak stellen, wer- 
den in einer NATO-ähnlichen 
Völkergruppe zur gegenseitigen 
Verteidigung zusammenge- 
schmolzen. 


! 


< 


Bush kennt 
das Ölgeschäft 


John McBrien 


Die Bemühungen des amerikanischen Präsidenten George Bush, die 
saudi-arabischen Ölfelder zu »verteidigen« und die sowjetische Ölindu- 
strie so schnell wie möglich aufzubauen, sind besser zu verstehen, wenn 
man sich darüber klar wird, daß die Familie Bush schon seit langem aus- 
gedehnte Bindungen zur Ölindustrie pflegt. 


Großvater und Vater von George 
Bush waren nämlich bei einer 
New Yorker Kapitalanlage-Bank- 
firma angestellt, als diese Firma 
den Wiederaufbau der Ölfelder 
von Baku, die während der bol- 
schewistischen Revolution und 
des darauffolgenden Bürgerkrie- 
ges zerstört wurden, finanzierte 
und leitete. 


Die Firma W. A. Harriman & 
Company wurde 1919 von W. 
Averell und E. Roland Harriman 
mitbegründet. Der langjährige 
enge Freund George Herbert 
Walker wurde zum Vorstandsvor- 
sitzenden der Firma ernannt. 
Walker brachte seinen Schwieger- 
sohn, Prescott Bush, Vater des 
heutigen amerikanischen Präsi- 
denten, in die Firma ein. Bis 
spätestens 1929 hatte Bush die ge- 
samte Geschäftsführung von 
Harriman & Co. in seiner Hand. 
Zwischen 1921 und 1931 leistete 
die Firma Harriman & Co. die 
nicht unbeträchtliche Finanz- 
hilfe, die zur Wieder-Inbetrieb- 
nahme der Ölfelder von Baku er- 
forderlich war. Dieser Schritt war 
für den sowjetischen Erfolg bei 
der Abwehr der deutschen Inva- 
sion während des Zweiten Welt- 
krieges mehr als ein Jahrzehnt 
später von ausschlaggebender 
Bedeutung. 


Der internationale Banker W. 
Averell Harriman unterhielt wei- 
terhin engen Kontakt mit dem 
Kreml. Weiterhin sowjetfreundli- 
cher Sympathien bezichtigt, be- 
suchte er in den dreißiger Jahren 
häufig die Sowjetunion. Der De- 
mokrat Harriman drängte den 
US-Präsidenten Franklin D. 
Roosevelt dazu, Großbritannien 
und der Sowjetunion Hilfe unter 


dem »Leih-und Pacht«-Gesetz zu 


liches Know-How und Experti- 
sen« zur Verfügung zu stellen, um 
die sowjetische Olindustrie aus 
dem Stand wieder flottzuma- 
chen. Die Dienstreise wurde von 
US-Präsident Bush voll unter- 
stützt, eine Handlungsweise, die 
sein Großvater und Vater zweifel- 
los von Herzen mitgetragen hät- 
en. 


— 


Bush selbst war auch lange im Öl- 
geschäft tätig. Sein Onkel Her- 
bert Walker II. finanzierte 1948 
Bushs Gründung seiner eigenen 
Ölentwicklungsfirma. Und die 
rechtlichen Angelegenheiten der 
neuen Firma wurden von einem 
jungen Anwalt, namens James 
Baker, vertreten. 


Averell Harriman (links) unterhielt engen Kontakt zu Josef Stalin 
und sorgte für amerikanische Hilfe. 


gewähren und Amerika in den 
europäischen Krieg hineinzubug- 
sieren, nachdem Großbritannien 
Deutschland 1939 den Krieg er- 
klärt hatte. Roosevelt ernannte 
ihn zum amerikanischen Bot- 
schafter für die UdSSR, um seine 
Ol-Interessen zu schützen. 


Als Teil der jüngsten Bemühun- 
gen, die sowjetische Wirtschaft 
wiederaufleben zu lassen, be- 
suchte eine Gruppe von leiten- 
den Angestellten von Firmen im 
September 1990 Moskau und Le- 
ningrad unter der Leitung des 
US-Handelsministers Robert 
Mosbacher. Ihr Ziel war es, »wet- 


Baker dient heute als amerikani- 
scher Außenminister und tritt für 
verstärkte amerikanische Wirt- 
schaftshilfe an die Sowjetunion 
ein. Die Familienbindungen ge- 
hen sogar noch weiter, da Bakers 
Vater und Großvater bei dem so- 
wjetischen Olentwicklungspro- 
gramm der zwanziger Jahre die 
rechtlichen Angelegenheiten für 
Bushs Vater und Großvater ver- 
treten hatten. 


Indessen blüht das Olgeschäft 
der Familie Bush, da amerikani- 
sche Streitkräfte bei der Hand 
sind, um Saudi-Arabien und die 
Emirate am Golf, einschließlich 


‘ Bahrain, zu schützen. Vielleicht 


keinesweges zufällig gehören die 
möglicherweise lukrativen Bohr- 
rechte in Bahrain der Harken 
Energy Corporation von Dallas, 
Texas. Präsident Bushs Sohn Ge- 
orge ist einer der Direktoren und 
Hauptaktionäre dieser Firma so- 
wie Sonderberater mit einem 
Jahresgehalt von 120 000 Dollar. 
Harken fusionierte vor etwa vier 
Jahren mit Bushs Spectrum-7-Ex- 
ploration-Company. 


Natürlich wären Harkens Jahres- 
einkommen von 1,1 Milliarden 
Dollar gefährdet, wenn der Irak 
den Konflikt in der Region aus- 
weiten würde. Was noch nicht 
klar ist, ist, wie Harken sich über- 
haupt die Rechte auf das Öl von 
Bahrain aneignen konnte, da ver- 
schiedene Experten gesagt haben 
sollen, daß die Firma eine ver- 
hältnismäßig unbekannte und un- 
bedeutende, hauptsächlich in Te- 
xas, Louisiana und Oklahoma an- 
sässige Firma war, - bis sie sich 
mit Bushs Sohn George verband. 

Dies ist nicht das erste Mal, daß 
amerikanische außenpolitische 

Entscheidungen von den Bedürf- 


Familienpolitik 
als Außenpolitik 


nissen der Familie Bush getrie- 
ben zu sein scheinen. Es wurde 
Anfang 1990 bekannt, daß Bushs 
Bruder Prescott enge Beziehun- 
gen zu einer japanischen Firma 
unterhält, die beträchtliche Ge- 
schäfte in China und Panama be- 
treibt. 


Bush entschloß sich im Dezem- 
ber 1989 urplötzlich dazu, in Pa- 
nama eine neue Regierung ans 
Ruder zu bringen, die den ameri- 
kanischen Geschäftsinteressen 
gegenüber gefügiger sein würde, 
als die seinerzeit bestehende, 
ignorierte aber den US-Kongreß, 
als er sich weigerte, Wirtschafts- 
sanktionen gegen die Regierung 
in Peking zu erlassen, die sich für 
den Handel schädlich auswirken 
könnten. 


Die Amerikaner stellen Bushs 
Militäraufmarsch in der Region 
am Persischen Golf schon wegen 
des angeblichen Zwecks, die ver- 
achtete kuwaitische Königsfami- 
lie wieder auf den Thron zu set- 
zen, mehr und mehr in Frage. 
Jetzt aber ist es klar, daß die 
350000 Soldaten auch dafür sor- 
gen sollen, daß Bahrains Olvor- 
kommen weiterhin in Sicherheit 
ausgebeutet werden können. U] 
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Ba nker- | 


Neue reiche 


a Ölfelder 


in Saudi- 
Arabien 


entdeckt 


Aus Kreisen der Ölindustrie 


.- wurde kürzlich das Vorhanden- 


sein eines gigantischen neuen 


"und bislang unangezapften Ölfel- 


des bekannt, das sich als das 
größte und potentiell ertrags- 
reichste Rohölvorkommen in der 
Welt erweisen könnte. Es gilt als 
der Schlüssel in der derzeitigen 
Krise mit dem Irak im Nahen 
Osten. 


Es handelt sich um die größte An- 
sammlung von Öl, die in den letz- 
ten 20 Jahren irgendwo auf der 
Erde entdeckt wurde. Das neue 


_ .. Feld, in einem weit abgelegenen 


= 


„Gebiet der saudischen Wüste süd- 


lich der Hauptstadt Riad gele- 
gen, wird’ es den Saudis ermögli- 
chen, weiterhin Öl aus dem Bo- 


„den zu pumpen - mit dem derzei- 


tigen, auf Grund der Golfkrise 


-„. beschleunigten Tempo - bis weit 


in. das 22. Jahrhundert hinein. 
Laut Mitteilung von Beamten 


“ der Arabian American Oil Com- 


pany (ARAMCO) ist das Öl von 
der seltenen superleichten Konsi- 


stenz, das, wie sie sagen, in ei- 
nem Automotor verbrannt wer- 


den kann, ohne raffiniert zu wer- 
den. Das Ol soll fast die Konsi- 
stenz von Wasser haben. 


*:»Man kann es möglicherweise di- 
rekt in seinen Wagen füllen und 


damit wegfahren«, schrieb 
Henry Crook, Bohrleiter der 
ARAMCO , in einem internen In- 
formationsbrief der Firma. 


Offizielle der ARAMCO stellen 
fest, daß das Ol vor der Vermark- 
tung doch raffiniert wird, aber es 
wird weit billiger zu verarbeiten 
sein als jedes andere Ol von ir- 
gendwo in der Welt. Offensicht- 


; lich spielt die Kontrolle über die- 
. sen großen Olfund in der Golf- 
‚krise eine Schlüsselrolle, und 


doch wird er in den Medien des 
Establishments weitgehend tot- 
geschwiegen. oO 
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Riesige 
Geschäfte 

für die US- 
Handelsflotte 


Der US-Transportminister Sa- 
muel Skinner zieht in Erwägung, 
die Subventionen der amerikani- 
schen Bundesregierung für die 
Handelsschiffahrt wiederzubele- 
ben, nachdem er die schwache 
Leistung dieser Industrie beidem 
jüngsten Aufruf zum Transport 
von Materialien in den Nahen 
Osten beobachtet hat. Laut Mit- 
teilung des Ministers brauchten 
von den 41 Schiffen, die zur Teil- 
nahme an der kürzlichen See- 
brücke aufgerufen wurden, 24, 
von denen man angenommen 
hatte, sie seien im besten Zu- 
stand der Bereitschaft, um inner- 
halb von fünf Tagen auf hoher 
See zu sein, im Schnitt dazu neun 
Tage wegen »Problemen mit der 
Mannschaft oder der Ausrü- 
Stung«. 


Skinner meinte jedoch, die Ver- 
zögerung hätte keine sehr große 
Auswirkung gehabt, weil in eini- 
gen Fällen das Kriegsgerät eben- 
falls nicht zur Verladung inner- 
halb von fünf Tagen bereitstand. 


Skinner äußerte ferner, die Ent- 


wicklung habe bereits gezeigt, 


daß die Notwendigkeit, daß 
»eine US-Flaggschiff-Flotte in ei- 
ner gewissen Größenordnung 
nicht nur zu kommerziellen 
Zwecken, sondern auch zu Ver- 
teidigungszwecken sinnvoll ist«. 
Die US-Handelsmarine ist von 
1170 Schiffen im Jahre 1950 auf 
heute 375 Schiffe geschrumpft 
und rangiert in der Welt nach der 
Anzahl von Schiffen an 13. 
Stelle. m) 


Präsident von 
Sony greift 


-US-Politik an 


Michael P. Schulhof, Vorstands- 
vorsitzender von Sony-USA, 
klagte in einem Artikel in der 
»New York Times« das Finanzsy- 
stem der USA und das amerikani- 
sche Firmen-Management wegen 
ihrer kurzsichtigen Behandlung 
von Papier-Vermögenswerten an. 
Schulhof argumentierte dahinge- 


en 
B 


hend, daß Wissenschaftler gegen- 
über Firmenleitern, die nur im Fi- 
nanz- oder Bankwesen ausgebil- 
det sind, drei Vorteile haben: »Er- 
stens, zu einer Zeit, in der sogar 
herkömmliche Industrien von 
Technologie getrieben werden 
und von Technologie abhängig 
sind, kennt der Wissenschaftler 
die Technologie von innen und 
außen. Zweitens, Wissenschaft- 
ler verstehen den Vorgang des 
kritischen Denkens. Was aber 
vielleicht noch bedeutsamer ist, 
ein wissenschaftlich geschulter 
Geist weiß, daß lohnenswerte Er- 
folge zeitraubend sind und Inve- 
stitionen erforderlich machen. 


Leider werden die meisten ameri- 


. kanischen Firmen in den letzten 


Jahrzehnten von Leuten geführt, 
die mehr daran interessiert wa- 
ren, Vermögenswerte neu zu ord- 
nen, als sie neu aufzubauen. Sie 
können nicht über die Einkünfte 
des nächsten Quartals hinweg bis 
zur Technologie des kommenden 
Jahrzehnts schauen.« OD 


Weltbank 
nimmt 
nigerianische 
Stahlerzeugung 
unter Beschuß 


Die Weltbank versucht, die Stahl- 
erzeugung in Nigeria dadurch zu 
verhindern, daß sie Druck auf 
dieses Land ausübt, das Stahl- 
werk der Ajokuta Steel Company 
im Werte von fünf Milliarden 
Dollar, das größte in Afrika, zu 
verschrotten, berichtet das »Jour- 
nal of Commerce«. 


Das Werk Ajokuta, das auf eine 


Jahresproduktion von fünf Mil- 
lionen Ionnen Stahl ausgelegt ist, 
sollte schon 1986 in Betrieb ge- 
hen. Nun lautet das optimistische 
Datum für die Fertigstellung 
Ende 1991. Die Aufbereitungsan- 
lage zur Verarbeitung des Erzes 
zu der für die Stahlerzeugung er- 
forderlichen Qualität befindet 
sich noch auf dem Reißbrett. 


Die Technokraten an der Welt- 
bank weisen hartnäckig darauf 
hin, daß der Jahresbedarf an 
Stahl sich auf weniger als eine 
Million Tonnen belaufe, doch die 
nigerianische Regierung wider- 
spricht dieser Auffassung auf das 


heftigste: »Neue Industrien wer- 
den aus dem Boden schießen, 
wenn wir den technologischen 
Durchbruch, den Ajokuta uns 
bringen wird, erreicht haben«, 
meinte Victor Jegede, ein stell- 
vertretender Geschäftsführer des 
Werkes. 


Die Weltbank wird ein Stützungs- 
darlehen an Nigeria in Höhe von 
500 Millionen Dollar solange 
blockieren, bis Nigeria sich dazu 


bereit erklärt hat, »seine Ausga- _ 


benpläne für Stahl für 1990 her- 
unterzuschrauben«. QD 


Elf Billionen 


Dollar 
US-Schulden 


»Haben Sie Angst? Haben sie pa- 
nische Angst vor der Finanz- 
krise« warnt der Wirtschaftsjour- 
nalist John Liscio in der Wochen- 
zeitung »Baron’s Capital Mar- 
kets«. 


»Die Gesamtsumme der öffentli- 
chen und privaten Schulden der 
USA in Höhe von elf Billionen 


Dollar liegt mehr als doppelt so ° 


hoch wie das Bruttosozialpro- 
dukt von fünf Billionen Dollar«, 
schreibt Liscio. »Dies bringt das 
Verhältnis Schulden-Bruttoso- 
zialprodukt auf das Niveau von 
1931. Netto-Zinszahlungen ha- 
ben den höchsten Stand aller Zei- 
ten von neun Prozent des Brutto- 
sozialprodukts erreicht. 


Selbst in: den Tiefen der Wirt- 
schaftskrise stiegen die Nettozin- 
sen nicht höher als acht Prozent. 


-Die Gesamtsumme der Fir- 


menschulden ist jetzt sechzehn- 
mal so groß wie die der Firmenge- 
winne. Auf dem Tiefstand der 
letzten beiden Wirtschaftsflauten 
(1974 bis 1975, 1979 bis 1982) la- 
gen die Schulden nicht mehr als 
sechsmal so hoch wie die Ge- 
winne.« 


Liscio warnt: »Bei einem derma- 
ßen mit Schulden überladenen 
Finanzsystem ist einfach kein 
Platz zum Wachstum mehr vor- 
handen. Die Daten zeigen, daß 
das gesamte Depositionsgeschäft 
plus Geldumlauf von allen versi- 
cherten Depositenbanken in dem 
am 31. März 1990 abgelaufenen 
Jahr überhaupt keinen Boden ge- 
wonnen hat; es handelt sich hier- 
bei um das langsamste Geld- und 


Kreditwachstum seit den dreißi- 
ger Jahren. 


Die Finanzverschiebungen benö- 
tigen mehr Zeit, um durch die 
Wirtschaft durchzusickern, weil 
der Zünder länger ist. Aber- die 
sich daraus ergebenden Aussper- 
rungen und Einschränkungen im 
Kapitalaufwand beginnen gerade 
an Geschwindigkeit zuzuneh- 
men, so daß es nur noch eine 
Frage der Zeit ist, bis die Zahlen 
des Bruttosozialprodukts wirk- 
lich häßlich werden.« 


Israel als 
stiller Teilhaber 


Den nachstehenden Beitrag von 
Hirsh Good haben wir der 
Herbstausgabe des IDF-Journal, 
Organ der israelischen Verteidi- 
gungsstreitmacht, entnommen. 
Er ist bemerkenswert, zumal der 
Verfasser die offizielle Meinung 
des israelischen Militärs vertritt: 


Israel ist in die derzeitige Krise 
am Golf nicht unmittelbar ver- 
wickelt. Es ist jedoch ein bedeu- 
tender, wenn auch stiller Teilha- 
ber bei der Eindämmung Sad- 
dam Husseins und bei der Ein- 
schränkung der militärischen 
... Entscheidungsfreiheit des iraki- 
‚ schen Führers. 


"Obwohl einige Amerikaner 
daran zweifeln mögen, daß Israel 
ein strategischer Verbündeter der 
Vereinigten Staaten ist, tut Sad- 
dam dies nicht. Er weiß ganz ge- 
nau, daß, sollte er sich für Krieg 
entscheiden, er damit rechnen 
muß, daß Israel mit seiner gut be- 
waffneten, gut ausgebildeten, 
höchst ausgeklügelten und tüchti- 
gen Armee stets da sein wird, 

“wenn primäre amerikanische In- 
teressen bedroht werden sollten. 


Und obwoll Israel alles in seiner 
- Macht stehende tun wird, um ei- 
ner offenen Auseinandersetzung 
aus dem Weg zu gehen, und Hus- 
sein weiß, daß Israel seine knap- 
pen Hilfsmittel nicht in einem 
sinnlosen Konflikt verplempern 
will, kann er dennoch Israels mili- 
tärische Präsenz oder den Um- 
. fang, in dem sie, falls erforder- 
lich, wirksam wird, nicht völlig 
außer Acht lassen. 


Hussein muß beispielsweise auch 
in Erwägung ziehen, daß die Zu- 
sammensetzung und Leistungsfä- 


higkeit der israelischen Luft- 


streitkräfte den Amerikanern 
und deren Verbündeten theore- 
tisch fast momentane zusätzliche 
Kampfkraft verleiht, falls dies er- 
forderlich sein sollte. Israels 
Nachrichtenwesen, Wartungsein- 


richtungen, Häfen, strategische - 


Reserven, Lazarette und Marine 
könnten samt und sonders Teil ei- 
ner breiten Kriegsführung sein, 
falls sich Saddam dazu entschlie- 
Ben sollte, den derzeitigen Still- 
stand mit militärischen Mitteln 
zu beenden. 


Israel würde aller Wahrschein- 


“ lichkeit nach nicht dazu aufgefor- 


dert werden, bei einem Konflikt, 
der auf den Golf beschränkt 
wird, Truppen einzusetzen, vor 
allem angesichts der Tatsache, 
daß die derzeitige Zusammenset- 
zung amerika-freundlicher Streit- 
kräfte dort Elemente der syri- 
schen Armee einschließt. Aber 
jeder Schritt Saddams gegen Län- 
der wie die Türkei, oder auch 
Agypten, könnte sehr wohl eine 
Anderung der Denkweise herbei- 
führen - oder Saddam müßte zu- 
mindest annehmen, daß dies ge- 
schieht. 


Saddams Armee ist derzeit dünn 
an vielen Fronten verteilt. Außer 
den Divisionen, die er in Kuwait 
aufgestellt hat, sind seine Solda- 
ten an der türkischen, syrischen 
und iranischen Grenze ausge- 
schwärmt. Das Risiko auf sich zu 
nehmen, eine neue Angriffslinie 
zu eröffnen, die Israel in den 
Konflikt hineinziehen würde, 
wäre in jeder Hinsicht selbstmör- 
derisch und daher rührt auch sein 
Zögern, dies zu tun. 


Die Tatsache, daß die amerikani- 
sche Regierung sich mit Zustim- 
mung und in der Tat Ermutigung 
seitens des Kongresses und unge- 
achtet anderer bedeutender 
gleichzeitiger Verpflichtungen 
dazu entschlossen hat, Israel mit 
fortschrittlichen Waffen zu ver- 
sorgen, deutet auf Israels Wert als 
strategischer Verbündeter hin. 
Die Entscheidung, amerikani- 
sche strategische Reserven hier 
vorweg zu stationieren, ist ein 
weiteres deutliches Anzeichen 
hierfür. 


Wahre Verbündete sind diejeni- 
gen, die stets da sind, wenn man 
sie braucht. Ihre stillschweigende 
Präsenz in der Gleichung der Ab- 


schreckung ist die Rolle, die man . 
- von:ihnen erwartet. Schließlich 


ist es das Ziel dieser Bemühun- 


gen, einen Krieg zu vermeiden 
und Iraks Rückzug aus Kuwait 
mit diplomatischen Mitteln zu er- 
reichen. Israels stillschweigende 
militärische Präsenz verleiht die- 
sem Ziel zusätzliche Glaubwür- 
digkeit und gewährleistet gleich- 
zeitig, daß, falls der Konflikt aus- 
bricht, dieser auf einen so klein 
wie möglichen Schauplatz be- 
schränkt wird. 


Ohne die amerikanische Hilfe, 
die Israel über die Jahre hinweg 


empfangen hat, könnte dieses _ 


Ziel nicht erreicht werden. Und 


umgekehrt, ohne ein starkes Is-- 


rael hätte der derzeitige Konflikt 
vielleicht ganz anders ausgese- 
hen. \ oO 


UNICEE: Laßt 
die Kinder 
hungern, um 
die Schulden 
zu bezahlen 


Unter dem betrügerischen Titel 
»World Summit in Favor of Child- 
ren« (»Welt-Gipfel zugunsten 
der Kinder«) hielt der United Na- 
tion’s Children’s Fund (UNICEF) 
eine Versammlung von Staatsprä- 
sidenten und Ministerpräsiden- 
ten aus aller Welt ab, um eine 
neue Version eines alten Projek- 
tes zur Entvölkerung. der Welt, 
basierend auf einem Papier des 
amerikanischen Außenministe- 
riums »Die Welt im Jahr 2000«, 
zu erörtern. 


Das neue Dokument mit dem Ti- 
tel »Adjustment with a Human 
Face« (»Anpassung mit einem 
menschlichen Gesicht«). ist ein 
schamloser Aufruf zur drasti- 
schen Senkung der Bevölke- 
rungsziffern unter dem Deck- 
mantel der Sorge um die Um- 
welt. Es warnt davor, daß »eine 
hohe Säuglingssterblichkeit mit 
hohen Geburtenziffern und 
schnellem Bevölkerungswachs- 
tum einhergeht, wodurch Millio- 
nen von Menschen dazu gezwun- 
gen werden, ihre Umwelt schon 
um des Überlebens willen über- 
mäßig auszubeuten«. Mit ande- 
ren Worten, um die Umwelt. zu 
schonen, muß man die Bevölke- 
rung verringern. 


In dem Papier wird erkannt, daß 


»die ärmsten und verwundbar- 


sten Kinder die Auslandsschul- : 
den der Dritten Welt auf Kosten 
ihrer normalen Entwicklung be-. 
zahlt haben«, und daß »die Ge- 
setze des Marktes für diejenigen 
brutal sein können, denen es an 
Kaufkraft mangelt, um ihre Be- 
dürfnisse zu decken«. 


An keiner Stelle spricht UNI- :: 
CEF jedoch die Unmoralität und 
Ungesetzlichkeit der Schulden 
oder die Notwendigkeit an, Hilfs- 
mittel in Projekte zur Verbesse- 
rung der Infrastruktur und zur 
Modernisierung der Landwirt- 
schaft zu kanalisieren, um somit 


die Dritte Welt indie Lagezuver- 


setzen, ihre Kinder zu ernähren. 
Stattdessen ruft UNICEF in zyni- 
scher Weise. zu weiteren Notpro- - 
gramm-»Anpassungen«: unter 
der Leitung des Internationalen’ 
Währungsfonds (IWF) auf und 
tritt für »den Austausch der 
Schulden der Entwicklungslän- 
der gegen Programme zum Um- 
weltschutz« ein. 0 


Krise 

erfaßt | 
schwedische 
Kapitalgesell- 
schaften 


Da sich abzeichnet, daß sich am 
Rande des westlichen Finanzsy- 
stems eine größere Panne mit In- 
itialzündung ereignen könnte, 
haben sechs größere schwedische. 
Kapitalgesellschaften Ende Sep- 
tember 1990 den Handel mit ih- 
ren Aktien vorläufig eingestellt. 


Das Handelsgeschäft an der 
Stockholmer Börse war während 
der Nahost-Krise chaotisch. Die 
Kapitalgesellschaft Nyckeln gab 
bekannt, sie werde wegen der 
Verluste bei ihren Immobilienan- 
teilen in Schweden und London 


ihre für 1990 geschätzten Ge- : 
. winne von 175 Millionen auf 25 » : 


Millionen Kronen berichtigen. 


Wie die Londoner »Financial Ti- 
mes« schreibt, sind Schwedens 
Kapitalgesellschaften und Ban- 
ken für die Launen des Marktes 
besonders empfindlich, da sie we-. 
gen ihrer Liquidität auf kurzfri- 
stige Handelsgeschäfte mit Dar-'" 

lehens-Zertifikaten über größere 
Institutionen angewiesen sind. 
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Neue Weltordnung 


er sind die 


Drabhtzieher? 


Michael Collins Piper 


Wer steht hinter der »neuen Weltordnung«, die vom amerikanischen 
Präsidenten George Bush und seinen Verbündeten des Establishments 
jetzt immer eindringlicher gefordert und gefördert wird? 


Beginnen wir von Anfang an. Es 
ist eigentlich kein »neuer« Ge- 
danke. Der große Gedanke an 
eine neue Weltordnung kursiert 
nämlich schon seit Jahrzehnten. 
Es war ursprünglich die Prämisse 
nach der der unglückliche Völker- 
bund gegründet und später die 
Grundlage entworfen wurde, auf 
der die Organisation der Verein- 
ten Nationen heute beruht. Erst 
jetzt, als Folge der Krise im Na- 
hen Osten, haben diejenigen, die 
Pläne für eine neue Weltordnung 
schmiedeten, damit begonnen, 
öffentlich von ihrem endgültigen 
Ziel, eine Weltregierung, zu re- 
den. 


Erfüllung eines 
globalistischen Traums 


Das ist deswegen so, weil erst 
jetzt die Erfüllung ihres globali- 
stischen Traums in Reichweite 
vor ihnen zu stehen scheint. 


Viele der Hauptakteure in Welt- 
angelegenheiten standen im Vor- 
dergrund dieses Vorstoßes in 
Richtung auf eine neue Weltord- 
nung, aber in vorderster Linie un- 
ter ihnen stehen die Mitglieder 
des Council on Foreign Relations 
(CFR). 


Schon 1974 ließ der CFR sein 
»Projekt der achtziger Jahre« 
vom Stapel, das »nichts geringe- 
res zum Ziel hatte, als die Schaf- 
fung eines neuen weltweiten poli- 
tischen und wirtschaftlichen Sy- 
stems, das an die Stelle des beste- 
henden treten soll«. Das heißt, es 
wird eine neue Weltordnung an- 
gestrebt. 


Dies ist die Einschätzung der Pro- 
fessor Laurence H. Shoup und 
William Minter, die eine aufse- 
henerregende ‚Studie über den 
CFR mit der Überschrift »Impe- 


20 [SFODE 171991 


rial Brain Trust: The CFR and the 
United States Foreign Policy«, 
»Monthly Review Press«, 1977, 
verfaßt haben. 


Um zu begreifen, wie die ameri- 
kanische Außenpolitik betrieben 
wird, muß man den »Rat für Aus- 
wärtige Beziehungen« verste- 
hen. Einige Beobachter gehen 
soweit zu sagen, daß der CFR 
»Amerikas geheime Regierung« 
sei. Was ist der CFR? 


Die Mitgliedschaft des CFR, der 
früher seinen Hauptsitz in New 
York hatte, setzt sich aus einer 
stattlichen Reihe von mächtigen 


u en - 0 > a 


Einzelpersonen — darunter Mit- 
glieder der Familie Rockefeller — 
zusammen, die im Einflußbe- 
reich der Rockefeller-Dynastie 
operieren. Dazu gehören bedeu- 
tende Persönlichkeiten in den 
Medien, im akademischen Be- 
reich und in der Geschäfts-, 
Rechts- und Finanzwelt. Auch 
eine beträchtliche Anzahl von 
Regierungsbeamten — gewählte 
und ernannte — dienen als Mit- 
glieder des Council on Foreign 
Relations. 


Der CFR entscheidet 
die Politik 
Der Schriftsteller Ferdinand 


Lundberg, der in »The Rockefel- 
ler Syndrome« (Lyle Stuart, Inc. 
1975) schreibt, sagt: »Zu dem 
dem CFR nahestehenden Perso- 
nenkreis zählen so ziemlich alle, 
die an den externen Instrumenta- 
litäten der Wirtschaft und der Fi- 
nanzen, die den amerikanischen 
Markt bedienen, ein direktes Ei- 
gentumsinteresse haben. 


Sie wissen lange vor dem Durch- 
schnittsbürger, wann diese In- 
strumentalitäten bedroht oder 
behindert werden. Die Wahrung 
des Friedens ist natürlich wichtig. 


Das Harold-Pratt-Haus in der 68. Street in New York ist der offi- 
zielle Sitz des Council on Foreign Relations. 


Aber es kommen Zeiten, in de- 
nen man um seine eigenen le- 
benswichtigen Interessen kämp- 
fen muß.« 


Wie dieses Zitat zeigt, spielt der 
CFR eine große Rolle bei der 
Entscheidung, ob Amerika in 
den Krieg zieht oder nicht. 
Heute, wo die Vereinigten Staa- 
ten im Nahen Osten am Rande 
der Katastrophe stehen, sind es 
Mitglieder des CFR, die darüber 
entscheiden, wann - und ob - 
Amerika in den Krieg ziehen 
sollte. 


Der CFR bringt das Vierteljah- 
resblatt »Foreign Affairs« heraus 
und führt regelmäßig Sitzungen 
und Seminare durch. Wichtige Ta- 
gungen sind streng vertraulich 
und werden nicht protokolliert. 


1921 mit Geldern der Familie 
Rockefeller ins Leben gerufen, 
trat der CFR als amerikanischer 
Zweig des britischen Royal Insti- 
tute on International Affairs 
(RIIA) hervor. 


Der verlängerte 
Arm von Whitehall 


Das »Königliche Institut für In- 
ternationale Angelegenheiten« 
war das eigene Geistesprodukt 
des englischen Finanziers und 
Imperialisten Cecil Rhodes. Es 
war dem Endziel der Wiederher- 
stellung der britischen Oberherr- 
schaft über die Vereinigten Staa- 
ten gewidmet. 


Es ist diese britische Verbindung, 
die viele Kritiker zu der Anschul- 
digung veranlaßt, der CFR sei ei- 
gentlich die amerikanische Ne- 
benstelle von Whitehall - dem 
britischen Außenministerium —. 


Daraus ergibt sich, daß es der 
CFR niemals versäumt hat, Maß- 
nahmen der US-Außenpolitik 
voranzutreiben, die Großbritan- 
nien auf die eine oder andere 
Weise unter die Arme. griffen. 
Am bemerkenswertesten in die- 
ser Hinsicht waren wohl die Um- 
triebe, die zum Eingriff der USA 
in den europäischen Konflikt und 
damit zum Zweiten Weltkrieg 
führten. So liegen die Dinge 
schon seit Gründung der CFR. 


CFR-Mitglieder, angefangen von 
der republikanischen US-Regie- 
rung Herbert Hoovers, bis zum 
heutigen Tage in Regierungen 
beider Parteien, wurden fortwäh- 
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rend in Schlüsselpositionen der 
Politikmache geschleust und 
steuerten den Verlauf der Enga- 
gements Amerikas in Weltangele- 
genheiten. 


Führende Männer aus den inne- 
ren Kreisen des CFR spielten die 
Hauptrolle bei der Gründung der 
Vereinigten Nationen, der welt- 
weiten Körperschaft, die - zu- 
mindest unter der sogenannten 
neuen Weltordnung - als de facto 
»Weltregierung« fungieren wird. 


Es ist daher keine Überraschung, 
daß die Familie Rockefeller 
selbst das Grundstück zur Verfü- 
gung stellte, das heute vom 
Hauptsitz der Vereinigten Natio- 
nen eingenommen wird. 


Laut Shoup und Minter »kann 
die Planung der UN bis auf den 
»geheimen Steuerausschuß« zu- 
rückverfolgt werden, der im Ja- 
nuar 1943 von dem damaligen 
amerikanischen Außenminister 
Cordell Hull ins Leben gerufen 
wurde. 


Alle Mitglieder dieses Geheim- 
ausschusses, mit Ausnahme von 
Hull-ein Politiker aus Tennessee 
- waren Mitglieder des CFR. 
»Sie trafen sich regelmäßig mit 
Hull, um die Bemühungen des 
Beratungsausschusses des ameri- 
kanischen Außenministeriums zu 
planen, zu sichten und zu dirigie- 
ren. Es handelte sich effektiv um 
die Koordinierungsstelle für die 
gesamte Nachkriegsplanung des 
US-Außenministeriums.« 


Diese CFR-Figuren »waren in er- 
ster Linie für die endgültige Form 
der Vereinten Nationen verant- 
wortlich«. Heute spielen die Ver- 
einten Nationen - eine Kreation 
des CFR - eine Schlüsselrolle bei 
dem Entwurf des US-Präsiden- 
ten Bush für eine neue Weltord- 
nung. 

Der Präsident hat seinen Krieg 
gegen den- Irak als wesentlichen 
Bestandteil seines Planes für eine 
neue Weltordnung in die Waag- 
schale geworfen. Sobald Saddam 
Hussein von der Bildfläche ver- 
schwunden ist, verspricht Bush, 
wird die neue Weltordnung zur 
vollen Entfaltung kommen. 


Damit das Establishment dem 
amerikanischen Volk seine neue 
Weltordnung auch wirklich 
schmackhaft machen kann, müs- 
sen die zukünftigen Machthaber 
allerdings zunächst einmal den 
Massen ihre »Parteirichtung« ein- 


bläuen. Der Mechanismus für 
den CFR, dies zu tun, ist vorhan- 
den. 


Obwohl der CFR seinen Sitz in 
Manhatten hat, verfügt er über 
eine Reichweite von Küste zu Kü- 
ste der Vereinigten Staaten und 
darüber hinaus. Der CFR hat Fi- 
lialgebilde - einige Dutzend da- 
von - in ‘den größten Städten 
überall im Lande. Jeweils am Ort 
prominente Männer der Politik, 
der Gesellschaft und des Akade- 
mikertums werden: zur »exklusi- 
ven« Mitgliedschaft in den 
Zweigstellen des CFR aufgefor- 
dert. 

Diese Gebilde bringen weltweit 
bekannte Gestalten zu ihren Fo- 
ren und führen Seminare für Poli- 
tik durch, in denen die Propagan- 
damasche des CFR bezüglich der 
neuen Weltordnung auf örtlicher 
Ebene unterstützt wird. 


Ein wesentlicher Teil des Stre- 
bens seitens des Establishments 
nach einer neuen Weltordnung 
besteht in der Gestaltung der öf- 
fentlichen Meinung, so daß die 
von den Planern hinter den Kulis- 
sen aufgestellte Tagesordnung 
der Internationalisten von der 
Wählerschaft auch wirklich ak- 
zeptiert wird. 


Laut Mitteilung eines führenden 
Mitglieds des CFR streben die 
Planer der neuen Weltordnung 
»einen privaten Konsensus« über 
bedeutende Sachfragen an. »Das 
Streben nach einem Konsensus«, 
sagte er, »muß ein zentrales Ele- 
ment sein.« 


Die Makler der Macht »werden 
sich bemühen, ihre aufmerksa- 
men Zuhörer so zu erziehen, daß 
die öffentliche Meinung schließ- 
lich den privaten Konsensus wi- 
derspiegelt«. 


Mit anderen Worten, die Makler 
der Macht des CFR suchen eine 
Übereinstimmung unter ihrer ei- 
genen Elite bezüglich der Frage, 
welche Schritte unternommen 
werden sollten, um bedeutende 
Sachfragen der Weltpolitik anzu- 
gehen. 

Auf diese Weise gelingt es einer 
kleinen Clique — wie die im Ein- 
flußbereich des Rockefeller-CFR 
operierende - ihre Ansichten ih- 
ren jeweiligen eifrig lauschenden 
Zuhörern nahezubringen. Diese 
werden dann die globalistische, 
volksfeindliche Denkweise in ih- 
ren eigenen Gemeinden propa- 
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Die 


Geschichte 


eines 


Jahrhunderts 
des Krieges 


John Springfield 


Seit mehr als 150 Jahren beruht die Macht des britischen Empires und 
dessen späterer Offenbarung, das anglo-amerikanische »besondere 
Verhältnis«, auf Großbritanniens strategischer Beherrschung der Welt- 
finanz, des Transportwesens und der wirtschafts-strategisch wichtigen 


Rohmaterialien, vor allem des Öls. 


Wenig verstanden wird die zen- 
“ trale Rolle, die diese Beherr- 
schung des Welterdöls als Waffe 
der strategischen geopolitischen 
Macht im Namen einer kleinen 
Elite von Politikmachern in 
Großbritannien und den Verei- 
nigten Staaten bedeutet. Um zu 
erfassen, wie die »Olwaffe« ge- 
schwungen wird, ist es notwen- 
dig, kurz bis zum Ende des ver- 
gangenen. Jahrhunderts zurück- 
zugehen. 


Prophezeiung eines 
britischen Admirals 


1882 fand der schwarze, schwere 
Schlamm, den wir heute als Er- 
döl kennen, wenig kommerziel- 
les Interesse außer für Brenn- 
stoffe, um neue Mineralöllam- 
pen zu betreiben, eine 1853 in 
Berlin durch einen deutschen 
Lampenhersteller namens Stroh- 
wasser entwickelte Technik. Der 
Brennstoff, der damals als »Fel- 
senöl« bekannt war, weiler in ver- 
schiedenen Olgebieten wie Titus- 
ville, US-Bundesstaat Pennsylva- 
nia, oder Baku in Rußland, Gali- 
zien oder Rumänien durch Fel- 
sen sickerte. 1870 gründete John 
D. Rockefeller die Standard Oil 
Company, um diesen Markt in 
den Vereinigten Staaten für Lam- 
penöl und verschiedene medizini- 
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von dem raumaufwendigen Koh- 
leantrieb auf das bis dahin noch 
nicht verwendete Ol umstellen 
sollte. Seit 1870 verbrannten rus- 
sische Dampfer auf dem Kaspi- 
schen Meer ein schweres Heizöl, 
das sie mazut nannten. Fisher 
und ein paar andere weitsichtige 
Personen begannen damit, für 
die Annahme des neuen Brenn- 
stoffs zu plädieren. Er vertrat die 
Ansicht, daß Olenergie Großbri- 
tannien in die Lage versetzen 
werde, bei der Beherrschung der 
Meere seinen entscheidenden 
strategischen Vorteil zu bewah- 
ren. 


© 


Um 1885 entwickelte der deut- 
sche Ingenieur Gottlieb Daimler 
den ersten brauchbaren Erdöl- 
motor zum Antrieb eines Stra- 
Benfahrzeugs. Um die Jahrhun- 
dertwende herum, wurden Auto- 
mobile immer noch als Spielzeug 
der Ultrareichen erachtet. 


Um 1905 wurden sich die briti- 
schen Geheimdienste und Regie- 
rung über die strategische Bedeu- 
tung des neuen Treibstoffs klar. 
Großbritanniens 


Problem be- 


dienstes bekannt war, Sidney 
Reilly, eine außergewöhnliche, 
60 Jahre währende exklusive 
Konzession zur Ausbeutung aller 
in Persien gefundenen Minera- 
lien, darunter Ol. 


Reilly, als Sigmund Georgie- 
witsch Rosenblum in Odessa in 
Rußland geboren, wurde 1905 
vom britischen Secret Service 
entsandt, um einem exzentri- 
schen australischen Amateurgeo- 
logen namens William Knox 
d’Arcy dessen Recht auf Ausbeu- 
tung ganz Persiens abzuluchsen. 
D’Arcy, ein fundamentalistischer 
Christ, der die Bibel gründlich 
studiert hatte, kam zu der Über- 
zeugung, daß die Erwähnung der 
»brennenden Felsen« im Alten 
Testament sich auf das durchsik- 
kernde Erdöl beziehen müsse. Er 
überredete den Schah von Per- 
sien dazu, ihm ausschließliche 
Rechte auf sämtliches Ol und alle 
Mineralien für einen außerge- 
wöhnlichen Zeitraum von 60 Jah- 
ren zu gewähren. 


Ein Jahr zuvor, 1904, war Fisher 
zum Ersten Seelord Großbritan- 


ä 


Der Rockefeller-Clan ist zum Synonym für Öl geworden. Von links: John D. Rockefeller und seine 


Söhne David, Nelson, Winthrop, Laurence und John D. Ill. am 26. Mai 1973. 


sche »Kuren« auszubeuten. 


Aber zumindest ein Mann ver- 
stand die militärisch-strategi- 
schen Implikationen des Erdöls 
zur Beherrschung der Welt- 
meere. Im September 1882 ver- 
trat Großbritanniens Admiral 
Lord Fisher, damals Kapitän Fis- 
her, jedem im britischen Esta- 
blishment gegenüber, der ihm zu- 
hören wollte, die Ansicht, daß 
Großbritannien seine Seeflotte 


stand darin, daß es selbst kein Öl 
hatte. Es mußte sich wegen der 
Lieferung auf Amerika, Rußland 


Der britische Geheim- 
dienst wurde eingesetzt 


oder Mexiko verlassen - zu 
Kriegszeiten ein unannehmbarer 
Zustand. Im gleichen Jahr er- 
warb der Mann, der als »Aß der 
Spione« des britischen Geheim- 


niens, dem Obersten Komman- 
deur der britischen Kriegsma- 
rine, ernannt worden. Fisher rief 
unverzüglich einen Ausschuß ins 
Leben, um »darüber nachzuden- 
ken und Empfehlungen zu ma- 
chen, wie sich die Navy ihre Ol- 
versorgung sichern soll«. 

Großbritanniens Präsenz in Per- 
sien und am Arabischen Golf — 
letzterer zuder Zeit zum Ottoma- 
nischen Reich gehörig — war be- 
grenzt. Persien gehörte formal 
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nicht zum Britischen Empire. 
Seit einigen Jahren unterhielt 
Großbritannien Konsulate in 
Bushire und Bandar Abbas und 
hielt Schiffe der britischen 
Kriegsmarine im Golf als Ab- 
schreckung für andere Mächte, 
die Absichten auf strategische 
Gewässer hegen könnten, um 
den Weg zu Großbritanniens le- 
benswichtige koloniale Quelle 
des Ausplünderns, Indien, abzu- 
schneiden. 


1892 schrieb Lord Curzon, später 
Vizekönig von Indien, über Per- 
sien: »Ich würde das Zugeständ- 
nis eines Hafens am Persischen 
Golf an Rußland oder irgendeine 
andere Macht als vorsätzliche Be- 


“ leidigung Großbritanniens und 


willkürlichen Bruch des Status 
quo, und als internationale Pro-. 
vokation zum Kriege erachten.« 


Auch die Familie 
Rothschild zeigte Interesse 


Bei seiner erfolgreichen Mission 
für den britischen Geheimdienst 
sicherte Sidney Reilly sich die 
ausschließliche Konzession von 
D’Arcy, gerade als dieser sich mit- 
ten in Verhandlungen über eine 
gemeinsame Partnerschaft mit 
den Interessen der französischen 
Familie Rothschild zur Ölsuche 
befand. Als Priester verkleidet, 
sich die starken religiösen Nei- 
gungen D’Arcys zunutze ma- 
chend, überredete Reilly D’Arcy, 
sich mit der britischen Anglo-Per- 
sian Oil Company zusammenzu- 
schließen. Der schottische Finan- 
zier Lord Strathcona wurde von 
der britischen Regierung als 
Hauptteilhaber an der Anglo- 
Persian herangezogen. 


Aber erst 1909 wurden die Pläne 
für Großbritanniens ölgefeuerte 


Navy in die Tat umgesetzt. 


Deutschland hatte gerade das er- 
ste einer fortschrittlichen Kon- 
struktion von Schiffen, der 
Dreadnought-Serie, in Dienst ge- 
stellt. Die »Von der Tann« war 
mit 80 000-PS-Motoren ausgerü- 
stet, die in der Lage waren, die 
damals erstaunliche Geschwin- 
digkeit von 28 Knoten zu errei- 
chen. 

Nur zwei britische Schiffe konn- 
ten diese Geschwindigkeit 
erreichen. Großbritanniens koh- 
legefeuerte Flotte war an ihre 
technologischen Grenzen gesto- 
Ben und die britische Seeüberle- 
genheit wurde durch das sich 


- rasch expandierende . deutsche 


Wirtschaftswunder entscheidend 


‘bedroht. 


1911 war der junge Winston Chur- 
chill an die Stelle Lord Fishers als 
Erster Lord der Admiralität ge- 
treten. Churchill begann sofort 
eine Kampagne, um die Forde- 
rung seines Vorgängers nach ei- 
ner ölgefeuerten Navy in die Tat 
umzusetzen. Sich Fishers Argu- 
mente zunutze machend, wies 
Churchill darauf hin, daß bei 
Schiffen gleicher Größe Ol die 
höhere Geschwindigkeit erbringt 
und bei gleichem Gewicht ohne 
Nachtanken einen Vorteil von 40 
Prozent im Aktionsradius bietet. 
1912 produzierten die Vereinig- 
ten Staaten mehr als 63 Prozent 
der Welt-Erdölproduktion, im 
russischen Baku 19 Prozent und 
Mexiko etwa fünf Prozent. Groß- 
britanniens Anglo-Persian Ex- 
ploration Co. produzierte noch 
keine. größere Mengen Erdöl, 
aber selbst damals hatte die Stra- 
tegie der britischen Regierung 
bestimmt, daß die britische Prä- 
senz am Persischen Golf von we- 
sentlichem nationalen Interesse 
sei. 


Im Juli 1912 rief die Regierung 
des Premierministers Asquith auf 
Churchills Drängen eine Royal 
Commission on Oil and Oil En- 
gine (Königliche Kommission für 
Ol und Olmotor) ins Leben. Der 
im Ruhestand lebende Lord Fis- 
her wurde als Vorsitzender dieser 
Kommission genannt. Anfang 
1913 kaufte die britische Regie- 
rung unter strengster Geheimhal- 
tung, wiederum auf Churchills 


Drängen hin, die Mehrheit der . 


Aktien von Anglo-Persian Oil 
(heute British Petroleum) auf. 
Von diesem Zeitpunkt an war Öl 
der Kern der britischen strategi- 
schen Interessen. Was dies still- 
schweigend für die Weltge- 
schichte bis hin zur heutigen 
Golfkrise bedeutet, wird im wei- 
teren Verlauf dieses Essays klarer 
werden. 


Eine Eisenbahn 
nach Bagdad bauen 


Im gleichen Jahr 1912 verhan- 
delte die größte Bank im Deut- 
schen Reich, die Deutsche Bank, 
im Zuge ihrer Finanzierung einer 
Eisenhahnverbindung von Kon- 
stantinopel (Istanbul) nach 


Bagdad, damals Teil des Ottoma- 


nischen Reiches, mit dem otto- 
manischen Kaiser über eine 
Konzession mit der der Bagdad 


Rail Co. volle »right-of-way«- - 


right -(Vorfahrtsrechte) auf alles 
Ol und Mineralien auf einer Pa- 
rallele von 20 km auf jeder Seite 
der Eisenbahnlinie eingeräumt 
werden sollte. Diese Linie ging 
bis dahin bis Mosul im heutigen 
Irak. Das deutsche Eisenbahn- 
projekt war schon seit 1889 auf 
dem Reißbrett. 1903 hatte der 
Kaiser die deutsche Regierung 
für das Projekt gewonnen, da 
Deutschland Anfang des Jahr- 
hunderts bedeutende wirtschaft- 
liche Bindungen zu den Regie- 
rungen in Konstantinopel unter- 
hielt, 


Um 1912 waren sich die deutsche 


Industrie und Regierung darüber 
im klaren, daß Ol der Treibstoff 
ihrer wirtschaftlichen Zukunft, 
und zwar nicht nur für den Land- 
transport, sondern auch für See- 
schiffe war. Zu der Zeit befand 
sich Deutschland im Würgegriff 
des großen amerikanischen Rok- 
kefeller-Konzerns Standard Oil 
Company. Standard Oils Deut- 
sche Petroleums-Verkaufsgesell- 
schaft beherrschte 91 Prozent al- 
ler deutschen Ölverkäufe. Die 
Deutsche Bank hatte daran eine 
Minderheits-Aktienbeteiligung 
von neun Prozent. 


1912 besaß Deutschland keine 


unabhängige sichere Lieferungs- 
quelle für Ol. Aber deutsche 
Geologen hatten in dem Teil von 
Mesopotamien, der sich heute 
Irak nennt, zwischen Mosul und 
Bagdad, Ol gefunden. Die pro- 
jektierte Linie des letzten Teils 
der Eisenbahnverbindung Ber- 
lin-Bagdad führte direkt durch 
das Gebiet, von dem man 
glaubte, daß dort riesige Ölvor- 
kommen waren. 


Die Bemühungen, 1912 bis 1913 
im Berliner Reichstag eine Ge- 
setzgebung durchzubringen, um 
eine deutsche staatseigene Firma 
zu gründen und den neugefunde- 


nen Ölbrunnen unabhängig von . 


dem amerikanischen Rockefel- 
ler-Konzern zu betreiben, zogen 
sich dahin, bis sie der Ausbruch 
des Weltkrieges im August 1914 
von der Tagesordnung strich. Es 
war die Idee der Deutschen 
Bank, die Bagdad-Bähnverbin- 
dung zum Transport des mesopo- 
tamischen Ols über Land, ge- 
schützt vor einer möglichen See- 
blockade der Briten, zu transpor- 
tieren und somit Deutschland in 
der Energieversorgung unabhän- 
gig zu machen. 

Im Verlauf des Ersten Weltkrie- 


ges wurde die Erdölknappheit zu : 
einem der kritischen Faktoren, _ 
die letztendlich zur Niederlage .. 
Deutschlands führten. Sein Zu-. 

gang zu den kleinen Ölfeldern 


Rumäniens war das Ziel briti- : 


scher Sabotage. Es herrschte ' 
eine verzweifelte kriegsbedingte 
Knappheit an dem kostbaren Ol. 
zum Antrieb der deutschen U- :: 
Boote und Panzer. i 


Die Folgen 
von Versailles 


Auf der Versailler Friedenskonfe- 


. renz von 1919 griffen britische 


Verhandlungspartner geschickt 
nach den lebenswichtigen Teilen : 
der deutschen Tankerflotte sowie :; 
nach -den türkischen Rechtsträ- 
gern, die Deutschland, um die ° 
Bagdad Rail Co.. herum, einge- .; 
richtet hatte. Schon 1916 hatte - 
das britische Finanzministerium . - 
eine geheime Mannschaft ent« . 
sandt, die jedes deutsche Darle- 
hen an die, Türkei identifizierte 
und diejenigen, die von strategi- $ 
schem Interesse wären, so wie die 
für Öl, kennzeichnete. Diese 
Maßnahmen hatten zur Folge, . 
daß Großbritannien mit allen * 
strategischen Anteilbesitzen der . 
Deutschen in dem jetzt unterge- ' 
gangenen Ottomanischen Reich 
in der Hand, den Verhandlungs- 
tisch in Versailles verließen. 
Deutsche Interessensgruppen 
unternahmen einen letzten Ver- - 
such, die Ölversorgung zu Si- 
chern. 1922 reorganisiserte die _ 
Deutsche Bank im Rahmen des 
deutsch-sowjetischen Vertrags 
von Rappallo die alte Deutsche 
Petroleums-Gesellschaft, um die ; 
zerstörte Ol-Infrastruktur Ruß- 
lands zu entwickeln. 


Das sollte aber 
nicht lange dauern 


1923 marschierten französische 
Soldaten in das Herz des deut- 
schen Industriegebiets an der - 
Ruhr ein, lähmten die Wirtschaft : 
und lösten die berüchtigte Hyper- 
inflation von Weimar aus. Der 
deutsche Außenminister Walter: 
Rathenau, Architekt des 
deutsch-russischen Vertrags von 
Rapallo, wurde ermordet. Der 
Präsident’ der Deutschen Reichs-' 
bank, Hjalmar Schacht, trieb 


seine Geldpolitik in der Weise, 
daß der Kern der »Rapallo«-In- . 
dustrie-Parteiung, die in der In- 
dustriealisierung Rußlands einen 
wirtschaftlichen Ausweg aus dem - 
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von den Anglo-Amerikanern auf- 
erlegten Reparationswahnsinn 
von Versailles sah, in Konkurs 
ging. 1924 hatten die Banker der 
Morgan Bank und Montagu Nor- 
man von der Bank of England 
den Dawes-Plan ausgeheckt, um 
Deutschlands Wirtschaft unter 
die Zwangsverwaltung ausländi- 
scher Banken zu bringen. 


Kombinierte und sich 
widersprechende Ziele 


Außer dem »Wirtschaftskrieg« 
zwischen Deutschland und den 
anglo-amerikanischen Bankin- 
teressen wütete durch die zwanzi- 
ger Jahre hindurch noch ein ande- 
rer Krieg. Britische und amerika- 
nische Kräfte kamen fast selbst 
“ zu einem Schießkrieg in einem 
wütenden weltweiten Gerangel, 
um die Beherrschung der Welterd- 
 ölreserven sowie des fantastisch 
lukrativen Erdölmarktes. Der 
Wirtschaftskrieg wurde um die 
Beherrschung der Erdölmärkte 
Indiens, Rußlands, Spaniens und 
letztendlich in Großbritannien 
und den Vereinigten Staaten 
selbst geführt. 


Die Geschichte Mexikos ab etwa 
1910, als große Mengen Ol in den 
- Feldern von Tampico gefunden 
wurden, kann zu einem beträcht- 
lichen Ausmaß als Machtkampf 
zwischen britischen und amerika- 
nischen Öl-Interessen geschrie- 
ben werden. Die intensiven 
Schlachten um die Steuerung der 
mexikanischen Politik und damit 
der Olkonzessionen tobten bis 
1938, als es Mexikos Präsident 
Lazaro Cardenas gelang, das Ol 
zu verstaatlichen und dadurch so- 
wohl britische als auch amerika- 
nische Interessensgruppen des 
Landes zu verweisen. 


Anfang 1910 gründete ein ande- 
rer Repräsentant der britischen 
Geheimdienste, Weetman Pear- 
‚son, ein Ol-Promoter, die Mexi- 
can Eagle Oil Company und si- 
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cherte sich von Porfirio Diaz, 
dem damaligen Diktator von Me- 
xiko, die Kontrolle über die 
Hälfte des mexikanischen Ols. 
Als Belohnung für geleistete 
Dienste wurde Pearson ein briti- 
scher Adelstitel verliehen, und er 
nannte sich fortan Lord Cowdray. 


Um diesem britischen Ol-Coup 
entgegenzutreten, unterstützte 
Rockefellers Standard-Oil einen 
im Exil lebenden Feind von Diaz, 
Francisco Madero, der sich da- 
mals in den Vereinigten Staaten 
aufhielt. Madero wurde für kurze 
Zeit Präsident von Mexiko, bis 
bei einem Gegenaufstand der 
mexikanische General Victo- 
riano Huerta die Unterstützung 
der Mexican Oil Co. und briti- 
sches Geld erhielt. Großbritan- 
nien erkannte General Huerta 
unverzüglich als Mexikos Herr- 
scher an, und Lord Cowdray 
zeichnete die neue von der mexi- 
kanischen Regierung ausgege- 
bene Anleihe und erhielt als Ge- 
genleistung großzügige Olkon- 
zessionen. 3 

Der Treuhandsfonds des Olver- 
mögens von Lord Cowdray wird 
heute im Rahmen der Pearson 
Group, eine der mächtigsten 
Holdinggesellschaften der Welt, 
die solche einflußreichen-Organe 
der britischen Politik wie den 


Verwirklichung 
britischer Interessen 


Londoner »Economist«, die »Fi- 
nancial Times« und die Handels- 
bank von Lazard Brothers be- 
herrscht, verwaltet. 

Mexican Eagle wurde Teil von Sir 
Henry Deterdings Royal Dutch 


Shell, des zweiten Juwels in der 
britischen Ol-Krone. Deterding, 
ein naturalisierter britischer Bür- 
ger, handelte wiederum im Na- 
men der britischen Regierung 
und begann 1920 damit, riesige 
Mengen von Aktien der Royal 
Dutch Shell auf New Yorker und 
kontinentalen Börsenmärkten 
aufzukaufen. 1926 verfügte die 
britische Regierung auch über 
die Aktienmehrheit dieser riesi- 
gen Gesellschaft, wiederum ge- 
heim. Klar ist, daß die Olgesell- 
schaften Shell und Anglo-Per- 
sian/BP nicht als Privatfirmen tä- 
tig waren, um ganz einfach Ge- 
winn für ihre Aktionäre zu ma- 
chen, sondern mindestens von 
diesem Zeitpunkt an als zentrale 
Komponente zur Verwirklichung 
der britischen strategischen Inter- 
essen fungierten. 


Die »Rote Linie« bildet 
sich im Nahen Osten 
heraus 


Mindestens seit der Zeit der Al- 
lianz Großbritanniens mit Hol- 
land unter Wilhelm III. von Ora- 
nien Ende des 17. Jahrhunderts 
beruhte die britische Außenpoli- 
tik auf einer Strategie der Bünd- 
nisbildung zur Förderung ihrer 
Weltmacht. Der Einfluß Eng- 
lands, eines kleinen Inselstaates, 
beruhte in den letzten 150 Jahren 
sorgfältig und gnadenlos auf der 
Prämisse der Bildung von »be- 
sonderen Beziehungen«, so daß 
die Briten mit ihrer Kontrolle 
über die Finanzen, das Transport- 
wesen und die Rohstoffe ihren 
Konkurrenten die Bedingungen 
für wirtschaftliche Erfolge oder 
Fehlschläge diktieren konnten. 


Die Unterzeichnung des Versailler Friedensvertrages, der 
Deutschland in ein wirtschaftliches Chaos stürzte. 


Da Öl Ende des vergangenen 
Jahrhunderts für die gesamte 
Welt zur strategisch wichtigen 
Energiequelle wurde, beruhte 
Großbritanniens Strategie auf 
dem »schwarzen Gold«. Das ist 
heute immer noch der Fall. 


Eine entscheidende Vereinba- 
rung zur Kartellisierung der be- 
kannten Ölreserven der Welt 
wurde in den zwanziger Jahren in 
einer Reihe von zähen geheimen 
Pferdehandel-Konferenzen zwi- 
schen britischen und amerikani- 
schen Interessensgruppen " zu- 
rechtgezimmert. 


1920 wurde John Cadman, der 
während des Ersten Weltkrieges 
als technischer Berater für die 
britische Regierung tätig. war, 
Leiter des Petroleum Imperial 
Policy Committee der britischen 
Regierung. Über die Sitzung die- 
ses Ausschusses wurden keine 
Protokolle veröffentlicht, aber es 
ist bekannt, daß außer der Emp- 
fehlung, daß die britische Regie- 
rung insgeheim die Mehrheitsan- 
teile an der Royal Dutch Sheller- 
werben sollte, Cadman zum Chef 
des zweiten britischen Olgigan- 
ten, Anglo-Persian, ernannt 
wurde. 


Die anglo-amerikanischen gehei- 
men Olkriege, um die Beherr- 
schung der Weltölmärkte, waren 
für beide Seiten so zerstörerisch 
geworden, ohne daß ein klarer 
Beschluß gefaßt wurde, daß sich 
1927 die Leiter der drei großen 
Ölkonzerne insgeheim auf dem 
Schloß von Sir Henry Deterding 
in Achnacarry, Schottland, tra- 
fen, um die Dinge zu »regeln«. 
Als Gäste von Deterding, gesell- 
ten sich John Cadman, der die 
Anglo-Persian Oil Co. (BP) ver- 
trat, und Walter Teagle, damals 
Präsident von Standard Oil of 
New Jersey (Exxon) des Rocke- 
feller-Konzerns, zu einer Reb- 
huhnjagd hinzu. 


Kartellisierung des 
gesamten Nahen Ostens 


Das Ergebnis dieses Ausflugs war 
eine Kartellisierung des gesam- 
ten Nahen Ostens, die als »As Is 
Agreement« (»Wie-es-ist-Verein- 
barung von 1928«) oder »Achna- 
carıy Agreement« bekannt ist. 
Britische und amerikanische Ol- 
riesen akzeptierten die damals 
vorhandenen Marktanteile der 
anderen und errichteten ein ge- 
meinsames Kartell, um den Welt- 
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preis auf örtlicher Basis festzule- 
gen, damit die Preiskriege zwi- 
schen den konkurrierenden Kon- 
zernen beendet werden konnten. 
Die Regierungen waren an dem 
gleichen privaten  Kartellisie- 
rungsprozeß beteiligt, indem sie 
1927 das ehemalige Ottomani- 
sche Reich durch eine Vereinba- 
rung, die als das »Red Line 
Agreement« bekannt wurde, auf- 
teilten. Die beteiligten Regierun- 
gen Großbritanniens, der Verei- 
nigten Staaten und Frankreichs 
zogen eine »rote Linie« von den 
Dardanellen, nach unten durch 
das, was damals Palästina ge- 
nannt wurde (heute Israel), nach 
Jemen, und nach oben in den Per- 
sischen Golf unter Einbeziehung 
der Türkei, Syriens, Libanons, 
Saudi-Arabiens, Jordaniens, des 
Iraks und Kuwaits. Nur der Iran 
wurde ausgenommen, da er da- 


Die Wirtschafts- und Finanz- 
konferenz von Bretton Woods 
vom 1. bis 22. Juli 1944 diente 
dazu, die Völker der Welt finan- 
ziell in den Griff zubekommen. 


mals-unter der ausschließlichen 
Domäne der Anglo-Persian Oil 
Company stand. 


Nach dem Red Line Agreement 
wurde jede Quadratmeile Territo- 
rium innerhalb der Linie aufge- 
teilt. Im Irak vollzogen die An- 
glo-Persian, die Shell, die franzö- 
sische Compagnie Frangaise des 
Petroles (die den alten Anteil der 
Deutschen Bank an der Turkish 
Petroleum Company von 1912 be- 
kam) und die Rockefeller-Fir- 
men für die Zeit von 75 Jahren 
eine Eigentumsteilung an der 


Iraq Petroleum Co. Ltd. In Ku- 
wait teilten sich die Anglo-Per- 
sian die Golf Oil der amerikani- 
schen Familie Mellon und das Ei- 
gentum an der Kuwait Oil Co. 
Ltd. 50 zu 50. 


Durch eine 1933 mit dem saudi- 
schen Königshaus getroffene Ver- 
einbarung wurde das Scheichtum 
unter den vier amerikanischen 
Olriesen, Standard Oil of Califor- 
nia (Chevron), Texaco, Standard 
Oil of New Jersey (Exxon) und 
Standard Oil of New York (Mo- 
bil) aufgeteilt. Das Arrangement 
lief unter der Bezeichnung Ar- 
abian American Oil Company 
oder ARAMCO. Olfunde nach 
dem Zweiten Weltkrieg ergaben, 
daß Saudi-Arabien, nach allen 
Schätzungen, das ölreichste Ge- 
biet der Welt war. 

1929 schlossen sich die beiden bri- 


tischen Ölgiganten, Anglo-Per- 
sian und Royal Dutch, zusam- 
men und trafen Weltkartell-An- 
teilsvereinbarungen (sharing 
agreements), die den Briten eine 
enorm starke strategische Waffe 
für den Wirtschaftskrieg in die 
Hand gaben. 1927 war Ol die 
Sehne dessen, was bis heute das 
anglo-amerikanische »besondere 
Verhältnis« geblieben ist. 


Die anglo- r) 
amerikanische Olwaffe - 


Fast drei Jahrzehnte lang nach 
Ende des Zweiten Weltkriegs 
schien die Welt des Erdöls unge- 
wöhnlich ruhig zu sein. Der Preis 
des Ols und damit die weltweiten 
Inflationsraten blieben bestän- 
dig, mit Preisen aus dem Nahen 


Osten zwischen 1,80 und 1,90 
Dollar pro Barrel die ganzen 
sechziger Jahre hindurch. 

1967 begann das Gewebe der an- 
glo-amerikanischen Nachkriegs- 
vereinbarung über die Geldord- 
nung vom Bretton Woods ausein- 
anderzufallen. Im November 
1967 wurde eine britische La- 
bour-Regierung gezwungen, das 
Pfund Sterling um 14 Prozent ab- 
zuwerten. Darin spiegelte sich 
der Niedergang. der britischen 
Wirtschaft wider. Es ergab sich 
daraus ein Run auf den US-Dol- 
lar, die Stütze der Geldordnung 
nach dem Kriege. Durch riesige 
Kredite zur Finanzierung des De- 
fizits, um .den katastrophalen 
Vietnam-Krieg führen zu kön- 
nen, setzte der langfristige Ver- 
fall des Dollar in der Welt ein. 


Washington versuchte, verbün- 
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dete G-10-Länder dazu zu bewe- 
gen seine närrischen Bemühun- 
gen, den Dollar durch Poolung 
der Goldreserven zu halten, zu 
unterstützen. Am 15. August 
1971 war das Spiel vorbei. US- 
Präsident Nixon sagte der Welt 
auf Empfehlung seines Haupt- 
wirtschaftsberaters George 
Shultz und des Beamten aus dem 
Finanzministerium, Paul Volk- 
ker, daß niemand mehr Gold be- 
kommen könne, wenn er die im- 
mer mehr an Wert verlierenden 
Dollar in Europa und anderen 
Zentren einzahlt. 


Aber die Abkopplung des Dollar 
vom Goldstandard von Bretton 
Woods, so skandalös sie auch 
war, löste die Probleme kaum. Im 
März 1973 beendete Washington 
formell das stabile System der fe- 
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sten Wechselkurse von Bretton 
Woods zugunsten für eines »frei 
floatierenden« Dollar. Er fiel auf 
ein neues Nachkriegs-Tief von 
DM 2,82. 1971 stand er noch bei 
DM 3,22. Die anglo-amerikani- 
sche Finanzmacht in der Welt be- 
fand sich in einer Krise auf Leben 
oder Tod. 


Der erste anglo- 
amerikanische Olschock 


Die »Lösung« der winzig kleinen 
Finanz- und Politiker-Elite der 
Briten und ihrer jüngeren Vetter 
in Washington und Wall Street 
wurde auf einer höchst geheimen 
Konferenz, die im Mai 1973, ein 
Monat vor dem Zusammenbruch 
von Bretton Woods, abgehalten 
wurde, bekanntgegeben. Die an- 
glo-holländisch-amerikanische 
Bilderberg-Gruppe trat vom 11. 
bis 13. Mai in dem exklusiven 
schwedischen Ferienort Saltsjö- 
baden außerhalb von Stockholm 
zusammen. In einer vertrauli- 
chen Besprechung wurde ihnen 
mitgeteilt, daß die ölerzeugen- 
den Länder der OPEC bald etwa 
400 Prozent mehr Ol-Dollar pro 
Jahr besitzen würden, als das der- 
zeit der Fall sei. Das große Pro- 
blem, so wurde dem Elitemän- 
nern der Weltfinanz mitgeteilt, 
sei nicht die sich daraus erge- 
bende Wirtschaftskrise und das 
Elend, das ein solcher »Ol- 
schock« verursachen würde, son- 
dern man sei vielmehr darum be- 
sorgt, sicherzustellen, daß das 
»Recycling« der neugewonnen 
Petro-Dollar in den richtigen 
Händen liegt. 


Der erste Ölschock brach sechs 
Monate nach der geheimen Bil- 
der-Sitzung im Oktober 1973 aus. 
Bilderberg-Insider und der Au- 
ßenminister in der Nixon-Regie- 
rung, Henry Kissinger, stützen 
sich auf fast tägliche private Bera- 
tungen mit Großbritanniens Bot- 
schafter in Washington, den Earl 
of Cromer, George Baring von 
der alten britischen Bankelite. 


Folgen von Kissingers 
Pendeldiplomatie 


Bezeichnenderweise, als Baring 
1974 in den Ruhestand ging, 
nachdem er seinen »Job« erledigt 
hatte, wurde er unverzüglich in 
den Vorstand der britischen 
Firma Royal Dutch Shell beru- 
fen. 

Kissinger löste den Ölschock von 
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1973 dadurch aus, daß er mit sei- 
ner berüchtigten »Pendeldiplo- 
matie« Falschnachrichten an Is- 
rael und Agypten und andere ara- 
bische Staaten verbreitete. Dies 
wiederum entzündete den »Yom 
Kippur«-Krieg vom Oktober 
1973, der haargenau zu dem An- 
stieg der Ölpreise um 400 Prozent 
führte, den Lord Grenhill und 
seine Freunde sechs Monate vor- 
her in Saltsjöbaden besprochen 
hatten. Das OPEC-OI stieg von 
durchschnittlich drei Dollar pro 
Barrel im September 1974 bis 
Ende des gleichen Jahres auf 
11,65 Dollar an, der größte infla- 
tionäre Schock in der Nachkriegs- 
zeit. 


Einer .der vielen bemerkenswer- 
ten »Zufälle« des Timing in der 
Zeit von 1973 bis 1974 war die 
Vollendung, der bis dahin teuer- 
sten Investition in der neuen Ol- 
produktion, die riesige Infra- 
struktur, um Ol aus Großbritan- 
niens Nordsee zu holen. Mit dem 
Bau der kostspieligen Bohrbüh- 
nen hatte man schon einige Jahre 
zuvor begonnen, als der Wirt- 
schaftspreis von drei Dollar pro 
Barrel bedeutete, daß sie niemals 
gewinnbringend sein würden. 
Nach Oktober 1973 stellten BP 
und Shell und die amerikani- 
schen Großfirmen plötzlich fest, 
daß sie ungeheuer gewinnträch- 
tig waren. Großbritannien war 
jetzt direkter Selbstversorger in 
bezug auf Ol und das Pfund Ster- 
ling wurde zur »Ol-Währung«. 


Nachdem von den Anglo-Ameri- 
kanern ausgelösten Olschock, 
begannen »Petro-Dollar«, wie 
Kissinger sie nannte, in die Ban- 
ken von London und New York 
zu fließen, eine Folge des gewalti- 
gen Anstiegs der Weltölpreise. 
Wegen der Vorherrschaft des 
Dollar im Welthandel und der Be- 
herrschung von 85 bis 90 Prozent 
des gesamten Ölhandels der Welt 
durch britische und, amerikani- 
sche Firmen, wurde Ol vereinba- 
rungsgemäß nur auf Dollar-Basis 
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gehandelt. Der Olschock er- 
höhte den Weltbedarf an Dollar 
und trug vorübergehend dazu 
bei, die US-Währung zu festigen. 
Was aber für die anglo-amerika- 
nische Banking-Elite der Bilder- 
berg-Gruppe wichtiger war, die 
neuen Ol-Dollar der OPEC flos- 
sen in britische und amerikani- 
sche Banken in London und New 
ork. 
1975 schickten die Vereinigten 
Staaten einen in London ansässi- 
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nanz hatte ihre schwerste Krise 
der Nachkriegszeit überwunden. 
Das Gleiche konnte für die üb- 
rige Welt nicht gesagt werden, da 
eine Wirtschaftskrise einsetzte. 


1987, als die Welt sich gerade von 
dem verheerenden anglo-ameri- 
kanischen Olschock von 1973-74 
zu erholen begann, bereiteten 
der britische Geheimdienst und 
die britischen Ölgiganten die 
Bühne für einen zweiten, noch 


Die ehemalige britische Premierministerin Margaret Thatcher 
war der eigentliche Initiator des Aufmarsches von Bushs Truppen 


im Nahen Osten. 


gen Investment-Banker, David 
Mulford, damals Leiter des Lon- 
doner Büros von White, Weld & 
Co., nach Saudi-Arabien, wo er 
persönlich der saudischen Zen- 
tralbank sagte, wo sie ihr neues 
Vermögen anlegen sollte. Ameri- 
kanische und Londoner Banken 
saugten die gigantische Flut 
neuern »Petro-Dollar« auf und 
brachten sie in Form von Euro- 
Dollar-Darlehen an ölimportie- 
rende Länder der Dritten Welt 
wieder in den Umlauf. 


Die Saat der 
Schuldenkrise 


Dies war die Saat für das, was zur 
Schuldenkrise der Dritten Welt 
werden sollte. Die Darlehen wur- 
den mit variablen Zinssätzen, 
»floatierende Sätze« genannt, 
durch die Banken von New York 
und Großbritannien vergeben. 
Die anglo-amerikanische Hochfi- 


verheerenderen Olschock. Bri- 
tisch Petroleum, zu der Zeit die 
größte Olgesellschaft im Iran und 
ein völlig im Besitz der Regie- 
rung Ihrer Majestät befindlicher 
Rechtsträger, begann klamm- 
heimlich damit, Millionen zu den 
oppositionellen religiösen Mul- 
lahs zu kanalisieren, die den 
Schah stürzen wollten. Der Zu- 
sammenbruch des Schah-Regi- 
mes Ende 1978 führte rasch den 
zweiten Olschock des Jahrzehnts 
herbei. Die Preise schossen auf 
fast 40 Dollar pro Barrel in die 
Höhe: der amtliche OPEC-Preis 
auf 36 Dollar. 


Sieben multinationale Gesell- 
schaften wurden durch die Krisen 
der siebziger Jahre hinsichtlich 
ihrer Bruttoverkaufserlöse zu 
den größten Firmen der Welt. 
Fünf von ihnen - Exxon, Chev- 
ron, Mobil, Texaco und Gulf - 
waren amerikanische, der alte 
Rockefeller-Konzern von An- 


fang des 19. Jahrhunderts. Zwei 
waren britische Firmen — Royal 
Dutch Shell und British Petro- 
leum, ehemals als Anglo-Persian 
Oil Company bekannt. 


Die Macht der 
»Sieben Schwestern« 


Von dieser mächtigen Konzentra- 
tion des Welteinkommens profi- 
tierten auch die traditionellen 
Banker der Ölgesellschaften. Als 
Folge davon wurden Chase Man- 
hattan, Citicorp, Chemical Bank 
und Bank of Amerika, alle mit in- 
timen direkten Verbindungen zu 
den amerikanischen »Sieben 
Schwesterfirmen«, wie sie ge- 
nannt wurden, enorm gewinn- 
trächtig und mächtig — viel zu 
mächtig. Washington hörte in 
den siebziger Jahren mehr und 
mehr auf die Stimme des »Big 
Oil« und »Big Banking«. Ameri- 
kanische Farmer, mittelgroße In- 
dustriebetriebe und andere, die 
»vergessene Mehrheit«, wurden 
weit in den Hintergrund ge- 
drängt. 


Eine Folge dieser einseitigen 
Wende in der Politik ist heute, 
rund 15 Jahre später, die 
schlimmste industrielle und so- 
ziale Krise in den Vereinigten 
Staaten seit der großen Depres- 
sion der dreißiger Jahre. Was- 
hington ließ Amerikas Industrie 
verrotten, seine Arbeitskräfte 
verkümmern und seine Schulen 
verfallen. »Geld machen« wurde 
die einzige Volksbeschäftigung. 
Die Beseitigung von sorgfältig 
aufgebauten behördlichen Be- 
stimmungen wurde zum Kriegs- 
ruf der Wall-Street-Banker. 


Bestechung der 
grünen Atomgegner 


Ein Gesichtspunkt der anglo- 
amerikanischen Kriegsstrategie 
mit dem »Olschock«, der ebenso 
offensichtlich ist wie er gewöhn- 
lich übersehen wird, ist die Tatsa- 
che, daß haargenau die gleichen 
Interessensgruppen, die die Ol- 
schocks und den »Yom-Kippur«- 
Krieg inszenierten, um der Welt- 
wirtschaft eine neu-malthusiani- 
sche »nach-industrielle« Ord- 
nung aufzuerlegen, die Grün- 
dung der grünen oder ökologi- 
schen Bewegung der Atomgeg- 
ner in den siebziger Jahren finan- 
zierten und dirigierten. 

Robert O. Anderson, Vorstands- 
vorsitzender der Atlantic Rich- 
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field Oil Co., und zu der Zeit Ei- 
gentümer des Londoner »Obser- 
ver«, dessen Ölgesellschaft eine 
der großen Entwickler der neuen 
Nordsee-Olreichtümer war, ließ 
Millionen von Dollar in sein elitä- 
res Aspen Institute for Humani- 
stic Studies fließen. Aspen war ei- 
ner der erstrangigen Think- 
Tanks, der in den siebziger Jah- 
ren hinter der Gründung der Be- 
wegung der Atomgegner und 
Umweltschützer stand. Ander- 
son war auch einer der Hauptteil- 
nehmer an den geheimen Ge- 
sprächen der Bilderberger im 
Mai 1973 in Saltsjöbadan, wo der 
erste Olschock ausgeheckt 
wurde. 


Die Politik der 
Trilateralen 


Andersons antinukleare Vorur- 
teile entsprechen seinen Interes- 
sen, obwohl sie jeder wissen- 
schaftlichen Grundlagen entbeh- 
ren. Bei einer Steigerung des Öl- 
preises um 400 Prozent und dar- 
über alle paar Jahre war der wirt- 
schaftliche Vorteil von Groß- 
kraftwerken auf der Grundlage 
der viel wirksameren Kernkraft 
überwältigt. Die anglo-amerika- 
nischen Kontrolle über das Welt- 
wirtschaftswachstum durch Be- 
herrschung der bedeutendsten 
Energiequelle der Welt, Ol, 
machte es erforderlich, die »Kon- 
kurrenz« zu vernichten. 1974 war 
der Bau von Kernkraftwerken 
dazu verurteilt, in den nachfol- 
genden beiden Jahrzehnten un- 
bedingt verstärkt werden zu müs- 
sen. 

Aber die äußerst gut finanzierte 
»Umweltschutz-Bewegung« be- 
hielt die Oberhand. 1980 waren 
Frankreich und in einem geringe- 
ren Ausmaß Japan die einzigen 
Industrieländer der OECD, die 
hartnäckig an einer bedeutsamen 
Atomverpflichtung festgehalten 
hatten. In Deutschland wurde 
die »grüne« Bewegung der Atom- 
gegner 1975 ins Leben gerufen, 
mit großzügiger Finanzierung 
durch den britischen und ameri- 
kanischen Geheimdienst und 
über Firmenkanäle. 


Der zweite Ölschock schlug 1979, 
‘ während der US-Präsidentschaft 
von Jimmy Carter, mit voller 
Wucht zu. Carter wurde von der 
Elite der anglo-amerikanischen 
Kommission, die 1974 als Teil des 
Steuermechanismus hinter den 
Kulissen, um die Auswirkung der 
Ölschockstrategie auf de Welt- 


wirtschaft zu bewältigen, gegrün- 
det wurde, eigenhändig ausge- 
wählt. Ein anderes Mitglied der 
Trilateralen Kommission, Paul 
Volcker, wurde nach Washington 
versetzt, um die Leitung der Fe- 
deral Reserve Bank zu überneh- 
men. Im Oktober 1979 ordnete er 
den schwersten Geldschrump- 
fungsschock an, der jemals auf 


‘die Wirtschaft der Vereinigten 


Staaten angewendet wurde. Die 
beabsichtigte Folge davon war, 
daß die Zinssätze bis zu 20 Pro- 
zent in die Höhe schossen und die 
Gelder der Welt in den nachfol- 
genden sechs Jahren in die USA 
flossen. Bei Wucherzinssätzen 
und Ölpreisen von 40 Dollar pro 
Barrel hatten die Anglo-Ameri- 
kaner 1980 die ganze Welt in die 
zweite große Wirtschaftskrise die- 
ses Jahrhunderts gestürzt. 


Im September 1979 war der Dol- 
lar auf sein historisches Tief im 
Verhältnis zur DM von 1,70 gefal- 
len.. Volckers »Lösung« war 
ebenso einfach wie irrsinnig. Er 
würgte das Dollar-Angebot für 
die Weltwirtschaft ab. Die Zins- 


sätze schossen in London und: 


New York auf mehr als 20 Prozent 
in die Höhe, und somit war die 
übrige Welt gezwungen, nachzu- 
ziehen oder den Zusammen- 
bruch ihrer Währungen zu riskie- 
ren. : 


Die anglo-amerikanischen Ban- 
ken machten ein Riesengeschäft. 
Aber die Weltwirtschaft wurde 
verwüstet. 


Es dauerte bis 1988, bis die Indu- 
striewirtschaften der Welt sich 
von diesen kombinierten anglo- 
amerikanischen Ol- und Geld- 
schocks zu erholen begannen. 
Das Hervortreten eines indu- 
striell und finanziell unabhängi- 
gen kontinentalen Europas, das 
sich um Deutschland herum 
scharte, ebenso wie ein wohlha- 
bendes Asien, das sich um das ja- 
panische Wirtschaftswachstum 
arrangierte, stellte eine Bedro- 
hung für die Jahrhunderte alte 
Strategie der »balance of power«, 
des Gleichgewichts der Kräfte, 
dar. Die europäische und asiati- 
sche Wirtschaftsmacht wäre für 
die Anglo-Amerikaner ein »Spe- 
zies bedrohender« Virus. Ihre 
Reaktion im August 1990 sollte 
den englandfreundlichen George 
Bush und amerikanische. Streit- 
kräfte in ihr gefährlichstes Enga- 
gement des Jahrhunderts stür- 
zen. Das ist die Natur der anglo- 
amerikanischen Öl-Geopolitik. 
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Die sechs multinationalen briti- 
schen und amerikanischen Rie- 
senfirmen, die heute 80 bis 90 
Prozent des Welterdölhandels be- 
herrschen, begannen schon lange 
im voraus damit, sich auf die 
Dringlichkeiten eines neuen 
Golfkrieges vorzubereiten. Ob 
dies einfache konservative Vor- 
sicht oder böswillige Komplizen- 
schaft war, mag der Leser ent- 
scheiden. Wir weisen nur auf 
einige relevante Punkte in die- 
sem Prozeß hin. 


Vorbereitung für den 
dritten Ölschock 


Ab Anfang 1989 leiteten BP und 
Shell eine überraschende und rie- 
sige Dollar-Investition in der 
Größenordnung von mehreren 
Millionen Dollar in die Olfelder 


- von Nordafrika in die Wege, zu ei- 


ner Zeit, in der andere Firmen er- 
wägen zu verkaufen oder die 
teure Region zu verlassen. 


Der Londoner »Daily Telegraph« 
vom 18. August 1989 schrieb über 
einen »New Oil Rush for North 
Sea« und kommentierte: »Groß- 
britannien steht am Rande einer 
frischen Nordsee-Konjunktur, 
und Ölgesellschaften sagen vor- 
aus, daß 200 weitere Erdöl- und 
Erdgasfelder darauf warten, ent- 
wickelt zu werden.« 


Schätzungen über Investitionen 
über einen Zeitraum von drei 
Jahren hinweg, beliefen sich auf 
weit über 20 Milliarden Dollar. 
Das Merkwürdige an der Sache 
ist jedoch, daß dieses plötzliche 
Interesse besonders seitens Shell 
und BP an der Nordsee zu der 
Zeit eines riesigen Olangebots 
auf den Weltmärkten und der 
Furcht vor einem Ölpreiszusam- 
menbruch, ähnlich wie der von 
1986, erwachte, als die Olpreise 
kurzzeitig unter neun Dollar pro 
Barrel stürzten. 
- Am 17. Oktober 1989, nur vier 
Tage nachdem der Zusammen- 
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bruch der US-kanadischen Hol- 
dinggesellschaft Campeau Cor- 
poration den Börsenkrach an der 
Wall Street vom 13. Oktober aus- 
löste, brachte die »Jerusalem 


. Post« einen prophetischen Arti- 


kel. Die »Post«, wie der »Daily 
Telegraph«, gehört zu den anglo- 
amerikanischen Hollinger-Hol- 
dingsgesellschaften, in deren Vor- 


Dann, am 15. Februar 1990, sagte 
der Vorstandsvorsitzende von 
British Petroleum, Robert Hor- 
ton, auf einer Pressekonferenz in 
London, daß BP damit rechne, 
daß der Olpreis 1995 »etwa 25 
Dollar pro Barrel« betragen 
werde. Gleichzeitig informierten 
Shell Insider dahingehend, daß 
man 1995 mit einem Ölpreis von 


Der ehemalige US-Außenminister Henry Kissinger hat überall 
seine Hände im Spiel, wo es um Profite geht. 


stand Henry Kissinger und Groß- 
britanniens Lord Carrington sit- 
zen. Aus London datiert, trug der 
Artikel die Schlagzeile: »Oil Mar- 
ket Looks Set for Another Price 
Shock« (»Olmarkt scheint auf 
neuen Preisschock eingerichtet 


zu sein«). In dem 
Artikel wird der ehemalige CIA- 
Direktor und amerikanische 


Energieminister James Schlesin- 
ger und andere über die große 
Abhängigkeit der USA auf 
Ölimporte und die »Gefahr poli- 
tischer Unruhen im Mittleren 
Osten« zitiert. 


Der geplante 
Krieg um Profite 


Am 24. Januar 1990 teilte die ein- 
flußreiche Wall Street Makler- 
firma Prudential-Bache ihren 
Geldanlegern mit: »Ol ist die 
Sorge Nummer eins für das kom- 
mende Jahrzehnt«. Dieses 
Thema wird seitdem von fast je- 
der Investitionsbank in der Wall 
Street und in London wiederholt. 


36 Dollar pro Barrel rechne. 
Einige Tage später, am 24. Fe- 
bruar, brachte die einflußreiche 
»New York Times« ein Feature 
mit der Überschrift: »Doubts on 
Supply Spur Predictions of High 
Oil Prices« (»Zweifel über Ange- 
bot spornen Voraussagen über 
hohe Olpreise an«). Die Zeitung 
sagte voraus, daß »die Olpreise 
schneller steigen werden als ur- 
sprünglich erwartet, um etwa 50 
Prozent innerhalb von fünf Jah- 
ren, bis auf schätzungsweise 30 
Dollar pro Barrel.« Die »Times« 
führte Probleme mit dem ameri- 
kanischen und sowjetischen Ol- 
ausstoß, plus Mangeln an neuen 
OPEC- und Nicht-OPEC-Inve- 
stitionen, als Gründe für den 
Preisanstieg an. 


Dann, am 1. März 1990, hielt die 
einflußreiche anglo-amerikani- 
sche Londoner Handelsbank und 
Maklerfirma, Kleinwort Benson, 
in London eine Konferenz mit 
ausgesuchten Investoren ab, in 
der sie ihren Investoren riet, sich 
in den kommenden Monaten 


nicht mehr so sehr den Aktien 
und Schuldverschreibungen aus- 
zusetzen und stattdessen in Ol zu 
investieren: »Die einzige vielver- 
sprechende Geldanlage ist in Ak- 
tien der Ölgesellschaften«, sagte 
ihr Sprecher eindringlich. Klein- 
wort Benson sagte einen Preis 
von 30 Dollar pro Barrel voraus. 


Der Frühling 
für die OPEC 


Tage später brachte die Ausgabe 


»Washington Posts Business 
Week« vom 12. März ein Feature 
mit dem Titel: »Here We Go 
Again!« (»Da haben wir es mal 


wieder!«). Die Schlagzeile lau- 


tete: »Schnallen Sie Ihre Sitz- 
gurte fest: Die Ölpreise werden 
das ganze Jahrzehnt hindurch 
steigen«. In dem Artikel wird Da- 
niel Yergin von Cambridge 
Energy Research Associates zi- 
tiert, der gesagt haben soll: »Wir 
sind auf dem Geldmarkt um die 
Ecke gebogen. Es ist wieder 
Frühling für die OPEC.« 


Eigenartigerweise begannen 
zwei Wochen nach dieser Breit- 
seite von Ölpreisschock-Stories, 
in der ersten Aprilwoche, die 
Weltölpreise steil nach unten zu 
purzeln. Der Preis von North Sea 
Brent fiel von 18 Dollar pro Bar- 
rel auf 15,50 Dollar in nur drei 
Wochen. Die niedrigen Preise 
hielten einige Wochen durch. Aus 
gut informierten Londoner Ol- 
handelskreisen verlautet, daß 
während des ganzen Zeitraums 
bis zur irakischen Invasion in Ku- 
wait am 2. August, BP, Shell und 
die großen amerikanischen Olfir- 
men damit begannen, riesige Ol- 
vorräte anzusammeln. 


Die Lagerbestände aller Ölge- 
sellschaften sind geheim. Die in 
Paris ansässige International 
Energy Agency und Ölhändler 
schätzen, daß der Ölvorrat der 
Firmen bei Ausbruch der Golf- 
krise so groß war, daß »sie keinen 
Platz mehr hatten, um noch mehr 
zu horten«. Sie gerieten also her- 
vorragend gut vorbereitet in 
diese Krise hinein. Handelsleute 
aus London berichten, daß, so- 
bald der Ölpreis bis auf 26 Dollar 
sprang, die großen Firmen damit 
begannen, die Verbraucher aus- 
zuhöhlen, indem sie sich gegen- 
seitig das Ol verkauften, daß sich 
noch in den Tankern auf See be- 
fand und vor dem Olpreissprung 
nach oben gekauft wurde. oJ 
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Das letzte 


Hurra 


Patrick Buchanan 


Ob es sich um Fragen der Golfkrise über Krieg oder Frieden, um Kon- 
flikt oder Machtpolitik, handelt, Amerika kommt nach Hause. Unge- 
achtet der eisernen Beherrschung der Diskussion über die Außenpoli- 
tik durch die die USA beherrschenden Eliten des Establishments wer- 
den diese Probleme dort entschieden; wo es letztendlich darauf an- 
kommt: in den Herzen der Menschen. 


Etwa 2500 amerikanische Män- 
ner, Frauen und Kinder haben 
den Irak und Kuwait verlassen. 
Werden sie jemals dorthin zu- 
rückkehren? Sind sie in den Iran 
zurückgegangen? 


Die Tragödie 
der USA 


Sollte es zum Krieg kommen und 
Amerika seine Luftmacht gegen 
Bagdad entfesseln, dann werden 
Amerikaner in der arabischen 
und moslemischen Welt jahrelang 
das Ziel eines revanchistischen 
Terrors sein. Wird das zu einer ge- 


“  waltigen und dauerhaften ameri- 


kanischen Präsenz von Marokko 
bis zum Golf von Pakistan füh- 
ren? 


Was geschieht an der Heimat- 
front in den Vereinigten Staaten. 
Als es den Anschein hatte, daß 
Japan und die Bundesrepublik 
Deutschland keinen gerechten 
Anteil an den Kosten der »kollek- 
tiven Sicherheit« leisten wollten, 


‘ brach ein Feuersturm der Entrü- 


stung in Amerika aus. Mit wel- 
£her Vergeltung drohen die 
USA? Völligen Abzug der US: 
Truppen aus Europa. 


‚ Wieviele Amerikaner standen 


auf und riefen: »Nein, wir kön- 
nen die Jungs nicht nach Hause 
bringen. Wir müssen in Europa 
bleiben.« Nein, bei einer Wirt- 
schaft im Niedergang, einem ex- 
plodierenden Haushaltsdefizit in 
den USA, werden die US-Solda- 
ten in die Heimat geholt. 


Obwohl die Bush-Regierung seit 
Jahren zur Verringerung der be- 
waffneten Streitkräfte um eine 
halbe Million. Männer. aufruft; 


will der US-Kongreß 1991 einen 
langen Weg beschreiten. Inter- 
ventionistische Demokraten, die 
Bush zujubeln, weil dieser dem 
irakischen Präsidenten Saddam 
Hussein die Stirn bietet, verbür- 
gen sich jetzt sogar dafür, daß 
zukünftige amerikanische Präsi- 
denten überhaupt nicht über die 
Mittel verfügen werden, um je- 
mals wieder mit solcher Stärke ir- 
gendwo einzugreifen. 


Das neue Spiel heißt 
»Neue Weltordnung« 


Laut »The National Interest« ver- 
traute ein Beamter des Council 
on Foreign Relations (CFR) Tho- 
mas Friedman von der »New 
York Times« an, daß »Wir, ob- 
wohl der Kalte Krieg vorüber ist, 
nicht einfach unsere Chips ein- 
packen können. Wir müssen am 
Spieltisch sitzenbleiben und uns 
nolens volens auf ein neues Spiel 
einlassen.« 


Der Name für das neue Spiel 
heißt »Neue Weltordnung«, aber 
anders als der Kalte Krieg gegen 
den Kommunismus, fehlt hier 
das entscheidende Element einer 
neuen Außenpolitik: das Volk 
wird seine Söhne nicht hinaus- 
schicken, um dafür zu sterben. 


Margaret Thatcher, die große Ver- 
fechterin der europäischen Rolle 
in der neuen Ordnung, mag viel- 
leicht kriegerische Statements 
abgeben, in denen sie die »bedin- 
gungslose Kapitulation« Mr. 
Husseins und seiner millionen- 
starken Armee fordert. Aber die 
armselige Streitmacht von 6000 
britischen Soldaten am Golf be- 
weist mehr als deutlich, wie leer 
und inhaltslos die tapfer klin- 


gende Rhetorik Maggies über die 
neue Welt eigentlich ist. 


Weder die Argumente auf den 
Leitartikelseiten in den großen 
Zeiten, noch die Reden des Präsi- 
denten, noch die Ideen von Karl 
von Clausewitz (oder Witzfigu- 
ren) in den Kreisen der New York 
Cocktail Partys werden über die 
amerikanische Außenpolitik ent- 
scheiden, sondern die Menschen 
der "amerikanischen Republik. 
Amerika kommt nach Hause, 
weil die Amerikaner am Hori- 
zont keine Bedrohung ihres eige- 
nen Landes erkennen können; 
und weil Amerikaner daran glau- 
ben, daß ihre Kinder nicht für die 
Interessen irgendeines anderen 
Landes sterben sollten. So ein- 
fach ist das. 


Die Geburt 
einer neuen Welt 


Vergessen Sie die »Aufteilung 
der Lasten« mit Amerikas 
NATO-Verbündeten; die Last- 
verschiebung kommt. Komplett 
und total. Wenn der .deutsche 
Bundeskanzler Helmut Kohl und 
der sowjetische Staatspräsident 
Michail Gorbatschow entschie- 
den haben, daß eine kleine deut- 
sche Armee von 370 000 Mann 
das Höchste ist, das beide von ih- 
nen akzeptieren werden. Schön 
und gut. Sollen die Deutschen 
doch ihre Sicherheitsabkommen 
mit Moskau selber aushandeln. 
Und mit ihnen leben. 

Wenn Tokio darauf besteht, daß 
die Japaner keinen Verteidi- 
gungshaushalt tragen können, 
der höher als ein Prozent seines 
Bruttosozialprodukts ausmacht, 
schön und gut. Sagen wir den Ja- 
panern, daß ihre Sicherheit von 
nun an ihre eigene Sorge ist. 


Ein von Amerika geführtes Kon- 
dominium, unter den Auspizien 
der Vereinten Nationen, mit Mos- 
kau als jüngstem Partner und 
Amerika als Polizeichef des 
Planeten, ist von vornherein zum 
Scheitern verurteilt. Die Ameri- 
kaner werden den Briten nicht 
nacheifern, sich selbst in den 
Ruin treiben zu lassen, um, wie 
»The National Review« behaup- 
tet, die Welt sicher zu machen für 
»die internationale Ordnung, die 
Handel und Investitionen jen- 
seits der Meere erfordern.« Dies 
wäre nichts anderes, als eine welt- 
weite Neuinszenierung des Inter- 
ventionismus eines toten Zeital- 
ters, als US-Marines zum Polizei- 


Street Journal«, 


arm der United Fruit Co. ge- E 
macht wurden. 


Es wird eine neue Welt geboren; 
ihre Konturen sind für alle sicht- 
bar, die nicht zu blind dazu sind, 
die hochschwangere Dame vor 
uns zu sehen. Kanada, Jugosla- - 
wien, die Sowjetunion, Indien ' 
werden auseinanderfallen. Ein 
ganzer Aufmärsch von Ländern 
ıst dabei, für das Recht, frei zu 
sein, aufzustehen. Die Vereinten ;; 
Nationen werden sich einer Be- :: 
völkerungsexplosion 


Namen, wie Litauen, Lettland, - 
Estland, Ukraine, Quebec wer-‘.:. 
den sich der Familie anschließen. 


Weniger vertraute Namen wie .: 


Slowakei, Kroatien, Slowenien, 
Usbekistan, Khalistan, Kaschmir . 
werden’ eines Tages ihre Plätze - 

am runden Tisch einnehmen. 


»Die zentrifugalen Tendenzen x 


wachsen«, schreibt Robert Bart- :. 


ley, der Chefredakteur des »Wall 
»aller Wahr- 
scheinlichkeit nach ..., weil der : 
Zustand nationaler Einheit weni- 
ger bedeutsam geworden ist«. 
Weniger bedeutsam? Für wen? 
Obwohl die Geburt der: neuen 
Länder. blutig sein könnte, das 
Land, das am wenigsten bedroht . 
wird, sind die Vereinigten Staa- 
ten. Warum also sollte Amerika 
bluten, um das aufzuhalten, was 
nicht aufzuhalten ist? 
Es ist höchste Zeit, daß Ameri- . 
kas eigene nationalbewußten 
Männer und Frauen sich erheben 
und den Eine-Weltlern, links und 
rechts, zurufen, daß der amerika- 
nische Krieg, der Kalte Krieg, 
vorüber ist; und daß wir nicht 
dazu bereit sind, den ihrigen zu : 
führen. 


Anstatt den Golf sicher für 
ARAMCO zu machen, wollen 
die Amerikaner lieber den Cen- 
tral Park sicher für die eigenen 
Frauen machen. 


Der trilaterale Council on For- 
eign Relations (FR), die Big-Bu- ° 
siness-Elite an der Wall Street; 
die neokonservativen Intellektu- 
ellen, die die Think-Tanks und die 
Seiten der Leitartikel beherr- 
schen; die alte Linke, mit ihrer 
kollektiven Eine-Welt-Sicher- 
heit, der Vereinte-Nationen- 
über-alles-Traum: Alle sind sie 
hinter der »neuen WERNE 
zusammengetreten. 

Dieser Golfkrieg wird der letzte 
Hurrah-Schrei der Interventioni- ' 
sten sein. 
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unterzie- : 
hen müssen. Wunderbare. alte 


Europa- 
Journal 


Französischer 
‚Richter hat 
Beweise für den 
syrischen 
Terrorismus 


Neue französische Untersu- 
chungsergebnisse über die Ver- 
wicklung Syriens in den interna- 
tionalen Terrorismus »bringen 
die Amerikaner in Verlegen- 
'heit«, zu einem Zeitpunkt, wo 
sich Syrien an den multinationa- 
len Streitkräften in Saudi-Ara- 
bien beteiligt, schreibt die Lon- 
doner »Times«. 


Der französische Untersuchungs- 
richter Jean-Louis Bruguiere hat 
Beweise dafür zusammengetra- 
gen, daß der syrische Präsident 
Hafez al-Assad, der über die 
PFLP-General Command 
Gruppe von Ahmed Jibril ope- 
riert, und Libyens Oberst Muam- 
mar Gadaffi, der über seine be- 
sten Kräfte im Kongo operiert, 
für die Sprengung einer aus 
N’djamena, Tschad, ausfliegen- 
den UTA DC-10-Düsenmaschine 
am 19. September 1989 verant- 
wortlich waren. Bei dem Flug- 
zeugabsturz war die Frau des 
amerikanischen Botschafters für 
den Tschad ums Leben gekom- 
men. 


Der Bericht wurde bis heute un- 
terdrückt, um die französisch-sy- 
rischen und  französisch-liby- 
schen Beziehungen nicht zu be- 
einträchtigen. Die jetzige Veröf- 


fentlichung der Untersuchungs- 


ergebnisse Bruguieres bringt 
»auch die Amerikaner in starke 
Verlegenheit, weil Syrien eine 
2000 Mann starke Streitmacht 
nach Saudi-Arabien entsandt 
hat«, schrieb die »Times«. Der 
amerikanische Außenminister Ja- 
mes Baker besuchte am 13. Sep- 
tember 1990 die syrische Haupt- 
stadt, um dort mit Spitzenbeam- 
ten des Landes zusammenzu- 
streffen. 


Bruguiere ist Mitglied des Cen- 
tral Service for the Anti-Terrorist 
Struggle (SCLAT, Zentraldienst 
zur Terroristenbekämpfung). Er 
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hielt kürzlich beim französischen 
Staatspräsidenten Francois Mit- 
terrand, dem Innenminister 
Pierre-Joxe und den Leitern von 
Frankreichs DGSE- und DST- 
Nachrichtenbüros einen Vortrag 
über seine gewonnenen Erkennt- 
nisse. 


Nach französischer Einschätzung 
hat Syrien die Greueltat gegen 
die UTA-Düsenmaschine aus 
Verärgerung über Frankreichs 
seinerzeitige Unterstützung für 
die Streitkräfte des libanesischen 
Generals Michel Aoun gegen r 
rien begangen. 


»Juden 
entscheiden 
über die Norm« 


Joseph Sobran, leitender Redak- 
teur von »National Review« so- 
wie in mehreren amerikanischen 
Zeitungen schreibender Leitar- 
tikler, tritt in der derzeitigen My- 
thologie der jüdischen Israel- 
Freunde immer schneller als 
noch größerer Menschenfresser 
in Erscheinung als Pat Buchanan 
oder vielleicht sogar Saddam 
Hussein. Jacob Weisberg schrieb 
kürzlich in der »New Republic« 
über Sobran: 


»Joe Sobran bietet diese Perspek- 
tive über die Aufregung um Pat 
Buchanan an: »Jüdische Ansprü- 
che werden auf verschiedene 
Weise zurechtgestutzt. Es wird 
von vielen Juden als Antisemitis- 
mus bezeichnet. Ich glaube nicht, 
daß dem so ist. Es ist wohl mehr 
eine Semitismus-Abwehr.« 


Sobran sagt, daß »Semitismus- 
Abwehrs, anders als Antisemitis- 
mus, nicht nach einem »negativen 
Ausgang« für Juden sucht. Es sei 
ein Versuch, »die Juden auf das 
Niveau einer gewöhnlichen bür- 
gerlichen Gesellschaft herabzu- 
drücken«. Wie Sobran selbst sagt, 
hat er mit Buchanan, einem 
Freund, den Drang gemeinsam, 
das »übertriebene moralische 
Prestige, das die Juden in den 
Medien und der Öffentlichkeit 
genießen, zu verkleinern«. 


Juden entscheiden über Normen, 
setzen die Kriterien der Mensch- 
heit fest. Da sie sich als Schieds- 


richter aufspielen, besteht, wenn- 


der Ausdruck gestattet ist, ein ge- 
wisser Tötet-den-Schiedsrichter- 
Impuls. Die Leute schauen auf 


sie und sagen, gewöhnen Sie sich 
das.ab. Die Zeit des hohen mora- 
lischen Ansehens ist irgendwie 
vorbei. Nun, das ist Antisemitis- 
mus.« 


Sobran hat die Beschuldigungen 
in einem Schreiben an den Her- 
ausgeber abgewehrt. Es ist zwei- 
felhaft, ob der Brief jemals veröf- 
fentlicht wird. Dies ist nämlich 
nicht die Art der Zionisten beim 
»New Republic«. Sobran rea- 
gierte wie folgt: 


»Um den ganzen Aufruhr um Bu- 
chanan und Rosenthal zu begrei- 
fen, muß man, glaube ich, einen 
Schritt zurückgehen, um die Kon- 
turen der letzten Jahrzehnte zu 
sehen. Juden, wie Katholiken vor 
ihnen, sehen das Ende eines Zeit- 
abschnitts, in dem sie ein hohes 
moralisches Ansehen genossen. 


Etwa zur gleichen Zeit, als die 
Katholiken ihr Prestige und ihre 
macht dahinsinken sahen, traten 
die Juden in Erscheinung. Israels 
Sieg im Sechs-Tage-Krieg machte 
es akzeptabel - sogar modisch -, 
sich öffentlich und stolz als Jude 
zu bekennen. »Abtreten«, Angli- 
zierung und Konvertierung wa- 
ren nicht mehr gefragt. Der Holo- 
caust — ein neues Wort für die 
meisten von uns trat in den Mit- 
telpunkt unserer Auffassung von 
der jüngsten Geschichte. »Antise- 
mitismus< wurde die tödlichste 
der Beschuldigungen auf kultu- 
rellem Gebiet. 


In diesem Zeitraum wurden 
mehr Filme über Nazis gedreht, 
als im gesamten Zweiten Welt- 
krieg. Die meisten Filme seiner- 
zeit, damit wir es nicht vergessen, 
waren reißerisch aufgemachte Ja- 
pan-feindliche Machwerke. Erst 
im Nachhinein kamen wir zu der 
Schlußfolgerung, daß wir um ras- 
sische Gerechtigkeit gekämpft 
hatten. 


Jüdische Intellektuelle, Unter- 
haltungskünstler, Politiker, ho- 
ben alle ihr »Volkstum« - ein wei- 
teres Neuwort - hervor. Das frei- 
mütig bekannte »jüdische Wesen« 
trat an die Stelle des religiösen 
‚Judentums: als Etikett der Acht- 
barkeit. Jiddischer Slang drang in 
die Sprache hinein. Jüdischen 
Empfindsamkeiten wurde eine 
besondere Ehrerbietung zuteil 
und wurden sogar für Nichtjuden 
moralisch bestimmend. 


Die jüdische Schwungkraft läßt 
jetzt langsam nach. Vielleicht ge- 


schieht das aus keinem besseren 
Grund, als aus dem, daß Moden 
der Moral sich ebenso wie andere 
ändern. Wie dem auch sei, ge- 
wisse übertriebene moralische 
Ansprüche der Juden fallen jetzt 
in sich zusammen. Der Holo- 
caust scheint seit den Enthüllun- 
gen über Stalin und Pol Pot nicht 
mehr einzigartig zu sein. Losgelö- 
ste Bezichtigungen des Antise- 
mitismus rufen Befremdung her- 
vor. Vor allem ist Israel moralisch 
zu einer Peinlichkeit geworden. 
Selbst seine Verteidiger sehen 
sich in diesen Tagen gezwungen, 
sich weniger prahlerisch und 
mehr entschuldigend zu verhal- 
ten. 


Pat und ich reagieren vielfach auf 
die gleichen Dinge: Was wir als 
Hinterhältigkeit Israels gegen- 
über den Vereinigten Staaten be- 
zeichnen, die polemische Ver- 
wendung des Holocaust gegen 
das Christentum, und die endlose 
Jagd, im wörtlichsten und meta- 
phorischem Sinne, auf Nazis. 


Kurz gesagt, die Juden durchlau- 
fen gegenwärtig eine ziemlich 
normale Periode der Anpassung 
- die holperige Seite der Assimi- 
lierung, wie ich es manchmal 
nenne. Protestanten und Katholi- 
ken haben beide überlebt, ob- 
wohl ihre Selbstabsorbierung 
durchlöchert war; Juden werden 
auch überleben.’ Sie werden we- 
niger ein Sonderfall, dafür aber 
normaler sein.« 


Das neue 
PDS-Imperium 


Trotz des rigorosen gesellschaftli- 
chen Umbruchs in der Endphase 
der ehemaligen DDR arbeiteten 
maßgebliche Repräsentanten des 
SED-Terror-Regimes bis in die 
letzten Tage des erloschenen 
Staates und sogar noch darüber 
hinaus in einflußreichen Positio- 
nen. Massiv behindern sie bis 
heute den Aufbau demokrati- 
scher Verhältnisse in den neuen 
Bundesländern. 


Aber nicht vorrangig Inkompe- 
tenz, Unwissenheit oder Fahrläs- 
sigkeit mehr oder minder demo- 
kratisch handelnder Epigonen 
der SED-Diktatur sind die wahre 
Ursache für ein Überleben dieser 
Strukturen. Ein generalstabs- 
mäßig vorbereiteter und in drei 
Phasen abgelaufener Transforma- 


tionsprozeß verwandelt im zu-. 


E 


rückliegenden Jahr SED und Mi- 


nisterrum für Staatssicherheit 
(MfS) in die PDS. Die drei Pha- 
sen: 


Phase 1: November 1989 bis Ja- 
nuar 1990. Mit der »Aktion Reiß- 
wolf« begann Anfang November 
die Vernichtung von Dokumen- 
ten durch das MfS. Spuren wur- 
den verwischt, logistische Zu- 
sammenhänge von SED und MfS 
unkenntlich gemacht. 


Als spontan Bürgerkomitees zur 
MfS-Aufklärung gebildet wur- 
den, entsandte der SED-geführte 
Ministerrat augenblicklich »Re- 
gierungsbeauftragte« zur Über- 
wachung und Disziplinierung der 
Komitees. Ungehindert setzte 
der MfS-Apparat sein von der 
Modrow-Regierung legalisiertes 
Abtauchmanöver fort. 


Der Versuch der SED-geführten 
Regierung, an den sich bildenden 
demokratischen Gremien vorbei 
neue Sicherheitsorgane aufzu- 
bauen und auf diese Weise die 
wichtigsten Strukturen des alten 
Systems zu retten, scheiterte am 
massiven Widerstand des »Run- 
den Tisches« und der Bürgerko- 
mitees. 


Phase 2: Januar bis März 1990. 
Zur Rückenstärkung der »Regie- 
rungsbeauftragten« wurde von 
der SED-Regierung ein staatli- 
ches Komitee zur MfS-Auflösung 
in Ost-Berlin gebildet. Hinter- 
grund dafür war die Absicht, 
Kompetenzstreitigkeiten zwi- 
schen diesem »Regierungsamt« 
und den Bürgerkomitees herauf- 
zubeschwören. Gleichzeitig 
sollte belastendes Material aus 
der MfS-Zentrale verschwinden. 


Während insgeheim die Reiß- 
wölfe auf Hochtouren liefen, 
sprengte das staatliche Komitee 
den größten Teil des einstigen Re- 
pressionsmechanismus vom ge- 
samten MEfS-Block ab und ver- 
kündete, medienwirksam, die 
Entlassung Zehntausender aus 
ehemaligen Spitzel- und Schlä- 
gertrupps. 


“ Phase 3: April bis September 


1990. Die Berufung hochrangiger 
MfS-Offiziere zu offiziellen Bera- 
tern und die Übernahme kom- 
pletter Geheimdienststrukturen 
ins DDR-Innenministerium_ er- 
möglichten auch nach den Wah- 
len vom 18. März 1990 eine unge- 
störte Fortsetzung des von der 


‚SED eingeleiteten Transforma- 


tionsprozesses. 


Die Sorglosigkeit desehemaligen 
Innenministers sowie eine ge- 
zielte Kampagne zur Verharmlo- 
sung der MfS-Problematik führ- 
ten dazu, daß sich die rund 6000 
Offiziere im besonderen Einsatz 
(OibE) sowie andere getarnt ope- 
rierende Agenten mit der verän- 
derten Situation vertraut machen 
und ihre Schlüsselpositionen in 
sämtlichen Bereichen des öffent- 
lichen Lebens behaupten, ja so- 
gar erweitern konnten. Die alten 
Seilschaften waren wieder ge- 
knüpft und für die PDS in Ein- 
satzbereitschaft versetzt worden. 


Sinn hat ein solches Manöver nur 
dann, wenn der gerettete Appa- 
rat auch einen Auftrag auszufüh- 
ren hat. Die geheimen Kern- 
strukturen der einstigen SED- 
Geheimpolizei sollten den ver- 
bliebenen Rest einstiger Macht- 
fülle in die Zukunft hinüberret- 
ten. Es handelte sich um den im- 
mensen finanziellen und wirt- 
schaftlichen Nachlaß der verbli- 
chenen SED, deren Erben nun 
das PDS-Parteibuch tragen. 


Es ist davon auszugehen, daß der 
alte DDR-Geheimdienst, der 


sich in unbedingter Gefolgschaft_ 


mit der SED als »Schild und 
Schwert der Partei« verstand, 
nun in Nibelungentreue der PDS 
zur Verfügung steht. » el 


Schotten 
kritisieren 
Einstellung 
gegenüber 
Arabern 


Der schottische Nationalist Pa- 
trick Kane, Rektor der Universi- 
tät Glasgow, kritisierte in einem 
Kommentar der Zeitung »The 
Scotsman« die Regierungen und 
Medien des Westens wegen ihrer 
Behandlung des Irak und der üb- 
rigen arabischen Welt. 


»Jahre der systematischen Ver- 
achtung für die arabische Welt«, 
schreibt er, »offenkundige dop- 
pelte Moral in bezug auf die israe- 
lische Aggression ... all dies kann 
bei einem berechtigten Schlag ge- 
gen einen Diktator ‚vergessen 
werden. Es ist interessant zu be- 
obachten, wie Saddam Hussein 
in seiner ersten bedeutsamen 


“Friedensinitiative die fehlende 


Anprangerung der Barbaritäten 


Israels gegenüber den Palästinen- 
sern und Libanesen richtig aufge- 
griffen hat. 


Jahrelang haben wohlhabende 
Mandarine der Menschenrechte 
hämisch den Untergang der Mo- 
dernität hinausposaunt ... Nach 
Nietzsche, nach Mai 1968, ist al- 
les Pluralität, jeder Wertist relativ 

. Eine beträchtliche Körper- 
schaft der öffentlichen Meinung 
im Nahen Osten würde die Leere 


der Traditionen des Westens in ei- _ 


nem weniger philosophischen 
Licht, das heißt als Lüge zur Be- 
mäntelung eines erbarmungslo- 
sen Kapitalismus und Wirt- 
schaftsimperialismus betrachten. 
Der Trimuph der Revolutionen 
des vergangenen Jahres in Eu- 
ropa klingt schon langsam hohl. 
Wie konnten wir nur vergessen, 
daß es eine Dritte Welt gibt, und 
wenn diese Krise weitergeht, 
werden wir dann immer noch ver- 
gessen?« 


Die Zeitung veröffentlichte auch 
einen Bericht ihres Washingtoner 
Korrespondenten Michael Pye, 
der die araber-feindlichen Res- 
sentiments eine neue Art des An- 
tisemitismus nannte. »Antise- 
mitismus wurde von seiner Ver- 
sion - der zwanziger Jahre 
(krummnasige, gierige, schmut- 
zige, unerklärbare Juden) zu ei- 
nem neuen Konzept (krummna- 
sige, gierige, Bomben werfende, 
skruppellose, verschwörerische, 
unerklärbare Araber) umfunktio- 
niert.« OD 


Papst nennt 
Massenmedien 
Instrumente 
der Sünde 


Der Mensch lebt in einem von 
moralischer Sklaverei gekenn- 
zeichnetem Zustand«, sagte 
Papst Johannes Paul II. vor einer 
Versammlung von 4000 Priestern 
aus aller Welt. Er beschuldigte 
die Medien, Instrumente der 


. Sünde zu sein, und »Musterbei- 


spiele abartigen Verhaltens« zu 
verbreiten. 


»Die Situation, in der der 
Mensch heute lebt, wird von 
einem riesigen und verwirrenden 
Zustand der Sklaverei in der 
Moralsphäre geprägt«, sagte der 
Papst. »Die Sünde hat neue Mit- 


tel zur Verfügung, die vielmächti 


ger und heimtückischer als in de 
Vergangenheit sind, um das Be 
wußtsein zu versklaven. Di 


ansteckende Kraft schlechter °% 
Vorschläge und Beispiele kann ::? 
sich der Kanäle der Überredung 


bedienen, die.von dem ganzen 


vielfältigen Umfang der Massen- S ; 
kommunikationsmittel angebo-.: 


ten werden. 


Irreführende Musterbeispiele des -z 
Lebens werden der öffentlichen :%4 
Meinung in immer größerem 
Maße aufgedrängt, nicht nur als .: 
seien sie legitim, sondern auch 
als zeigten sie ein offenes und rei- 3 


nes Gewissen. 


Auf diese Weise werden der öf- 
fentlichen Meinung Schritt für ,, 
Schritt Musterbeispiele eines ab- 3 
artigen Verhaltens aufgedrängt. 
So bildet sich ein Keingeapehne- “= 


nes Netzwerk der psychol 


schen Beeinflussung, vergleich- : 


bar mit Ketten, die die wirkliche 
Freiheit der Wahlhemmen.« D 


Notgesetze zur 


Beendigung des | 
Terrorismus 
-Als Reaktion auf die jüngsten. - x 


Akte des Terrorismus durch die" 
Irische Republikanische Armee‘; 


(IRA) deutet die britische Regie- 
rung an, daß Großbritannien un- 
ter Umständen normale demo- 
kratische Verfahrensweisen und 


Gesetze aufheben muß, um mit .. 
der IRA fertigzuwerden. Ganz .: 


offen wird in London inzwischen 
von einem Guerilla-Krieg der: : 


IRA gesprochen. 


Diese harte Sprache ruft in Groß- 
britannien Stirnrunzeln hervor, 
da die Regierung der Kriegshy- 
sterie um den Persischen Golf 


noch eins drauf setzt. Vielmehr . 


hat es den Anschein, als werde :-. 
das Klima für eine Regierung 
durch Notverordnungen unter “- 
Bedingungen des sich verschlim-  - 


mernden Zusammenbruchs auf 


dem Finanz- und ER B 


tor vorbereitet. 
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Beer 


ah, 


Vatikan 


Das Rätse 
um Marce 
Lefebvre 


Carlos A. Disandro 


Es ist wohl endlich an der Zeit, den Horizont der Kontroversen - so- 
wohl doktrinärer als auch praktischer Art - abzustecken, um den impo- 
santen Trümmerhaufen der einst so großartigen Hierarchie, Kultur und 
Mystik der römischen Kirche mit unwiderlegbar klaren Fakten präzise 


zu umreißen. 


Zum einen existiert da noch der 
mächtige Trümmerhaufen um 
Wojtyla. Der besteht eben aus 
Leuten wie Ratzinger, dem Vati- 
kan und der römischen Kurie, 
den ich der Einfachheit halber 
die »ökumenische Sekte um Jo- 
hannes Paul II.« nennen werde. 
Dann gibt es da - mit dem Zei- 
chen gleicher Anmaßung, aber 
von ungleicher Ausweitung, Au- 
torität und ungleicher kanoni- 
scher und autoritativer Durchset- 
zungskraft — die traditionalisti- 
sche Sekte des Lefebvrismus, die 
wir »die Sekte vön Econe« be- 
nennen werden. Diese Sekte 
macht Johannes Paul II. die verti- 
kale autoritative Führung der alt- 
hergebrachten römischen Ord- 
nung streitig, erkennt ihn aber, 
wenn auch mit Vorbehalt, als 
»rechtsmäßigen Pontifex« an. 


Mit der Stimme des 
Drachen brüllend 


Gegenüber der »katholischen rö- 
mischen Kirche«, versehen mit 
dem »Zeichen des Lammes«, 
aber mit »der Stimme des Dra- 
chens« brüllend, wie der heilige 
Johannes sagen würde, die sich 
global aufspaltet in zwei Sekten, 
hat sich zum einen die »Contre- 
Reforme-Catholique« des Abbe 
de Nantes angesiedelt, die sich in 
Frankreich, Kanada, England 
und auch in Argentinien ausbrei- 
tet. Der Abbe&, der doktrinär illu- 
striert, konjunkturell informiert 
und bestens Bescheid weiß, ist 
praktisch schizophren, so daß 
seine Orthodoxie und seine Or- 
thopraxie in Scherben zerbre- 
chen, die höchstens noch maje- 
stätische Trümmer darstellen. 
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Erzbischof Marcel Lefebvre 
weiht vier Bischöfe in einer Ze- 
remonie in Econe. Diese Hand- 
lung war der offizielle Anlaß für 
die Exkommunikation. 


Zum anderen gibt es auf dieser 
Seite noch die Reihe der Bi- 
schöfe, die von Monsignore 
Mgo-dinh-Thuc, dem ehemali- 
gen Erzbischof von Hue in Viet- 
nam, konsekriert wurden. Bei 
diesen müssen wir zwei repräsen- 
tative Linien mit zwei verschiede- 
nen kanonischen Abstammun- 


gen, die klar divergieren, unter- 
scheiden: eine vor der Erklärung 
der Vakanz des römischen Stuh- 
les (Palmar de Troya mit seiner 
unglaublichen Verwirrung, Fin- 
sternis und Ungereimtheit), die 
andere nach der Erklärung der 
Vakanz des römischen Stuhles — 
und damit zugleich der Illegiti- 
mität des Pontifikats Pauls VI. 
und Johannes Paul II. -, also die 
Reihe der mexikanischen Bi- 
schöfe, der später auch Guerard 
des Lauriers folgte, und andere, 
die nach und nach geweiht wur- 
den. Jedoch alle - die Person von 
Monsignore Moises Carmona, 
Bischof in Accapulco, ausgenom- 
men — haben die Mission, die ih- 
nen der verstorbene vietnamesi- 
sche Erzbischof anvertraut hatte, 
wirklich nicht sehr gewissenhaft 
durchgeführt. 


Se 


Schließlich gibt es da noch eine 
Menge von Gruppen und Persön- 
lichkeiten, die wir in Traditionali- 
sten und Sedesvakantisten auftei- 
len können, zu denen ich mich 
selbst zähle seit dem falschen 
Papst oder Anti-Papst oder abge- 
setzten Papst: Johannes XXIH., 
bis heute. 


Mein Vorhaben besteht darin, 
das Rätsel um Monsignore Le- 
febvre innerhalb dieses Rahmens 
zu klären. Dieser Rahmen bezie- 
hungsweise die Grenzziehung, 
die provisorisch und unvollstän- 


dig ist - ich bin mir dessen be- 
wußt -, ist aber dennoch notwen- 
dig, um die Persönlichkeit Monsi- 
gnore Lefebvres und seinen wirk- 
lichen oder vermeintlichen 
Kampf gegen die römische 
Apostasie differenziert darzustel- 
len. 


Machenschaften der 
modernistischen Mafia 


Zunächst einmal müssen wir zu- 
rückgreifen auf die Anfangspe- 
riode des zweiten Vatikanischen 
Konzils, das von dem falschen 
Papst Johannes XXIII. einberu- 
fen worden war, auf die spätere 
Entwicklung und die Neueröff- 
nung des Konzils durch den fal- 
schen Papst Paul VI. und aufeine 
gewisse bischöfliche Vereinigung 


unter den Konzilsvätern, den 
Coetus. Angeregt unter anderem 


von Kardinal Siri und wahr- 
scheinlich sogar von Kardinal Ot- 
taviani selbst, dem damaligen 
Glaubenswächter, wurde diese 
bischöfliche Vereinigung, die sich 
als Antwort auf die Machenschaf- 
ten eines Roncalli, Montini und 
der ganzen modernistischen 
»Mafia - die sich damals des Kon- 
zils und der Kirche bemächtigt 
hatte — verstand, von Monsi- 
gnore Lefebvre gegründet. 

Das Vorhaben des berühmten 
Coetus scheiterte, ohne auch nur 
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ein einziges Öffentliches Zeugnis 
seiner Opposition gegen den Mo- 
dernismus, der sich während des 
Konzils etabliert hatte, ja sogar 
vom Konzil etabliert hatte, ja so- 
gar vom Konzil eingeführt wor- 
den war, gegeben zu haben und 
ohne Illegitimität der Akten und 
Taten eines Roncalli und anderer 
erklärt zu haben. Hier haben wir 
die erste Machenschaft von Mon- 
signore Lefebvre vor uns, und 
zwar folgende: Zweifelsohne mit 


Unterstützung von vatikanischen 


Vermittlern, die schon vom Glau- 
ben abgefallen waren, hatten sich 
Lefebvre dadurch das Image ei- 
nes Defensor fidei, eines Vertei- 
digers des Glaubens, zugelegt, 
was von der französischen Zeit- 
schrift »Trompettes de Jericho« 


‘und später auch von Pater de 


Pauw, USA, heftig kritisiert 
wurde. 


Die Stellung des 


-Lefebvrismus 


Nun begann die »pastoräale« Tä- 


“tigkeit Lefebvres im vermeintli- 
. chen Widerstand gegen das Kon- 


zil und die Pseudo-Päpste. Wäh- 
rend der ersten Phase, die sich 
von der Gründung des Coetus bis 
zur Gründung von Econe hinzog, 
erreichte diese Tätigkeit ihren er- 
sten Höhepunkt. Econe wurde 
nämlich mit der Unterstützung 
Pauls VI. gegründet, der dem Se- 


- minar den kanonischen Status 


verlieh, und damit einen An- 
schein von Legitimität - verlie- 
hen jedoch von einem Apostaten 
(Abtrünnigen). 


Unverzüglich müssen wir uns 
jetzt mit dem Abbruch der Bezie- 
hungen zu Paul VI., der Ausdeh- 
nung der Bruderschaft über die 
ganze Welt und dem Anspruch, 
eine universelle Jurisdiktion zu 
errichten - Ursprung der heuti- 


- gen Stellung des Lefebvrismus -, 


befassen. Oder betrachten wir 
zumindest seine faktische »Juris- 


‘ diktion« in. Europa, Nordame- 


rika und Südamerika und ziehen 
wir die Machenschaften in Be- 
tracht bezüglich der unabhängi- 
gen Traditionalistengruppen, die 
nicht bereit waren, die Führungs- 
rolle Lefebvres zu akzeptieren, 
um diese zu absorbieren, auszu- 
löschen und zu zerschlagen. 


Aber zu diesem Zeitpunkt sind 
die Einzelheiten solch überra- 
schend »seelsorgerischer« Tätig- 
keit nicht von solchem Interesse 
wie das Endergebnis, das wir 


schön mit dem erwähnten römi- 
schen Scherbenhaufen charakte- 
risiert haben. Das heißt: Gegen- 
über dem »autoritären Katholi- 
zismus« Wojtylas erhebt sich mit 
nicht minderem doktrinären An- 
spruch das autoritäre Econe. 
Und gegenüber dem römischen 
Pseudo-Papst oder Anti-Papst er- 
scheint für die wenig informier- 
ten Gläubigen das Bild eines Er- 
satzes, welcher die vertikale Kon- 
tinuität des. »Romanismus« si- 
chert: der Pseudo-Papst Marcel 
Lefebvre. 


Durch welche Kanäle werden 
nun diejenigen Gläubigen ge- 
schleust, die im allgemeinen 
nicht unterrichtet sind: Das ist 
die ernstere Frage, die man ei- 
nem ehrlichen und überzeugten 
Lefebvristen stellen kann - an ei- 
nen Lefebvristen, der überzeugt 
ist von dem Grundsatz Econes: 


“ Monsignore rettet die Kirche - 


was von Sich aus eine Verwegen- 
heit und eine verschleierte 
Apostasie ist. 


"Ich sagte schon, daß wir unver- 


züglich den Abbruch der Bezie- 
hungen zu Paul VI. erörtern müß- 
ten, vor allem auch deshalb, weil 
Versöhnung und Abbruch das 
Schema liefert, das sich nochmals 
in den Beziehungen zu Ratzin- 
ger, Johannes Paul II. wieder- 
holt. Wer ist nun Lefebvre? Fer- 
ner passen die Schwärmereien 
um Wojtyla und die Verhandlun- 
gen mit ihm hiermit zusammen. 


Hier müssen wir folgende Phasen 
unterscheiden: Erstens, die 


Phase des Anerkennens und Ver- 


söhnens, die ich die »Phase des 
Menuetts« nennen möchte; zwei- 
tens, die Phase der Spannungen, 
die als Abbrüche erscheinen, die 
dann aber wieder verschiedene 
Restaurationen des Verhältnisses 
zulassen; drittens, die Phase der 
Verhandlungen mit Johannes 
Paul II. und Ratzinger innerhalb 
vorgeschriebener und angesagter 
Grenzen. Diese Verhandlungen 
führen hauptsächlich zu dem ge- 
genwärtigen Bruch, insofern es 
wirklich ein Bruch ist. 

Wenn wir diesen in gegenläufigen 
Bahnen sich vollziehenden Weg 
überschauen, dann können wir 
sagen, daß Lefebvre oder die Be- 
auftragten von Lefebvre die Ab- 
sicht haben, eine Struktur zu er- 
zeugen, die parallel zur »rÖmI- 
schen Kirche« des Vatikans ver- 
läuft. Diese Struktur scheint ei- 
nen doppelten Zweck zu verfol- 
gen: 2 


Erstens, jedem Traditionalismus 
und jeden Traditionalisten äu- 
Bere Rahmenbedingungen anzu- 
bieten, allerdings unter der Be- 
dingung, die Autorität und die 
Taktik Econes anzunehmen; 
zweitens, die Beziehungen zu der 
durch ihre Apostasie illegitimen 
Autorität Roms, auf die sich 
letztlich die Sekte von Econe 
gründet, nicht abzubrechen, na- 
türlich auch nicht die Beziehun- 
gen zum »Papst«, das bedeutet; 
ohne die Vakanz des Apostoli- 
schen Stuhles zu erklären, wo- 
durch die Apostasie Roms nur in 
abgeschwächter Form bekämpft 
werden kann. 


Es geht hier nicht 
um Gewissensprobleme 


Daraus können wir schließen, 
daß wenn es den Initiatoren des 
Lefebvre-Projektes nötig er- 
scheint, ihnen immer noch die 


Proklamation der Vakanz als letz-. 


tes Mittel übrigbleibt, um die 
Hartnäckigkeit zu überzeugen. 


- Ich stelle vorab schon klar, daß 


ich diese Alternative nicht anneh- 
men und mich nicht zu der takti- 
schen Teilung in zwei Sekten sum- 
mieren werde, auch dann nicht, 
wenn Monsignore Lefebvre die 
Vakanz verkünden sollte. 


Es geht mir aber hier nicht um 
Gewissensprobleme noch darum, 
die authentische doktrinäre Klar- 
heit in den Absichten von Econe 
in Frage zu stellen. Wir beurtei- 
len lediglich das empirische Er- 
gebnis von fünfzehn Jahren lan- 
ger irriger Vormärsche und Rück- 
züge: Eine Zentrallinie, die sich 
durch ihre stetig gleiche autori- 
tative Vertikalität auszeichnet, 
die den Anspruch einer universel- 
len Jurisdiktion erhebt und die an 
die Apostasie als an den Primat 


‘ des Glaubens appelliert, übt ei- 


nen gewissen Druck in Richtung 
auf eine ganzheitliche Katholizi- 
tät aus. Für diese Zentrallinie 
schließt sich die erste große le- 
febvrische Kurve mit der Konse- 
kration neuer Bischöfe außer- 
halb des Terrains der wojtylani- 
schen Sekte. 


Die Sekte der Okkupanten Roms 
beansprucht ihrerseits durch ihre 
falsche universale Jurisdiktion - 
die zerfallen ist und in Wirklich- 
keit nicht mehr existiert—, wie ich 
sagte, die »Sekte von Econe« mit 
einzuschließen. Dies soll durch 


ein Abkommen auf der Basis ge- 
genseitiger ‘Anerkennung, je- 
doch unter der Beglaubigung der 


»Autorität« des »römischen Pap- . . 


stes« bewerkstelligt werden, der, 


wie wir wissen, einfach nur der - :® 


Okkupant des römischen Stuhles 
ist. An diesem Punkt sind wir nun 
angelangt. 


Ausübung einer 
tyrannischen Autoriät 


Aber diese Sachlage beziehungs- 
weise das derzeitige Stillhalteab- 
kommen stellt selbstverständlich 


nicht den wirklichen Grund für: 


die Kontroversen dar. Im Gegen- 
teil glaube ich, daß in dem Kampf 


zwischen den beiden »Romanis- - 
. men«, das heißt zwischen beiden 


»römischen« Sekten, jetzt eine 


zweite Phase beginnt. Dieser ... 
Kampf wird geführt, um den wah-" »: 
ren Glauben gänzlich zu vernich- ** 


ten, um die wahren Gläubigen, 
die der zweiten apokalyptischen 
Bestie - das ist Wojtyla- nicht die 
Treue halten konnten, die-aber 
auch weder ihren Glauben noch 
die Doktrin in der »freimaureri- 
schen Sekte von Econe« retten 


konnten, also um diese wahren '.. 
Gläubigen zu zerstreuen, zuüber- 


wachen oder zu erdrücken. Was 
wird dann aus den ehrlichen Le- 
febvristen? Was wird dann aus 
uns in diesem ungeheuerlichen 
Kampf, der geführt wird, um die 
Macht und das »Reich« des »Dra- 
chens« zu befestigen? 


Die wojtylanische Sekte. ihrer- 
seits beansprucht in ihrer Aposta- 
sie, die römische Kirche der Tra- 
dition und des römischen Pontifi- 
kats zu sein, obwohl sie in der Tat 
durch die Ausübung einer tyran- 
nischen Autorität den Inhalt und 
die Ausübung des Glaubens ohne 
weiteres annulliert: 


Die Sekte der lefebvrischen Bru- 
derschaft errichtet, wie ich schon 
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gezeigt habe, aus der Ablehnung 


heraus, die jedoch die Apostasie 
Johannes XXIH. und Paul VI. in 
sich birgt, gleichermaßen ein Ab- 


bild der römischen Kirche und : 
beansprucht in diesem Abbild die '; 
Tradition zu bewahren und zu be- 


schützen. Nach dem Glauben der 
treuen Lefebvristen wäre dieses 


Abbild, durch ausdrücklichen: : 


Wunsch des 


sie. Und weiter brauchen wir 


nichts zu fragen. Das ist schlicht i 


unannehmbar. 
V 1991 


Gründers dieser 
Sekte, immun gegen die Aposta- « 
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Das Rätsel 
um Marcel 
Lefebvre 


Was aber passiert dann mit uns, 
die wir von Anfang an weder das 
Konzil noch Johannes XXIII. 
noch Paul VI. noch Johannesse 
und Paulusse noch die Zerstö- 
rung des Kultes, der Mystik und 
der Theologie angenommen ha- 
ben? Und was wird aus uns, die 
wir auch von Anfang an den Weg 
von Econe nicht angenommen 
haben, was mein persönlicher 
Fall ist - wie man aus meinem Zu- 
sammentreffen und aus meiner 
Unterhaltung mit Lefebvre im 
Juli 1977 in Buenos Aires schlie- 
ßen kann? 


Das ist die Lage der Dinge, die 
mich. veranlaßt, diese Zusam- 
menfassung zu skizzieren, die, 


wenn auch prekär, deshalb nicht 


weniger scharf ist. Ich bin davon 
überzeugt, daß die »römische 
Kirche« von Lefebvre ebenfalls 
die Apostasie vertritt, und daß 
die »Kirche« durch ihren Grund- 
ansatz die Ekklesia des Glau- 
bensbekenntnisses — die weder 
griechisch noch römisch ist - ver- 
nichtet. Denn die Ekklesia des 
Glaubensbekenntnisses entzieht 
sich auch der allgemeinen Be- 
hauptung: »Er rettet die Kirche« 
— niemand kann die Kirche ret- 
ten, es wäre Unsinn, so etwas zu 
behaupten. 


Die Gestalt 
des Erzbischofes Lefebvre 


Nachdem wir an diesem Punkt 
angelangt sind, müssen wir un- 
sere Aufmerksamkeit auf Monsi- 
gnore Lefebvre selbst richten, 
das heißt auf seine Gestalt als 
Erzbischof. Diese ist in Wider- 
sprüchen verfangen, die unser 
maßloses Erstaunen und Miß- 
trauen nur noch steigern werden. 


Ich beziehe mich besonders auf 
seinen Stand als Priester und Bi- 
schof, den er durch die Konsekra- 
tion, die ihm der abgefallene Kar- 
dinal A. Lienart gespendet hat, 
erhalten hat. Wir haben inzwi- 
schen Klarheit über diese unheil- 
bringende Figur der römischen 
Hierarchie. 
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Lefebvre selbst hat vor einigen 
Jahren (1976) in Kanada in einem 
Vortrag oder in einer Predigt aus- 
gesagt, daß Lienart Mitglied der 
Freimaurerei war. Als Lefebvre 
die Sedesvakantisten als »Schis- 
matiker« verklagte, habe ich, in 
der Absicht, die albernen Ankla- 
gen Lefebvres zu widerlegen und 
um an das Problem seiner kano- 
nischen Legitimität zu erinnern, 
in der Zeitschrift »La Hosterie 
Volante« (»Das fliegende Wirts- 
haus«), Nr. 31, La Plata, Agenti- 
nien, einen Artikel mit dem Titel 
»Econe, colateral de la Roma ap- 
östata« (»Econe, Seitenlinie des 
abgefallenen Roms«) veröffent- 
licht. Denn von Lefebvres eige- 
ner Weihe hängt selbstverständ- 
lich die kanonische und sakra- 
mentale Rechtmäßigkeit seines 
gesamten Werkes ab. 


Andererseits offenbart -dies das 
Zeichen, welches Lefebvre an Jo- 
hannes Paul II., der ohne Zweifel 
ein Werkzeug der satanischen 


Johannes Paul Il. wird von sehr konservativen katholischen Krei- 
sen bereits als der prophezeite Antichrist angesehen. 


Macht innerhalb der Kirche ist, 
festbindet. 


Andererseits haben sich viele mit 
der Frage der kanonischen Legiti- 
mität Lefebvres auseinanderge- 
setzt. Davon besitzen wir eine 
Menge Beweise. Wir erinnern an 
einen Brief, den der vietnamesi- 
sche Erzbischof Monsignore P. 
Martin Ngo-dinh-Thuc an Le- 
febvre selbst gerichtet hatte. 
Darin bestätigt Monsignore 
Thuc, daß Kardinal Lienart nie- 
mals katholisch war und daß die 
Weihen von Lefebvre nichtig 
seien. 


Wir lassen einmal die edle Gesin- 
nung des vietnamesischen Erzbi- 
schofs und den offenkundigen 
Hochmut des Gründers von 
Econe beiseite. Es interessieren 
uns hier nur sachliche Feststellun- 
gen. Im Einklang mit diesen ha- 
ben wir mehr als genügend 
Gründe, die Legitimität und die 
sakramentale Wirklichkeit des 


Bischofs Lefebvre in Frage zu- 


stellen. Das ist, so denke ich, die 
geheime Macht der Mandaten 
Lefebvres, die auch die Manda- 
ten Wojtylas und Ratzingers sind. 


Was für einen Sinn hat aber dann 
die »Sekte von Econe«? Wojtyla 
und Lefebvre wachsen in der of- 
fenkundigen Apostasie auf. Ge- 
orge de Nantes kann oder will 
sich nicht von dieser offenkundi- 
gen Apostasie absondern. Woj- 
tyla, Lefebvre und de Nantes fol- 
gen vatikanischen Plänen, die ich 
meinerseits nicht zu präzisieren 
brauche, die man sich aber leicht 
ausmalen kann, wenn man sich 
an die Warnung von Leo XIH. 
und vom heiligen Pius X. erin- 
nert. 


Der Sachwalter der 
satanischen Sekte 


Die satanische Sekte hat also ei- 
nen unmittelbaren Sachwalter in 
Wojtyla und einen mittelbaren in 
Lefebvre und seiner Econer 
Sekte. Was Abb& de Nantes be- 
trifft, so ist das für mich ein ande- 
res Rätsel, das gelegentlich ge- 
klärt werden müßte. 


Der Kampf gegen die Apostasie 
verläuft sozusagen in einer »Son- 
nenfinsternis« und während der 
Zeit, in der sich Rom als »Sitz des 
Antichristen« (La Salette) ein- 
richtet. Und wir wissen: Seule la 
Foi vivira. 


Wenn die Beschreibung und Zu- 
sammenfassung, die ich hier ver- 
suchte wiederzugeben richtig ist, 
dann können wir vermuten, daß 
die Herrschaft dieses Antichri- 
sten (Wojtyla) ihrem Ende zu- 
geht und sein Nachfolger in der 
Apostasie sich schon vorbereitet, 
wobei sich wieder die ersten Be- 
geisterungen seitens Econes und 
der Contre-Reforme-Catholique 
bemerkbar machen werden. 
Denn der heilige Johannes unter- 
scheidet zwischen »Antichristoi« 
und dem Antichrist. Und die hei- 
lige Hildegard hat ihrerseits das 
Reich des Antichristen sehr ge- 
nau beschrieben. Dies ist alles, 
was wir bedenken und überlegen 
sollten. 
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Frankreich 


Das 


»Schweigen« 
der Rechten 


Beat Christoph Baeschlin 


Die französische Tageszeitung »Le Figaro« hat kürzlich in einem 
Grundsatzartikel die Frage aufgeworfen, warum wohl die politische 
und weltanschauliche Rechte in der öffentlichen Aussprache sich nicht 
vernehmen lasse. Die Vermutung wurde geäußert, es fehle vielleicht an 


Argumenten und an Wortführern. 


Das war aber nicht abfällig geäu- 
Bert, wie das üblicherweise der 
Fall ist, wenn irgendwo - auch im 
»Figaro« über die »Rechtsextre- 
men« gesprochen wird. Im Ge- 
genteil: Der genannte Artikel 
verblüffte durch seinen naiven in- 
tellektuellen Ernst und durch 
den weltfremden Anstand, wo- 
mit diese eigentlich idiotische 
Frage vorgebracht wurde. Tat 
doch der Schreiber des »Figaro«- 
Artikels, als ob er nicht wüßte, 
daß Vertreter abendländisch- 
christlicher Ansichten rücksichts- 
los daran gehindert werden, in 
‘den Informationsmedien zu Wort 
zu kommen. Im Gegensatz dazu 
finden die Marxismus-Gläubigen 
auch heute noch offene Türen in 
den Zeitungen und Massenme- 
dien. 


»Meinungsfreiheit« 
nur für die Linken 


Damit kommt eine der seltsam- 
sten Eigentümlichkeiten unseres 
angeblich so pluralistischen Zeit- 
alters deutlich zum Ausdruck: Im 
Gegensatz zu den marxistisch-so- 
zialistischen Pleitegeiern werden 
die Gedanken und Wortführer 
der Rechten im Ton barscher Ver- 


urteilung und schaudernden Ent- 


setzens weggewiesen und kurzer- 
hand mit Totschlagwörtern wie 
»Rechtsextreme«, »Faschisten« 
oder »Fremdenhasser« belegt. 
Wer Meinungen vertritt, die vor 
1789 in Europa offiziell galten, 


‚wird sozusagen als ein Verbre- ' 


cher beurteilt. 


Der erwähnte Artikel im »Fi- 
garo« stimmte — erstaunlicher- 


weise - nicht in das obligate Ze- 
tergeschrei gegen den »Rechtsex- 
tremismus« ein, sondern prüfte 
die herrschende Meinungs-Situa- 
tion unvoreingenommen. 


Wenn wir sehen, mit welcher Un- 
beschwertheit etwa im deutschen 
Kaiserreich über politische und 
weltanschauliche Dinge gespro- 
chen und geschrieben werden 
konnte, erfaßt einen sozusagen 


ein Schwindelgefühl. Unwillkür- 


lich fragt man sich: Gab es denn 
damals keine obrigkeitliche abge- 
segneten Tabus? Gab es keine 
heimliche und allgegenwärtige 
Meinungslenkung? Aus heutiger 
Sicht kommt einem das fast beun- 
ruhigend vor. 


Adolf von Thadden hat seinen 
politischen Einsatz im Zeitalter 
der deutsche Bundesrepublik mit 
dem Motto gekennzeichnet: 
»Die verfemte Rechte«. Das ist 
durchaus zutreffend. Und doch 
wagt man uns heute zu verunsi- 
chern, es bestünde in der »freien 
Welt« eine unbeschränkte Frei- 
heit der Meinungsäußerung. In 
der Zeitung »Figaro« darf die Tat- 
sache natürlich nicht beim Na- 
men genannt werden, daß es in 
der »pluralistiichen Demokra- 
tie« eine strikte Meinungslen- 
kung .gibt. Es ist Pflicht jeden 
Meinungsmachers:zu tun, als ob 
es diese Apartheid nicht gebe. 
Darum stellt »Figaro« in rührseli- 
ger Weise die naive Frage, wes- 
halb wohl die Rechte in den Mei- 
nungsmedien »sich nicht zum 


Wort melde«. 


Der Ausschluß der »Rechten« 


aus dem Meinungskonzert ist 


auch ein Tabu. Wer es anrührt 
und die Dinge beim Namen 
nennt, setzt seine berufliche Exi- 
stenz aufs Spiel. Die öffentliche 
Feststellung, daß die Rechte mit 
allen Mitteln an der Meinungsäu- 
ßerung verhindert wird, wäre das 
öffentliche Eingeständnis, daß 
die Freiheit der Meinungsäuße- 
rung sowie der demokratische 
Pluralismus in Wirklichkeit ein 
Mythos ist. Der Ausdruck »My- 
thos« steht da, um klarere Be- 
zeichnungen zu vermeiden, wie 
Fata Morgana oder gar »Lüge«. 


Eine stets 
lauernde Gefahr 


Trotzdem sie in der öffentlichen 
Meinungsbildung brutal über- 
gangen und stets verleumdet 
wird, ist die Rechte vorhanden 
und findet im Volk unterschwel- 
lig lebhafte Zustimmung. Darum 
ist die Rechte stets eine lauernde 
Gefahr für die in der Ideologie 
der Linken sich badenden poli- 
tik- und meinungsbeherrschen- 
den Gruppen. 


In Frankreich ist die Rechte so- 
gar in einer Massenpartei zusam- 
mengefaßt, der Nationalen 
Front. Aber mit ihren vier Millio- 
nen Wählern verfügt sie über ein 
einziges Parlamentsmandat von 
600! Denn die herrschenden und 
verängstigten »Pluralisten« ha- 
ben mit schlauen Wahlkreisab- 
grenzungen den »Volkswillen« 
gefälscht. Auch in dieser Hinsicht 
wird der »heilige« Demokratie- 
grundsatz bedenkenlos geopfert 
und ein krasses Meinungsmono- 
pol wird aufgerichtet, um an der 
Macht und an den fetten Pfrün- 
den verweilen zu können. 


In dieser Situation nimmt es sich 
fast wie Tollkühnheit aus, daß der 
genannte Artikel im »Figaro« die 
in Frankreich seit bald neun Jah- 
ren erscheinende Tageszeitung 
der Rechten zu erwähnen wagt. 
Die mit überdurchschnittlich klu- 
gen Köpfen bestückte Tageszei- 
tung »Present« setzt als Pro- 
gramm der jakobinischen Denk- 
weise ihre eigene Devise entge- 
gen, die da lautet: Gott und Va- 
terland, Arbeit und Familie. Nur 
auf diesen vier Begriffen kann 
eine gesunde Welt und eine zu- 
kunfstfreudige _Volksgemein- 
schaft beruhen, versichert 


 »Present« seinen Lesern. 


»Present« hat von allem Anfang 
an den Aufstieg Le Pens begrüßt 


und die Grundsätze der Nationa- 
len Front als die seinen betrach- 
tet. Deshalb ist die Tageszeitung 
der Rechten ein wichtiger Be- 
standteil im politischen Kampf 
der »ersten, tief im Volk veran- 
kerten Rechtspartei Frankreichs 
in diesem Jahrhundert«. 


Längts fällige 
Klarstellungen 


»Present«, Wortführer der fran- 
zösischen Rechten, dieser. Be- 
zeichnung verleiht der erwähnte 
»Figaro«-Artikel der Tageszei- 
tung der Rechten. Jean Madiran, 
ein intellektuelles Großkaliber, 
ist der Gründer, Leiter und Chefi- 
deologe von »Present«. Auch er 
hat mit Überraschung Kenntnis 
genommen, daß im »Figaro« 
plötzlich mit Unvoreingenom- 
menheit und intellektuellem An- 
stand über die politisch-ideologi- 
sche Rechte gesprochen wurde. 


Madiran gibt die verblüffende 
Meinung kund: »Eigentlich gibt 
es die Rechte gar nicht, denn 
diese ist bloß eine Erfindung der 
Linken. Seit 200 Jahren betreibt 
die Linke ein riesiges kulturelles 
Zerstörungs- und Vernichtungs- 
werk. Alles, was die Revolutio-' 
näre - das heißt die Linken - un- 
terwerfen und zerstören wollen, 
das nennen sie die Rechte. 


Die Zerstörungswut der Linken 
gilt der Arbeit, der Familie, dem 
Vaterland und der Religion. Jeg- 
liche Auswüchse und Mißbildun- 
gen dienten den Revolutionären 
als erwünschter Vorwand, um die 
natürlichen und übernatürlichen 
Ordnungen und Einrichtungen 
zu zerstören. Die Gegenkräfte 
wollen nicht unbedingt die Macht 
für eine angebliche Rechte er- 
obern, sondern es geht in erster 
Linie darum, die Linke in ihrer 
Zerstörungswut zu bremsen, 
denn sie möchte alle naturgege- 
benen und aus jahrhundertelan- 
ger Erfahrung gewachsenen Ein- 
richtungen endgültig beseitigen. 


Die Linken sind aber nur Empö- 

rer, ewig Unzufriedene und Eife- 

rer für Hirngespinste. In ihren 
Programmen gibt es nicht einein- - 

ziges brauchbares Element des 
Aufbaus. Darum führt die Politik 
der Linken in Wirklichkeit. nur 
zur Rückkehr der Menschen auf 
die Stufe geistig-sittlichen Da- 
seins der Höhlenbewohner.... 
aber mit Elektronik und Totalmo- -- 
torisierung versehen.« ul 
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Se 


Kuba 


Castro stehen 
wirtschaftliche 


Sorgen 


ins Haus 


Mike Blair 


Dem geharnischten kommunistischen Regime in Kuba stehen gefährli- 
che wirtschaftliche Probleme ins Haus, die letztendlich zum Sturz des 


Diktators Fidel Castro führen könnten. Der starke Mann, Castro, be- 


herrscht die Insel seit nunmehr mehr als dreißig Jahren. 


Kuba, ein Land, das stark von 
der Einfuhr von lebenswichtigen 
Verbrauchsgütern aus dem Aus- 
land abhängig ist, um überleben 
zu können, sieht sich drastischen 
Einschnitten bei den sowjeti- 
schen Hilfsleistungen, die seine 
Volkswirtschaft drei Jahrzehnte 
lang in einem Meer von roter 
Tinte über Wasser gehalten ha- 
ben, gegenüber. 


Die Sowjets können 
nicht mehr helfen 


Castro wurde vom Kreml mit ei- 
ner Beschneidung der Ollieferun- 
gen an Kuba um zwei Millionen 
- Tonnen in diesem Jahr stark ge- 
beutelt. Seit Jahren belieferten 
die Sowjets die Kubaner mit Ol 
weit über die Bedürfnisse des 
Landes hinaus, wodurch Castro 
in die Lage versetzt wurde, den 
Überschuß gegen harte Währung 
zu verkaufen. Derartige Ölver- 
käufe brachten Kuba im Jahr 
1988 500 Millionen Dollar ein. 


»Die Flitterwochen sind vorbei, 
und jetzt hat Kuba keine Gele- 
genheit mehr, Öl wieder zu ver- 
kaufen«, erklärte Ramon Gonza- 
lez Vergara, ein stellvertretender 
Sekretär des sowjetisch-kubani- 
schen Rats für Wirtschaftshilfe, 
der im Juli 1990 in die Vereinigten 
Staaten überlief. 


»Selbst, wenn sie es wollten«, 
fügte Gonzales hinzu, »die So- 
wjets verfügen nicht mehr über 
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gen Anfang 1990 Kuba davon un- 
terrichtet hätten, daß sie beab- 
sichtigen, fast jeden Bereich der 
Wirtschaftshilfe, angefangen 
vom Tauschhandel zu subventio- 
nierten Preisen für kubanischen 
Zucker und andere Produkte bis, 
vor allem, zur Finanzierung zu 
niedrigen Zinssätzen, zu kürzen. 


Bei einem Besuch des sowjeti- 
schen stellvertretenden Minister- 
präsidenten Leonid Abalkin in 
Havanna im April 1990 wurden 
die Daumenschrauben an Castro 
noch fester angezogen. Er teilte 
dem kubanischen Führer mit, 
daß ab 1995 Kubas Schulden an 
die Sowjets in Höhe von 15 Mil- 
liarden Rubel nur noch in Dollar 
zurückzuzahlen sind. Der offi- 
zielle internationale Umrech- 
nungskurs ist 1,60 Dollar für den 
Rubel. 


Um die Verringerung der Ölliefe- 
rungen wieder wettzumachen, 


Fidel Castro wird von Moskau immer mehr im Stich gelassen. Die 
Sowjets verlangen künftig alle Zahlungen auf Dollar-Basis. 


die Kapazität, diese Art von Fi- 
nanzhilfe aufrechtzuerhalten, 
wie sie es in den letzten 30 Jahren. 
getan haben.« 


Kubas Gewinne aus der Wieder- 
ausfuhr des ‘sowjetischen Ols 
überschritten im Jahr 1989 die 
Hartwährungseinkünfte des Lan- 
des sogar für Zucker, Kubas füh- 
rendem Exportartikel. 


Gonzales erläuterte, daß die So- 
wjets in gespannten Verhandlun- 


hat die kubanische Regierung die 


Versorgung mit Benzin für Pri- 


vatfahrzeuge um 30 Prozent ge- 
kürzt. 


Alle Zahlungen 
auf Dollar-Basis 


»Bislang sind fast zwei Millionen 
Tonnen Öl und Nebenprodukte 
nicht geliefert worden«, wird in 
einem Bericht des kubanischen 
Fernsehens festgestellt. »Es ist 


unmöglich, daß ein derart hoher 
Versorgungsmangel, ein Fünftel 
des Brennstoffs, den wir eigent- 
lich bekommen müßten, ohne 
ernsthafte Auswirkungen auf die 
Funktion der Wirtschaft und das 
Leben des Landes sein kann«, 
heißt es weiter. 


Kuba vor großen 
Wirtschaftsproblemen 


Kubanischen Familien wurde ge- 
sagt, daß sie ihren monatlichen 
Durchschnittsverbrauch an elek- 
trischer Energie um zehn Prozent 
verringern müssen. Haushalte, 
die dieser Aufforderung nicht 
entsprechen, müssen damit rech- 
nen, daß ihr elektrischer Strom 
für einen Tag in der Woche abge- 
schaltet wird. 


Kuba ist stark von ölgefeuerten 
Generatoren für die Stromversor- 
gung abhängig. Eine von den So- 
wjets und Kubanern gebaute 
Kernkraftanlage liegt jetzt schon 
mit 800 Millionen Dollar über 
den geplanten Kosten und ist 
nach neunjähriger Bauzeit im- 
mer noch nicht in Betrieb. 


Zugtiere auf den Feldern 
gegen Bezinmangel 


Die Sowjetunion, der selbst eine 
Wirtschaftskrise bevorsteht, 
kann es sich nicht mehr leisten, 
Kuba das Öl zur Wiederausfuhr 
zu liefern, vor allem deswegen 
nicht, weil ihre Ölproduktion 
ständig zurückgeht und der Ol- 
verkauf ins Ausland für die So- 
wjets die Haupteinnahmequelle 
von Devisen für ihren Handel mit 
dem Westen darstellt. 


Die Benzinknappheit in Kuba ist 
so kritisch geworden, daß jetzt 
wieder Zugtiere in der landwirt- 
schaftlichen Produktion einge- 
setzt werden müssen. 
Importierte Traktoren aus dem 
Sowjet-Block stehen auf kubani- 
schen Feldern unbenutzt herum. 
oO 
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Nicaragua 


Greueltaten 
der Roten 
aufgedeckt 


Mike Blair 


Massengräber von unschuldigen Opfern des marxistischen Sandinista- 
Regimes, das früher an der Macht in Nicaragua war, werden seit der 
- Übernahme des mittelamerikanischen Landes durch die nicht-kommu- 
nistische Regierung Anfang 19% in abgelegenen Gebieten aufgedeckt. 
Die neue Regierung wird von Präsidentin Violeta Barrios de Chamorro 


geführt. 


Frau Chamorro, die stark von 
den Vereinigten Staaten unter- 
stützt wird, errang bei den Präsi- 
dentschaftswahlen im Februar 
1990 einen glatten Wahlsieg über 
Nicaraguas an der Spitze stehen- 
den Roten, Daniel Ortega Saa- 
veda. Sie wurde im April als 
Staatspräsidentin vereidigt. 


Nina H. Shea, Vorsitzende des 
Puebla Institute, eine Menschen- 
rechts-Organisation für katholi- 
sche Laien mit Sitz in Washing- 
ton, sagte, ihre Gruppe habe bei 
ihrem Besuch von Flüchtlingsla- 
gern der Vereinten Nationen im 
benachbarten Costa Rica Anfang 
1987 von Massentötungen durch 
die Sandinistas erfahren. 


Frau Shea berichtet, sie habe per- 
sönlich Erzählungen von Flücht- 
lingen aus abseits liegenden Ge- 
bieten von Nicaragua über die 
Morde, darunter die willkürliche 
Tötung von Männern, Frauen 
und kleinen Kindern, gehört. 


Frau Shea führt weiter aus, an- 
dere Menschenrechts-Gruppen, 
darunter die bekannte Americas 
Watch, seien eifrig mit Untersu- 
chungen beschäftigt und berich- 
teten zwar über Einzelfälle von 
angeblichen Greueltaten der 
durch die USA untertützten 
»Contras«, gingen aber über die 
Berichte von ihrer Gruppe be- 
züglich der scheußlichen Morde, 
die von den sandinistischen 
Streitkräften begangen wurden, 
stillschweigend hinweg. 


»Wir sind zu der Schlußfolgerung 
gekommen«, sagte Frau Shea, 


Daniel Ortega wird immer häu- 
figer konfrontiert mit den un- 
schuldigen Opfern seines mar- 


xistischen Sandinista-Regi- 


mes. 


»daß die Sandinistas eine Auf- 
standsbekämpfungspolitik des 
>Austrocknens des Sumpfes«, das 
heißt der Tötung oder der Vertrei- 
bung von Bauern aus dem 
»Sumpf« auf dem Lande, die mög- 
licherweise die Guerillas (Con- 
tras) unterstützten.« 


Sie sagte, weitere Beweise seien 
von Gary Moore, einem Untersu- 
chungsbeamten der in Washing- 
ton ansässigen Forum Founda- 
tion, vorgelegt worden, der per 
Maulesel in die entfernten Ge- 


biete von Nicaragua gereist sei, 


wo er die Erzählungen von Dorf- 
bewohnern über brutale Morde 
der Sandinisten auf Tonband auf- 
zeichnete. Als Folge seiner Be- 
mühungen landete er in einem 
sandinistischen Gefängnis und 


ein Großteil seines aufgezeichne- 
ten Beweismaterials wurde be- 
schlagnahmt. 


Frau Shea äußerte sich kritisch 
gegenüber der Americas Watch, 
angeblich die prominenteste 
Menschenrechts-Gruppe, die in 
Lateinamerika tätig ist, und zu 
anderen Gruppen, die früher Be- 
richte über Greueltaten, die in 
Nicaragua durch die Sandinistas 
begangen wurden, kritisiert hät- 
ten. 


Obwohl ihre Gruppe versucht 
habe, die Welt vor den Verbre- 
chen der Sandinistas zu warnen, 
habe Americas Watch berichtet, 
daß »die Regierung von Nicara- 
gua keine Kriegsgesetze verletze. 
Auch betreibe sie keine systema- 
tischen Verletzungen des Rechts 
auf Leben oder der körperlichen 


Violetta Chamorro übernahm 
nach einem glatten Wahlsieg 
das Amt des Staatspräsiden- 
ten. Sie wird von den USA un- 
terstützt. 


Unversehrtheit von Häftlingen 
... Sie habe auch keine Personen 
willkürlich beseitigen lassen.« 


Erst als sie die Verbrechen nicht 
länger übersehen konnten, sagte 
Frau Shea, habe Americas Watch 
diese 1989 endlich als »neue Er- 
kenntnisse« bewertet, obwohl 
ihre Gruppe und anderen be- 
kannt war, daß diese schon Jahre 
vorher begangen wurden. 


Jetzt kommt die Wahrheit 
ans Tageslicht 


Dank der Arbeit von Marta Patri- 
cia Baltodano, einer nicaraguani- 
schen Menschenrechts-Anwältin 
und Leiterin der nicaraguani- 
schen Association Pro Human 


en A ie Da ee 


Rights, die vom amerikanischen 
Außenministerium ins Leben ge- 
rufen wurde, um Verletzungen 
der Menschenrechte durch Con- 
tras - gemerkt Contras zu unter- 
suchen und strafrechtlich zu ver- 
folgen, wurden im nördlichen Ni- 


caragua acht Massengräber auf- 


gedeckt. Bei den Opfern 
handelt es sich um Zivilisten, die 
von Sicherheitskräften der Sandi- 
nistas ermordet wurden. 

In enger Zusammenarbeit mit 
vier weiteren Anwälten und ei- 
nem Gerichtsarzt, stellte Frau 
Baltodano fest, daß die Opfer sy- 
stematisch von der nicaraguani- 
schen Geheimpolizei, die bis Fe- 
bruar 1990 noch vom Stasi, der 
Geheimpolizei der früheren 
DDR, ausgebildet und unter- 
stützt wurde, ermordet wurden. 


In dem jüngst entdeckten Grab - 
am 15. August 1990 entdeckt - 
wurden die Leichen von 17 Perso- 
nen gefunden, von denen 14 als 
evangelische Christen identifi- 
ziert werden konnten, die am 10. 
April 1982 von einem Batallion 
der sandinistischen Sicherheits- 
kräfte zusammengetrieben wor- 
den waren. Die Opfer mußten ihr 
Grab selbst ausheben und wur- 
den dann erschossen oder ersto- 
chen. 

Bei einer weiteren Entdeckung 
aus jüngster Zeit kam das Mas- 
sengrab von 14 ermordeten Zivil- 
personen ans Tageslicht. Stricke 
zur Fesselung der Hände und 
Beine der Opfer wurden gefun- 
den, und der Gerichts-Untersu- 
chungsbeamte stellte fest, daß 
man den Opfern die Kehle durch- 


schnitten hatte. Eines der Opfer 


war ein sieben Jahre altes Kind. 


»Daß die Sandinisten ungescho- 
ren mit der summarischen Hin- 
richtung von nicht am Kampf Be- 
teiligten davonkamen, ist zu ei- 
nem nicht geringen Teil auf die 
hauptsächlichen Menschen- 
rechtsgruppen, die sich mit Latei- 
namerika befassen, zurückzufüh- 
ren«, sagte Frau Shea. »Die San- 
dinistas haben sogar Berichte 
von Americas Watch zitiert, um 
eine zu gründliche Untersuchung 
von Anklagen über Menschen- 
rechtsverletzungen von sich ab- 
zulenken«, fügte sie hinzu. 
»Gleichzeitig wurden Berichte 
(so wie unsere), mit denen Men- 
schenrechtsverletzungen der 
Sandinistas dokumentiert wer- 
den, angegriffen und als von dem 


CIA erdichtet oder mit diesem in - 


Verbindung stehend verworfen.« 
DO 
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Sanktionen 
sind 
gescheitert 


Carl Freigang 


Die viel publizierten, von den Vereinten Nationen geförderten Wirt- 
schaftssanktionen gegen Südafrika sind ein großer Flop. Diese Worte 
stammen von internationalen Wirtchaftsexperten, die sich mit der Be- 
wertung der Wirksamkeit, der von den Vereinigten Staaten, Kanada 
und den meisten westeuropäischen Ländern durchgeführten Sanktio- 
nen, die Südafrika auf die Knie zwingen sollten, befaßt haben. 


Der Handel mit der westlichen 
Welt blühte nämlich auf den mei- 
sten. Wirtschaftssektoren. Die 
Kategorie, in der die Ausfuhren 
aus Südafrika wirklich gelitten 
haben, ist der Verkauf von Krü- 
ger-Rands, der von der südafrika- 
nischen Schatzkammer gepräg- 
ten und bei Sammlern so belieb- 
ten Goldmünze. 


Neue Märkte 
als Ausgleich 


Der Krüger-Rand wurde weitge- 
hend durch das Canadian Maple 
Leaf und den mexikanischen 
Gold-Peso ersetzt. Die amerika- 
nischen Gesetze verbieten die 
Einfuhr der südafrikanischen 
Goldmünze. Aber der durch 
diese Verschiebung verursachte 
wirtschaftliche Schaden war un- 
bedeutend. 


Viel bedeutsamer sind die Aus- 
fuhren von Kohle und Stahl, die 
in Frankreich, früher ein wichti- 
ger Markt für diese Produkte, 
verboten worden sind. Als Folge 
davon sind die Ausfuhren dieser 
Güter nach Europa seit 1986 um 
40 Prozent gesunken. 


Aber die gleichen Exporte nach 
dem Fernen Osten — hauptsäch- 
lich Taiwan, Hongkong, Südko- 
rea, Malaysia und Singapur — ha- 
ben diesen Rückgang mehr als 
wettgemacht. 


Ausfuhren von landwirtschatftli- 


-chen Produkten, die früher aus 


Mais bestanden, bestehen jetzt 
hauptsächlich aus Früchten: Ba- 
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nanen und Ananas aus Natal, Or- 
gangen, Zitronen und Pampel- 
musen aus der Kap-Provinz, dazu 
Kirschen, Apfel und Beeren aus 
allen Teilen des Landes. 


Und zu den herkömmlichen briti- 
schen Markt kam der höchst ge- 
deihliche deutsche Markt hinzu. 
Auch die skandinavischen Ab- 
satzmärkte sind alle in schnellem 
Wachstum begriffen. Der Verlust 
des französischen und italieni- 
schen Marktes für diese Pro- 
dukte ist daher kaum bemerkt 
worden. 


Was die Regierung beunruhigt 
hat - und wie viele sagen der 
Schlüssel für den Sturz des ehe- 
maligen Präsidenten P. W. Botha 
war -, ist das Herausziehen von 
investierten Geldern. Die Netto- 
Kapitalabflüsse aus dem Lande 
im Zeitraum von 1985 bis 1989 be- 
liefen sich auf insgesamt 30 Mil- 
liarden Rand - etwa acht Milliar- 
den US-Dollar -, ein finanzieller 
Schaden, der so: groß ist, als ob 
der Goldpreis um die Hälfte ge- 
fallen wäre. 


Westliche Regierungen 
dulden es 


Ein weiterer Schlag für Südafrika 
war das Ol- und Waffen-Em- 
bargo, dazu der Auszug solcher 
wichtiger Firmen wie Ford, Shell 
Oil und British Petroleum. Um 
den Verlust wettzumachen, 
wandte sich Südafrika unter der 
Präsidentschaft Botha einem so- 
genannten »Nachnahmesystem« 
zu, wodurch alle Kohlenwasser- 


Der Handel mit der westlichen Welt blüht trotz Sanktionen, nur 
der Verkauf von Krüger-Rands ist etwas zurückgegangen. 


Der südafrikanische Präsident Frederick de Klerk (links) traf sich 
mit US-Präsident George Bush. 


stoff-Produkte, die für New 
York, London oder Rotterdam 
bestimmt waren, nach Südafrika 
umgeleitet wurden 


Mittelsmänner im Ölgeschäft wa- 
ren stets mehr als willig, eine 
oder zwei Sendungen von Kohle- 
wasserstoff-Produkten - zum 
Beispiel Rohöl — gegen sofortige 
Bezahlung in Gold »zurechtzu- 
pfuschen«, das heißt, nach Süd- 
afrika umzuleiten. Es war ein Sy- 
stem, bei dem die westlichen Re- 


gierungen trotz ihrer verhängten 
Sanktionen ein Auge zudrück- 
ten. 


Und die Besitzentziehung. der 
großen ausländischen Firmen 
von ihren Industrieanlagen in 
Südafrika wurde sehr gemildert, 


als die ausländischen Konzerne’ 


ihr Eigentum mit leicht beschaff- 
ten Krediten zu Schleuderpreisen 
an örtliche Manager verkauften, 
während sie ehemalige Handels- 
kontakte beibehielten. 
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Das Waffenembargo zwang Süd- 
afrika dazu, Selbstversorger zu 
werden, indem es stark in eben 
selbstständig gewordene Waffen- 
fabriken investierte. Dies war für 
die Finanzreserven der Kapitali- 
sten am Ort zwar ein ziemlicher 
Aderlaß, machte das Land aber 
industriell stärker und waffenmä- 
Big viel autarker. 


Es war sozusagen eine weitere 


_ Wohltat für Südafrika, als Marga- 


ret Thatchers Regierung von 
Großbritannien — insofern mit 
der Politik der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft _bre- 
chend -, dem Bankwesen und 
der Industrie in London bedeu- 
tete, weiterhin in Südafrika zu in- 
vestieren. 


Die »London Times« schrieb 
dazu folgenden Kommentar: 
»Die Hauptelemente des EG-Pa- 
kets von 1986 waren ein freiwilli- 
ger Bann auf Neuinvestitionen in 
Südafrika und auf Einfuhren von 
Goldmünzen und Stahl aus Süd- 


sr 
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rüstung an die südafrikanische 
Polizei und das Militär. 


Aber die Politik des Westens tau- 
melt mühsam umher, während 
Südafrika blüht und gedeiht.« 


Trotz Sanktionen 
stieg der Handel 


Die »Times« kommt zu der 
Schlußfolgerung: »Obwohl die 
Sanktionen Südafrika geschadet 
haben, scheint die Erfahrung das 
Urteil von Merle Lipton, dem 
Verfasser eines Berichts über 
Sanktionen, daß sich bislang die 
Marktkräfte sowohl in bezug auf 
Kapitalströme als auch auf den 
Handel als stärker als die Sank- 
tionen erwiesen haben, zu-bestä- 
tigen. 


Mitglieder der EG räumen ein — 
sowohl in Privatgesprächen als 
auch öffentlich —, daß ungeachtet 
der Engmaschigkeit der Sanktio- 
nen der Handel zwischen der Eu- 
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Der ehemalige Präsident P. W. Botha mußte gehen, weil er die 
Kaptialabflüsse aus Südafrika nicht bremsen konnte. 


afrika. Das Embargo auf Kohle 
landwirtschaftliche Pro- 
dukte wurde vom Vereinigten 
Königreich, dem damaligen 
Westdeutschland und Portugal er- 
folgreich unterlaufen. 


Diese Schritte erfolgten zusätz- 
lich zu Maßnahmen, die ein Jahr 


"zuvor getroffen worden waren, 


darunter ein streng überwachtes 
Waffen-Embargo und die Ein- 
stellung von Ol-Exporten sowie 
des Verkaufs von sensitiver Aus- 


ropäischen Gemeinschaft und 
Südafrika weiter gewachsen ist, 
speziell mit dem damaligen West- 
deutschland, wo die monatlichen 
Ausfuhren nach Südafrika zwi- 
schen 1987 und Mitte 1989 um 
mehr als 30 Prozent anstiegen. 


Die Einfuhren stiegen über den 
gleichen Zeitraum hinweg sogar 
noch stärker an, nämlich um 44 
Prozent im Falle von Italien, 52 
Prozent für Deutschland und 35 
Prozent für Großbritannien. DO 


Naher Osten 


Bakers neue 
Struktur 


Peter Blackwood 


In einer Ansprache in Washington berichtete der amerikanische Au- 
Benminister James Baker, daß die Bush-Regierung für die Zeit der 
Krise am Persischen Golf eine »neue Sicherheitsstruktur« für den Na- 


hen Osten ausgearbeitet hat. 


Was der amerikanische Außenmi- 
nister nicht gesagt hat, ist, daß 
der Aufbau solch einer neuen Si- 
cherheitsstruktur, die in gewisser 
Hinsicht der untergegangenen 
Central Treaty Organization 
(CENTO) von 1955 entspricht, 
einer der Hauptgründe dafür 
war, warum Großbritannien und 
die Vereinigten Staaten diese 
Krise in erster Linie provoziert 
haben. 


Dauerhafte Herrschaft 
über das Ol 


Diese neue Sicherheitsstruktur 
würde den anglo-amerikanischen 
Eliten eine dauerhafte Herr- 
schaft über das meiste Ol in der 
Welt einräumen, genug um die 
Tendenzen eines neuerlich wie- 
dervereinigten Deutschlands und 
Japans, aus derem weltweiten 
Diktat auszubrechen, in den 
Griff zu bekommen. Gleichzeitig 
wäre eine neue Version von 
CENTO das Sprungbrett für an- 
glo-amerikanische Entvölke- 
rungskriege gegen ehemalige 
und potentielle Kolonien in 
Afrika und Asien. Die gleiche 
Strategie wird durch die NATO 
selbst durchgedrückt, und zwar 
unter dem Deckwort »Einsatz in 
Gebieten außerhalb der NATO«. 


Baker stellte fest, daß, da die 
amerikanische Regierung eine 
längere Zeit des Abseitsstehens 
in der Region eingeplant hat, die 
Vereinigten Staaten zwangsläufig 
in eine langfristige Mission am 
Persischen Golf verwickelt wer- 
den. Ohne näher auf Einzelhei- 
ten einzugehen, fügte Baker 
hinzu, daß die neue Sicherheits- 
struktur einen »arabischen Cha- 
rakter« habe und in gewisser Hin- 
sicht der NATO ähnlich sein 
werde. Wie die NATO, erfordere 


dies eine langfristige Präsenz 
amerikanischer Streitkräfte. 


»Sicherlich sollten wir eine Rolle 
spielen, und daher wirdes ... eine 
dauerhafte Anwesenheit dort ge- 
ben«, stellte Baker fest. 


Baker setzte hinzu, daß, selbst 
wenn es den Vereinigten Staaten 
gelingen sollte, den Irak durch di- 
plomatischen oder damit zusam- 
menhängendem Druck dazu zu 
zwingen sich aus Kuwait zurück- 
zuziehen, eine dauerhafte militä- 
rische Präsenz der USA notwen- 
dig sein werde, um den »Diktator 
im Zaum zu halten«. 


»Selbst unter der Annahme, daß 
die Sanktionen greifen, um ihn 
aus Kuwait hinauszudrängen, 
muß eine einwandfreie Überprü- 
fung der gesamten Sicherheits- 
struktur und des Gleichgewichts 
der Macht in der Region vollzo- 
gen werden«, sagte Baker. 


»Wir werden solange bleiben, 
wie wir gebraucht werden«, sagte 
der US-Verteidigungsminister 
Dick Cheney. Cheney erklärte, 
dies werde eine fortdauernde An- 
wesenheit amerikanischer Trup- 
pen in Saudi-Arabien über das 
Jahr 1992 hinaus nicht ausschlie- 
ßen, und setzte hinzu, daß sich 
amerikanische Truppen schon 40 
Jahre lang in Korea befinden und 
einer noch längeren Verpflich- 
tung in Europa nachgehen. 


General James Gavin, Oberkom- 
mandeur der US-Truppen in Eu- 
ropa, meinte gegenüber der Lon- 
doner »Financial Times«, daß die 
NATO »Truppenentfaltungen 
außerhalb ihres Gebietes«, wie 
zum Beispiel im Nahen Osten, in 
Betrachtung ziehen müsse und 
wies dabei auf die Bedeutung der 
amerikanischen Stützpunkte in 
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Naher Osten 


Bakers neue 
- Struktur 


Diego Garcia im Indischen 
Ozean für die Sicherheit Europas 
hin. 


Eine alte Geschichte 
. Washingtons 


Für diejenigen, die mit den im- 
mer wiederkehrenden Bemühun- 
gen der Vereinigten Staaten, die 
NATO bis auf den Nahen Osten 
auszudehnen, vertraut sind, ha- 
ben die Bemerkungen der ameri- 
kanischen Regierungsbeamten 
einen unheimlichen Klang. Da- 
mals, in den Tagen des Kalten 
Krieges, traten die USA und 
‘ Großbritannien für die Bildung 
des sogenannten Bagdad-Pakts, 
‚auch als CENTO bekannt - be- 
stehend . aus Großbritannien, 
Iran, Pakistan, Türkei und Irak - 
als Teil eines Planes zur »Eindäm- 
mung« des sowjetischen Expan- 
‚sionismus ein. Der Plan funktio- 
nierte nicht allzu gut, zum Teil 


"deswegen hicht, weil Saddam 


Husseins Ba’ath-Partei 1959 
Iraks britische Marionetten- 
Monarchie stürzte. 


CENTO wurde Anfang der sech- 
ziger Jahre zu einer Organisa- 
tion, die nur noch auf dem Papier 
stand, und in den siebziger Jah- 
ren in aller Stille zu Grabe getra- 
gen war. Die anglo-amerikani- 
sche Politik, die militärische Ka- 
pazität Israels weiter auszu- 
bauen, zeigte, daß ungeachtet ei- 
ner sich verschiebenden öffentli- 
chen Haltung gegenüber Moskau 


die Ausdehnung der NATO auf: 


den Nahen Osten hinein immer 
noch eine akute Option war. 


Mitte der siebziger Jahre wurde 
diese Politik mit dem Vorschlag 
zur Bildung einer Middle East 

 Treaty Organization (METO), in 

“ der Israel eine zentrale Rolle 

spielen sollte, populär gemacht. 


Der Plan ging insbesondere auf 
den Vermittler zwischen Israel 
und den USA, Edgar Bronfman, 
den Magnaten der Schnapsfirma 
Seagram’s zurück. 


Dann, im Jahre 1979, sprach der 
Berater. für Nationale Sicherheit 
der Carter-Administration, Zbi- 
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gniew Brzezinski, von einem 
»Bogen der Krise« südlich der 
Grenze der Sowjetunion und von 
einem möglichen Aufstand der is- 
lamischen Republiken im Süden 
der Sowjetunion. Er schlug vor, 
daß die Entfaltung von amerika- 
nischen Truppen im Nahen Osten 
sich danach richten sollte, sich 
solche Möglichkeiten zunutze zu 
machen. 


Bedingungen für ein 
neues Zeitalter 


Obwohl auf dem Malta-Gipfel 
vom Dezember 1989 zwischen 
Präsidenten Bush und Gorbat- 
schow die Bedingungen für ein 
»neues Jalta« festgelegt wurden, 
um die Welt zwischen den beiden 
Weltmächten aufzuteilen und ein 
neues Zeitalter der imperialen 
Partnerschaft und des Friedens 
einzuläuten, verfolgten beide 
Mächte weiterhin ihre eigenen 
Wahlmöglichkeiten des Zurück- 
weiches auf die alten Positionen, 
für den Fall, daß die geplante 
»Condominium«-Struktur in die 
Hose geht. 


Typisch für eine derartige Denk- 
weise, schlug der amerikanische 
General in Ruhe, James Vaught, 
ein Sprecher für gewisse Ele- 
mente in der Bush-Regierung, im 
Februar 1990 auf einer Konfe- 
renz der amerikanischen 
Freunde der Türkei vor, daß 
mehrere US-Divisionen, die un- 
ter den Bedingungen der »Ent- 
spannung« planmäßig aus 
Deutschland abgezogen werden, 
in die Türkei verlegt, statt in die 


Vereinigten Staaten zurückkeh- 


ren sollten. Unter diesem utopi- 
schen Ausblick könnte Europa 
geopfert werden, während sich 
die Vereinigten Staaten fröhlich 
an der Südkante der Sowjetunion 
halten könnten. 


Eine Neuzeichnung 
der Landkarte 


Vorschläge, wie die von Vaught, 
werden natürlich von Moskau als 
unannehmbare militärische Be- 
drohung aufgefaßt, was einer der 
Hauptgründe dafür ist, daß Gor- 
batschow auf dem Gipfeltreffen 
in Helsinki am 9. September 1990 
Bushs Vorstöße zu gemeinsamen 
Militäreinsätzen gegen den Irak 
zurückwies. Hoch auf der Liste 
der sowjetischen Belange steht 
die Art und Weise, in der Bakers 
»neue Sicherheitsstruktur« mög- 
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licherweise sowjetische Militär- 
maßnahmen gegen die höchst un- 
stabilen unruhigen türkischen 
Republiken, die Brzezinski noch 
vor einigen Jahren unterstützen 
wolite, behindern könnte. 


Nach dem geopolitischen Plan 
der Anglo-Amerikaner wären 
ihre neuen Partner oder Statthal- 
ter Agypten, die Emirate am Per- 
sischen Golf, die britische Kolo- 
nie Oman, das saudische König- 
reich, Syrien, Israel und die Tür- 
kei. 


Schon formieren sich Truppen 
aus Agypten und Syrien unter 
amerikanischer militärischer 
Oberhoheit in Saudi-Arabien. 


Die Zustimmung des türkischen 
Parlaments, die unter massivem 
Druck der Amerikaner zustande 
kam, dem türkischen Staatspräsi- 
denten die Befugnis einzuräu- 
men, türkische Soldaten außer- 
halb des Territoriums der Türkei 
zu stationieren und die Stationie- 
rung fremder Truppen auf türki- 
schem zuzulassen, war auch eine 
notwendige .Vorbedingung für 
diesen Plan. 


Der, von den USA geförderte 


. Staatsstreich gegen den pakista- 


nischen Premierminister Bena- 
zier Bhutto am 6. August 1990, 
vier Tage nach dem irakischen 
Einmarsch nach Kuwait, zielte 
darauf ab, die schließliche Einbe- 
ziehung Pakistans in die neue 
Struktur vorzubereiten. Zusam- 
men mit Ägypten, soll Pakistan 
die Masse der »abgeschriebe- 
nen« Bodentruppen stellen. Ein 
weiterer Aspekt des Planes wird 
die Gewährung der Rechte zur 
Errichtung von amerikanischen 
Marine- und Luftstützpunkten 
auf dem Territorium verschiede- 
ner Golf-Emirate sein, die auch 
eine Verbindung mit amerikani- 
schen Streitkräften im Indischen 
Ozean ermöglichen. 


Alte Pläne 
zur Zerstückelung 
des Iraks 


Als Teil der Bemühungen, die 
Präsenz von US-Truppen sicher- 
zustellen und ansonsten für eine 
entsprechende Belohnung für die 
Beteiligung einheimischer Ar- 
meen an diesem Plan zu sorgen, 
haben anglo-amerikanische Pla- 
ner alte Pläne zur Zerstückelung 
des Iraks aus der Schublade her- 
vorgeholt. In einem Artikel in 


der »National Review« vom 17. 


September 1990, der von Bushs y 


langjährigen Gefährten an der. 
Yale University und im CIA, Wil- 
liam Buckley, veröffentlicht 
wurde, wird vorgeschlagen, daß 
die ölreiche Region des nördli- 
chen Iraks von der Türkei annek- 
tiert werden sollte, als Ausgleich 
für deren Unterstützung der ame- 
rikanischen Pläne. 


Ähnliche Angebote, Teile des 
Irak zu verscherbeln, sind an- 
scheinend auch an den Iran, ei- 
nem weiteren vorgeschlagenen 
Mitglied des neuen Militärbünd- 
nisses, sowie an Syrien gemacht 
worden. Einige Planer, darunter 
diejenigen, die im Center for 
Strategic und International Stu- 
dies in Washington stationiert 
sind, verbreiten auch den Gedan- 
ken an ein unabhängiges »Kurdi- 
stan«, bestehend aus der kurdi- 
schen Minderheit im nördlichen 
Irak — besonders weil .dies der 


Ausgangspunkt für die Destabili- 


sierung einer verratenen Türkei 
in der weiteren Zukunft wäre. 


Jordanien 
der neue 
Palästinenser-Staat 


Jordanien, ein Verbündeter des 
Irak, ebenso wie der Jemen, sind 
gleichfalls mögliche Ziele. Nach 
einem Plan soll Jordanien zu ei- 
nem neuen »Palästinenser-Staat« 
werden und somit Israels »Palä- 
stinenser-Problem« lösen. 


Der an strategisch bedeutsamer 
Stelle gelegene Jemen, ein- 
schließlich seiner Insel Socatra, 
könnte annektiert und als Ma- 
rine- und Luftstützpunkt verwen- 
det werden. 


Der Libanon ist eine, weitere 


* Zielscheibe: Er ist zur Annektion 


durch Syrien bestimmt. General 
Michael Aoun, der kampfgerü- 
stete Präsident und Chef der syri- 
schen Streitkräfte dort, wurde 
mit dem Irak auf eine Linie ge- 
bracht. 


Dann gibt es noch jene in Was- 
hington, die sagen, daß die ver- 
schiedenen Emirate und König- 
reiche der Region eigentlich zu 
korrupt und mittelalterlich sind, 
um den neuen Anforderungen 
der Entfaltung der US-Streit- 
Kräfte in der Region gewachsen 
zu sein, und daß die verschiede- 
nen königlichen Familen ver- 
schwinden müssen. DO 
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Probleme 


mitden 


Palästinensern 


Victor Marchetti 


Die Palästinenser im Exil, vor allem diejenigen, die Jassir Arafats 
Hauptbewegung Al Fatah nahestehen, haben sich nach den Anfangsta- 
gen der Krise am Persischen Golf uncharakteristisch ruhig verhalten. 
Nach einer anfänglich sehr schlechten Publizität, die mit Arafats öffent- 
lichem Eintreten für Saddam Hussein einherging, schienen sie prak- 
tisch auf den Seiten und Bildschirmen der internationalen Medien ver- 
schwunden zu sein. Israels blutige Unterdrückung der jüngsten De- 
monstration der Palästinenser am Tempelberg hat dies nun alles gründ- 


lich geändert. 


Ob Israel dies gefällt oder nicht, 
das Palästinenser-Problem ist ei- 
nes, das bald ernsthaft angepackt 
werden muß. Die USA können 
nicht länger lediglich versuchen, 
beide Seiten - Palästinenser und 
Israelis - dazu zu überreden, sich 
miteinander an den Verhand- 
lungstisch zu setzen. Die palästi- 
nensische Führung ist äußerst 
empört darüber, was sie als Ge- 


.sichtsverlust erachtet, als die 


USA am 20. Juni 1990 als Reak- 
tion auf einen vereitelten terrori- 
stischen Angriff auf eine israeli- 
sche Bucht den offiziellen Dialog 
mit der PLO vorläufig einstellte. 
Ein höherer Offizieller der PLO 
sagte: »Das war eine Verhöh- 
nung. Wir wurden wegen dieses 
Dialogs gedemütigt.« 


De facto Verbündete 
Israels 


Dies erklärt teilweise das deut- 
lich sichtbare Paktieren der PLO 
mit Saddam Hussein, was sie den 
ölreichen Golf-Staaten entfrem- 
dete und zu einer sofortigen Ein- 
stellung der Subventionen 
führte. Aber die PLO hatte buch- 
stäblich keine andere Wahl. 


- Bassam Abu Sharif, Arafats au- 
. Benpolitischer Berater, sagte, die 


Führung habe alle Auswahlmög-- 


lichkeiten in Erwägung gezogen 


‚ als die Krise ausbrach, und sei zu 


der Schlußfolgerung gekommen, 
daß Agypten, Saudi-Arabien, Sy- 


rien, dıe Kleinstaaten am Golf 


und andere, die sich den von den 
USA angeführten internationa- 
len Bemühungen auf militäri- 
schem Gebiet angeschlossen ha- 
ben, große Gefahr laufen, sich.an 


der Seite Israels gegen andere _ 


Araber kämpfen zu sehen. 


Dies ist sogar noch klarer gewor- 
den durch Saddams Versprechen, 
daß er im Falle eines Angriffs 
durch die USA unter anderen 
Zielen mit einem Angriff auf Is- 
rael reagieren werde. Sharif: 
»Deswegen können wir nicht ein- 
mal daran denken.« Pr 


Israel würde mit Sicherheit auf ei- 
nen solchen Angriff reagieren, 
und dann wären die in Saudi-Ara- 
bien versammelten internationa- 
len Streitkräfte de facto Verbün- 
dete Israels. Viele dieser Staaten, 
so wie Syrien, Marokko und so- 
gar Agypten haben es mit be- 
trächtlicher Gegnerschaft unter 
ihren eigenen Bürgern gegen das 
Paktieren dieser Länder mit den 
USA zu tun, und der Ausbruch 
von Feindseligkeiten könnte zu 
einem Sturz der jeweiligen Regie- 


rungen durch Volksaufstand füh-. 


ren. 


Hätte sich die PLO mit den USA 
zusammengetan, so wäre sie bei 
ihren eigenen Leuten völlig un- 
glaubwürdig und durch eine neue 
Gruppe fanatischer Hardliner, 
also durch genau die gleichen 
Leute ersetzt worden, die sie sich 
in den letzten Jahren der Versöh- 
nung, der Mäßigung und der ver- 


suchten Gespräche so hart be- 
müht im Zaume zu halten. 


Die Folge wäre 
weltweiter Terror 


Die Bush-Regierung und andere 
westlichen Führungspersönlich- 
keiten können es sich nicht län- 
ger leisten, die Palästinenser zu 
ignorieren. Wenn mit dem Irak 
ein »Handel« abgeschlossen wird 
und die Palästinenser dabei aus- 
geschlossen werden, oder, was 
noch schlimmer ist, wenn Krieg 
ausbricht und dem Irak eine Re- 
gelung auferlegt wird, bei der die 
Palästinenser außer Acht gelas- 
sen werden, dann bricht sicher- 
lich die Hölle los. 


Die militanten, radikalen Ele- 
mente der PLO werden dann in 
den Ländern des Westens und in 
den arabischen Ländern, von de- 
nen sie glauben verraten worden 
zu sein, eine Verwüstung anrich- 
ten. Dies ist jetzt sogar noch 
mehr zur Gewißheit geworden, 
wo Syrien sich dem Lager des We- 
stens angeschlossen und verspro- 
chen hat, den militanteren PLO- 
Fraktionen Unterstützung und 
Unterschlupf zu entziehen. 
Amerika ist bislang der Terror 
und die Zerstörung erspart ge- 
blieben, die durch radikale palä- 
stinensische Gruppierungen und 
deren Verbündete in ganz Eu- 
ropa verbreitet wurden. Aber die 
Amerikaner würden einen wah- 
ren Feuersturm erleben, wenn 
Saddam zerschmettert oder aus- 
manövriert und die Palästinenser 
ziellos umherirren würden. Dann 
wird nämlich jedes Land, das als 
mit den Amerikanern verbündet 
gilt, und speziell jedes arabische 
Land, von dem angenommen 
wird, daß es die arabische Sache 
verraten hat, zur Zielscheibe. 
Westliche Länder werden den 
Verlust von Menschenleben und 
die Zerstörung von Eigentum zu 
beklagen haben, während die 
arabischen Länder eine Entstabi- 
lisierung ihrer jeweiligen Regie- 
rungen riskieren. Sharif: »Sie 
(die arabischen Regierungen) 
‚würden mit der Hand in Stücke 
zerrissen werden. Glauben sie 
mir das.« 


Amerikanische ‚Politiker müssen 
sich auch mit der Tatsache abfin- 
den, daß die wachsende arabi- 
sche Bevölkerung in diesem 
Lande damit beginnen wird, mit 
den politischen Muskeln zu spie- 
len. Obwohl die israel-freundli- 


‚che 


Interessensgruppe noch 
keine bemerkenswerten Schläge 
gegen ihre Macht hinnehmen 
mußte, ist es Tatsache, daß im 
amerikanischen Kongreß eine 
wachsende Abneigung zu ver- 
zeichnen ist, bei jeder Laune die- 
ser Lobby Kratzfüße und Verbeu- 
gungen zu machen. Indessen ge- 
winnen die organisierten arabi- 
schen Gruppen an Einfluß, und 
amerikanische Politiker und Par- 
teiführer erscheinen tatsächlich 
auf ihren Versammlungen. 


Schlichtung des Streits 
Araber-Israelis 


Bush 'hat ausdrücklich den Zu- 


sammenhang zwischen einer dau- 
erhaften Regelung am Golf und 
einer Übereinkunft mit den Palä- 
stinensern hervorgehoben. In ei- 
ner Rede vor den Vereinten Na- 
tionen sagte Bush der General- 
versammlung, daß, wenn Sad- 
dam sich aus Kuwait zurückzieht, 
dies zu »Gelegenheiten« führen 
könnte, den Streit, der »die Ara- 
ber von Israel trennt«, zu schlich- 
ten. Er machte sich damit zum 
Echo von Außerungen, die vor- 
her von dem französichen Staats- 
präsidenten Frangois Mitterrand 
und dem sowjetischen Außenmi- 
nister Eduard Schewardnadze ab- 
gegeben worden waren. Obwohl 
Bush und der US-Außenminister 
James Baker hartnäckig jede Ver- 
bindung zwischen dem .irakisch 
besetzten Kuwait mit dem isra- 
elisch besetzten Westufer und 
Gaza bestritt, war die Botschaft 
mit ihren Konsequenzen vor der 
Weltversammlung deutlich. DO 
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Gegenleistung 
für Israels 
Kooperation 


Als Israels Verteidigungsminister 
Mosche Arens kürzlich mit dem 
amerikanischen Verteidigungs- 

“ minister Richard Cheney sprach, 
brachte er eine Wunschliste mit, 
auf der drei Dinge aufgeführt wa- 
ren, die die Regierung des Mini- 
sterpräsidenten Jitzhak Shamir 
von Amerika als Gegenleistung 
für Israels fortwährende Koope- 
ration in der Krise am Persischen 
Golf haben will. Diese »Koopera- 
tion« besteht weitgehend darin, 
daß Israel »sich bedeckt hält«, 
das heißt, weder mit seinem lau- 
ten Organ noch mit seinen Kano- 
nen losschießt. 


Die drei Punkte auf Arens’ Liste 
waren: eine wesentliche Erhö- 
hung der jährlichen Militärhilfe 
an Israel von 1,8 Milliarden Dol- 
lar; Erlaß der von Israel an die 
Vereinigten Staaten geschulde- 
ten 4,5 Milliarden Dollar für 
Kriegsgerät und größere strategi- 
sche Zusammenarbeit zwischen 
Israel und den USA - einschließ- 
lich der Vorweglieferung. ameri- 
kanischer Munition und eines 
verstärkten Austausches von Ge- 
heimdienstnachrichten, insbe- 
sondere eines »Realzeit«-Zugan- 
ges zu amerikanischen Aufklä- 
rungsdaten über arabische Län- 
der, die durch Satelliten ermittelt 
werden. 


Arens verließ die Sitzung und 
sagte zu den Journalisten: »Ich 
glaube, ein Verkauf von fort- 
schrittlichem Kriegsgerät an die 
Saudis könnte das militärische 
Gleichgewicht in der Region 
durcheinanderbringen und das 
wäre destabilisierend.« 


Befragt ob er Zusicherung von 
_Cheney oder einem anderen ame- 


rikanischen Regierungsbeamten _ 


erhalten habe, daß Israel »ausrei- 
chend entschädigt« wird, sagte 
Arens: »Diese Zusammentreffen 
dienen im allgemeinen nicht 
dazu, Zusagen dieser Art einzu- 
holen. Sie stehen am Anfang von 
Gesprächen, die schließlich zu ei- 
ner Vereinbarung führen werden, 
und ich hoffe, daß wir zu dieser 
Vereinbarung kommen.« 
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Arens kehrte nicht mittellos nach 
Hause zurück, aber er bekam 
auch nicht alles was die Israelis 
wollten. Die Bush-Regierung 
stimmte zu, Israel mit zusätzli- 


-chen F-15-Jägern und dem Luft- 


verteidigungssystem »Patriot« zu 
beliefern, vertagte aber alle Ent- 
scheidungen über Israels Ersu- 
chen nach einer sofortigen Erhö- 
hung der Militärhilfe um eine 
Milliarde Dollar, die, wie die Is- 
raelis behaupteten, zur Deckung 
der Kosten erforderlich sind, die 
ihnen als Folge der Krise entstan- 
den seien. 


In der Tat werden Israels große 
Erwartungen hinsichtlich einer 
gewaltigen Erhöhung seiner 
»Kompensation« aus den Ta- 
schen der amerikanischen Steuer- 
zahler fast so schnell zurückge- 
schraubt, wie sie im Kielwasser 
der Krise am Persischen Golf ge- 
weckt wurden. 


Nach Präsident Bushs Bitte an 
den US-Kongreß, Agypten des- 
sen 7,1 Milliarden Dollar Militär- 
schulden an die USA zu erlassen, 
waren die Israelis zuversichtlich — 
bis zur Überheblichkeit -, daß 
ihre Schulden ebenfalls erlassen 
werden. Der Finanzminister Jitz- 
hak Moda’i behauptete sogar, es 
sei »Ehrensache« der USA Israel 
die Schulden zu erlassen — und 
einfach »zu lächerlich« dies nicht 
zu tun. Dies wurde von Israels 
Freunden auf dem Capitol Hill 
mit Verärgerung aufgenommen, 
nicht etwa weil sie die Schulden- 
erlasse nicht mit Wohlwollen be- 
trachten, sondern weil es ihre un- 
mittelbare Aufgabe, mehr Hilfe 
für Israel herauszuschlagen, 
umso schwieriger gestaltet. 


Niemals dazu geneigt, eine Gele- 
genheit, dem Gegenstand ihrer 
Zuneigung dienlich zu sein, unge- 
nutzt vorübergehen zu lassen, su- 
chen Israels zionistische Anhän- 
ger im US-Kongreß in aller Stille 
nach Wegen, um die Hilfeleistun- 
gen an Israel zu »verbessern«, 
das heißt einen hinterlistigen An- 
schlag auf den Geldbeutel des 
Steuerzahlers zu verüben. Eine, 
der im Gespräch stehenden Me- 
thoden besteht darin, Israel ein- 
zuräumen, seine ganze Zuteilung 
an Militärhilfe auf einmal, näm- 
lich am Beginn des Steuerjahres, 
zu empfangen, ebenso wie es der- 
zeit seine Wirtschaftshilfe' erhält. 


Israel könnte diese dann in 
Schatzbriefen investieren und in- 
nerhalb eines Jahres. sage und 


schreibe 80 Millionen Dollar an 
Zinsen auf diese Hilfeleistungen 
anhäufen und dabei die Gelder je 
nach Bedarf abziehen. 


Eine andere Methode bestünde 
darin, Israel zu gestatten, einen 
größeren Anteil der Militärhilfe, 
die es erhält, für Waren auszuge- 
ben, die in Israel hergestellt wer- 
den. Israel ist derzeit gezwungen, 
1,3 Milliarden Dollar seiner Mili- 
tärhilfe in Höhe von 1,8 Milliar- 
den Dollar für Waren auszuge- 
ben, die in den USA hergestellt 
werden. 


Diese Verbesserungen kämen 
noch zusätzlich zu allen anderen 
Vergünstigungen und Sonderbe- 
handlungen, die Israel zuteil wer- 
den, wie Umschuldung zu günsti- 
gen Bedingungen, Verzicht auf 
Verwaltungsgebühren, die auf 
Darlehen erhoben werden und 
die selbst. die allerärmsten Län- 
der bezahlen müssen, das Durch- 
pauken eines Pakets durch den 
US-Kongreß in der Größenord- 
nung von 450 Millionen Dollar an 
verbürgten Darlehen, die zum 
Bau von Wohnungen für sowjet- 
jüdische Einwanderer verwendet 
werden sollen sowie Dutzende 
von Sonderbestimmungen in den 
Handelsgesetzen und dem ge- 
schäftlichen und finanziellen Ver- 
kehr mit amerikanischen Rechts- 
trägern. 


Alle diese Sondervereinbarun- 
gen kosten den amerikanischen 
Steuerzahler schätzungsweise zu- 
sätzlich 742 Millionen Dollar 
über die offiziellen jährlichen 


'"Hilfsleistungen hinaus. 


Außer seiner Großzügigkeit legen 
die USA nur sehr wenige Bedin- 
gungen auf, wie Israel das Geld 
ausgeben kann. In allen anderen 
Ländern ist die amerikanische 
Wirtschaftshilfe an besondere 
Entwicklungsprojekte gebunden 
und wird sorgfältig überwacht, 
um sicherzugehen, daß sie auch 
zu den zugesagten Zwecken ver- 
wendet wird. Aber wie das ameri- 
kanische General Accounting Of- 
fice (Rechnungshof) kürzlich 
feststellte, dient Geld an Israel 
»zur Stützung des Haushalts und 
zu politischen Zwecken«. Es wird 
so verwendet, wie es Israel paßt, 
und das Geld wird nicht nur prak- 
tisch ohne Bindungen überge- 
ben, es gibt auch keinen Mecha- 
nismus, um die sehr wenigen Vor- 
bedingungen, die vorhanden 
sind, auch zu kontrollieren. . U 


ADL-Bericht 
über die 
Golfkrise 


Vertrauliche Informationsquel- 
len unserer Korrespondenten in 
Amerika haben uns einen er- 
leuchtenden Einblick in die israe- 
lische _ Betrachtungsweise der 
Krise am Persischen Golf be- 
schafft - in Form eines internen 
ADL-Berichts. Dieser wurde 


von Harry Wall, dem Leiter des - 


Jerusalemer Büros der ADL, für 
Abe Foxman und die anderen 


führenden Persönlichkeiten der 


israel-freundlichen aktivistischen 
Organisationen erstellt. Wie aus 
diesen Kreisen verlautet, soll der 
Bericht den jüdischen Interessen- 
gruppen im amerikanischen Kon- 
greß und den Nachrichtenmedien 
als Richtschnur dienen. Nachste- 
hend einer der von Wall vorgetra- 
genen Hauptpunkte. 


Wenn der irakische Einmarsch, 
wie viele Offizfielle in Jerusalem 
glauben, für Israel ein unerwarte- 
ter politischer Glücksfall war, 
dann herrscht im Land selbst nur 
sehr wenig Freude darüber. .Die 
Bedrohung durch tödliche Rake- 
ten, die aus Bagdad abgefeuert 
werden, und Saddam Husseins 
Versuche, die arabische Welt zu 
einem israel-feindlichen Jihad 
aufzuwiegeln, bereitet den Israe- 
lis großes Unbehagen. 


Militärexperten schätzen die 
Möglichkeit eines irakischen An- 
griffs auf Israel in der nächsten 
Zukunft als sehr gering ein. Da 
ein großer Teil unserer Armee in 
Kuwait oder längs der Grenzen 
zur Abwehr gegen die amerikani- 
schen Streitkräfte verschanzt ist, 
wird Saddam Hussein wohl kaum 
eine zweite Front gegen Israel 
eröffnen. 


Im Umgang mit Israel waren Sad- 
dams Handlungen stets weit vor- 
sichtiger als seine Rhetorik. 


Eine oft gestellte Frage ist je- 
doch, ob Saddam Hussein ver- 
nünftig denkt. Nach westlichen 
Begriffen vielleicht nicht. Aber 
im Nahen Osten kann man die 
herkömmlichen Regeln militäri- 
scher Auseinandersetzung und ei- 
nes normalen politischen Verhal- 
tens nicht für bare Münze neh- 
men. 


Pr 


Es mag sein, daß Saddam, der 
den Druck der Achtung, des 
Wirtschaftsboykotts und des 
möglichen militärischen Vorge- 
hens der Amerikaner spürt, Is- 
rael gerne in eine begrenzte 
Schlacht hineinziehen möchte. 
Dies würde ihm helfen, den Ort 
der Krise vom Persischen Golf 
weg zu einem arabisch-israeli- 
schen Konflikt zu verlagern und 
somit die Aufmerksamkeit auf 
ein Land zu richten, das in gewis- 
sen Kreisen mehr gehaßt wird als 
der Irak. Dies erklärt auch seine 
Beschuldigungen, die offensicht- 
lich falsch sind, es gebe ein gehei- 
mes unerlaubtes Einverständnis 
zwischen Israel und den USA, 
das gegen Irak gerichtet ist. 


Dies schließe Langstreckenrake- 
ten, die möglicherweise mit Che- 
mie-Sprengköpfen ausgerüstet 
sind, ein. 


Obwohl die Irakis Mittelstrek- 
ken-Boden-Boden-Raketen be- 
sitzen, bezweifelt man in militäri- 
schen Kreisen, daß sie von inner- 
halb ihrer Grenzen auch schwere 
Nutzlasten abschießen können. 
Deswegen wird Jordanien, der 
. Pufferstaat zwischen Israel und 
Irak, so bedeutsam. Bei der Ver- 
teidigung der irakischen Invasion 
spielt König Hussein von Jorda- 
nien mit dem Feuer, verlautet aus 
israelischen Kreisen des Militärs. 


Wenn Saddam Hussein sein Spiel 
im Golf verliert und ein Ablen- 
kungsmanöver gegen Israel ver- 
sucht, dann könnte Jordanien 
zum Schlachtfeld werden. Die 
Folgen für König Hussein und 
seinen bereits belagerten Thron 
könnten katastrophal sein. 


In Israel setzt sich mehr und 
mehr die Überzeugung durch, 
daß es früher oder später Krieg 
geben wird, an dessen Speer- 
spitze der Irak steht und in den 
möglicherweise andere arabische 
Staaten hineingezogen werden. 
Offizielle der israelischen Vertei- 
digungsstreitkräfte stellten fest, 
daß der Einmarsch in Kuwait 
deutlich gezeigt habe, daß die 
Irakis ihre kombinierten militäri- 
schen Angriffe deutlich verbes- 
sert haben. Und die Israelis stel- 
. len fest, daß der Irak Israel im- 
mer noch als Feind Nummer Eins 
ansieht. 


Da sich Israel auffällig am Rand 
der eskalierenden Auseinander- 
setzung befindet, stellen einige 
Beobachter dessen vielgeprie- 


sene Rolle als strategische Be- 
reicherung für die Amerikaner in 
der Region in Frage. Dieser Ge- 
danke kam bereits immer mehr in 
Umlauf, so wie der Kalte Krieg 
und die Bedrohung durch den so- 
wjetischen Expansionismus da- 
hinschwanden. Die Theorie über 


.Israel als stellvertretender Geset- 


zesvollstrecker der Amerikaner 
in der Region oder gar als Bühne 
für amerikanische Militärein- 
sätze im Nahen Osten war in den 
Anfangstagen der Krise in Was- 
hington oder Jerusalem kaum zu 
vernehmen. 


Israels Nützlichkeit für die USA 
wird mit der weiteren Entfaltung 
der Krise immer stärker zutage- 
treten, verlautet aus gut unter- 
richteten Kreisen. Falls die Krise 
mit dem Irak eskaliert und eine 
unerwartete Wende nimmt, dann 
könnte IsraelsBedeutung - als 
einziges stabiles prowestliches 
Land in der Region - stärker in 
Erscheinung treten. 


Amerikanische Waffenverkäufe 
an die arabische Welt, die in der 
Vergangenheit bestenfalls frag- 
lich waren, müssen jetzt als ge- 
genproduktiv und sogar gefähr- 
lich erachtet werden. Der bloße 
Gedanke daran, daß die König- 
reiche am Persischen Golf in der 
Lage sein könnten, sich selbst zu 
verteidigen oder auch nur einen 
Angriff abzuwehren bis Ersatz 
herangezogen werden kann, ist 
im Licht der jüngsten Ereignisse 
nicht zu ertragen. Ausgeklügelte 
Waffen in ihren Händen würden 
nicht produktiv eingesetzt und 
fallen schlimmstenfalls in feindli- 
che Hände. 


Schließlich verstärkt Iraks Ag- 
gression die Notwendigkeit, terri- 
torialen Konzessionen in Judäa 
und Samaria zu widerstehen, sa- 
gen die Führer des Likud-Blocks. 
Wenn sich der Irak dreist über die 
Souveränität eines anderen arabi- 
schen Staates hinwegsetzen 
kann, welche Garantien hätte Is- 
rael für ein politisches Arrange- 
ment, falls es aufgefordert wird, 
die verwalteten Gebiete aufzuge- 
ben? oO 


Die Pläne 
der Zionisten 


Die zionistische Ideologie bleibt, 
auch wenn sie in diesen Tagen 
von den Führern Israels und ih- 


ren jüdisch-amerikanischen In- 
teressengruppen nur selten er- 
wähnt wird, Kernpunkt der Poli- 
tik Israels gegenüber seinen ara- 
bischen Nachbarn im Nahen 
Osten. Der Zionismus ist keine 
Philosophie des »leben und leben 
lassen«, wie die Israelis oder ihre 
Verbündeten und Freiwilligen in 
den USA vorgeben. Der Zionis- 
mus tritt für einen aggressiven 
Expansionismus ein, der der 
Neugründung des antiken Groß- 
israels, Eretz Yisrael, gewidmet 
ist. Er ist immer noch die Trieb- 
kraft hinter den außenpolitischen 
Zielen der israelischen Regie- 
rung. 


1982 veröffentlichte Professor Is- 
rael Shahak, Mitglied einer Fa- 
kultät an der Hebräischen Uni- 
versität von Jerusalem, eine ent- 
larvende Untersuchung deszioni- 
stischen Expansionismus auf der 
Grundlage der zeitgenössischen 
Schriften des zionistischen Theo- 
retikers Oded Yinon, der von der 
radikalen Parteiung des rechten 
Flügels des Ministerpräsidenten 
Jitzhak Shamir in der regieren- 
den Likud-Koalition verehrt 
wird. 


Shahak hebt hervor: »Die starke 
Verbindung mit neokonservati- 
vem Gedankengut in den Verei- 
nigten Staaten ist sehr hervorste- 
chend ... Aber obwohl der Idee 
einer »Verteidigung des Westens« 
Lippendienste geleistet werden 
... ist das wirkliche Ziel des ... ge- 
genwärtigen israelischen : Esta- 
blishments klar: Das imperiale Is- 
rael zu einer Weltmacht zu ma- 
chen. Mit anderen Worten, es ist 
das Ziel der Zionisten, die Ame- 
rikaner hinters Licht zu führen.« 


Yinon trägt in seinem klassichen 
Essay »A Strategy for Israel in 
the 1980s« den Gedanken vor, 


“ daß alle arabischen Länder in 


kleine Einheiten zerstückelt wer- 
den sollten. Dieser Gedanke 
wurde von israelischen militäri- 


. schen Vordenkern übernommen, 


die immer wieder geschrieben ha- 
ben, das »Beste«, was zur Wah- 
rung der Interessen Israels im 
Irak geschehen kann, sei die 
»Auflösung« des Irak in sich ein- 
ander bekämpfende schiifische 
und sunnitische moslemische 
Staaten und die Loslösung des 
kurdischen Gebietes als unab- 
hängiges Gebilde. 


Um das zionistische Ziel des 
Eretz Yisrael zu erreichen, er- 
streckt sich die Strategie der Auf- 


splitterung der arabischen Staa- 
ten von Ägypten und Libanon . 
auf Syrien und Irak, auf Saudi- 


Arabien und alle Staaten am Per- 
sischen Golf - und auf die Auflö- 
sung aller dieser Staaten, so wie 
sie zur Zeit bestehen. 


Yinim schreibt: »Der Irak ... steht 
als Kandidat für Israels Ziele 
fest. Seine Auflösung ist sogar 
noch wichtiger für uns als die Sy- 
riens.« 


Er sagt: »Jede Art der Auseinan- 
dersetzung zwischen arabischen 
Staaten wird uns kurzfristig hel- 
fen und den Weg zu dem wichtige- 
ren Ziel des Aufteilens des Iraks 
in unterschiedliche religiöse Be- 
kenntnisse wie in Syrien und Li- 
banon verkürzen.« 


Und er glaubt: »Die ganze arabi- 
sche Halbinsel ist ein natürlicher 
Anwärter zur Auflösung durch 
Druck von innen und von außen, 
und die Sache ist unvermeidlich 
speziell in Saudi-Arabien. Unge- 
achtet dessen, ob ihre auf Ol be- 
ruhende Wirtschaftsmacht intakt 
bleibt oder nicht, die internen 
Spaltungen und Zusammenbrü- 
che sind im Lichte der derzeiti- 
gen politischen Struktur eine 
klare und natürliche Entwick- 
lung.« 


Shahak merkt ironisch an: »Der 
Plan folgt getreu den geopoliti- 
schen Gedanken, die in Deutsch- 
land von 1890 bis 1933 verfolgt 
und voll und ganz von Hitler und 
der Nazi-Regierung geschluckt 
wurden und deren Ziele für Ost- 
europa bestimmte.« DO 


verti-. 
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Israel 


Der letzte 
Exodus 


Victor Marchetti 


»Man kann nicht zu einem einzigen Besuch kommen, alle die guten Sa- 
chen mitnehmen und wieder nach Hause gehen. Wir hätten dies lieber 
auf Dauerbasis statt eines einmaligen Deals.« Diese Worte sagte der is- 
raelische Finanzminister Jitzhak Morda’i bei seiner Rückkehr von ei- 
nem Besuch in den USA, bei dem ihm die Bush-Regierung mitgeteilt 
hatte, daß Washington die lange hinausgeschobene Darlehensbürg- 
schaft in Höhe von 400 Millionen Dollar zur Finanzierung des Woh- 
nungsbaus für sowjetische Einwanderer freigeben werde. 


Das Darlehenspaket war im 
Frühjahr 1990 vom amerikani- 
schen Kongreß verabschiedet, 
aber‘ von der Bush-Regierung 
monatelang zurückgehalten wor- 
den, bis sie die Zuversicht er- 
hielt, daß das Geld nicht zum 
Wohnungsbau in den von Israel 
besetzten Gebieten benutzt wird. 
Seine Reise war jedoch kein vol- 
ler Erfolg. Morda’i konnte von 
:der amerikanischen Regierung 
. keine Zusicherung erhalten, daß 
‘ Israels Schulden an die USA in 
Höhe von 5,4 Milliarden: Dollar 
erlassen werden. 


Keinen Kotau vor - 
Washington vollziehen 


Israelisce Regierungsbeamte 
bemühen sich eifrig, ihrem Volk 
zu beweisen, daß sie Washington 
gegenüber keinen Kotau vollzie- 
hen. Dies ist wichtig für die 
Likud-Regierung, deren Popula- 
rität von ihrer Fähigkeit abhängt, 
internationale Beziehungen, ein 
Land-für-Frieden-Abkommen mit 
den Palästinensern zustandezu- 


bringen, zurückzuweisen. Den 


USA nein zu sagen und weiterhin 
die guten Sachen mit nach Hause 
zu nehmen, ist Hauptbestandteil 
dieser harten Haltung. 


Aber ganz gleich wie stolz die is- 
raelische Regierung auch immer 
sich geben. mag und sich in Posi- 
tur stellt, sie benötigt nun einmal 
das Geld der Amerikaner. Das 
Hineinströmen sowjetischer Ju- 
den stellt die. nächste größere 
Nahost-Krise dar, eine, mit der 
man sich so oder so befassen 
muß, wenn das Irak-Problem erst 
einmal abgehakt ist. 
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Trotz des Chaos in der Region 
und des drohenden Krieges geht 
das Hineinströmen sowjetischer 
Juden unvermindert weiter. Das 
Tempo dieser Einwanderung be- 
schleunigt. sich sogar ständig. 
Allein im August 1990 kamen 
17494 Juden in Israel an, eine Er- 
höhung von 14 Prozent im Ver- 
gleich zum Vormonat. Mehr als 
100 000 sind 1990 bereits einge- 
troffen, und in den kommenden 
drei Jahren werden mehr als eine 
Million weitere Juden erwartet. 
Die Sowjets haben kürzlich .Di- 
rektflüge nach Israel eingerich- 
tet. Die zu erwartenden Kosten 
für die Aufnahme der vielen 
Menschen werden von der israeli- 
schen Regierung über diesen 


‚ Zeitraum hinweg auf etwa 30 Mil- 


lionen Dollar geschätzt, aber das 
ist eindeutig zu wenig. 


Es ist auch klar, daß Israels Wirt- 
schaft die trotz gewaltiger Infu- 
sionen mit amerikanischer Wirt- 
schaftshilfe und trotz verhältnis- 
mäßig strenger interner Wirt- 
schaftsreformen weiterhin nur so 
-dahintaumelt, nicht in der Lage 
ist, einen derart gewaltigen An- 
stieg . der Bevölkerungsziffer 
ohne Hilfe von außen zu verkraf- 
ten. 


Durch hohe Forderungen 
in die Enge getrieben 


Und außerdem trocknet der ame- 
rikanische Brunnen langsam aus. 
Es liegt nicht nur eine größere 
Zurückhaltung seitens der ameri- 
kanischen Gesetzgeber vor, in 
dieser Zeit der heimischen Fi- 
nanzkrise die Hilfsleistungen an 
Israel zu erhöhen, sondern die 


amerikanische Judenheit, die 
wohlhabendste in der Diaspora, 
fühlt sich langsam durch die enor- 
men Forderungen, die Israel an 
sie stellt, in die Enge getrieben. 


Aber die sowjet-jüdischen Ein- 
wanderer stellen Forderungen, 
die jetzt erfüllt werden müssen. 
Sie müssen ein Dach über. dem 
Kopf haben, Hebräisch lernen 
und Arbeit bekommen. Doch 
dies sind nur die kurzfristigen Ko- 
sten. 


Bevor dies alles vorüber ist, 
könnten sowjet-jüdische Einwan- 
derer eine Vergrößerung der jüdi- 
schen Bevölkerung Israels um 33 
Prozent verursachen. Die Kosten 
der Infrastruktur - Straßen, Ent- 
wässerung, Schulen und andere 
öffentliche Dienste - werden de- 
mentsprechend steigen und weit 
über die Ziffer von 30 Milliarden 
Dollar hinausschießen. 


Es gibt für Israel nur zwei Mög- 
lichkeiten, mit dem sowjet-jüdi- 
schen Exodus fertigzuwerden. 
Eine besteht darin, Druck auf die 
USA auszuüben - ungeachtet 
Amerikas eigener finanzieller 
Engpässe und der vorhandenen 
Widerwilligkeit- oder die Palästi- 
nenser ganz einfach aus den be- 
setzten Gebieten hinauszuwer- 
fen und das Land zu annektieren. 


Der letztere Schritt würde in der 
Tat innerhalb kürzester Zeit zur 
Ausweisung der israelischen Ara- 
ber, derjenigen, die innerhalb der 
Grenzen von vor 1967 leben, füh- 
ren. Die Israelis haben wegen der 
Golfkrise den ersten Schritt noch 
nicht getan. Und sie haben sich 
auch noch nicht für den zweiten 
Schritt entschieden, denn das 
würde jeder Hilfe, die sie von den 
USA erwarten könnten, zumin- 
dest im Augenblick den Garaus 
machen. 


Die Probleme mit den 
sowjetischen Juden 


Die einzige andere Alternative 
für die Zukunft der sowjetischen 
Juden wird die amerikanische 
Regierung, wie sie deutlich her- 
ausgestellt hat, nicht akzeptieren 


- die darin besteht, daß die ge- 


waltige Welle der Einwanderer in 
die Vereinigten Staaten einge- 
schleust wird. Zweifellos würden 
die meisten Einwanderer eine 
solche Lösung vorziehen, aber 
die amerikanische Regierung hat 
sich strikt geweigert, die Einwan- 


derungsquoten für sowjetische 
Juden zu erhöhen und läßt nur 
ein verhältnismäßig armseliges 
Rinnsal in die USA hinein. 


Die Botschaft der amerikani- 
schen Judenheit an ihre kommu- 
nalen Organisationen heißt: 
»Kassiert-Jetzt«. Operätion Ex- 
odus, ein landesweites Pro- 
gramm zur Umsiedlung von So- 
wjetjuden nach Israel, hat bereits 
600 Millionen Dollar gesammelt 
und zielt auf eine Milliarde Dol- 
lar ab. Aber es hat den Anschein, 
daß ein Großteil’ des Geldes zu- 
hause bleibt, um die Umsied- 
lungskosten für Sowjetjuden, die 
in die USA kommen, zu decken. 


Was wird aus 
Israels Besetzungen? 


Im Lichte dieser Entwicklung for- 
dert der United Jewish Appeal 
die jüdischen Föderationen auf, 


. ganz einfach so schnell wie mög- 


lich Bargeld nach Israel zu schik- 
ken, damit es dort durch die 
quasi-behördliche Jewish Agency 
verteilt werden kann. 


Das Heulen und Zähneknirschen 
wird nicht äusbleiben. Die Israe- 
lis zucken zusammen, wenn Bush 
bei den Vereinten Nationen auf 
seine Bereitschaft, sich an einer 
internationalen Konferenz zur 
Lösung der Krise am Persischen 
Golf zu beteiligen, anspielt, denn 
sie wissen ganz genau, daß Israels 
Besetzung des Westufers, des Ga- 
zastreifens und der Golan Höhen 
der nächste Punkt auf der Tages- 
ordnung der Vereinten Nationen 
sein wird. 


Israel braucht das Land für seine 
rasch wachsende Bevölkerung, 
aber es benötigt auch den guten 
Willen der Amerikaner und, was 


“ noch wichtiger ist, deren Dollar. 


Wie dieses Problem gelöst: wird, 
mag sich zu diesem Zeitpunkt je- 
der selbst ausmalen, aber keine 
der Alternativen scheint für den 
Westen eine gute Nachricht zu 
sein. DO 


ur 
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Revisionismus 


Das Ende der 
Romanofts 


Robert H. Williams 


Bei der Bedrohung durch den »internationalen Sozialismus« — Lehr- 
buchname für Kommunismus -, die in der westlichen Welt so nahe be- 
vorstand, konnte das Überleben in der Zukunft und für die Freiheit un- 
serer Kinder nichts wichtiger sein, als sie darüber aufzuklären, wer das 
blutige bolschewistische Regime über die Russen errichtet hat, und wie 


es geschah. 


Aber man findet kaum noch Fak- 
ten darüber in den Bibliotheken, 
und die großen Verlagshäuser wa- 
gen es nicht mehr, solche lebens- 
wichtigen Informationen zu ver- 
öffentlichen. Horden von marxi- 
stisch orientierten Internationali- 
sten, die insgeheim oder deren 
Gefährten und Genossen den 
Aufstieg des Bolschewismus in 
Rußland steuerten, strömten 
nach Amerika hinein, und zwar 
sowohl vor und nach der bolsche- 
wistischen Revolution von 1917. 
Und diese Revolutionäre sind in 
Washington so fest verankert, 
verfügen über eine derart mäch- 
tige Propaganda- und Verleum- 
dungsmaschinerie und beherr- 
schen einen so großen Teil des 
Werbe- und Anzeigenwesens der 
Kaufhäuser, daß kaum ein einzi- 
ger Politiker oder Publizist es 
wagt, die bedeutsamen Fakten 
darüber zu enthüllen, wie das rus- 
sische Reich zerstört wurde. 


Augenzeugenberichte 
des Verbrechens 


Ich möchte des längeren aus ei- 
nem der besten Bücher zitieren, 
die je über die bolschewistische 
Revolution geschrieben wurden: 
»The Last Days of the Roma- 
noffs« von George Gustav Tell- 
berg, Professor der Rechte an der 
Saratov Universität und ehemali- 
ger Justizminister der russischen 
Regierung in Omsk, und Robert 
Wilton, langjähriger russischer 
Korrespondent der Londoner 
»Times«. Das Buch wurde 1920 
in den Vereinigten Staaten von 
der George H. Doran Company 
verlegt. 


Ich glaube einer der wertvollsten 
Beiträge, den ich für die mensch- 


rial, mit dem die Mörder des Za- 
ren und seiner Familie identifi- 
ziert werden, und beweist neben- 
bei, aber authentisch, daß eine 
gewisse kleine Gruppe von weni- 
ger als ein Dutzend durch ihre 
Beherrschung der Geheimpolizei 
über das gesamte sowjetische Re- 
gime die Peitsche schwang. 

Es mag dem Leser vielleicht neu 
sein, daß es jemals so etwas wie 
ein Untersuchungsgericht gab, 
das am Tatort des Mordes an dem 
Zaren und seiner Familie tagte. 
Es gab aber so ein Gericht, und 
Wilton, der Verfasser des Bu- 
ches, war als Korrespondent der 
Londoner »Times« während der 
gesamten Untersuchung anwe- 
send. 


W. I. Lenin verläßt das Gebäude nach der Sitzung des ersten All- 
russischen Kulturkongresses am 28. August 1918 in Moskau. 


liche Freiheit leisten könnte, 
wäre es, diese Informationen all 
denjenigen wieder verfügbar zu 
machen, die sie lesen wollen. 


Auf der Titelseite des Buches ist 
zu lesen, daß 1920 sowohl die Ge- 
orge H. Doran Company als auch 
die Curtis Publishing Company, 
Herausgeber der »Saturday Eve- 
ning Post«, das Urheberrecht für 
dieses Buch erwarben. 


Die Tat einer 
kleinen Clique 


Das Buch enthält Niederschrif- 
ten eines Untersuchungsgerichts 
und fotografiertes Beweismate- 


Dies kam so zustande: Die weiß- 
russische Armee, die Armee der 
in Sibirien gebildeten antibol- 
schewistischen Regierung, er- 
oberte die Stadt Ekaterinburg 
wenige Tage, nachdem die Roma- 
noffs in dieser Stadt ermordet 
worden waren, zurück; und die si- 
birische Regierung stellte das Ge- 
richt zusammen, um die Mörder 
zu fassen. Die Untersuchungs- 
richter erhielten mehrere unter- 
zeichnete Geständnisse von eini- 
gen der Wachposten, die an dem 
Mord beteiligt waren, einer von 
ihnen direkt an dem Mord, an- 
dere dadurch, daß sie nach dem- 
Mord die blutigen Fußböden und 
Wände schrubbten. 

Bevor die sibirische Regierung 


mehr als eine Handvoll der Schul- 
digen festnehmen konnte - und 
zwar nur die indoktrinierten, von 
der Propaganda beeinflußten 
Soldaten auf Wache, die nur das 
taten, was ihnen befohlen wurde 
- eroberte die Rote Armee Eka- 
terinburg zurück; aber glückli- 
cherweise für die Welt konnte 
Wilson mit sämtlichen Gerichts- 
akten entkommen. Er gab die 
wesentlichen Fakten in dem 
Buch, aus dem ich zitiere, frei. 
Die amtlichen Unterlagen sind 
vorhanden; aber wo findet man 
heute noch ein Exemplar dieses 
wertvollen Buches? Um eins zu 
bekommen, muß man gezielt da- 
nach suchen, obwohl es eigent- 
lich in jeder höheren Schule 
Pflichtlektüre sein müßte. Nicht 
einmal drei Lehrer, Prediger oder 
politische »Führer« von hundert 
kennen diese Fakten - sie zu ken- 
nen könnte uns jedoch in die 
Lage versetzen, die internationa- 
len Revolutionäre daran zu hin- 
dern, die westliche Welt zu zer- 
stören. 


Sowjets übernahmen 
die Macht 


Die kaiserliche Familie, darunter 
Zar Nikolaus II., die Zarin Alex- 
andra Feodorowna, ihr Sohn und 
ihre vier Töchter, zusammen mit 
den Dienstboten, die bei ihnen 
bleiben durften, wurden in der 
Provinz Omsk gefangengehalten. 
Zar Nikolaus, ein streng religiö- 
ser Russe von freundlichem aber 
schwachem Charakter, wurde 
während der »Februar-Revolu- 
tion« von 1917 zur Abdankung 
verleitet, indem man ihm Sand in 
die Augen streute. Nach seiner 
Abdankung sprangen die »So- 
wjets« oder Ausschüsse von mar- 
xistisch indoktrinierten, gewerk- 
schaftlich organisierten Arbei- 
tern überall wie Giftpilze aus 
dem Boden, fast übernacht von 
einer unsichtbaren Kraft organi- 
siert. Alle diese Sowjets brannten 
darauf, die bestehende Ordnung 
zu zerstören und eine sozialisti- 
sche Regierung zu bilden. Sie 
übernahmen oder beherrschten 
die Parlamente vieler Großstädte 
und Städte, und aus diesen revo- 
lutionären Kräfte ging der schwa- 
che sozialistische Führer Ke- 
rensky hervor. 


Fast ein halbes Jahrhundert lang 
hatten zionistische Agenten die 
sieben oder acht Millionen Juden 
in Rußland mit der Lehre des 
Marxismus indoktriniert. Der 
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Revisionismus 


Das Ende der 
Romanoffs 


verstorbene Chaim Weizmann, 
einer der Hauptanführer dieser 
Agenten, erzählt uns in seiner 
Autobiographie »Trial and Er- 
ror«, daß die Pale of Settlement 
(geschlossene Siedlung), das rie- 
sige Gebiet, das praktisch ein zio- 
nistisches Land war, von Revolu- 
tionären aller Art, jene die die 
Regierung von Rußland überneh- 
men wollten, und jene, die die 
Ansicht vertraten, daß es für die 
Juden der beste Weg sei, ihr eige-_ 
nes Land in Palästina zu grün- 
. den, nur so wimmelte. 


. Die Sowjets waren selbst eine zio- 
nistische Innovation, und als ihre 
Macht in den Großstädten, Städ- 
ten und Dörfern wuchs, nahmen 
sie die Telegrafen- und Telefon- 
vermittlungen und die Eisen- 
bahnknotenpunkte in Besitz, 
und obwohl sich einige von ih- 
nen, vor allem östlich des Urals, 
der zionistischen Herrschaft wi- 
dersetzten, wurden diese Aus-. 
* schüsse. im allgemeinen, offen 
oder verdeckt, von ihren zionisti- 
schen Inspiratoren beherrscht, 
und versetzten somit die zionisti- 
schen Revolutionäre in eine 
mächtige Position, jede Opposi- 
tion zu terrorisieren. 


Fast das ganze Jahr 1917 hindurch 
- bis zur Oktober-Revolution — 
blieb Kerensky Kopf der neuen 
Regierung, aber die deutsche Re- 
- gierung, die mit Rußland, Frank- 


reich, Großbritannien und den - 


‘Vereinigten Staaten im Krieg lag, 
wollte Rußland aus dem Krieg 
herausbekommen; daher er- 
laubte sie den bolschewistischen 
Führern, Lenin und Genossen, in 
einem plombierten Eisenbahn- 
zug aus der Schweiz durch 
Deutschland nach Schweden zu 
reisen, von wo aussie Rußland in- 
filtrierten. Mit Unterstützung 
durch innere Kreise der Sozialde- 
mokratie und vielen der zioni- 
stisch beherrschten Sowjets ge- 
wann Lenin, dem sich Trotzky 
aus New York und bolschewisti- 
sche Führer aus anderen Teilen 
der Welt anschlossen, die Ober- 
hand über die Kerensky-Regie- 
rung. Wilson streift diese histori- 
schen Ereignisse dort, wo er die 
Tragödie der Romanoffs entfal- 
. tet. 
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Im Frühjahr 1918 war die deut- 
sche Regierung -— ebenso wie die 


. Alliierten — sowohl über das An- 


wachsen der bolschewistischen 
Macht und das damit verbundene 
Blutvergießen, als auch über die 
drohende Gefahr, daß diese sich 
in ganz Europa ausbreiten 
könnte, bestürtzt. 


Deutsche Regierung 
bedauerte bald, 
was sie getan hatte 


Die  Bolschewiken waren 
Deutschland dadurch entgegen- 
gekommen, daß sie Rußland von 
seinen Schultern genommen und 
den Friedensvertrag von. Brest- 
Litowsk unterzeichnet hatten. 
Jetzt versuchte die kaiserliche 
Regierung insgeheim, Nikolaus 
II. wieder auf den Thron zu hie- 
wen, wenn dieser den Friedens- 
vertrag unterzeichnen würde. Es 
war notwendig, ihn wieder nach 
Moskau zu bekommen, wenn der 
Plan gelingen sollte. 


Wilton behauptet, daß Mirbach, 
der deutsche Agent in Moskau, 
immer noch einen großen Ein- 
fluß auf die rote Regierung aus- 
übte, zumal so viele militärische 
Führer und ehemalige Regie- 
rungsbeamte, und Provinzregie- 
rungen, die noch nicht beseitigt 
worden waren, bereit waren, mit 
allen Kräften zusammenzarbei- 
ten, die sich den Bolschewisten 
entgegenstellen und vielleicht die 
Monarchie wiederherstellen woll- 
ten. 


' Mit irgendeiner List überredete 


Mirbach Swerdiow dazu, einen 
Gesandten zweiten Grades zu 
entsenden, um Nikolaus nach 
Moskau zu holen. Schließlich 
würde es die Position der bolsche- 
wistischen Usurpatoren stärken, 
wenn der Zar »vor Gericht ge- 
stellt« und wegen Landesverrat 
oder anderer Delikte für schuldig 
befunden würde. Oder wenn der 
Zar dazu bereit wäre, den Frie- 
densvertrag zu unterzeichnen, 
dann würden die Alliierten nicht 
mehr versuchen, Nikolaus wie- 
der auf den Thron zu setzen, um 
Rußland wieder in den Krieg hin- 
einzubringen. 


Swerdlow schickte einen gewis- 
sen Jankel Jakowlew als »bol- 
schewistischen Kommissar zur 
kaiserlichen Familie«. Er traf am 
22. April 1918 in Tobolsk ein, wo 
die Romanoffs festgehalten wur- 
den. Er konnte Nikolaus nicht 
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dazu überreden, den Friedens- 
vertrag von Brest-Litowsk zu 
sanktionieren, den dieser als 
ewige Schande für Rußland 
erachtete, aber erüberredete den 
Ex-Zaren dazu, nach Moskau zu- 
rückzukehren. Sie kamen bis 
Ekaterinburg im Ural, wo der 
Zug vom regionalen Sowjet oder 
Revolutionsausschuß Aus hellen 
wurde. 


Die Macht der Roten 
war zionistisch 


Der Sowjet wurde von »Go- 
loschtschekin, ‚Safarow, Woikow 
und Syromolotow, alle vier Zioni- 
sten«, beherrscht. Sie benutzten 
einen Russen namens Beloboro- 
dow als Marionettenpräsident, 
ein Verbrecher, der von ihnen we- 
gen seiner Verbrechen mit Entlar- 
vung und Tod bedroht wurde. 
»Er war von da an nur ein Stroh- 
mann, der an seinem Platz behal- 
ten wurde, um die eigensinnigen 
Bergleute des Urals, die nicht 
von Moskau, noch weniger von 
Zionisten regiert werden woll- 
ten, zu täuschen.« 


Goloschtschekin gehörte Swerd- 
lows Geheimpolizei, der Chrez- 
vychaika an und war ein alter 
Kumpel und Revolutionsbruder 
von Swerdlow. Telegramme und 
Aufzeichnungen in der Telefon- 
vermittlung, die von dem Unter- 
suchungsgericht beschlagnahmt 
worden waren, nachdem die 
weißrussische Armee Ekatarin- 
burg eingenommen hatte, bewie- 
sen, daß der Sowjet zu allen Zei- 
ten mit seinem zionistischen 
Chef, Swerdlow in Moskau, in 
Verbindung stand. 


Es war Swerdlow, Herr der 
Chrezvychaika und Kopf der 
Tsik, starker Mann der roten Re- 
gierung, der Jakowlew befahl, 
die Romanoffs über Ekatarin- 
burg zu führen. Wilton nimmt an, 
daß Swerdlow von Freunden in 
Deutschland einen Hinweis be- 
kommen hatte, daß die deutsche 
Regierung insgeheim plante ihn 
zu stürzen und die Monarchie 
wiederherzustellen. 


“Wilton hätte auf diese Dinge nä- 


her eingehen können, denn es 
war zu der Zeit, als sein Buch her- 
auskam wohlbekannt, daß die 
deutschen Bankiers, die War- 
burgs - die Familie die jetzt einen 
so großen Einfluß auf das Weiße 
Haus ausübt - und der ziönisti- 
sche Ministerpräsident von 


Deutschland, die kölserkiche Re- . 4 


gierung dazu veranlaßt hatte, die 
im Exil lebenden Bolschewisten 
Lenin und seine Gruppe in einem 
plombierten Eisenbahnzug 
durch Deutschland nach Ruß- 
land zurückkehren zu lassen. 
Swerdlow selbst hatte mit der 
Gruppe in Deutschland in Ver- 
bindung gestanden und war of- 
fensichtlich von ihr ERBEN! 
worden. 


Swerdiow stand als Präsident der 
Tsik über den außenpolitischen 
und innenpolitischen Angelegen- 
heiten des Sowjetismus und war 
de facto Premierminister. 


Nach der Bevölkerungsziffer be- 
trachtet, machten die Zionisten 
eins zu zehn aus (in Rußland); 
unter den komisors (Kommissa- 
ren), die das bolschewistische 
Rußland beherrschten, stellen 
sie einen Anteil von neun zu zehn 
dar. 


Außer von Swerdlow wurde die 
Chrezvychaika (Inquisition) von 
Golotschenkin, Jurowsky, Efre- 


‘'mow, Tschustkewitsch und drei 


weiteren Zionisten angeführt. 


Der regionale Sowjet im Ural ent- 
lastete Jakowlex von den Gefan- 
genen, und hielt sie in einem ört- 
lichen Herrenhaus fest. Dann än- 
derte der Kommandeur der Wa- 
che, der ein fanatischer zaren- 
feindlicher Revolutionär gewe- 
sen war, angesichts des beschei- 
denen Wesens von Nikolaus und 
dessen Zuneigung zu Rußland 
und besonders seiner Sorge um 
die Bauern, seine Haltung. Erge- 
stattete Nonnen von einer örtli- 
chen katholischen Institution, 
der kaiserlichen Familie frische 
Eier und Gemüse zu bringen. 


Unter Eid abgelegtes 
Geständnis 


Doch Swerdlow hatte andere 
Pläne für die Zarenfamilie. Er 
übertrug Jurowsky das Kom- 
mando. Jurowsky wird als Ver- 
brecher beschrieben, dessen ei- 
gene Mutter gegen ihn war und 
ihn fürchtete. Jurowsky löste den 
russischen Kommandeur ab und 
zog alle russischen Soldaten von 
dem Grundstück in benachbarte 
Häuser ab und ersetzte sie inner- 
halb und unmittelbar außerhalb 
des Gefängnishauses durch aus- 
ländische Revolutionäre. 

Graf Mirbach, der Agent der 
deutschen Regierung in Moskau, 
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wurde in der zweiten Juliwoche 
getötet. Seine Mörder wurden als 
Männer von Swerdlows Geheim- 
polizei identifiziert. 


Am 17. Juli (nach westlichem Ka- 
lender) nahm Jurowsky den russi- 
schen Soldaten alle Pistolen weg 
und sagte ihnen, sie sollten sich 
nicht beunruhigen, wenn sie wäh- 
rend der Nacht Schußgeräusche 
hören würden. 


Nachstehend ein Teil des unter 
Eid abgelegten Geständnisses ei- 
nes der Wachleute, die an dem 
“ Mord beteiligt waren, ein gewis- 
ser Pawel Medwedoff: 


»Ein neuer Kommandant wurde 
ernannt: Sein Name war lou- 
rovsky (Jurowsky) ... Am Abend 
des 16. Juli ... sagte Jurowsky zu 
mir: Wir werden sie heute Nacht 


alle erschießen müssen; unter- 
richte die Wachleute, nicht beun- 
ruhigt zu sein, wenn sie die 
Schüsse hören sollten. 


Um Mitternacht herum weckte 
Iourovsky die Zarenfamilie auf. 
Innerhalb etwa einer halben 
Stunde stand die ganze Familie, 
der Arzt, die Zofe und die beiden 
Butler auf, wuschen sich und zo- 
gen sich an. 


Kurz nach ein Uhr verließen der 
Zar, die Zarin, ihre vier Töchter, 
das Stubenmädchen und die But- 
ler ihre Zimmer. Der Zar trug 
den Thronfolger in den Armen. 
Zar und Thronfolger waren in 
»gimnosterkas< (Soldatenhem- 
den) gekleidet und trugen Müt- 
zen. Während meiner Anwesen- 
heit stellte niemand von der Za- 
renfamilie irgendwelche Fragen. 


Sie weinten oder heulten nicht. 
Nachdem wir die Treppen zum 
Erdgeschoß hinabgestiegen wa- 
ren, gingen wir auf den Hof und 
von dort durch die zweite Tür be- 
traten wir das unterste Stock- 
werk des Hauses. 


Einen Stuhl bekam der Kaiser, ei- 
nen anderen die Kaiserin, und 
den dritten der Thronfolger. Die 
Kaiserin saß an der Wand mit 
dem Fenster, in der Nähe des 
rückwärtigen Pfeilers des Bo- 
gens. Hinter ihr standen drei ih- 
rer Töchter. Ich kannte ihre Ge- 
sichter sehr gut, weilich sie jeden 
Tag gesehen hatte und sie spazie- 
ren gingen, aber ich kannte sie 
nicht mit Namen. Der Thronfol- 
ger und der Kaiser saßen Seite 
bei Seite, fast in der Mitte des 
Raumes. Dr. Batkin stand hinter 
dem Thronfolger. Die Zofe, eine 
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Studierzimmer des Zaren Alex- 
ander Il. nach dem Sturm auf 
das Winterpalais in Petersburg 
am 26. Oktober 1917. 


sehr hochgewachsene Frau, 
stand am linken Pfosten der Tür, 
die zum Lagerraum führte; ne- 
ben ihr stand eine der Töchter des 
Zaren (die vierte). Zwei Be- 
dienstete standen links von den 
Eingängen zu dem Raum, an der 
Trennwand zum Lagerraum. 


Keiner der Zarenfamilie 
bat um Gnade 


Es sah aus, als hätten alle ihr 
Schicksal erahnt, aber niemand 
gab auch nur einen Laut von sich. 
Zur gleichen Zeit betraten elf 
Männer den Raum: lourovsky, 
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Revisionismus 


Das Ende der 
Romanoffs 


sein Assistent, zwei Mitglieder 
der außerordentlichen Kommis- 
sion, und sieben Letten (Anmer- 
kung: Wilton glaubte nicht, daß 
es Letten waren, da sie Notizen 
auf Magyarisch, geheimnisvoll 
schlechtes Magyarisch, nieder- 
schrieben). Iourovsky befahl mir, 
den Raum zu verlassen und 
sagte: »Geh auf die Straße und 
sieh nach, ob irgendjemand dort 
ist, und ob man die Schüsse hö- 
ren kann.« 


Ich begab mich auf den Hof, der 
mit einem Zaun umgeben war, 
und bevor ich hinaus zur Straße 
gelangte, hörte ich die Schüsse 
(Anmerkung: Dem  Untersu- 
chungsgericht lagen Beweise da- 
für vor, daß der Zeuge an dieser 
Stelle log; daß er selbst an dem 
Mord beteiligt war). Ich kehrte 
sofort zum Haus zurück - nach- 
dem erst zwei oder drei Minuten 
vergangen waren —, und bei Be- 
treten des Raumes, wo die Hin- 
richtung stattfand, sah ich alle 
Mitglieder der Zarenfamilie auf 
dem Boden liegen, mit vielen 
Wunden in ihren Körpern. Das 
Blut floß in Strömen. Der Arzt, 
die Zofe und die Butler waren 
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auch erschossen worden. Als ich 
eintrat war der Thronfolger noch 
am Leben und stöhnte. Iou- 
rovsky ging zu ihm und feuerte 
zwei oder drei weitere Schüsse 
auf ihn ab. Der Thronfolger 
wurde still. 

Nach dem Mord befahl mir Iou- 
rovsky, ein paar Wachleute zu ho- 
len, um das Blut im Zimmer auf- 
zuwischen. Um drei Uhr mor- 
gens war alles in Ordnung. Dann 
ging Iourovsky auf sein Zimmer, 
und ich ging in den Wachraum. 


Ich wachte um acht Uhr auf und 
ging zum Zimmer des Komman- 
danten. Dort traf ich den Präsi- 
denten des Distriktsowjets, Belo- 
boderoff (der Marionetten-Präsi- 
dent) und Kommissar Golot- 
schenkin und Iwan Starkoff an. 
Alle Räume im Hause waren in 
Unordnung. Große und kleine 
Koffer waren geöffnet. Stapel 
von goldenen und silbernen Ge- 
genständen wurden auf den Ti- 
schen im Zimmer des Komman- 
danten ausgebreitet. Schmuck- 
stücke, die man den Mitgliedern 
der Zarenfamilie kurz vor dem 
Mord abgenommen hatte, waren 
auch dort; ebenso alle Dinge, die 
sie nach ihrem Tode bei sich hat- 
ten. Ich nahm mir auch ein paar 
Silberringe und andere Kleinig- 
keiten. 


Als Antwort auf die Frage wohin 
die Leichen der Getöteten ge- 


bracht wurden, erklärte Erma- 
koff mir gegenüber, man habe die 
Leichen in den Schacht eines 
Bergwerkes in der Nähe der 
Verkh Issetsk-Werke geworfen, 
und danach sei der Schacht durch 
Bomben oder Sprengstoffe zer- 
stört worden, um ihn aufzufül- 
len.« 


Einer der russischen Soldaten, 
Philip Proskouriakoff, unter- 
zeichnete eine beeidete Erklä- 
rung, dahingehend, daß er sofort 
nach dem Mord hereingerufen 
wurde, um mitzuhelfen, die Fuß- 
böden zu wischen. Er beschrieb 
die Szene, wie er sie angetroffen 
hatte und sagte, Medvehoff habe 
ihm unmittelbar nach dem Ver- 
brechen mitgeteilt, daß Jurowsky 
zum Zaren gesagt hatte, kurz be- 
vor er ihn erschoß: »Ihre Rasse 
muß aufhören zu leben.« 


Andere Zeugen gaben andere 
Versionen der letzten Worte Ju- 
rowskys zum Zaren. 


Wilton berichtet: Woikow prahlte 
vor seinen »Damen« in Ekaterin- 
burg nach dem Mord damit, daß 
»die Welt niemals erfahren wird, 
was wir mit den Leichen gemacht 
haben«. 


Truppenparade auf dem Roten 
Platz in Moskau am 25. Mai 
1918. 


Die Leichen wurden so vollstän- 
dig vernichtet, daß die Untersu- 
chungsrichter nur Fragmente da- 
von fanden. Aber die Identifizie- 
rung war positiv. Gebisse, Kron- 
juwelen, die die Mörder überse- 
hen hatten, und schnell erkannte 
persönliche Besitztümer wurden 
sowohl außerhalb als innerhalb 
des Bergwerksschachts gefun- 
den, mit Fingerknochen und an- 
deren Körperfragementen sowie 
Fragmente von Kleidung. 


Wiltons Kommentare am Anfang 
seines Buches über den Sitz der 
Macht in der roten Regierung 
sind von besonderem Interesse, 
weil Wilton viele Jahre als Zei- 
tungsmann in Rußland verbracht 
hatte, sein Geschäft das der 
Nachrichtensammlung war; und 
er hatte das Wohlwollen der anti- 
kommunistischen Beamten und 
Ex-Beamten und Agenturen. 


Wilton stellt fest: »Da es schein- 
bar keine Autorität gab, handel- 
ten die örtlichen Körperschaften 
(Sowjets) oft unabhängig; Lenin 
ermutigte in der Tat diese Ten- 
denz. Vlast na mestak (jeder Ort 
sein eigener Herr) war sein 
Motto. Lenin herrschte nicht; 
das sowjetische System wurde 
von anderen Leuten regiert, den 
Mitreisenden, die unter deut- 
schen Auspizien mit ihm gekom- 
men waren. Wenn er auch vor 
dem Sownarkom leidenschaftli- 
che. und feierliche Reden hielt 
und Deputierte von untergeord- 
neten Sowjets empfing, so lag 
doch die wirkliche Macht an- 
derswo - in der Tsik und Chrezvy- 
chaika. 


Mirbach (der Agent der deut- 
schen Regierung in Moskau) er- 
hielt seinen täglichen Bericht 
vom Geheimdienst. Er wurde 
von zwei Männern ermordet, die 
sagten, sie kämen von der Dienst- 
stelle. Lenin hatte ebensowenig 
mit seinem Tod zu tun wie, eine 
Woche später, mit den Morden 
an dem Ex-Zaren und seiner Fa- 
milie. Die Rote Okhrana und der 
innere Kreis der Tsik waren die 
wahren Urheber des Verbrechens 
von Ekaterinburg und möglicher- 
weise von Mirbachs Ermordung. 
Unbedeutende Personen, Gal- 
lionsfiguren des Sownarkom in- 
teressieren uns nicht. Wir haben 
es mit großen, wenn auch bösarti- 
gen Persönlichkeiten in der Welt 
der Roten zu tun. Viele von ihnen 
sind außerhalb der Ränge der be- 
rufsmäßigen Revolutionäre im- 
mer noch unbekannt. Ein Groß- 
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teil der hundert Begleiter, die mit 
Lenin aus Deutschland gekom- 
men waren, und die Hunderte, 
die aus Chicago kamen, verdie- 
nen es in diese Gallerie eingeglie- 
dert zu werden, denn sie herrsch- 
ten über Rußland. Sie aufzuzäh- 
len und zu beschrieben würde ei- 
nen kleinen Band füllen. 


Ich brauche nur diejenigen zu 
skizzieren, die an vorderster 
Stelle im Drama von Ekaterin- 
burg auftreten. Die bedeutend- 


. sten waren: Swerdlow, Safarow, 


f Woikow und Golotschtschekin 


. sowie der Chefmörder Jurowsky. 


Swerdlow an 
oberster Stelle 


Die Namen Safarow und Woikow 
sind in einer Liste von Lenins 
Mitreisenden (aus der Schweiz 
durch Deutschland im Jahre 


mächtige Bolschewiken,. die in 
den Zweigstellen der Exekutive 
und der Polizei hohe Posten inne- 
haben. Swerdlow ist - ich ver- 
wende die Gegenwartsform, weil 
alle diese Personen bis zum heuti- 
gen Tage ihren Einfluß ausüben - 
der ungekrönte Zar der Sowjets. 
Seine Autorität ist viel größer, als 
die von Lenin oder sogar Trotzky. 
Er beherrscht die Tsik und seine 
Kreaturen herrschen über die 
Chrezvychaika.« 


Wilton schrieb den obigen Absatz 
offensichtlich kurze Zeit vor 
Swerdlows Ermordung und been- 


“ dete das Manuskript nach dem 


Mord. 


»Zwischen Goloschtschekin und 
Swerdlow bestanden jahrelang 
die engsten persönlichen Bindun- 
gen. Sie waren zusammen im Ge- 
fängnis und im Exil gewesen. Go- 
loschtschekin galt als Internatio- 


tes. Er war blutdürstig bis zu ei- 
nem abnormalen Grad, selbst für 
einen roten Häuptling. Leute, 
die ihn in Ekaterinburg kannten, 
beschrieben Goloschtschekin als 
mörderischen Sadisten. Er 
wohnte niemals Hinrichtungen 
bei, bestand aber darauf einen 
detaillierten Bericht darüber zu 
hören. Er kauerte sich in seinem 
Bett, zitternd und bebend, bis 
der Scharfrichter mit seinem Be- 
richt kam und lauschte dessen 
Bericht über Folterungen in ei- 
nem Freudentaumel, bat um wei- 
tere Einzelheiten, sich an den 
Gesichtsausdrücken, Gesten und 
Todeskämpfen der Opfer wei- 
dend. 


Der Lebenslauf von Jurowsky ist 
eingehend untersucht worden. 
Seine Eltern und Verwandten 
blieben in Sibirien, nachdem der 
Mörder und seine Chefs und 
Komplizen aus Ekaterinburg ge- 


in Tomsk gewesen und konnte 
kaum seinen Lebensunterhalt be- 
streiten. Von Natur aus ehrgeizig, 
verachtete er die Menschen um 
ihn herum. Er wartete auf eine 
günstige Gelegenheit. Sie kam 
plötzlich und auf geheimnisvolle 
Weise. Jurowsky verschwand. 


Dies war vor dem Kriege. Als 
nächstes hörte man von ihm in 
Ekaterinburg als Fotohändler. Es 
sickerte durch, daß er in Berlin. 
gewesen und zu Geld gekommen 
war. Als der Krieg kam, drückte 
er sich vor dem Dienst in den 
Schützengräben,' indem er sich 
als Rote-Kreuz-Helfer (Feld- 
scher) qualifizierte und in Ekate- : 
rinburg blieb. Als die Bolschewi- 
sten die Regierung übernahmen, 
wurde Jurowsky einer der örtli- 
chen Agenten der neuen Macht. 
Jankel (Jakob) Swerdlow, der 
Rote Zar, wurde verachtet und 
später von russischen Arbeitern 


1917) aufgeführt. Beide sind nalist im wahrsten Sinne desWor- flohen waren. Er war Uhrmacher getötet.« oO 


Verzicht ist Verrat 


an den Vertriebenen und am ganzen deutschen Volk! 


Der Bundespräsident, der Bundeskanzler und der Bundesaußenminister der BRD haben die Oder-Neiße-Linie als pol- 
nische Westgrenze anerkannt. Sie haben damit nicht nur gegen den Grundgesetz-Vorspruch gehandelt. Vielmehr 
haben sie den zwar nicht strafbewehrt, aber doch sittlich verpflichtend geschworenen Grundgesetz-Eid gebrochen, 


(ihre) Kraft dem Wohle des deutschen Volkes (zu) widmen, seinen Nutzen (zu) mehren, Schaden von ihm 
(zu) wenden und (ihre) Pflichten gewissenhaft (zu) erfüllen "So wahr (ihnen) Gott helfe! 


Alle Bonner Parteien - SPD, FDP, CDU/CSU und Grüne - stehen nun als Verzichtier klar in einer Front! 
Niemand hat das Recht, unsere Heimat aufzugeben und damit ein Viertel deutschen Reichsgebietes zu verschenken! 


Um diesem Verrat zu begegnen, sind die 


Vereinigten Länder des Deutfchen Oftens im Deutfchen Reid) 


(amtliches Kürzel: VLDO; amtlicher Kurzname: Vereinigte Ostdeutsche Länder) . 


als Bundesstaat im Vertriebenenstand (Exilstaat) 


gegründet worden. Das ist der einzige deutsche Staat, der die völkerrechtliche Vertretung der ostdeutschen Reichs- 
gebiete einschließlich des Sudetenlandes auf Grund des ? 


Selbstbestimmungsrechtes 
übernommen hat. 


Werdet Mitglied der Gemeinschaft Deutscher Osten (GDO), einer öffentlichrechtlichen Körperschaft ostdeutschen Verfas- 

sungsrechtes. Sie sammelt alle ostbewußten, volks- und reichstreuen Deutschen, die diesen Staat tragen. Ausführliche Aus- 

kunft über die rechtlichen und politischen Grundlagen des vierten deutschen Nachkriegsteilstaates, die VLDO, erhält jeder 

Deutsche gegen Fundstellen-Angabe dieser Anzeige und Übersendung eines Unkostenbeitrages von mindestens DM 5,00 in 

BRD-Briefmarken bzw. DM 6,00 (europäisches Postausland) und DM 10,00 (überseeisches Postausland) - auch in Geld- 
scheinen beliebiger, jedoch in der BRD frei austauschbarer Auslands-Währung - an die 


Gemeinschaft Deutscher Osten (GDO), Maximilianstraße 14 in D-8900 Augsburg. 


Bargeldlose Hilfen für den ostdeutschen Exilstaat nur an die Gemeinschaft Deutscher Osten (GDO) auf deren alleiniges Konto 2336650 bei der Bayerischen 
Vereinsbank Augsburg (Blz 72020070)! Danke! 


Revisionismus 


Die moderne 
Inquisition 


H. W. Woltersdorf 


Einst waren sie vom Teufel besessen, jetzt sind sie vom Nazismus beses- 
sen, und gleichermaßen wiederholen sich die mittelalterlichen Hexen- 
verfolgungen und Hexenprozesse. So nennt Ahmed Rami das derzeit 


gegen ihn gerichtete Kesseltreiben. 


Ahmed Rami war einst marokka- 
nischer Offizier, der nach dem 
mißlungenen Putsch gegen Kö- 
nig Hassan II. nach Schweden 
flüchtete, dort Asyl erhielt und 
schwedischer Staatsbürger 
wurde. Er betätigte sich als 
Sprachlehrer, promoviert zur 
Zeit an der Stockholmer Univer- 
sität, ist Verleger (»Kultur För- 
lag«) und Autor mehrerer Bü- 
cher: »Ben Bella«, »Was ist Is- 
rael? — Israels Macht in Schwe- 
den«, eine Autobiografie und 
»Jüdischer Hexenprozeß in 
Schweden«. Seit 1987 betreibt er 
außerdem einen vom schwedi- 
schen Rundfunk genehmigten 
Sender »Radio Islam«. 


Verstoß gegen 
das Gesetz 


Es versteht sich, daß Rami Mos- 
lem ist und als solcher für die ara- 
bische Sache gegen Israel ein- 
steht. Nach seinen eigenen Wor- 
ten würde jeder Palästinenser, 
der sich gegen israelische Gewalt 
und UÜbermacht wehrt, automa- 
tisch ein Antisemit sein, und 
dann bedarf es nur einer unacht- 
samen Äußerung, um gegen das 
europaweit existierende Gesetz 
gegen Völkerverhetzung zu ver- 
stoßen. 


Und darum geht es. Im Herbst 
1989 wurde Rami vom Tingstät- 
ten (Amtsgericht) in Stockholm 
wegen Völkerverhetzung zu 
sechs Monaten Gefängnis verur- 
teilt. Im Berufungsverfahren von 
dem Hovstätten (Landgericht) in 
Stockholm wurde am 25. Okto- 
ber 1990 das Urteil bestätigt. 


Die Art des Gerichtsverfahrens 
erinnert bezüglich der Behinde- 
rung des Angeklagten an die 
Nürnberger Prozesse: Der von 
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Fred Leuchter, der amerikani- 
sche Gaskammerexperte, 
sorgte mit seinem Gutachten 
über Auschwitz für weltweite 
Aufmerksamkeit. 


ihm gewünschte Anwalt wurde 
ebensowenig zugelassen wie Pro- 
fessor Faurisson, David Irving 
oder andere Experten. Die Klä- 
gerseite durfte hingegen jeden 
beliebigen Zeugen vorführen: 
mehrere Rabbiner, einen schwe- 
dischen Geschichtsprofessor, 
den fernsehgewaltigen Jörgen 
Weibull, einen Dr. Georg Klein 
als Holocaust-Überlebender und 
andere. 

Der Staatsanwalt wurde nach Is- 
rael eingeladen, um sich an Ort 
und Stelle von der einzig wahren 
Version des Palästinakonfliktes 
und des Holocaust zu überzeu- 
gen. 


Im Mittelpunkt der Anklage stan- 
den von Rami zitierte Passagen 
aus dem Alten Testament, aus 
der Thora und dem Thalmud, aus 
denen er Überheblichkeit, Arro- 
ganz und andere Charaktereigen- 
schaften des jüdischen Volkes in 
einer seiner Radiosendungen ab- 
leitete. Hierzu wurde als Zeuge 
Professor Jan Bergman gehört. 
Er ist der bedeutendste Experte 
für Fragen der jüdischen Religion 
und lehrt an der Universität Up- 
sala. 


Ein Zeuge wird 
bedroht und beleidigt 


Bergman bestätigte, daß die von 
Rami wiedergegebenen Zitate 
korrekt seien und diese in Verbin- 
dung mit dem Palästinakonflikt 
auch richtig interpretiert worden 
sind. Vergeblich drängte der 
Staatsanwalt den Sachverständi- 
gen zu dem Eingeständnis, daß 
Ramis Außerungen als Beleidi- 
gung und Völkerverhetzung aus- 
gelegt werden könnten. 


Nun wurde auch Bergman in den 
Hexenkessel einbezogen. Die 
»Jüdische Chronik« beschimpfte 
ihn als Antisemiten und Nazi. 
Ein Dr. Zuesse aus Australien 
mischte sich in eines der Berg- 
man-Seminare in Upsala, um ihn 
dort in einer aggressiven Polemik 
wegen seiner Zeugenaussage zur 
Rede zu stellen. Anschließend 
richtete er einen offiziellen An- 
trag an den Dekan der Universi- 
tät, Bergman sofort zu entlassen, 
alle seine Auszeichnungen abzu- 
erkennen und seine akademische 
Laufbahn zu beenden. 


Ein schwedischer Anwalt em- 
pörte sich in der Zeitung »Nya 
Tidning«, Upsala, darüber, daß 
man es gestattet, einen als Zeu- 
gen geladenen und unter Eid ste- 
henden Gutachter derart zu be- 
drohen und zu beleidigen. 


Der schwedische Historiker 
Hjerpe von der Lunds-Universi- 
tät, befand, daß die Behauptung 
von Staatsanwalt und Gericht, 
die Ermordung von sechs Millio- 
nen Juden durch die Nazis sei 
hunderttausendfach belegt und 
bewiesen, eine aus historisch-wis- 
senschaftlicher Sicht unzu- 
mutbare Auffassung sei. Wenn 
man einen geschichtlichen Vor- 
gang nicht mehr zur Debatte stel- 
len und der Forschung unterwer- 
fen darf, verwandelt sich dieser 
in.einen Mythos. 


Der Vorsitzende des Landgericht 
heißt Groll und ist mosaischen 
Glaubens. Bei dem juristischen 
Novum des Straftatbestandes der 
Völkerverhetzung geht man von 
der Motivation aus, daß eine der- 
artige Völkerverhetzung von Hit- 
ler betrieben worden sei und 
diese zum Zweiten Weltkrieg ge- 
führt habe. Dafür fehlt aber der 
Beweis. 


Bis zum 5. Mai 1939 war der deut- 
schen Presse jede negative Be- 
richterstattung über Polen - auch 
wenn diese objektiv richtig war — 
untersagt. Gegen keines der am 
Zweiten Weltkrieg beteiligten 
Völker gab es zuvor eine Hetze, 
nicht einmal gegen Sowjet- 
rußland. Allein der Antisemitis- 
mus könnte in der vom »Stür- 
mer« betriebenen unästhetischen 
Art als Hetze aufgefaßt werden. 
Ansonsten wurde auch hier mit 
Zitaten aus dem Alten Testa- 
ment, dem Thalmud oder aus den 
Protokollen der Weisen von Zion 
eine Aufklärung über die mit der 
Weltherrschaft verbundenen Zer- 
setzungsabsicht betrieben. 


Eine Völkerverhetzung 
gegen Deutschland 


Hingegen läßt sich seit dem 24. 
März 1939 eine gezielte und syste- 
matische Hetze gegen das Nazi- 
deutschland aus der jüdischen 
Weltpresse nachweisen.” Und 
selbst heute, 45 Jahre nach Krieg- 
sende, tobt immer noch in den 
Massenmedien der westlichen 
Welt eine unästhetische Völker- 
verhetzung gegen Deutschland, 
in der jedes Mittel der Lüge, Ver- 
leumdung, Übertreibung und 
Falschdarstellung erlaubt ist. Der 
Straftatbestand der Völkerver- 
hetzung wird jedoch nur zum 
Schutz desjenigen Volkes ange- 
wandt, in dessen Hände sich 
diese volksverhetzenden Medien 
befinden. 


Zeitlich parallel zum Fall Rami 
läuft in den USA eine ähnliche 
Inquisition gegen jenen Inge- 
nieur und Gaskammerexperten 
Fred Leuchter, der, gleichfalls als 
Zeuge in dem bekannten Prozeß 
gegen Ernst Zündel in Toronto, 
ein Gutachten vorgelegt hat. 
Nach sorgfältiger Prüfung der 
von der Anklage näher bezeich- 
neten Gaskammern in Ausch- 
witz, Maidanek und anderen 
kam sein Gutachten zu dem Er- 
gebnis, daß dort niemals Men- 
schen unter Verwendung des Cy- 


klon-B-Gases getötet worden 
sein könnten. 

Selbst das ansonsten sehr engher- 
zige deutsche Bundesjustizmini- 
sterium hat zugeben müssen, daß 
dieses Gutachten gegen keine 
deutsche Strafbestimmung_ ver- 
stoße. 


Die britische Zeitung »Sunday 
Telegraf« schreibt in ihrer Aus- 
gabe vom 28. Oktober 1990: »De- 
monstranten und Menschenmen- 
gen haben sich versammelt und 
ihn angebrüllt, als er letzte Wo- 
che durch seine Heimatstadt Mal- 
den, Massachusettes, spazieren 
ging. Polizei und Escorte mußten 
Fred Leuchter Schutz geben, da- 
mit er einer Vorladung des Ge- 
richts folgen konnte. Hier ging es 
um die Frage, warum er als Vor- 
.. sitzender der Firma Fred Leuch- 
ter Ass. Inc. ohne Genehmigung 
als Ingenieur tätig gewesen sei. 
Bei dem für Dezember angekün- 
digten Prozeß droht ihm (wegen 
eines Formfehlers) eine Strafe 
von drei Monaten Gefängnis. 


Das Sonderbare ist, daß seine 
Verfolger nicht Opfer oder deren 
Angehörige seiner Tötungsanla- 
gen sind (Anmerkung: Leuchter 
ist Konstrukteur der verschiede- 
nen Hinrichtungseinrichtungen 
in den USA und bei jeder Hin- 
richtung zugegen). Es sind viel- 
mehr Überlebende der Vernich- 
. tung durch die Nazis, welche be- 
‘  haupten, daß Leuchter sich als 
Hinrichtungsexperte ausgegeben 
habe, um seine Ansicht den Revi- 
sionisten des Hitler-Deutsch- 
lands zugute kommen zu lassen. 


Er ist nämlich Verfasser einer 
Schrift von 1988, die behauptet, 
daß die Nazis niemals Gas ver- 
wendet haben, um Juden in den 
Konzentrationslagern von 
Auschwitz, Birkenau und Maida- 
nek zu vernichten. Er nennt seine 
Schrift ein wissenschaftliches Do- 
kument. »Ich sage nicht, daß 
keine Grausamkeiten vorgekom- 
men, sind, sondern nur, daß es 
. dort keine Gaskammern gegeben 
hat.< 


Sein Fall hat großes Aufsehen er- 
regt. Alle möglichen Leute sind 
aufgetaucht, um seiner Gerichts- 
vorladung beizuwohnen, unter 
anderen die Nazijägerin Beate 
Klarsfeld, die. geholfen hat, Bar- 
bie zu fangen. Sie ist eigens von 
Paris angereist. »Er sagt, daß die 
Überlebenden des jüdischen Vol- 
kes Lügner sind; wir sagen, daß 
er ein Lügner ist.< 


Leuchter nennt diesen Fall eine 
Hexenjagd von Leuten, die sich 
in sein Recht der Außerungsfrei- 
heit und das Recht seiner Berufs- 
ausübung einmischen. Der Fall 
erscheint zu einem Zeitpunkt, da 
die Fähigkeit der amerikanischen 
Henker in Frage gestellt ist.« 


Keinen fachlichen 
oder sachlichen Einwand 


Gewiß, das Leuchter-Gutachten 


ist von möglichen Seiten - unter . 


anderem auch von .Serge Klars- 
feld - kritisiert worden; doch gibt 
es weder einen fachlichen noch 
sachlichen Einwand, der die End- 
aussage des Gutachtens hätte wi- 
derlegen können. Der britische 
Geschichtsforscher David Irving 
sagte nach Kenntnis des Gutach- 
tens, nun läge es an der anderen 
Seite, mit einer adäquaten Me- 
thodik nachzuweisen, daß es 
doch Gaskammern gegeben 


habe, in denen Juden vernichtet 


wurden. 


Man vergißt ganz, daß. es doch 
Sache des Klägers sei nachzuwei- 
sen, ob, wann, wie und wo Ver- 
brechen geschehen sind. Warum 
müssen wir Deutsche den viel 
schwierigeren Beweis antreten, 
etwas nicht begangen zu haben? 
Hierbei kann ein wissenschaftli- 
ches Gutachten Tausende von 
Zeugenberichten widerlegen. 
Ein wissenschaftliches Gutach- 
ten könnte auch die Aussage ei- 
nes Einzelnen beweisen. 


Ist das Leuchter-Gutachten (bis- 
her) nicht anfechtbar, bemüht 
man sich, den Gutachter selbst in 
Mißkredit zu bringen. Das Kes- 
seltreiben gegen ihn ist in vollem 
Gange. Er erhält keine Staatsauf- 
träge mehr, auf die er von Berufs 
wegen angewiesen ist. Man be- 
droht, beschimpft, beleidigt ihn. 
Wer ist schon stark genug, einen 
solchen Terror längere Zeit 
durchzuhalten. Man demon- 


striert der Welt, was demjenigen 
geschieht, der das Heiligtum vom 
. Holocaust zu entweihen ver- 
sucht. = 


Revisionismus 


Zweifel am 
Holocaust 


Alfred König 


Nach dem britischen Historiker David Irving hat nun auch der wohl 
anerkannteste Militärhistoriker der Welt, der dem Nationalsozialis- 
musfreundlichkeit vollkommen unverdächtige in Frankreich lebende 
Ferdinand Otto Miksche, in seinem jüngsten Buch, »Das Ende der Ge- 
genwart«, den Holocaust an sechs Millionen Juden angezweifelt. Viel- 
mehr könnte die wahre Todeszahl der während des Zweifel Weltkriegs 
gestorbenen Juden bei maximal 1,5 Millionen liegen; schreibt der in 


‚ Frankreich lebende Miksche. 


Bevor die entsprechenden Passa- 
gen nachfolgend umkommentiert 
zitiert werden, noch einige An- 
merkungen über Miksche: Gebo- 


ren 1910 als Sohn eines k. u. k. 


Offiziers im ehemaligen Öster- 
reich-Schlesien, Berufsoffizier 
der tschechoslowakischen Ar- 
mee, 1938 ElßeBßve der Artillerie- 
schule in Fontainebleau. Nach 
der Besetzung Frankreichs durch 
Deutschland - Miksche hatte im 
Westfeldzug 1940 als französi- 
scher Offizier gekämpft - stieß er 
in England zu den Streitkräften 
General de Gaulles. 1941 Absol- 
vierung der Generalstabschule 
»Imperial Staff College« in Cam- 
berley und anschließend als Pla- 
nungsoffizier im persönlichen 
Stabe von General de Gaulle an 
der Vorbereitung der Norman- 
dielandung beteiligt. Nach dem 
Zweiten Weltkrieg diente er wei- 
ter im Generalstab der französi- 
schen Armee. Von 1950 bis 1955 
im NATO-Auftrag als Professor 
an der Generalstabsschule der 
portugiesischen Armee tätig. 
Nach seiner Rückkehr nach Paris 
Militäringenieur der »Direction 
d’Etudes et Fabrication d’Arme- 
ments«. 


Das Problem 
Nürnberger Prozesse 


In dem Kapitel »Kriegverbre- 
chen beider Seiten« schreibt 
Miksche: »Nullum crimen sin 
lege< und »nulla poena sin lege« 
sind zwei Grundsätze des tradi- 
tionellen altrömischen und allen 
modernen Rechts, die das alli- 
ierte Militärgericht in Nürnberg, 
wi die führenden Spitzen des un- 
tergegangenen Dritten Reichs 


verurteilt wurden, mißachtet hat. 
Es ist gesetzwidrig, jemanden für 
ein Verbrechen zu bestrafen, das 
zur Zeit des Begehens durch eine 
legal international anerkannte 
Regierung nicht als solches be- 
trachtet werden konnte. Gewiß 
waren die Beschuldigten für man- 
che ihrer üblen und widerwärti- 
gen Taten verantwortlich. Um 
was esjedoch geht, ist dasPrinzip 
der Rechtmäßigkeit der Urteile, 
was immer auch der Gegenstand 
der Anklage war. Es hätte jeden- 
falls dem deutschen Volke obge- 
legen, über die Führer des Deut- 
schen Reiches, die es ins Unglück 
gestürzt hatten, zu urteilen. 


Die Zahlen 
der Verfolgten 


Die erste Liste von Kriegsver- 
brechern erhielt 24 Namen. Sie 
wurden des widerrechtlichen 
Bruches des Versailler-Vertrages 
durch Betrug beschuldigt. Bedro- 
hung und Verstoß gegen interna- 
tionale Abmachungen - was die . 
Alliierten ebenfalls getan hatten 
-, Vernichtung von 5700000 Ju- 
den - eine Zahl, die in ihrer Höhe 
umstritten ist —, Verbrechen ge- 
gen den Frieden durch militäri- 
sche Aggression, Kriegsverbre- 
chen durch Massenmord, Marte- 
rungen, Experimente an leben- 
den Menschen, Massentötungen 
in der UdSSR, Ermordung von 
Kriegsgefangenen und Geiseln, 
Deportation von Zwangsarbei- 
tern, Plünderung der besetzten 
Gebiete. 


Im weiteren Gerichtsverfahren 
wurden sogar die Wirtschaftsfüh- 
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rer des Dritten Reiches vor Ge- 
richt gestellt, obwohl doch auch 
in den alliierten Ländern die In- 
dustrien für die Rüstung im Auf- 
trag ihrer Regierung mit Voll- 
dampf tätig gewesen waren. Be- 
schuldigt wurden unter anderem 
der Flick-Konzern, die IG-Far- 
ben- und Krupp-Direktoren, fer- 
ner hohe Beamte des früheren 
Auswärtigen Amtes. Auch Gene- 
rale und höhere Offiziere werden 
verurteilt, wie sie die Aufträge ih- 
rer vorgesetzten politischen In- 
stanzen durchgeführt hatten, un- 
‘geachtet der Tatsache, daß Be- 
fehlsverweigerung in allen Ar- 
meen der Welt strafbar ist. 


Im Zusammenhang mit dem 
Nürnberger Prozeß ist es ange- 


bracht, auch die an den Juden zur _ 


Zeit des Dritten Reiches began- 
genen Massenmorde, die noch 
heute die Weltmeinung in Erre- 
gung halten, unter die Lupe zu 
nehmen. Mit dieser Frage befaß- 
ten sich am 13. Juni 1946 die auf 
Objektivität und Glaubwürdig- 
keit bedachten »Basler Nachrich- 
ten«. Sie berichteten, daß hin- 
sichtlich der Verluste des jüdi- 
schen Volkes bisher keinerlei ver- 
läßliche Ziffern, sondern nur pri- 
vate und offiziöse Schätzungen 
veröffentlicht wurden. Diese Be- 
wertungen bewegen sich zwi- 
schen fünf und sechs Millionen 
Toten, die das jüdische Volk als 
Folge der Verfolgungen des Hit- 
lersystems und des Krieges erlit- 
ten haben soll.« 


Miksche fährt fort: »Ein summa- 
rischer Überblick macht erkenn- 
bar, daß diese Zahl der jüdischen 
Opfer nicht stimmen kann. Ange- 
sichts des erwähnten merkwürdi- 
gen Mangels offizieller Unterla- 
gen kann man die Frage heute 
nur auf Grund der vorliegenden 
allgemeinen Angaben untersu- 
chen. Danach betrug die Zahl 
der Juden in Europa - außerhalb 
der Sowjetunion - im Jahr 1933 
ungefähr 5,6 Millionen, eine 
Zahl, die die »American Jewish 
Conference« (gemäß eines Be- 
richtes in der »New York Times« 
vom 11. Januar 1945) angab. 

Von dieser Zahl müssen etwa 
eine Million in Abzug gebracht 
werden, die östlich der Molotow- 
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Ribbentrop-Linie lebten, sich 
also vor dem 22. Juni 1944 völlig 
außerhalb der Verfolgung des 
Hitlersystems befanden! Nach 
diesem Datum waren sie zum al- 
lergrößten Teil mit der zurückge- 
henden Roten Armee ins Innere 


Josef Stalin und seine Massen- 
tötungen und Verbrechen wer- 
den durch die Legenden vom 
Holocaust überschattet. 


Rußlands und nach Sibirien ge- 


flüchtet. Selbst wenn wir anneh- 
men, daß sich nur ungefähr die 
Hälfte dieser östlich der Ribben- 
trop-Molotow-Linie lebenden Ju- 
den vor dem Einmarsch der 
Wehrmacht retten konnte, so ge- 
winnen wir doch eine feste, auch 
von der höchsten jüdischen Auto- 
rität anerkannte Ausgangszahl ei- 
ner Gesamtzahl von fünf Millio- 
nen Juden in Europa. 


Keine genauen 
offiziellen Statistiken 


Aber auch hiervon müssen die in 
den neutralen Ländern Europas 
schon vor 1933 ständig lebenden 
Juden abgezogen werden. Ge- 
mäß des »World Almanach 1942«, 
Seite 594, betrug die Zahl der Ju- 
den in diesen neutralen, bezie- 
hungsweise nicht von Hitler über- 
rannten Ländern in Gibraltar 
868, England 300000, Portugal 
1200, Spanien 4000, Schweden 
6653, Schweiz 17973, Irland 
3686, Türkei 78730 -— zusammen 
also 413110. Somit verringert sich 
die Zahl der für Hitler und 
Himmler überhaupt »greifbaren« 
Juden in Europa auf zirka 4,5 
Millionen. Von dieser Zahl ist 
nun wiederum der gewaltige 


Flüchtlingsstrom, der sich in den 
Jahren 1933-1945 in alle Länder 
der Erde ergoß, ebenfalls in Ab- 
zug zu bringen.« 


Der Militärhistoriker schreibt 
weiter: »Leider liegen auch hier 
keine genauen offiziellen Statisti- 
ken vor, die die Einwanderung 
von Juden nach Nord- und Süd- 
amerika, nach Australien, Asien 
sowie in die neutralen Länder Eu- 
ropas exakt wiedergeben. Da je- 
doch die Annahme berechtigt ist, 
daß von 1933 an mindestens 80 
Prozent der, unter der Rubrik 
»Deutsche, Österreicher und Po- 
len« klassifizierten Einwanderer 
Angehörige des jüdischen Volkes 
waren und seit Kriegsbeginn 
wohl nahezu die gesamte Zahl 
dieser Einwanderer Juden wa- 
ren, so ergibt eine aus verschiede- 
nen Stellen (u. a. der jüdischen 
Zeitung »Aufbau«) zusammenge- 
stellte Übersicht ungefähr folgen- 
des Bild der jüdischen Einwande- 
rung von 1933 bis 1945: nach Eng- 
land 120000, Schweden 23000, 
Schweiz 60000, Spanien und Por- 
tugal 5000, Kanada 60000, USA 
450000, Zentralamerika 75000, 
Südamerika 225000, Australien 
15000, China (Schanghai) 35000, 
Indien 25000, Afrika 45000, Pa- 
lästina 300000, zusammen also 
rund 1,4 bis 1,5 Millionen. 


Die gewaltige 
Bedeutung der Wahrheit 


Dabei ist die Flucht der Juden in 
die gewaltigen Gebiete der So- 
wjetunion einschließlich Sibi- 
riens nicht berücksichtigt, weil 
darüber keinerlei Statistiken vor- 
liegen. Bemerkt sei allerdings, 
daß gemäß eines Berichtes in. der 
»New York Times: allein nach Si- 
birien mehr als 500 000 polnische 
Juden geflüchtet sein dürften, wo 
ihnen die sowjetische Regierung 
1934 das Autonome Jüdische Ge- 
biet Birobidschan (36000 Qua- 
dratkilometer) errichtet hatte. 


Gemäß dieser Schätzung betrug 
die Zahl der unmittelbar nach 
dem Kriege noch in Europa (au- 
Berhalb der Sowjetunion) leben- 
den Juden 1 559 660. Es ergibt 
sich also nach dieser Aufstellung, 
die zwar leider nicht auf neuen 
amtlichen Angaben beruht, de- 
ren Grundzahlen aber durchweg 
von offizieller Seite stammen, 
daß alles in allem weniger als 1,5 
Millionen Juden im Laufe der 
Kriegsjahre als »tot oder vermißt« 
bezeichnet werden müssen. 


Angesichts der gewaltigen Be- 
deutung, die gerade die »Ausrot- 
tung der Juden« in der Weltmei- 
nung erhalten hat, ist es von zwin- 
gender Notwendigkeit festzustel- 
len, wie hoch die Todesopfer des 
jüdischen Volkes wirklich gewe- 
sen sind. Die Behauptung, daß 


diese Zahl 5,7 Millionen beträgt 


(die sich unbegreiflicherweise 
auch der Palästinaausschuß zu ei- 
gen macht), ist unwahr. Die Zahl 
der jüdischen Opfer kann sich 
zwischen einer und 1,5 Millionen 
bewegen, weil gar nicht mehr für 
Hitler und Himmler »greifbar« 
waren. Selbst diese Zahl von Op- 
fern genügt reichlich, um die Ju- 
denverfolgungen als Völkermord 
zu verurteilen. 


Ein Hohn 
der Justiz 


Es wäre höchste Zeit, die für die 
Gegenwart und Zukunft so wich- 
tige Wahrheit endlich zu klären, 
zumal trotz der vergangenen fast 
fünfzig Jahre die Prozesse wegen 
Kriegsverbrechen andauern und 
die Offentlichkeit weiterhin erre- 
gen. Im allgemeinen verjährt 
selbst ein mit Todesstrafe geahn- 
detes Verbrechen nach zwanzig 
Jahren. Es ist ein Hohn der Ju- 
stiz, schuldig erklärte Personen 
nahezu ein halbes Jahrhundert 
nach ihren Taten vor Gericht zu 
zerren. Ist es den vorgeladenen 
Zeugen überhaupt noch möglich, 
sich daran zu erinnern, was da- 
mals geschah? Und würden sie es 
wagen, zugunsten der Angeklag- 
ten auszusagen? Zweifelhaft ist 
schließlich, ob sich die Richter ei- 
ner neuen Generation in die Ver- 
hältnisse, die zur Zeit des Dritten 
Reiches herrschten, überhaupt 
hineindenken können.« 


Das also sind die Forschungser- 
gebnisse Ferdinand Otto Mik- 
sches zum Thema Holocaust. Er- 
gänzt werden müßte höchstens 
noch, daß es selbst in der heuti- 
gen Geschichtsschreibung unbe- 
stritten ist, daß aus Deutschland 
geflüchtete Juden, die etwa auf 
Seiten der Alliierten kämpften, 
auch zu »ganz normalen« Opfern 
des Krieges wurden, also einer 
Kriegshandlung, einem Bomben- 
abwurf oder einem Flugzeugab- 
schuß zum Opfer fielen, damit 
also auch aus der Holocaust-Zahl 
herausgenommen werden müs- 
sen — selbst wenn sie den Deut- 
schen angelastet werden können -. 
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Jahrestagung 
in Washington 


Frank Tomkins 


Die Medien des Establishments waren zugleich bestürzt und über- 
rascht. Das Institute for Historical Review (IHR) marschierte in Was- 
hington ein und hielt nur einen Steinwurf vom Weißen Haus entfernt 
seine erstaunlich erfolgreiche zehnte Internationale Revisionistische 
Konferenz ab. Hauptsprecher auf dieser Tagung - abgesehen von Groß- 
britanniens unerschrockenem und weltberühmtem Historiker David Ir- 
ving - war John Toland, Amerikas weit und breit gelesener Historiker. 
Toland, dessen vielgepriesenes Buch »The Rising Sun« ihm 1971 den 
Pulitzer-Preis einbrachte, sprach bei einem Festessen des IHR. 


Der preisgekrönte Autor schil- 
derte im einzelnen die peinlich 
genaue Prozedur, die er bei der 
Vorbereitung seiner Bücher an- 
wendet, wobei er sich weitge- 
hend auf persönliche Gespräche 
mit noch lebenden Hauptbetei- 
ligten am Zweiten Weltkrieg 
stützt. Toland fragte lautstark, 
warum andere Historiker dieses 
‚System nicht anwenden. 


Die faszinierende 
Geschichte Rommels - 


‚Damit wiederholte er eine Be- 
merkung Irvings, der die heuti- 
gen Historiker des Establish- 
ments des »historischen Inzest« 
bezichtigt, was soviel heißt, daß 
diese sich zu sehr auf die Ergüsse 
anderer Historiker verlassen und 
von ihnen abschreiben, ohne den 
Dingen selbst auf den Grund zu 
gehen. 


Beiseinem Vortrag überschüttete 
Irving die Konferenzteilnehmer 
mit einem wahren Erdrutsch von 
Daten, Fakten und Zahlen, die er 
über eine Stunde lang aus dem 
Stehgreif hersagte. 


. Irving umriß seine Biografie des 
deutschen Feldmarschalls Erwin 
Rommel und erzählte die faszi- 
nierende interne Geschichte, 
warum Rommel auf Befehl Hit- 
lers Selbstmord beging. 


Außer Toland und Irving flog der 


weithin bekannte französische 
Historiker und Gaskammer-Ex- 
perte Professor Robert Faurisson 
zu dieser Konferenz aus Europa 
ein. Erstaunlicherweise trug 
Faurisson, der vor einem Jahr 
von drei zionistischen Rüpeln 
angegriffen wurde, die ihn nie- 
derschlugen und seinen Kopf 
wiederholt mit Fußtritten bear- 
beiteten und ihn offensichtlich tö- 
ten wollten, keinerlei Anzeichen 
eines qualvollen Erlebnisses zur 
Schau. 

Dies war das sechste Mal, daß 
Faurisson körperlich angegriffen 
wurde. Keiner seiner Angreifer 
wurde jemals festgenommen. 


Die Zukunft ist 
heiter und freundlich 


Der französische Historiker, der 
sich immer wieder der Wahrheit 
verpflichtet fühlt, eröffnete sei- 
nen Zuhörern, er glaube, daß die 
Zukunft des historischen Revi- 
sionismus »heiter und freund- 
lich« sein werde. 


Weitere Referenten waren: Ivor 
Benson, der über die Bedeutung 


‚der bolschewistischen Revolu- 


tion sprach. Bensons Arbeiten 
sind häufig in CODE veröffent- 
licht worden. Albert Kawachi, 
der den Atom-Holocaust von Hi- 
roshima überlebte. Doug Col- 
lins, ein kanadischer ‘Journalist, 
der derzeit in seinem Heimatland 
wegen seiner Bemühungen um 


die Redefreiheit in der Schußli- 


nie steht. Fred Leuchter, Ameri- 
kas erstrangiger Experte für Hin- 
richtungstechnologie, der mit sei- 
nen Forschungen nachgewiesen 
hat, daß es in den Konzentra- 
tionslagern des Zweiten Welt- 
kriegs in Auschwitz, die er unter- 
sucht hat, keine »Vergasungen« 
stattfanden. Er sprach über den 
zweiten Leuchter-Bericht. 


Joseph Halow, der über das 
schreiende Unrecht der Kriegs- 
verbrecherprozesse in Dachau 
sprach. Jerome Brentar brachte 
die Konferenzteilnehmer über 
die Einkerkerung von John Dem- 
janjuk, eines im Ruhestand le- 
benden Autoarbeiters aus Cleve- 
land, Ohio, der nach einem ge- 
gen ihn verhängten Iodesurteil in 
einem israelischen Gefängnis 
schmachtet, auf den neuesten 
Stand der Dinge. Dr. Robert 
Countess referierte nach seinen 
jüngsten Gesprächen mit vielen 
europäischen Historikern über 
den europäischen Revisionis- 
mus. 


Ernst Zündel, der kämpferische 
deutsch-kanadische revisionisti- 
sche Publizist und Redner, 
wandte sich per Videoband an die 
Konferenzteilnehmer. Zündel 
wurde unrechtmäßig von kanadi- 
schen Gerichten wegen der Ver- 
breitung von Falschnachrichten 
angeklagt und verurteilt. Ihm 
wird die Einreise nach Amerika 
verweigert. 


Der Siegeszug 
der Wahrheit 


Bradley Smith, der die Medien- 
beziehungen des Institutes in die 
Hand genommen hat, berichtete 
über Veränderungen - zum Gu- 
ten - in der Haltung der Presse in 
Amerika gegenüber dem Revi- 
sionismus und darüber, wie: die 
Wahrheit erfolgreich gegen die 
von besonderen Interessensgrup- 
pen verbreitete Propaganda zu 
Felde zieht. 


Sowohl Smith als auch der IHR- 
Direktor Tom Marcellus spra- 
chen über den Erfolg dieser zehn- 
ten Internationalen Revisionisti- 
schen Konferenz. Marcellus be- 
zeichnete sie als die »bisher be- 
ste«, und wies darauf hin, daß 28 
Personen abgewiesen werden 
mußten, weil die Konferenzein- 
richtungen überfüllt waren. Die 
Anwesenden zahlten 325 Dollar 
für ihre Teilnahme. 


Als »Master of Ceremonies« für 
diese Tagung fungierte wieder 
der amerikanische Historiker 
Mark Weber. 


Ted O’Keefe widmete die Konfe- 
renz Percy L. Greaves, dem Ex- 
perten für Pearl Harbor, der John 
Toland bei der Vorbereitung sei- 
nes durchschlagenden Buches 
»Infamy« behilflich war. Das 
Buch stellt die Geschichte des 
Zweiten Weltkriegs völlig aufden 
Kopf, indem es nachweist, daß 
US-Präsident Franklin Delano 
Roosevelt im voraus von dem ja- 
panischen Angriff auf Pearl Har- 


.bor wußte. 


Wegen möglicher Gewalttätigkei- 
ten durch terroristische Gruppen 
von der Straße her, mußten die 
Organisatoren den Tagungsort 
bis zum letzten Augenblick ge- 
heimhalten. In Zusammenhang 
mit diesen Vorsichtsmaßnahmen 
wurde die American Civil Liber- 
ties Union (ACLU) vorgewarnt. 
Sowohl das örtliche Kapitel in 
Washington als auch das Kapitel 
in Orange Country, Kalifornien, 
der ACLU treten für das Recht 
des Insitutes ein, unter dem 
Schutz der First Amendment tä- 
tig werden zu dürfen. 


Arthur Spitzer, Syndikus der 
Washingtoner Zweigstelle der 
ACLU, stand das ganze Wochen- 
ende hindurch abrufbereit zur 
Verfügung, falls irgendwelche 
Probleme auftauchen würden. 
Aber dies geschah nicht und die 
Konferenz verlief völlig störungs- 

frei. . 


Am 4. Juli 1984 wurde der Haupt- 
sitz des Institutes for Historical 
Review in Torrance, Kalifornien, 
nach vier Jahren intensiver Ver- 
folgung, Belästigung und Vanda- 
lismus, plus Angriffen durch die 
Medien, von einem Brandan- 
schlag heimgesucht. Das For- 
schungsinstitut wurde seinerzeit 
völlig vernichtet. Es wurde buch- 
stäblich aus der Asche wiederauf- 
gebaut und ist inzwischen aner- 
kannterweise zur bedeutendsten 
Einrichtung für Historikern in - 
der ganzen Welt geworden. 


Es ist bekannt, daß das IHR 
durch einen Agenten des Mos- 
sad, Israels Geheimdienst, zer- 
stört wurde. Er flognach Los An- 
geles ein und beging das Verbre- 
chen mit zwei Freiwilligen am 
Ort, vermutlich Mitglieder der 
terroristiischen Jewish Defense 
League. oO 
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_ Zweiter Weltkrieg 


Der Bericht 
eines US- 
Wachtposten 


Manfred Brech 


Im Oktober 1944, im Alter von 18 Jahren, wurde ich in die amerikani- 
sche Armee eingezogen. Weitgehend wegen der »Ardennen-Offen- 
sive« wurde meine Ausbildung abgekürzt. Mein Urlaub wurde halbiert 
und ich wurde sofort nach Übersee verschickt. Nach Ankunft in Le 
Havre wurden wir eiligst in Güterwagen verladen und an die Front ge- 
bracht. Als wir dort ankamen, stellten sich bei mir mehr und mehr 
ernsthafte Symptome von Drüsenfieber heraus, und ich wurde in ein 
Lazarett in Belgien eingeliefert. Da Drüsenfieber seinerzeit als »Kuß- 


din. 


Als ich aus dem Lazarett entlas- 
sen wurde, lag die Einheit, bei 
der ich in Spartanburg, South Ca- 
rolina, ausgebildet worden war, 
weit innerhalb Deutschlands, 
und so wurde ich ungeachtet mei- 
ner Proteste in ein Nachschubde- 
pot gesteckt. Ich verlor jedes In- 
teresse an den Einheiten, denen 
ich zugeteilt wurde, und kann 
mich auch nicht mehr analle erin- 
nern. Über Etappeneinheiten 
machte man sich damals lustig. 
Aus meinen Entlassungspapie- 
ren geht hervor, daß ich während 
meines siebzehnmonatigen Auf- 
-enthalts in Deutschland meistens 
bei der C-Kompanie, 14. Infante- 
rie-Regiment, gedient hatte, 
aber ich kann mich erinnern, daß 
ich auch zu anderen Einheiten 
abgestellt wurde. 


Die Männer 
schliefen im Schlamm 


Ende März oder Anfang April 
1945 wurde ich als Wachtposten 
‘ inein Kriegsgefangenenlager bei 
Andernach am Rhein versetzt. 
Ich hatte in der höheren Schule 
vier Jahre lang Deutsch gelernt, 
‚ so daß ich mit den Gefangenen 
reden konnte, obgleich dies ver- 
boten war. Nach und nach wurde 
ich jedoch als Dolmetscher ver- 
wendet und erhielt den Auftrag, 


nach SS-Mitgliedern zu fahnden. 


Ich fand keine. 
In Andernach wurden etwa 
50 000 Gefangene aller Altersstu- 
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Krankheit« bekannt war, sandte ich einen Dankesbrief an meine Freun- 


v 


fen auf einem mit Stacheldraht 
eingezäunten offenen Feld gefan- 
gengehalten. Die Frauen wurden 
in einer separaten Einfriedung 
gehalten, die ich erst später zu se- 
hen bekam. Die Männer, die ich 
bewachte, hatten kein Obdach 
und keine Decken; viele hatten 
keine Mäntel. Sie schliefen im 
Schlamm, kalt und naß, mit unzu- 
reichenden Schlitzgräben für ihre 
Exkremente. Es war ein kalter 
und nasser Frühling, und ihr 
Elend, diesem ausgesetzt zu sein, 
war offensichtlich. 


Sie starben vor 
unseren Augen 


Noch schockierender war der An- 
blick von Kriegsgefangenen die 
Gras und Unkraut in ein Meßge- 
fäß warfen, das eine dünne 
Suppe enthielt. Sie sagten zu mir, 
daß sie dies täten um ihren Hun- 
gerschmerz zu stillen. Sie mager- 
ten sehr schnell ab. Die Ruhr 
machte sich breit und bald schlie- 
fen sie in ihren eigenen Exkre- 
menten, zu schwach und zu zahl- 
reich, um die Latrinengräben zu 
erreichen. Viele bettelten um 
Nahrungsmittel, siechten dahin 
und starben vor unseren Augen. 
Wir hatten reichlich .Nahrungs- 
mittel und Vorräte, taten aber 
nichts, um ihnen zu helfen, leiste- 
ten auch keine ärztliche Hilfe. 


Äußerst empört über diese Zu- 
stände protestierte ich gegenüber 


meinen Offizieren und stieß nur 
auf Feindschaft oder milde 
Gleichgültigkeit. Als ich hartnäk- 
kig blieb, erklärten sie mir, sie 
stünden unter strengen Befehlen 
von »höherer Stelle«. Kein Offi- 
zier würde dies 50 000 Männern 
antun, wenn er das Gefühl hätte 
»aus der Reihe zu tanzen« und 
sich einer disziplinarischen Un- 
tersuchung auszusetzen. Als mir 
klar wurde, daß meine Proteste 
zwecklos waren, fragte ich einen 
Freund, der in der Küche arbei- 
tete, ob er mir nicht etwas zusätz- 
liche Nahrung zukommen lassen 
könne. Auch er sagte sie stünden 
unter strengen Befehlen, die 
Nahrungsmittel der Gefangenen 
stark zu rationieren, und diese 
Befehle kämen »von höheren 
Stellen«. Sie hätten aber soviel 
Lebensmittel, daß sie nicht wüß- 
ten, was sie damit anfangen soll- 
ten, und er würde mir heimlich 
etwas davon zukommen lassen. 


Kaltblütige Killer 
voller Haß 


Als ich diese Lebensmittel über 
den Stacheldraht zu den Gefan- 
genen hineinwarf, wurde ich ge- 
schnappt und mit Bestrafung be- 
droht. Ich wiederholte das »Ver- 
gehen« und ein Offizier drohte 
wütend, mich zu erschießen. Ich 
hielt dies für einen Bluff, bis 
ich auf einer Anhöhe über dem 
Rhein auf einen Captain traf, der 
mit seiner 0,45iger Pistole nach 
unten auf eine Gruppe von deut- 
schen Frauen, Zivilpersonen, 
schoß. Als ich frage »Warum?«, 
murmelte er: »Zielübung«, und 
feuerte bis sein Magazin leer war. 
Ich sah wie die Frauen nach Dek- 
kung liefen, konnte aber aus der 
Entfernung nicht sehen, ob 
einige von ihnen getroffen wor- 
den waren. 


Jetzt wurde mir klar, daß ich es 
mit kaltblütigen Killern voller 
moralistischem Haß zu tun hatte. 
Sie betrachteten die Deutschen 
als Untermenschen, die vernich- 
tet werden müssen; ein weiterer 
Ausdruck der Abwärtsspirale des 
Rassismus. Artikel in der Solda- 
tenzeitung »Stars and Stripes« 
spielten die deutschen Konzen- 
trationslager hoch, voll mit Fotos 
von ausgemergelten Körpern; 
dies verstärkte unsere selbstge- 
rechte Grausamkeit und machte 
es leichter, ein Verhalten nachzu- 
ahmen, das wir angeblich be- 
kämpften. Ich glaube auch, daß 
Soldaten, die nicht dem Kampf 


an der Front ausgesetzt waren, zu 
beweisen versuchten, wie hart sie 
waren, indem sie sich an den Ge- 
fangenen und Zivilisten auslie- 
Ben. 


Diese Gefangenen, stellte ich 
fest, waren zum größten Teil Bau- 
ern und Arbeiter, so einfach und 
unwissend wie viele unserer eige- 
nen Soldaten. Mit der Zeit gerie- 
ten immer mehr von ihnen in ei- 
nen Zombie-ähnlichen Zustand 
der Gleichgültigkeit, während 
andere versuchten, auf wahnsin- 
nige oder selbstmörderische 
Weise zu fliehen, bei hellichtem 
Tage über offene Felder liefen sie 
zum Rhein, um ihren Durst zu 
stillen. Sie wurden niedergemet- 
zeit. 


Einige Gefangene waren ebenso 


gierig auf Zigaretten wie auf Nah- 
rungsmittel und sagten, diese 
würden den schlimmsten Hunger 
stillen. Dementsprechend erwar- 
ben unternehmungslustige »Yan- 
kee-Händler« unter den G.Ls 
ganze Bündel von Armbanduh- 
ren. Als ich damit begann, Kar- 
tons mit Zigaretten den Gefange- 
nen zuzuwerfen, um diesen Han- 
del zu ruinieren, wurde ich auch 
von Soldaten der unteren Dienst- 
grade bedroht. 


Deutsche durften ihren 
Soldaten nicht helfen 


Der einzige Lichtpunkt in diesem 
trüben Bild kam eines Nachts, als 
ich von zwei bis vier Uhr zur 
»Friedhofsschicht« eingeteilt 
wurde. Es befand sich nämlich 
auf der höher gelegenen Seite 
dieser Einfriedung, nur wenige 
Meter entfernt, ein Friedhof. 
Meine Vorgesetzten hatten ver- 
gessen, mir eine Taschenlampe 
zu geben und, angeekelt über die 
ganze Situation wie ich inzwi- 
schen war, hatte ich mir keine 
Mühe gemacht, mir eine zu be- 
sorgen. 


Es war eine ziemlich helle Nacht 


“und ich bemerkte bald einen Ge- 


fangenen, der unter dem Draht 
hervorkroch, auf den Friedhof 
zu. Wir waren angewiesen, auf 
Fliehende bei ihrem Anblick zu 
schießen, daher sprang ich vom 
Boden auf und befahl ihm, wie- 
der zurückzukriechen. Plötzlich 
bemerkte ich einen anderen Ge- 
fangenen der vom Friedhof wie- 
der zur Einfriedung zurück- 
kroch. Die. Männer setzten also 
ihr Leben aufs Spiel, um aus ir- 
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gendeinem Grund zum Friedhof 
zu gelangen; das mußte ich unter- 


‘suchen. 


Als ich in die Finsternis dieses bu- 
schigen, von Bäumen beschatte- 
ten Friedhofs eintrat, fühlte ich 
mich völlig ungeschützt, aber die 
Neugier trieb mich irgendwo 
voran. Trotz meiner Vorsicht stol- 
perte ich über die Beine einer 
flach auf dem Boden liegenden 
Gestalt. Ich schwenkte meine 
Knarre ‘herum, stolperte zu- 
nächst, und als ich versuchte wie- 
der richtig auf die Beine zu kom- 
“men und meine Gelassenheit zu- 
rückzugewinnen, war ich bald 
darauf erleichtert, daß ich nicht 
mit einer Reflexbewegung ge- 
schossen hatte. 
setzte sich aufrecht. Allmählich 
konnte ich das hübsche, aber 
: angsterfüllte Gesicht einer Frau 
. mit einem Frühstückskorb in der 
Nähe erkennen. Deutschen Zivil- 
personen war nicht erlaubt, den 
Gefangenen Nahrungsmittel zu 
bringen oder sich ihnen auch nur 
-zu nähern, daher versicherte ich 
ihr sofort, daß ich das, was sie tat, 
billigte und sie möchte doch 
keine Angst haben. Ich würde 
den Friedhof verlassen und ihr 
aus dem Weg gehen. 


Das tat ich auch sofort und setzte 
mich hin, lehnte mich am Rande 
.. des Friedhofs gegen einen Baum, 
“ um möglichst nicht aufzufallen 


„und die Gefangenen nicht zu er- 


schrecken. Ich stellte mir damals 
und stelle mir heute noch vor, wie 
es sein würde, unter diesen Um- 
ständen als Gefangener mit einer 
schönen Frau mit einem Früh- 
stückskorb zusammenzutreffen. 
Ich habe ihr Gesicht niemals ver- 
gessen. 


Kurz darauf krochen weitere Ge- 
fangene in die Einfriedung zu- 
rück. Ich sah, daß sie Lebensmit- 
tel zu ihren Kameraden schlepp- 
- ten und konnte ihren Mut und 
ihre Zuneigung zu ihren Kamera- 
den nur bewundern. 


Brutalität 
französischer Soldaten 


Am 8. Mai 1945, dem Tag des Sie- 
ges, entschloß ich mich mit eini- 
‘gen Gefangenen, die ich be- 
wachte und die das Brot backten, 
das die Gefangenen gelegentlich 
- „empfingen, zu feiern. Diese Män- 
“ner hatten soviel Brot wie sie es- 
sen konnten und teilten mit uns 
die fröhliche Stimmung, die das 


Die Gestalt _ 


Ende des Krieges ausgelöst 
hatte. Wir alle dachten, daß wir 
bald nach Hause können, ihrer- 
seits eine armselige Hoffnung. 
Wir befanden uns in der späteren 
französischen Besatzungszone, 
wo ich bald Zeuge der Brutalität 
der französischen Soldaten 
wurde, als wir ihnen unsere Ge- 
fangenen für ihre Skalvenarbei- 
terläger übergaben. 


Ein kleines 
Boot als Geschenk 


An diesem Tage waren wir jedoch 
fröhlich. Als Geste der Freund- 
schaft entleerte ich mein Ge- 
wehr, stellte es in die Ecke, und 
gestattete ihnen sogar auf 
Wunsch, damit herumzuspielen. 
Dies »brach das Eis« zwischen 
uns voll und ganz, und bald san- 
gen wir Lieder, die wir uns gegen- 
seitig beibrachten, oder die ich 
im Deutschunterricht auf der 
High School gelernt hatte (»Du, 
du liegst mir im Herzen ...«). 
Aus Dankbarkeit backten sie mir 
einen speziellen kleinen Laib 
Brot, das einzige Geschenk, das 
sie anbieten konnten. Ich ließ ihn 
in meiner »Eisenhower-Jacke« 
verschwinden und schmuggelte 
ihn in unsere Kaserne, wo ich da- 
von aß, wenn ich ganz allein war. 
Ich hatte niemals ein köstlicheres 
Brot probiert, noch hatte ich je- 
mals einen tieferen Sinn der Ge- 
meinsamkeit empfunden, als ich 
es aß. Ich glaube, ein kosmischer 
Sinn Christis (die Gleichheit des 
Seins) eröffnete mir bei dieser 
Gelegenheit seine normaler- 
weise verborgene Präsenz und 
beeinflußte meinen späteren Ent- 
schluß, Philosophie und Religion 
zu studieren. 


Kurze Zeit später wurden einige 
unserer schwachen und kränkli- 
chen Gefangenen von französi- 
schen Soldaten in deren Lager 
abgeführt. Wir fuhren in einem 
Lkw hinter dieser Marschko- 
lonne her. Zweitweilig verlang- 
samte der Lkw seine Fahrt und 
hielt Abstand, vielleicht weil der 
Fahrer ebenso schockiert war wie 
ich. Sobald ein deutscher Gefan- 
genen stolperte und zurückblieb, 
schlug man ihm mit einem Kol- 
ben über den Schädel bis er starb. 


‚Die Leichen wurden an die Stra- 


Benseite gerollt und von einem 
anderen Lkw abgeholt. Für viele 
mag dieser schnelle Tod besser 
als das langsame Verhungern auf 
unseren »Tötungsfeldern« gewe- 
sen sein. 


Als ich schließlich die deutschen 
Frauen innerhalb der separaten 
Umzäunung sah, fragte ich, 
warum wir sie gefangenhielten. 
Mir wurde gesagt, sie seien 
»Schlachtenbummler«, die als 
Brutstock für die SS ausgewählt 
wurden, um eine Superrasse zu 
züchten. Ich sprach. mit einigen 
von ihnen, und ich muß sagen, 
ich bin niemals einer Gruppe von 
geistvolleren attraktiveren 
Frauen begegnet. Ich bin ganz 
und gar nicht der Meinung, daß 
sie es verdient hatten als Kriegs- 
gefangene eingesperrt zu wer- 
den. 


Das Rote Kreuz 
kümmerte sich nicht 


Ich wurde immer häufiger als 
Dolmetscher herangezogen und 
konnte einige besonders 
schimme Festnahmen verhin- 
dern. In einem ziemlich amüsan- 
ten Vorfall war ein alter Bauer 
verwickelt, der von mehreren 
M.P:s fortgeschleppt wurde. Man 
sagte mir, er hätte so eine »komi- 
sche Nazi-Medaille«, die sie mir 
zeigten. 


Glücklicherweise hatte ich eine 
Bildtafel auf der man derartige 
Medaillen identifizieren konnte. 
Ihm, beziehungsweise seiner 
Frau war sie verliehen worden, 
weil er fünf Kinder hatte! Viel- 
leicht war seine Frau irgendwie 
erleichtert ihn »loszuwerden«, 
aber ich glaubte nicht, eines unse- 
rer Todesläger sei eine angemes- 
sene Bestrafung für seinen Bei- 
trag für Deutschland. Die M.P.s 
stimmten mir zu und ließen ihn 
laufen, um weiter seiner 
»schmutzigen Arbeit« nachzuge- 
hen. % 


Auch unter den deutschen Zivili- 
sten begann sich die Hungersnot 
auszubreiten. Es war ein üblicher 
Anblick, deutsche Frauen bis zu 
ihren Ellbogen in unseren Abfall- 
kübeln nach etwas Eßbarem wüh- 
len zu sehen -das heißt, wenn wir 
sie nicht davonjagten. 


Als ich Gespräche mit Bürger- 
meistern von kleinen Städten 
und Dörfern führte, erfuhr ich, 
daß ihre Lebensmittelvorräte 
von »verschleppten Personen« - 
Ausländern die in Deutschland 
gearbeitet hatten - geraubt und 
auf Lkw abtransportiert worden 
seien. Als ich dies meldete, war 
die Reaktion nur ein Achselzuk- 
ken. Ich habe niemals irgendwel- 


che Leute vom Roten Kreuz im 
Lager gesehen, oder daß sie den 
Zivilpersonen halfen, obwohl 
ihre Kaffee-und-Kuchen-Stände 
überall für uns bereitstanden. In- 
dessen mußten sich die Deut- 
schen bis zur nächsten Ernte auf 


“ verborgene Lagerbestände ver- 


lassen, soweit sie vorhanden wa- 
ren. 


Vergewaltigungen 
und Plünderungen 


Hunger machte deutsche Frauen 
leichter »verfügbar«, aber trotz- 
dem überwogen die Fälle von 
Vergewaltigungen, oft von zu- 
sätzlichen Gewalttaten begleitet. 
Insbesondere erinnere ich mich 
an ein 18jähriges Mädchen, dem 
man eine Seite des Gesichts mit 
einem Gewehrkolben eingeschla- 
gen hatte, und das anschließend 
von zwei G.l.s vergewaltigt wor- 
den war. Sogar die Franzosen be- 
schwerten sich darüber, daß die 
Vergewaltigungen, Plünderun- 
gen und Zerstörungswut im ange- 
trunkenen Zustand seitens unse- 
rer Soldaten überhand nahmen. 
In Le Havre händigte man uns 
Broschüren aus, in denen uns 
mitgeteilt wurde, daß die deut- 
schen Soldaten sich der französi- 
schen Bevölkerung soweit sie 
friedlich war stets tadellos verhal- 
ten hätten, und daß wir es ihnen 
gleich tun sollten. Hier haben wir 
erbärmlich versagt. 


»Na und?«, sagten einige. »Die 
Greueltaten des Feindes waren 
schlimmer als unsere.« Es 
stimmt, daß ich nur das Ende des 
Krieges erlebt habe, als wir be- 
reits die Sieger waren. Die Gele- 
genheit für die Deutschen, Greu- 
eltaten zu begehen, war dahin; 
unsere war gekommen. Aber 
zweimal Unrecht macht kein 
Recht. Anstatt die Untaten unse- 
rer Feinde nachzuahmen, sollten 
wir uns ein für allemal bemühen, 
den Kreis des Hasses und der'Ra- 
che, der die verkehrte Mensch- 


‚ heitsgeschichte geplagt hat, zu 


durchbrechen. 


Deswegen erhebe ich jetzt, 45 
Jahre nach den Verbrechen, 
meine Stimme. Wir können ein- 
zelne Kriegsverbrechen kaum 
verhindern, aber wir können, 
wenn genug Leute unter uns ihre 
Stimme erheben, die Politik der 
Regierung beeinflussen. Wir kön- 
nen die amtliche Propaganda zu- 
rückweisen, die unsere Feinde als 
Untermenschen darstellt. = 
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In einem 
amerika- 


nischen 


Todeslager 


Werner Wilhelm Laska 


Werner Wilhelm Laska wurde am 31. August 1924 in Berlin geboren. 
‚Als die Nationalsozialisten an die Macht kamen, war er acht Jahre alt. 
Von 1930 bis 1940 ging er in Berlin zur Schule. Er war nicht der Hitler- 
Jugend beigetreten, hatte deswegen aber keinerlei Nachteile. Mit 
zwölf Jahren wurde er Meßdiener in einer katholischen Kirche in Ber- 
lin. Im Herbst 1942 wurde Laska, wie praktisch alle deutschen Männer, 
die 1924 geboren wurden, zur Wehrmacht eingezogen. 


Nach einer Ausbildungszeit von 
zehn Wochen wurde ich zur Infan- 
terie-Lehr-Brigade 900 versetzt, 
die gerade erst nach Rußland ver- 
legt worden war. Von Dezember 
1942 bis April 1943 kämpften wir 
gegen die Rote Armee im Südab- 
schnitt der Ostfront. Danach wur- 
den wir neu organisiert und »Pan- 
zergrenadiere« getauft. 


Kein Unterschied 
Zwischen Soldaten 
und Zivilisten 


Unser nächster Einsatz war in 
Norditalien und Jugoslawien. 
Anfang 1944 wurde meine Ein- 
heit und andere zur »Panzer- 
Lehr-Division« - zusammengezo- 
gen. Am 15 März 1944 kamen wir 
nach Ungarn, um einen Staats- 
streich zu vereiteln. Im Mai 1944 
wurden wir nach Frankreich in 
die Nähe von Chartres verlegt, 
wo wir die alliierte Invasion er- 
warteten. Wir waren vom Beginn 
der Invasion, am 6. Juni, zu- 
nächst gegen die Briten, und von 
Juli 1944 gegen die Amerikaner 
im Einsatz. 


Ich selbst habe stets an der Front 
gekämpft. Mit viel Glück erlitt 
ich nur zwei Verwundungen, am 
Knie und am Kopf, aber annä- 
hernd 80 Prozent meiner Kame- 
raden wurden getötet oder ver- 
wundet. 
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Die Reste der Panzer-Lehr-Divi- 
sion zogen sich kämpfend nach 
Lothringen zurück, wo wir eine 
Ruhepause hatten, um dann wie- 
der bei der Rundstedt-Offensive 


im Einsatz zu sein. Wir zogen an 


Bastogne vorbei und erreichten 
St. Hubert, aber uns ging der 
Sprit und die Munition aus. Die 
totale Luftbeherrschung der Alli- 
ierten war tödlich und schreck- 
lich für uns, und wir mußten nach 
schweren Verlusten zurückwei- 
chen. Die Alliierten drängten uns 
zurück bis über den Rhein. Lei- 
der gelang es den Amerikanern 
die Brücke bei Remagen zu er- 
obern und auf der anderen Seite 
des Rheins einen Brückenkopf zu 
bilden. 


Meine Einheit bestand zu diesem 


Zeitpunkt aus einem Feldwebel . 


und etwa 40 Leuten aus vier oder 
fünf verschiedenen Kompanien 
unseres »Panzergrenadier-Lehr- 
Regiments 901«. Die Lage war 
bereits ziemlich chaotisch. Un- 
sere 40 Männer waren völlig von 
Kompanie, Bataillion und Regi- 
ments-Gefechtsstand abgeschnit- 
ten. 


Unser nächstes Angriffsziel war 
der Brückenkopf von Remagen. 
Da wir alle erfahrene Soldaten 
waren, gingen wir nach folgen- 
dem Plan vor: Morgens - wir hiel- 
ten uns stets im nächstgelegenen 
Dorf vom amerikanischen Lager 


auf — zerstörten wir den erster 
der amerikanischen Panzer, 
wenn diese sich in Bewegung 
setzten. Wir besaßen immer noch 
eine 7,5 cm-Kanone auf einem 
gepanzerten Fahrzeug. Dann 
hielten die Amerikaner an, und 
wir zogen uns zurück. Die Ameri- 
kaner riefen dann Artillerie und 
Flugzeuge herbei, um die Stelle 
zu bombardieren, von wo aus wir 
auf den Führungspanzer gefeuert 
hatten,. aber wir waren nicht 
mehr dort. Wir spielten eine Zeit- 
lang dieses Spielchen. 


Aber der Ruhr-Kessel wurde klei- 
ner und kleiner; unser Regi- 
mentsstab zog sich aus dem Nor- 
den und wir aus dem Süden zu- 
rück. Rauch und Feuer waren 
überall in der Luft. Wir wußten 
bald daß unsere Zeit gekommen 
war! Die Straßen waren ver- 
stopft, und die alliierten Jäger 
schossen unaufhörlich auf jeden 
den sie sahen. Sie machten kei- 
nen Unterschied zwischen Solda- 
ten und Zivilisten. Alles was sich 
bewegte, war für sie zum Ab- 
schuß frei. 


Am 22. April 1945 entschloß sich 
unsere Einheit aufzugeben, um 
nicht in letzter Minute zu ster- 
ben. Wir waren noch etwa 30 
oder 35 Mann. Am späten Nach- 
mittag dieses Tages kamen wir an 
einem alleinstehenden Haus in 
der Nähe eines Baches an. Wir 
parkten unsere fünf Fahrzeuge 
und begaben uns dann in den Kel- 
ler dieses Hauses. Einige Fla- 
schen »hartes Zeug« gingen mit 


- uns, so daß wir die Amerikanerin 


einer freundlichen Stimmung be- 
grüßen könnten. 


Als Meßdiener 
in Uniform 


Ich selbst stieg nicht in den Keller 
hinab. Ich blieb draußen auf Be- 
obachtungsposten. Ich wollte al- 
lein sein. Meine ganze Soldaten- 
zeit ging an meinem geistigen 
Auge vorüber; der letzte Schritt 
mußte nun getan werden. Ich 
dachte an alle Dinge, die gesche- 
hen waren, die guten und die 
schlechten, im und außer Dienst. 
Wir waren mit netten Leuten zu- 
sammengetroffen und vor allem 
mit netten Mädchen. In Ungarn, 
in Italien, in Kroatien und in 
Frankreich hatte ich bei Messen 
in katholischen Kirchen mitge- 
wirkt, ein Meßdiener in deut- 
scher Uniform. Natürlich mußte 
ich mein Koppel und meine Pi- 


“ stole während der Messe in der 


Sakristei zurücklassen. In jenen 
Tagen wurde die Messe auf Latei- 
nisch gelesen. Die einheimischen 
Priester haben sich immer ge- 
freut. 


Ich wurde durch Schießerei und 
Explosionen in der Nähe des 
Hauses und Baches, in dem ich 
unter einer Brücke Schutz 
suchte, aus meinen Träumereien 
herausgerissen. Kurz darauf 
hörte ich Kettenfahrzeuge über 
die Brücke rollen. Dann war es 
still. Meine einzige Waffe war 
meine Pistole, aber wir hatte ja 
beschlossen, uns zu ergeben. 


Als es völlig dunkel war, näherte 
ich mich dem Haus, wo die ande- 
ren im Keller gewesen waren. 
Aber ich muß zugeben, daß ich 
keine große Hoffnung hatte, sie 
dort noch anzutreffen. Die Fahr- 
zeuge versperrten mir die klare 
Sicht. Ich hörte eine Stimme, 
aber ich konnte die Sprache zu- 
nächst nicht erkennen. Es war 
wahrscheinlich, daß diese Solda- 
ten meine Kameraden waren. 


Wir wurden geschlagen 
und getreten 


Ich kletterte durch den Garten 
nach oben und näherte mich der 
Stimme. Ich hörte so etwas wie 
»Anthony world, Anthony 
world«, und jetzt wußte ich: 
Amerikaner! Ich näherte mich 
dem Soldaten von hinten und 
ging um ihn herum. Plötzlich ent- 
deckte er mich und war mehr er- 
schreckt als verängstigt, denn ich 
hatte keine Waffe in der Hand. 
Als er meine Pistole am Koppel 
sah, sagte er zu mir: »Pistol, pi- 
stol«. Ich legte mein Koppel ab 
und stellte fest, daß er erleichtert 
war. Er wies mich an im Garten 
zu warten, während er ins Haus 
ging, um seinen Kompaniechef 
zu informieren. 


Nach kurzer Zeit kam er zurück 
und befahl mir ins Haus zu Kom- 
men und ihm zu folgen. Wir gin- 
gen nach oben in einen Raum, 
wo so etwas wie ein Kompanie- 
stab versammelt war. Alle Män- 
ner hatten kurzgeschorene Haare 
- viel kürzer als in der deutschen 
Wehrmacht - und sahen wie Bau- 
ernjungs aus. Sie fragten mich, 
ob ich zu der gleichen Einheit ge- 
höre, die sie in dem Haus ange- 
troffen hatten. 

Ein anderer Soldat führte mich in 
eine kleine Kammer, wo ich die 
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Nacht verbringen mußte. Ich 
konnte wegen der neuen Situa- 
tion und meiner Gefühle zu- 
nächst nicht einschlafen; später 
schlief ich doch ein. Am nächsten 
Morgen weckte mich der gleiche 
Bursche auf und wies mich an, 
nach unten zu gehen und vor dem 
Hause auf einen LKW zu warten. 


Die amerikanischen Soldaten, 
die mit dem Lkw eintrafen, wa- 
ren von Anfangan eklig und grau- 
sam. Ich wurde mit Fußtritten 
und Boxhieben in den Lkw ge- 
drängt, auf dem bereits andere 
deutsche Soldaten saßen. Nach 
einer Fahrt von einer oder zwei 
Stunden kamen wir auf einem of- 
fenen Feld an, auf dem bereits 
viele deutsche Soldaten in Reihe 
und Glied versammelt waren. Als 
wir vom Lkw absprangen, war- 
tete eine große Gruppe Amerika- 
ner auf uns. Sie empfingen uns 
mit lauten Rufen wie: »You Hit- 
ler, you Nazi, usw. ...« 


Wir wurden geschlagen, getreten 
und geschubst; einer jener Gang- 
ster riß mir brutal die Armband- 
uhr vom Handgelenk. Jeder die- 
ser Banditen besaß bereits zehn 
oder zwanzig Uhren, Ringe und 
andere Dinge. Das Schlagen hielt 
an, bis ich die Linie erreicht 
hatte, wo meine Kameraden stan- 
den. Die meisten unserer Feldfla- 
schen und Rucksäcke wurden ab- 
geschnitten und sogar Mäntel 
mußten wir auf dem Boden zu- 
rücklassen. Es kamen immer 
mehr Gefangene hinzu, darunter 
sogar Knaben und alte Männer. 
Einige Stunden später fuhren 
große Sattelschlepper — die ge- 
wöhnlich zum Viehtransport ver- 
wendet werden - zu einer Reihe 
auf, um mit menschlichem Vieh 
beladen zu werden. 


Das kindische Benehmen 
der Amerikaner 


Um zu den Fahrzeugen zu gelan- 
gen, mußten wir Spießruten lau- 
fen; wir wurden geschlagen und 
getreten. Und dann packten sie 
- uns so eng hinein, daß sie nicht 
einmal die Klappen schließen 
konnten. Wir konnten kaum at- 
men. Die Soldaten fuhren die 
Fahrzeuge mit hoher Geschwin- 
digkeit über die Straßen und 
durch Dörfer und Städte; hinter 
jedem Sattelschlepper ° folgte 
stets ein Jeep mit einem aufmon- 
tierten Maschinengewehr. 

Am späten Nachmittag hielten 


wir wieder auf einem offenen 


Feld an und wurden auf die glei- 
che Weise entladen, mit Schlägen 
und Fußtritten. Wir mußten uns 
im Stillgestanden wie Rekruten 
bei der Grundausbildung aufstel- 
len. Schnell zäunten uns die 
Amerikaner mit Stacheldrahtrol- 
len ein, so daß’in der Nacht kein 
Platz zum Hinsetzen oder Hinle- 
gen vorhanden war. Wir mußten 
unsere Notdurft im Stehen erledi- 
gen. Da wir weder Wasser noch 
etwas zu essen bekamen, wurden 
unser Durst und Hunger immer 
schlimmer. Einige Männer hat- 
ten noch Tee in ihren Feldfla- 
schen, aber es war kaum genug 
für jeden. 


Am nächsten Tag begann die glei- 
che Prozedur wie am Vortage; 
Spießruten laufen zu den Vieh- 
Transportern, dann Fahrt zum 


nächsten offenen Feld. Nichts zu 
trinken oder zu essen, aber im- 
mer eingezäunt - es gibt ein ame- 
rikanisches Lied: »... Don’t fence 
me in ...«- und dazu das kindi- 
sche Benehmen der meisten Ame- 
rikaner: Die Nazis bestrafen! 


Die Vernichtung 
eines Volkes 


Nach der ersten Nacht, als wir 
wieder einmal aufgeladen waren, 
blieben einige von uns auf dem 
Feld zurück, entweder tot oder so 
schwach und krank, daß sie sich 


nicht mehr bewegen konnten. 
Wir stellten fest, daß wir uns dem 
Rhein näherten, aber wir mußten 
noch eine Nacht auf die beschrie- 
bene Weise verbringen. Es war 
furchtbar! 


Dies alles kann kein Zufall gewe- 
sen sein. Esmuß einen Plan gege- 
ben haben, denn wie wir später 
erfuhren, wurde den Gefangenen 
in allen von amerikanischen Ein- 
heiten unterhaltenen Lägern bei- 
nahe die gleiche Behandlung zu- 
teil. Während des Krieges hatten 
wir von einem »Morgenthau- 
Plan« und »Kaufmann-Plan« ge- 
hört, und genau das schien uns in 
jenen Augenblicken zuteil zu wer- 
den: die Vernichtung eines gan- 
zen Volkes! 


Am folgenden Nachmittag über- 


querten wir eine Brücke und wur- 
den in einem fast fertiggestellten 
Lager bei Andernach am Rhein 
abgeladen. Dort war bereits alles 
mit Stacheldrahtzäunen umge- 
ben. Innerhalb des Zaunes waren 
Einzäunungen für mehrere tau- 
send Menschen. Wir wurden dort 
hineingefahren und dann ließ 
man uns allein. 


In jeder Einzäunung oder Teilla- 
ger waren Wasserleitungen instal- 
liert, um Rheinwasser in das La- 
ger zu leiten. Wir mußten viele 
Stunden warten, bevor wir es 
trinken konnten. Das Problem 


war jetzt das Fehlen von Bechern 
oder sonstigen Gefäßen, von de- 
nen nur ganz wenige vorhanden 
waren. Wir schlugen uns beinahe, 
um den ersten Schluck Wasser, 
das wegen des beigefügten 
Chlors fürchterlich stank. Nach 
dem ersten Schluck machte sich 
der Hunger gewaltig bemerkbar. 
Das wenige Gras in den Einzäu- 
nungen wurde sofort von dem 
menschlichen Vieh aufgefressen. 


Ich war mit zwei Kameraden von 
unserer ehemaligen Kompanie 
zusammen; wir wollten zusam- 
menbleiben. Unser Besitz be- 
stand aus einem Mantel und ei- 
ner Zeltbahn. Um uns für die er- 
ste Nacht vorzubereiten, mußten 
wir ein Loch in den Boden aus- 
kratzen, um etwas gegen den 
Wind geschützt zu sein. Gegen 


Riesige Gefangenenkolonnen 
wurden von den amerikani- 
schen Kampftruppen aufge- 
bracht und auf freiem Feld in- 
haftiert. 


den Regen gab es keinen Schutz. 
Das Wetter im April/Mai/Juni/ 
Juli 1945 war ziemlich schlecht: 
heiße Tage, sehr viel Regen und 
sogar Schnee und frostkalte 
Nächte. 


.Dort in Andernach hatten wir 


zwar mehr Platz als in den drei 
vorhergehenden Nächten, aber 
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Zweiter Weltkrieg 


In einem 
amerika- 
nischen 
Todeslager 


nur genug, um uns hinlegen zu 
können. Wir schliefen in dieser 
Nacht nicht sehr viel, sondern 
sprachen über unsere Zukunft 
und Überlebenschancen unter 
“ diesen Umständen. Niemand 
kann sich vorstellen wie Men- 
schen unter freiem Himmel, auf 
einem Feld mit wenig Platz, 
schlechtem Wasser und Hunger- 
rationen Tage, Wochen und Mo- 
nate lang leben können. Die 
Konzentrationslager hatten zu- 
mindest geheizte Unterkünfte 
mit Betten, mit Decken, mit Toi- 
letten, mit warmen Mahlzeiten 
und mit Brot. 


Wir schliefen 
im Regenwasser 


Die Männer in den Umzäunun- 
gen wurden in Tausende, dann in 
Hunderte und schließlich in Zeh- 
nergruppen eingeteilt, um die 
Verteilung der Rationen zu er- 
leichtern. In einer Ecke jeder 
Umzäunung mußten Lagerinsas- 
sen einen Graben als Latrine für 
alle Männer in dieser Umzäu- 
nung ausheben; natürlich muß- 
ten wir unsere Notdurft im Ste- 
hen oder in der Hocke unter 
freiem Himmel verrichten. Jeden 
Tag wurde eine Schicht von De- 
sinfektionsmitteln aufgegeben. 
Es gab keinerlei Waschgelegen- 
heit. 


Die Nacht zu verbringen war für 
jeden von uns eine große Qual. 
Niemand konnte die ganze Nacht 
durchschlafen — höchstens drei 
oder vier Stunden in einer Tour. 
In der Nacht liefen 30 oder 40 
Prozent der Insassen zu jeder 
Zeit umher. Der Boden war ange- 
froren und naß; wir Drei hatten 
nur eine Zeltplane zum Hinlegen 
und einen Mantel zum Zudek- 
ken. Manchmal standen in unse- 
rem Loch mehrere Zentimeter 
Regenwasser, in dem wir die 
ganze Nacht ausharren mußten. 
Wir mußten alle Drei auf einer 
und der gleichen Seite liegen. 


Die Position in der Mitte war die : 


beste, daher lösten wir einander 
ab. 
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Am zweiten Tage in Andernach 
erhielten wir unsere erste Nah- 
rungsmittelration. Nach stunden- 
langem verzweifelten Warten be- 
kam jeder von uns endlich einen 
Löffel voll roher Bohnen, einen 
Löffel Zucker, einen Löffel mit 
rohem Weizen, einen Löffel 
Milchpulver und machnmal - 
nicht jeden Tag — einen Löffel 
Corned-Beef. 


Wenn einer ein paar Dosen »or- 
ganisieren« konnte, war es viel- 
leicht möglich einige dieser ro- 
hen Nahrungsmittel zu kochen 
oder aufzuwärmen. Aber wegen 
dieser leeren Dosen wurde man 
beinahe erschlagen. Natürlich 
wurden die rohen Bohnen und 
Weizenkörner bei der Ausgabe 
gezählt, wie alles andere auch. 


Der Hunger 
war gewaltig 


In solchen Situationen kann ein 
menschliches Wesen leicht zu ei- 
nem Tier werden. Jeder wartete 
den ganzen Tag auf den Augen- 
blick der Rationsausteilung. 


Dann begann der Kampf um je- 
des winzige Korn; es muß der 
Überlebensinstinkt des Organis- 
mus gewesen sein. Das einzige 
Interesse drehte sich um Nah- 
rungsmittel und Wasser; wie tief 


kann die menschliche Natur sin- 
ken? 


Nach zwei oder drei Wochen in 
Andernach wurde ein Großteil 
der Insassen in die beiden Lager 
Sinzig/Remagen, nördlich vom 
Lager Andernach gelegen, ver- 
legt. Wir wurden in Güterwag- 
gons verfrachtet und fuhren mit 
der Eisenbahn am Rhein ent- 
lang. Die Endkapazität von Sin- 
zig betrug etwa 180 000 Gefan- 
gene, die von Remagen etwa 
120 000. Beide Lager stießen fast 
aneinander und wurden »die Gol- 
dene Meile« genannt. 


Sinzig war vier Kilometer lang 
und 800 Meter breit, mit drei Rei- 
hen von jeweils dreizehn Einzel- 
umzäunungen und einem Durch- 
gang in der Mitte; die Umzäu- 
nungen waren etwa 300 mal 300 
Meter groß. Alle vier Seiten je- 
des Teillagers hatte zwei Stachel- 
drahtzäune, fast drei Meter hoch; 
zwischen diesen beiden Zäunen 
lief eine Rolle Stacheldraht ent- 
lang. Wachtürme mit aufgeprotz- 
ten Maschinengewehren standen 
an allen vier Ecken. Der Rhein 
war nur hundert Meter vom La- 
ger entfernt. Jede Umzäunung 
umfaßte 7000 Menschen. Unsere 
Lage »unter freiem Himmel« war 
genau die gleiche wie in Ander- 
nach; die gleiche Wasserversor- 


Das von deutschen und amerikanischen Truppen hart umkämpfte 
Tal der Ruhr glich einer Mondlandschaft. 


gung, die Latrinen, die Aushe- 
bungen im Boden und die Nah- 
rungsmittelrationen. 


Innerhalb der Umzäunung muß- 
ten alle Insassen drei Meter vom 
Zaun wegbleiben. Einige Gefan- 
gene, die dem Zaun zu nahe ge- 
kommen waren, wurden erschos- 
sen; der Wachposten schoß nicht 
nur einmal, sondern zehn- oder 
zwölfmal -, so daß jeder der die 
Drei-Meter-Linie überschritt un- 
weigerlich zu Tode kam. 


Meine Kameraden und ich wur- 
den in das Teillager 17 an der 
Rhein-Seite gesteckt; als wir zum 
erstenmal hineinkamen wuchs 
noch Gras und etwas Klee am Bo- 
den, aber nur noch einige Minu- 
ten lang — der Hunger war zu ge- 
waltig! 


Die NS-Soldaten benah- 
men sich wie Gangster 


Dann gab es Schlamm und nur 
noch Schlamm überall! Wir drei 
mußten uns ein neues Loch als 
»Bett« ausheben. 


Jeden Morgen fuhr ein Lkw an 
den Käfigen vorbei, um die Toten 
der vergangenen Nacht abzuho- 
len, jene, die entweder innerhalb 
der Sperrzone oder an den Zäu- 
nen erschossen worden oder an 
Hunger oder Fleckfieber, Ruhr 
und anderen Krankheiten gestor- 
ben waren. Von zehn Gefange- 
nen, die zu fliehen versuchten, 
wurden acht erschossen und zwei 
kamen durch. Die jüngsten Insas- 
sen waren 13 oder 14 Jahre alt, 
die ältesten um die 80. Gelegent- 
lich griffen die Amerikaner jeden 
auf, den sie auf den Straßen fin- 
den konnten. 


Unser Eindruck von den Ameri- 
kanern war der von Gangstern, 
noch schlimmer als die Nazis sie 
in ihrer Propaganda beschrieben 
hatten. Wir wußten, daß die ame- 
rikanischen Gefangenen in 
Deutschland zur Kriegszeit gut 
behandelt worden waren, es sei 
denn sie versuchten zu fliehen. 
Wir haben Amerika nicht besetzt 
und den Amerikanern kein Leid 
angetan; warum also dieser Haß 
und diese Rache? 


Den Retter für die leidenden Völ- 
ker in Europa zu spielen wäre eh- 
renvoll gewesen. Wenn Amerika 
vor dem letzten Krieg und auch 
nach 1945 in der ganzen Welt nur 
so gehandelt hätte! Das Quälen 
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von hilflosen Kindern, Frauen 
und Greisen hat nichts mit Ruhm 
zu tun. 


Man sollte auch nicht vergessen, 
daß die Deutschen die jüdisch- 
amerikanischen Gefangenen in 
ihren Lägern wie alle anderen 
Amerikaner behandelten. 

Der Monat Mai 1945 war regne- 
risch und kalt, an den letzten bei- 
den Tagen fiel Schnee. Das Schla- 
fen in unseren Löchern wurde für 
uns alle zum Schrecken. Wir wur- 
den schwächer und schwächer, 
unsere Körper bestanden fast nur 
noch aus Haut und Knochen. Am 
Haupttor befand sich eine Ein- 
friedung mit Mädchen und 
Frauen darin, die noch schlim- 
mer zu leiden hatten als wir. Es 
waren Frauen, die in der Wehr- 
macht in der Verwaltung oder im 
Sanitätswesen gedient hatten. Je- 
der im Lager zitterte im Mai 1945 
vor Kälte. Die Jüngsten, von de- 
nen sich einige Tausend im Lager 
befanden, 'mußten jeden Tag 
durch den Mittelweg (4 km lang) 
mit mehreren Ziegelsteinen auf 
den Händen laufen, nur als Sport 
für die Amerikaner. Viele der 


‘Kinder brachen zusammen und 
“ konnten nicht mehr stehen. 


An mehreren Tagen sahen wir 
verwundete Gefangene, die man 
aus Lazaretten verjagt und in un- 
ser Lager gesteckt hatte. Es war 
eine geisterhafte Parade von 


‘“ Männern mit Krücken, mit lee- 
‚ren Armeln, einige von ihnen 


blind, die durch den Gang mar- 
schierten. Wir glaubten zunächst, 
es seien Phantome, aber es waren 
keine Geister! In Sinzig waren 
auch ehemalige KZ-Insassen, 
Antinazis, Überläufer und an- 
dere anzutreffen. 


Gelegentlich kamen amerikani- 
sche Soldaten an die Zäune und 
tauschten Zigaretten und C-ra- 
tions gegen Juwelen und Uhren 
aus - nur wenige von uns besaßen 
diese Dinge -, und es fanden 
auch Gespräche statt. Als die 


. Deutschen fragten, warum ihnen 


eine solche Behandlung wider- 
fuhr, lautete die Antwort immer: 
»wegen der Konzentrationsla- 
ger« - man sprach zu der Zeit 
noch nicht von Vergasung. 


Unsere Männer argumentierten 
dahingehend, daß die Lage in 
den Konzentrationslager nicht 


mit der in unserem Lager ver-. 


gleichbar sei, denn ein Tag in Sin- 
zig entspreche zwanzig Tage in ei- 
nem Konzentrationslager. Dort 
waren ordentliche Unterkünfte, 


Betten, Waschräume, Toiletten, 
Heizung, Krankenhäuser und 
warme Mahlzeiten. Als Strafe für 
die Tötung von Juden hätten wir 
keine von diesen Einrichtungen 
verdient, sagten die Amerikaner 
zu uns. Deshalb behandelten sie 
uns wie Vieh oder wilde Tiere. 
Viele Todesfälle in unserem La- 
ger waren die Folge von Zusam- 
menbrüchen unserer schützen- 
den Ausgrabungen sowie von 
Fleckfieber, von Hunger, von An- 
näherungen an Zäune und von 
Fluchtversuchen. 

Unsere Tagesarbeit: Morgens ein 
paar Stunden um Wasser in einer 
Schlange stehen; nachmittags 
viele Stunden auf die Essensra- 
tion warten. Im allgemeinen, 
warten auf den Tod. 

Wer die Amerikaner vorher nicht 
gehaßt hatte, änderte nun seine 
Meinung völlig. 

Nach drei oder vier Wochen er- 
hielten wir unsere erste Brotzu- 
teilung. Nur ein Laib Brot für 40 
Männer; ein paar’Tage später gab 
es zwei rohe Kartoffeln. 
Außerhalb des Lagers verbrann- 
ten die Amerikaner Lebensmit- 
tel, die sie selbst einfach nicht 
verbrauchen konnten. 

Je länger wir im Lager waren, de- 
sto häufiger wurden die Flucht- 
versuche und die Erschießungen 
an den Zäunen; die verzweifelte 
Lage muß der Grund dafür gewe- 
sen sein. 

Mitte Juni 1945 begannen die 
Amerikaner damit, einige Gefan- 
gene zu entlassen. Wer im Rhein- 
land wohnte konnte entlassen 
werden. Ende Juni 1945 waren 
unsere Teillager 17 und das gegen- 
überliegende, 16, die letzten im 
ganzen Lager, als Lager 19 ge- 
räumt wurde. Wir kalkulierten 
damit, daß die Amerikaner uns 
bald alle entlassen mußten, oder 
wir würden alle in den nächsten 
beiden Monaten sterben, es gab 
keine andere Möglichkeit! 


In den nächsten Tagen des Juli - 
als wir schon über 80 Tage in die- 
ser Hölle waren - bekam ich Fie- 
ber und wurde sehr krank. Alle 
anderen Kameraden in den Teil- 
lagern, die die gleichen Sym- 
ptome aufwiesen wie ich, waren 
kurz darauf gestorben. Mein Fie- 
ber muß bis auf über 40 Grad an- 
gestiegen sein; ich mußte die Ta- 
gesration zurückweisen, weil ich 
nichts essen konnte. Ich wußte, 
daß meine Überlebenschancen 
im Lager gleich Null waren: es 
gab kein Krankenrevier. Ich 
hatte alle Schlachten und Kampf- 
einsätze mit zwei kleinen Ver- 


. 


wundungen überlebt, aber jetzt 
schien meine Stunde gekommen 
zu sein! 


Ich entschloß mich daher, nicht 
langsam in zwei oder drei Tagen 
zu sterben, sondern schnell, auf 
oder am Zaun. Die Chancen, 
durchzukommen, standen 2 zu 
10. Ich bat zwei meiner Kamera- 
den, am nächsten Morgen nach- 
zusehen, ob ich erschossen wor- 
den war oder Glück gehabt hatte. 
Ich gab ihnen die Adresse meiner 
Eltern, damit sie diese im erste- 
ren Falle benachrichtigen konn- 
ten. Ich war in dieser Nacht be- 
reit zu fliehen oder einen schnel- 
len Tod zu sterben. Nach 84 Ta- 
gen bei diesen Zuständen wäre 
der Tod eine . Erleichterung, 
dachte ich. 

Nach Sonnenuntergang bummel- 
te ich in der Nähe des Zaunes des 
ehemaligen Teillager 19 entlang, 
an einer Stelle, wo der Stachel- 
draht etwas aufgelockerter als an 
anderen Stellen zu sein schien. 
Über die ganze Länge des Zau- 
nes hinweg marschierten vier 
amerikanische Einzelposten ent- 
lang, jeder hatte etwa 70 Meter 
zu bewachen. Neben den vier 
Wachposten fuhr ein Jeep - mit 
aufgeblendeten Scheinwerfern 
und aufmontierten Maschinenge- 
wehr - auf der ganzen Strecke hin 
und her. An beiden Enden des 
Zaunes standen die Wachtürme, 
auch mit Maschinengewehren be- 
stückt. In dem Augenblick waren 
also viele Kugeln für mich bereit. 


Zu einem Zeitpunkt kurz nach 
Mitternacht, als die Wachen und 
die Besatzung des Jeeps gerade 
abgelöst worden waren, kam ein 
Wachposten an mir vorbei, ge- 
rade als der Jeep sich von der an- 
deren Seite näherte und den 
nächsten . herankommenden 
Wachposten für einen Augen- 
blick blendete. Jetzt ging ich, 
oder besser wuchtete ich mich 


. durch den ersten Zaun, sprang 


über die Stacheldrahtrolle und 
durch den zweiten Zaun — mein 
Fieber vergessend und am gan- 
zen Körper durch die Verletzun- 
gen am Stacheldraht blutend. 
Der größte Teil meiner Uniform 
war am Stacheldraht hängen ge- 
blieben, aber in dem Augenblick 
fühlte ich nichts. Aber ich erwar- 
tete jeden Moment Einschläge in 
meinem Körper. 


Hinter dem Zaun kroch ich Me- 
ter um Meter voran, über den 
Pfad des Jeeps hinweg, immer 
noch auf Schüsse wartend. Plötz- 


“lich fielich in ein Loch. Es muß 


20 oder 30 Meter hinter der Po- 
stenlinie gewesen ‘sein. Jetzt 
konnte ich nicht weiter; ich lag 
nur in dem Loch und zitterte. Ich 
hörte die Wachen und den Jeep, 
die sich hin und her bewegten. 
Meine Uniform war völlig zer- 
fetzt, ich blutete an den Händen, 
an der Brust, an den Beinen und 
am Kinn. 


Es waren Schüsse zu hören, aber 
von anderen Teillagern her. Nach 
etwa einer Stunde konnte ich aus 
meinem Loch hervorkriechen. 
Ich erreichte die andere Seite der 
Einfriedung, etwa 200 Meter ent- 
fernt. Ich brauchte etwa zwei 
Stunden, um die verschiedenen 
Zäune zu überwinden und aus 
dem Lager zu entfliehen. 

Ich mußte die Bahngleise und 
eine Hauptstraße überqueren, 
um die Anhöhe zu erreichen. Ich 
kletterte auf allen Vieren und 
mußte wieder vier Stunden aus- 
ruhen. Eine Frau fand mich und 
sagte mir, da sei ein abgelegener 
Bauernhof, wo _entflohene 
Kriegsgefangene immer Erste 
Hilfe bekämen. Ich erreichte 
schließlich diesen Bauernhof und 
traf dort Fachleute an, die wuß- 
ten wie man Männer wie mich be- 
handeln mußte. Es waren noch 
sieben oder acht weitere Bur- 
schen dort, alle von Sinzig oder 


Remagen entkommen. Wir wur _ 


den im Stall mit Decken versorgt. 
Als erste Nahrung empfing ich 
Tee, dann Haferbrei und, nach 
einigen Tagen, Brot, Milch und et- 
was Fleisch. Nach drei oder vier 
Wochen konnte ich meine Retter 
voller Dankbarkeit verlassen. 

Ich erfuhr in dieser Zeit, daß we- 
nige Tage nach meiner Flucht die 
Franzosen das Lager übernom- 
men und alle Gefangenen nach 
Frankreich zur Sklavenarbeit ab- 
transportiert hatten. 

Nach etwa sechs Wochen in Frei- 
heit schnappten mich die Franzo- 
sen in einem Dorf und schickten 
mich nach Frankreich, um dort in 
Bergwerken und an anderen 
menschenunwürdigen Stellen zu 
arbeiten, und meine Qualen dau- 
erten an. 1948 floh ich nach Spa- 
nien, wo ich wiederum in dem be- 
rühmten Konzentrationslager 
»Nanclares del la Oca«- einge- 
sperrt und nach Frankreich zu- 
rückgebracht wurde. 


:Am 7. Januar 1950 entließen 


mich die Franzosen nach 
Deutschland. Kurz danach wan- 
derte ich nach Kanada aus, wo 
ich bis 1960 lebte. 
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Von den 
Lagern der 


Alliierten zum 
Lager der 
Revisionisten 


. Hans Heide 


Einen Großteil seiner Zeit als Kriegsgefangener verbrachte Hans 
- Heide in Großbritannien - von 1944 bis 1948, so daß er über amerikani- 
sche Kriegsgefangenenlager nicht viel berichten kann, abgesehen von 
einem Zeitraum von rund sieben Wochen, von dem er wiederum die 
längste Zeit von rund sieben Wochen in einem Lager einige Kilometer 
außerhalb von Cherbourg, in Nordwest-Frankreich gelegen, ver- 


brachte. 


Es war nicht das erste Mal, daß 
ich mit G.l.s in »engeren Kon- 
takt« gekommen war. Nach 
Rückkehr von der Ostfront 
wurde die Einheit, der ich zu die- 
ser Zeit angehörte, direkt zur 
Hauptkampflinie längst des Al- 
bert-Kanals unweit von Lüttich 
verlegt. Die Yankees und die 51st 
Highlanders - ein schottisches 
Regiment - lagen auf der ande- 
ren Seite des Kanals und machten 
uns etwa zwei Wochen lang 
schwer zu schaffen. Der Boden 
auf unserer Seite wurde durch Ar- 
tillerie-Einschläge und Bomben 


buchstäblich umgepflügt, bis der ' 


Feind eine Pontonbrücke über 
den Kanal schlug und uns über- 
rannte. 


Um 18 Uhr machten 
die Amerikaner 
Feierabend 


Von den 160 Kameraden unserer 
4. MG-Kompanie verblieben nur 
16 Mann, darunter ich. Zusam- 
men mit anderen von der Truppe 
Abgekommenen aus anderen 
Einheiten wurden wir »Überle- 
bende« von der Feldgendarmerie 
»betreut« und anderen Truppen- 
“teilen zugeführt. Zuletzt war ich 
bei einer aus der 9. und 10. Pan- 
zerdivision der Waffen-SS zusam- 
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mengesetzten Kampfgruppe in 
Arnheim, wo ich aber wieder her- 
auskam. 


Irgendwo auf dem Weg dorthin, 
unweit der Stadt Maastricht, er- 
hielten wir den Befehl, die Maas 
zu überqueren. Da alle Brücken 
zerstört waren, überquerten wir 
den Fluß auf einer Beheltfs- 
brücke, die aus einigen Bohlen, 
die auf Metallfässern befestigt 
waren, bestand. Jeder von uns 
trug zwei Munitionskästen, einen 
in jeder Hand, und wir gingen 
hintereinander über diese tücki- 
sche »Brücke«, bis zur Koppel- 
höhe durch das Wasser watend, 
nur um uns auf der anderen Seite 
des Flusses auf einem rund 1,5 
km breiten Landstreifen zwi- 
schen der Maas und einem ande- 
ren Kanal, ich glaube dem Ju- 
liana-Kanal, wiederzufinden. 
Wir erhielten den strikten Be- 


fehl, uns »mit allen Mitteln 


schnellstens einzugraben«. 


Da nicht jeder von uns glückli- 
cher Besitzer eines Spatens war, 
benutzten wir Stahlhelme und so- 
gar Konservendosen zum Ein- 
buddeln. Während wir noch wie 
wild dabei waren, unsere Schutz- 
gräben auszuheben, hatten die 
Amerikaner auf der anderen 
Seite des Kanals, wegen des bu- 
schigen Geländes von uns nicht 


einzusehen, schnell eine Ponton- 
brücke geschlagen, und ehe wir 
uns versahen, waren sie mitten 
unter uns, so daß höchste Eile ge- 
boten war, irgendwie zum Fluß 
zurück und auf die andere Seite 
des Ufers in vorläufige Sicherheit 
zu gelangen. Wir hatten schon 
seit einiger Zeit beobachtet, daß 
die Amerikaner beinahe wie im 
Zivilleben eine regelmäßige »Ar- 
beitszeit« einzuhalten schienen. 
Um 18 Uhr war gewöhnlich 
»Feierabend« für sie, so auch an 
diesem Tage. 


Die Amerikaner machten 
keine Gefangenen 


Ich sagte schon, daß keine 
Brücke mehr intakt war. Es wa- 
ren zwar noch einige Schlauch- 
boote vorhanden, doch diese 
wurden gebraucht, um so viele 
Schwerverwundete wie möglich 
über den Fluß zu bekommen, der 
unter schwerem Beschuß seitens 
unserer »Kamerade mit der ande- 
ren Feldpostnummer« lag. Für 
die meisten von uns gab es daher 
keine andere Wahl als schwim- 
mend das andere Ufer zu errei- 
chen. Leider mußten diejenigen, 
die entweder nicht schwimmen 
konnten oder verwundet oder zu 
erschöpft waren, zurückbleiben. 


Nun war der Fluß an dieser Stelle 
nicht allzu breit: Für die Yanks 
war dann auch bald »Feier- 
abend«, aber soweit wir beobach- 
ten konnten, schon als wir uns 
noch auf diesem schmalen Land- 
streifen befanden und auch kurz 
darauf von der anderen Seite des 
Flusses her, machten die Ameri- 
kaner hier so gut wie keine Ge- 
fangenen. Stattdessen wurden 
meine unglücklichen Kamera- 
den, die zurückblieben, kurzer- 
hand niedergemäht. 


Es ist daher kein Wunder, daß wir 
von diesem Tage an große Vorbe- 
halte hatten, von den Amerika- 
nern gefangengenommen zu wer- 
den, wenn wir auch nicht glauben 
konnten, daß es bei der US- 
Army übliche Praxis war, keine 
Gefangenen zu machen. Warum 
es hier geschah, vermag ich nicht 
zu sagen. 


Ich geriet schließlich am 7. Okto- 
ber 1944 in Gefangenschaft bei 
Arnheim, wo wir in einem 
Kampf von Haus zu Haus mit Bri- 
ten und Yanks und Polen verwik- 
kelt waren, und wo wir etliche 
Kriegsgefangene in den Kellern 


bei uns hatten, von denen einige 
schwer verwundet waren. Unsere 
Sanis taten unter den gegebenen 
Umständen ihr Bestes, je nach 
dem Grad der Verwundungen, 
nicht nach der Nationalität des 
betreffenden Verwundeten. Den 
Briten wurde sogar auf ihren 
Wunsch hin kurzfristig eine Ge- 
fechtspause gewährt, damit sie 
ihre Verwundeten zu uns herüber- 
bringen konnten, die dann in ein 
deutsches Lazarett kamen. 

Vor der Stelle zwischen Heins- 
berg und Geilenkirchen, wo wir, 
wieder einmal als »versprengte 
Gruppe«, eingeschlossen wurden 
und in Gefangenschaft gerieten, 
führten uns unsere »ständigen 
Begleiter« über die belgische 
Grenze. Wir mußten uns rasch 
vorwärtsbewegen, mit den Hän- 
den hinter dem Kopf ver- 
schränkt, aber doch wachsam 
und »taktisch klug« mit häufigem 
In-Deckung-Gehen, da wir 
schon wieder von unserer eige- 
nen Artillerie beharkt wurden. 
Die Amis machten es uns nach. 


Die Frontsoldaten waren 
kameradschaftlich 


Erst als wir eine Ortschaft jen- 
seits der Grenze erreichten, ka- 
men die Amis dazu, uns zu »fil- 
zen« und uns in ein behelfsmäßi- 
ges Lager zu bringen. Bei dieser 
Gelegenheit wurden die meisten 
von uns ihrer Uhren und anderer 
Wertsachen, darunter Eheringe, 
beraubt. Andererseits wurden 
wir eigentlich an diesem Tage 
sehr anständig behandelt. Ein 
Ami bot mit mir freundschaftlich- 
erweise eine »Lucky Strike«, die 
erste amerikanische Zigarette 
meines Lebens an. Diese G.l.s 
waren offenbar Frontsoldaten 
und verhielten sich dementspre- 
chend, anders als jene »Etappen- 
Hengste«, mit denen wir es noch 
oft zu tun bekommen sollten. 


Von Belgien aus ging es bis nach 
Compiegne, Frankreich, in Gü- 
terwaggons. Dort wurden wir 
kurze’ Zeit in einem Pferdestall 
untergebracht, so gut wie ohne 
Verpflegung, es sei denn der eine 
oder andere hätte noch irgendet- 
was besessen, mit dem er die 
Yanks »bestechen« konnte. 
Dann sollten wir in ein richtiges 
Lager kommen. 


Bevor wir den Zug bestiegen, er- 
hielten wir »C-rations« und »K- 
rations« (amerikanische Verpfle- 
gungspäckchen), die die Yanks 


4 
H 
} 


Be ee TE ee Ei ers 


wärs 


PR HREER GER. BON Pe en ee 


RE ET ebd En 


aus einem Waggon unmittelbar 
hinter der Lokomotive entluden. 
Diese Nahrungsmittel wurden je- 
doch nicht ordnungsgemäß aus- 
geteilt, sondern uns von den 
G.l.s zugeworfen, sehr wahr- 
scheinlich weil sie mengenmäßig 
völlig unzureichend waren. Wer 
gerade näher dabei war, er- 
wischte vielleicht eins oder zwei 
oder sogar drei von diesen Ratio- 
nen, während andere leer ausgin- 
gen. Die Wachposten beruhigten 
uns jedoch mit den Worten, daß 
die Fahrt zu unserem nächsten 


- Lager nur viereinhalb Stunden 


dauern würde, und dann bekä- 
men wir auch etwas zu essen. 


Viele überstanden den 


Transport nicht 


Nun, da wir uns mitten im Kriege 
befanden, wurde der Zug viele 


- Male hin und her rangiert, mit 


langen Aufenthalten dazwischen, 


"so daß die »Reise« nach Cher- 


bourg nicht viereinhalb Stunden, 
sondern viereinhalb Tage dau- 
erte. Es braucht nicht gesagt zu 
werden, daß etliche meiner Ka- 


- meraden die Fahrt nach Cher- 


bourg nicht lebend überstanden. 


-- Die meisten von uns waren schon 


‘. ziemlich ausgehungert, bevor sie 


überhaupt in Gefangenschaft ge- 


rieten. 
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Ich weiß nicht genau wieviele un- 

. terwegs starben. In dem Waggon, 
"in dem ich mich befand, waren es 
"vier, es waren mehr in anderen, 


aber ich kann wirklich nicht mit 
Bestimmtheit sagen, wieviele 
von uns starben und irgendwo in 
der Normandie ohne jede Zere- 


"monie begraben wurden. Wir wa- 


ren ein bunter Haufen aus den 
verschiedensten Einheiten und 
Wehrmachtsteilen — Heer. Luft- 
waffe und Marine -, so daß die 
meisten von uns zum ersten Male 
miteinander Bekanntschaft 
schlossen. 


- Indem Waggon, in dem ich mich 


befand, befanden sich fünf oder 


. ‚sechs Angehörige des Strafbatail- 


ion 999, das sich bekanntlich aus 
Sträflingen oder ehemaligen La- 
ger-Häftlingen zusammensetzte, 
die sich an der Front bewähren 


sollten. Diese Burschen erzähl- 


ten uns frei heraus, daß sie in Da- 


. chau inhaftiert waren, kurz bevor 


sie zum Strafbataillon versetzt 


;. wurden, um gegen die Yankees zu 


kämpfen. Ich habe immer noch 
ihren typischen süddeutschen 
Dialekt im Ohr, denn sie kamen 


aus der Steiermark oder aus 
Kärnten, also aus der Ostmark. 
Sie waren glücklich darüber, daß 
sie noch lebten und sangen die 
ganze Zeit ihre heimischen Volks- 
lieder oder »Schnaderhüpferl«. 
Sie hatten Gerüchte über Da- 
chau, über »Berge von Leichen« 
(1944) gehört, spotteten aber 
über diese »S...B«-Propaganda der 
Amerikaner und sagten, die Be- 
handlung, die ihnen zur Zeit wi- 
derfahre, sei viel schlimmer als in 
Dachau. »Zumindest brauchten 
wir dort nicht zu hungern«, mein- 
ten sie. 


Auf der Fahrt nach Cherbourg, 
während der ungewöhnlich lan- 
gen Aufenthalte irgendwo in der 
Normandie, sammelten unsere 
Wachen in ihren Stahlhelmen bit- 
tere Wildäpfel, eigentlich unge- 
eignet zur menschlichen Ernäh- 
rung, die auf niedrigen Bäumen 
in der Nähe wuchsen. Es gab jetzt 
überhaupt nichts mehr zu essen 
im Zug. Die G.I.s nutzten die 
Gelegenheit, diese Wildäpfel ge- 
gen Ringe oder andere Wertsa- 
chen, die ihren Vorgängern bei 
Filzungen vielleicht entgangen 
waren, an uns zu »verkaufen«. 
Der Himmel mag wissen, wo der 
eine oder andere von uns diese 
Gegenstände bislang verborgen 
hatte, aber der Hunger zwang sie 
nun dazu, alles herauszurücken, 
was sie noch in Besitz hatten. 


Marmeladendosen 
als Toiletten 


Es war nicht erlaubt, den Zug aus 


‚gleich welchem Grund zu verlas- 


sen. Die »Toiletteneinrichtung« 
bestand aus Marmeladendosen, 
die von Zeit zu Zeit entleert wur- 
den. Sogar unsere Toten blieben 
zum Teil bei uns, bis wir das End- 
ziel erreichten. Um uns etwas zu 
»necken«, verzehrten die Wa- 
chen vor unseren Augen dick mit 
Käse oder Corned-Beef belegte 


. Butterbrote, aßen sie meist aber 


nur zur Hälfte oder zu Dreivier- 
tel auf und warfen das übrige 
achtlos fort, außer Reichweite ıh- 


rer hungrigen Kriegsgefangenen. 


Diese G.l.s trugen Hosen mit or- 
dentlichen Bügelfalten und 
blankgewichste Stiefel, was dar- 
auf hindeutete, daß es keine 
Frontsoldaten waren. 


Nach unserer Ankunft in Cher- 
bourg, marschierten wir unter 
Bewachung sechs bis acht Kilo- 
meter zum Lager. In den Straßen 
von Cherbourg wurden wir von 


der Bevölkerung verflucht, ange- 
spuckt und sogar körperlich an- 
gegriffen, vor allem von Frauen. 
Ich erinnerte mich schmerzhaft 
an ähnliche Szenen in Frühjahr 
1943, als wir amerikanische 
Kriegsgefangene durch die Stra- 
ßen von Paris führten. Sie wur- 
den dort von dem französischen 
Mob ebenso bedroht und belei- 
digt. Ich war vor meinem Ruß- 
landeinsatz kurze Zeit in Nord- 
frankreich stationiert gewesen. 


Das Lager bestand aus 
schlammigem Boden 


Zur Ehre unserer Begleitwache 
in Cherbourg muß ich sagen, daß 
diese uns so gut es ging vor dieser 
gewalttätigen Volksmenge zu 
schützen versuchten und diese so- 
gar mit ihren MPs in Schach hiel- 
ten. 


Das »Lager« Cherbourg bestand 
aus verschiedenen von einander 
getrennten Stacheldrahteinzäu- 
nungen auf schlammigen Boden. 
Es gab in den ersten beiden Wo- 
chen keinerlei Unterkünfte, und 
es regnete oft und lange. Dann 
wurden endlich einige Holzbar- 
acken aufgestellt, in denen wir, 
wie Sardinen in einer Dose zu- 
sammengepfercht, auf dem blan- 
ken Boden schlafen mußten. Nie- 


. mand konnte sich umdrehen, 


ohne den Nachbarn zu belästi- 
gen. So drehten wir uns auf das 
Kommando »Hau-Ruck« von 
Zeit zu Zeit auf die andere Seite. 
Das hört sich heute spaßig an, 
war aber in jenen Tagen keines- 
wegs spaßig. An Schlaf war ohne- 
hin kaum zu denken. 


Dies war also rund sechs Wochen 
lang unsere »Bleibe«. Man hielt 
uns mit einem täglich ausgeteil- 
ten Becher mit Wassersuppe und 
einem Stück Brot, plus der gele- 
gentlichen C- oder K-Ration, am 
Leben. Es war bei weitem nicht 
genug, um längere Zeit zu überle- 
ben und gesund zu bleiben, aber 
doch gerade genug, um nicht so- 
fort zu verhungern. Ich kann be- 
zeugen, daß gegen Ende Novem- 
ber, als rund 3000 von uns verlegt 
würden, die meisten von uns wan- 
delnden Skeletten ziemlich ähn- 
lich sahen. 


Die Pressefotografen 
lauerten um uns herum 


Die »sanitären Einrichtungen« 
im Lager Cherbourg bestanden 


aus quadratischen oder rechtecki- 
gen Aushebungen, bündig mit 
dem Boden, vielleicht fünf oder 
viermal sechs Meter groß. . Wir 
mußten unsere Notdurft an den 
Rändern stehend oder in Hock- 
stellung verrichten und versu- 
chen uns gegenseitig zu stützen, 
um nicht sofort in die zwei Meter 
tiefen Gruben zu fallen, denn es 
war meist sehr schlüpfrig, um 
diese herum. Einige Kameraden 
waren zu schwach, um sich lange 
genug in dieser Stellung zu halten 
und fielen tatsächlich in die La- - 
trine hinein. Dies schien der Au- 
genblick zu sein, auf den einige 
Pressefotografen der amerikani- 
schen Soldaten-Zeitung »Stars & 
Stripes« gewartet hatten. Sie 
schossen Bilder von »Hitler-Sol- 
daten tief in der Sch ...«. 


Ich muß in diesem Zusammen- 
hang erwähnen, daß die Ameri- 
kaner sporadisch ganze Dosen 
von Corned-Beef pro Person 
oder eine für zwei Personen aus- 
teilten, so daß es eigentlich keine 
Überraschung war, daß Durchfall 
um sich griff und viele von uns 
stundenlang, Tag und Nacht, 
»auf’s Häuschen« mußten. 

So wie wir in den ersten Tagen re- 
gistriert worden waren, lief jeder 
»Vorgang«, darunter die Essen- 
austeilung, nach dem Alphabet 
ab. Man kam dadurch zum 
»Frühstück« (ein Euphemismus) 
etwa um die Mittagszeit und zum 
»Mittagessen« (wieder ein Eu- 
phemismus) etwa gegen 18 Uhr 
an der Reihe. Als einige im Or- 
derly Room (Schreibstube) dage- 
gen zu protestieren versuchten, 
brüllte der Schreibling sie unmiß- 
verständlich an, »ihre dreckige 
Nazi-Schnauze zu halten«. 


Wir helfen uns 
gegenseitig 


Von Zeit zu Zeit trieben die Amis 
ein wenig »Spaß« mit uns , indem 
sie uns durch zwei Reihen von 
mit Knüppel bewaffneten G.l.s 
Spießruten laufen ließen. Wenn 
einer schnell genug auf den Bei- 
nen war, erhielt er vielleicht ei- 
nen oder zwei Schläge auf Kopf 
oder Schulter, wenn nicht, drei 
oder vier. Das Ganze war nicht 
sehr schwerwiegend, keiner starb 
von diesen Schlägen, sondern es 
geschah wohl nur, um uns zu de- 
mütigen und uns klarzumachen, 
daß wir keine Soldaten, sondern 


- Gefangene waren. Beschimpfun- 


gen störten uns schon lange nicht 
mehr. 
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Zweiter Weltkrieg 
Von den 
Lagern der 
Alliierten zum 
Lager der: 
Revisionisten 


So waren die Zustände im Lager 
Cherbourg. Ich muß jedoch in al- 
ler Fairneß hinzufügen, daß, ob- 
wohl Kriegsgefangene dort an 
Hunger und Krankheiten star- 
ben, die Situation in Bad Kreuz- 
nach oder auf den Rheinwiesen, 
die jetzt erst im vollem Ausmaß 
bekannt geworden ist, schlimmer 
gewesen sein. muß, als damals bei 
uns in Cherbourg. Wir waren alle 
schwach und unterernährt, daran 
besteht kein Zweifel, aber die 
. ‚meisten überlebten irgendwie, 
. und wir halfen uns gegenseitig, so 
gut wir konntem.Die Nächte wa- 
ren kalt und es.regnete oft stun- 
denlang, so daß es, gelinde ge- 
sagt, nicht gerade behaglich war, 
im tiefen Schlamm oder später 
auf kaum mit Stroh bedecktem 
Boden zu »schlafen«. 


Gegen Ende November wurden 
3000 von uns in ein anderes Lager 
verlegt. Zwei jener Liberty- 
Boats sollten uns über den Armel- 
kanal nach Southhampton brin- 
gen, wo die »Queen Mary« - 
oder war es die »Queen Eliza- 
beth?« - auf uns wartete, um uns 
nach Amerika zu bringen. Der er- 
ste Versuch, die Schiffe nahe ge- 
nug ans Ufer zu bekommen, da- 
mit wir an Bord gehen konnten, 
scheiterte. Die Hafenanlagen wa- 
ren fast völlig zerstört, und es 


blies an diesem Tage ein starker 
Sturm. Wir wurden daher ins La-- 


ger zurückgeführt. Ein oder zwei 
Tage später. wurde ein zweiter 
Versuch unternommen. Diesmal 
hatten die Schiffe angelegt, und 
wir konnten an Bord gehen, 1500 
in das Schiff, das den Union Jack 
gehißt hatte, und 1500 in das an- 
dere Schiff, das die Stars & Stri- 
pes gehißt hatte. Der Fracht- 
raum, in dem wir untergebracht 
wurden, befand sich unterhalb 
des Wasserspiegels. Wie üblich 
ging auch hier alles nach dem Al- 
phabet. Ich bestieg das zweite 
Schiff. 

Warum ich diese scheinbar be- 
langlose Einzelheit erwähne? 
Nun, sie war nicht gerade bedeu- 
tungslos für mich: Wie wir später 
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erfuhren, wurde das erste Schiff 
auf dem Wege nach England von 
einem deutschen U-Boot ver- 
senkte. Man hatte es offenbar für 
einen Truppentransporter gehal- 
ten. So hatte der Bursche, der 
uns in Cherbourg angebrüllt 
hatte, ohne es zu wissen, mein 
Leben gerettet. Dies war mein 
zweites »Entkommen um Haa- 
resbreite«; das erste war meine 
Flucht aus jenem schmalen Land- 


. streifen in Holland. Für die üb- 


rige Zeit meiner Gefangenschaft 
habe ich mich nie mehr über ir- 
gendetwas beschwert. 


Mein Glück . 
im Unglück 


Nach Ankunft in Southhampton 
erfuhren wir, daß das große Schiff 
planmäßig abgefahren war, und 
daß 3000 andere Gefangene aus 
nahegelegenen P.O.W. Camps 
geholt und an unserer Stelle nach 


Amerika verschifft worden wa- - 


ren. So blieb ich bis 1948 in Groß- 


. britannien. 


In einem gewissen Ausmaß gerie- 
ten wir zunächst vom Regen di- 
rekt unter die Traufe, denn Devi- 
zes in Whiltshire war auch in vie- 


ler Hinsicht ein schreckliches La- 


ger, vor allem während der Win- 
termonate. Als Durchgangslager 
umfaßte es rund 7000 Gefan- 
gene. Wir waren in großen Hallen 
aus Wellblech, ähnlich wie die so- 
genannten »Nissen-Hütten«, nur 
viel größer, untergebracht. Sie 
hatten vorher für kanadische Ein- 
heiten als Garagen gedient. 


Obwohl in jeder Halle ein großer 
Kanonenofen stand, konnte 
nicht geheizt werden, denn es 
gab kein Heizmaterial. Eine auf 
dem Ofen stehende Kerze diente 
dazu, uns gelegentlich die steifen 
Finger zu wärmen. im Winter hin- 
gen die Eiszapfen von der 
»Decke« herab, und im Sommer 
tropfte uns der Teer aus den Fu- 
gen zwischen den Wellblechen 
auf die Köpfe. Das Essen war 
qualitätsmäßig nicht einmal 


‚schlecht, aber mengenmäßig viel 


zu wenig für unsere ausgehunger- 
ten Leiber. Die sanitären Anla- 
gen spotteten jeder Beschrei- 
bung, wenn sie auch nicht ganz so 
primitiv waren wie in Cherbourg. 
Unweit des Lagers Devizes be- 
fand sich ein amerikanisches 
Genesenden-Lazarett und einige 
Arbeitsgruppen wurden täglich 
dorthin geführt, um in und um 
das Lazarett herum zu arbeiten. 


Wegen meiner Englischkennt- 
nisse wurde ich oft als Dolmet- 
scher eingesetzt. Die Yanks frag- 
ten uns, wie die Bedingungen im 
Lager seien, und wir sagten es ih- 
nen unverblümt. So machten sie 
es sich zur Gewohnheit, uns 
Sandwiches und andere Lebens- 
mittel auszuhändigen, um sie 
abends »mit nach Hause« zu neh- 
men. Wir konnten auch unseren 
Kameraden, die keine Gelegen- 
heit hatten aus dem Lager her- 


“ auszukommen, davon abgeben. 


Am ersten Tag wurden wir von 


den Briten gefilzt, bevor wir das 
Lager wieder betraten, und sie 
nahmen uns alles ab. Einige von 
uns beschwerten sich am näch- 
sten Tag beim Küchenfeldwebel 
der Amerikaner und - Wunder 
über Wunder -, von dem Tage an 
marschierten die G.I.s mit uns di- 
rekt ins Lager hinein, an den ver- 
blüfften britischen Torwachen 
vorbei, so daß diese von da ab 
keine Gelegenheit mehr hatten, 
uns zu durchsuchen. 


Im Lager 
in England 


F 
In diesem US-Lazarett fand ich 
ein Exemplar des »Reader’s Di- 
gest« vom Mai 1943, das den Arti- 
kel »The Inside Story of the Hess 
Flight« enthielt. Ich übersetzte 
ihn ins Deutsche und verlas ihn 
im Januar 1945 vor rund 1200 Ka- 
meraden. Natürlich nahmen die 
Briten mir später das Heft weg 
und mein Name wurde auf ihre 
schwarze Liste gesetzt. 1981 
konnte ich mir mit Hilfe meines 
Freundes Mark Weber in der Li- 
brary of Congress in Washington 


nicht nur ein Exemplar dieses 


»Reader’s Digest« (Mai 1943), 
sondern auch ein Exemplar des 
»American Mercury« vom April 
1943 beschaffen, der den glei- 
chen, aber ungekürzten Bericht 
enthielt. 


Deutsche Lagerführer 
machten das Leben schwer 


Fairerweise muß ich sagen, daß, 
was mich persönlich betrifft, das 
Lager Devizes in Großbritannien 
eine unrühmliche Ausnahme 
war. Der Krieg war noch nicht zu- 
ende und auch bei der Bevölke- 
rung fehlte es an allen Ecken und 
Enden. Es herrschte aber auch 
Korruption im Lager. Das zeigte 
sich schon dadurch, daß es den 
Insassen in den sogenannten 


»Verwaltungslagern« (nicht nur © 


in Devizes) - die meisten von ih- 
nen waren aus »politischen Grün- 
den« von der Gewahrsamsmacht 
nach einem sogenannten »scree- 
ning« (Verhör) sorgfältig ausge- 
sucht worden — weit besser ging 
als uns. Alle waren angebliche 
»Anti-Nazis« 


aber auch »Wendehälse« wie ehe- 
malige HJ-Führer darunter. So- 
gar unter den britischen Verneh- 


mungsoffizieren gab es Leute die .. 


früher einmal HJ-Führer waren. 


Beim Verhör konnte man ja alles 
Mögliche behaupten. Die Briten 
gingen überhaupt bei ihren Ver- 
hörmethoden oft sehr unklug 
vor. Jedenfalls hatten die besag- 
ten Leute nichts zu bemänglten 
und verhöhnten uns über den Sta- 
cheldraht hinweg, der sie von uns 
trennte. Wie in den deutschen La- 
gern, lag auch in Großbritannien 


oder ehemalige 
Kommunisten, es waren aber . 


die Lagerführung meist in Hän- . : 


den von Gefangenen und oft wa- 
ren es nicht die Engländer, son- 
dern die deutschen Lagerführer 
die uns das Leben schwer mach- 
ten. 


Allerdings hatte auch der briti- 
sche Kommandant einen großen 
Einfluß darauf, wie wir behan- 
delt wurden. Wenn dieser die 
Deutschen haßte, dann konnte es 
böse werden. 


Aufforderung zum 
Landesverrat 


In Devizes versuchte ein Offizier 


der britischen Armee mich bei ei- 


nem Verhör dazu zu überreden, 
eine Erklärung zu unterzeich- 
nen, nach der ich mich »von der 
derzeitigen Regierung distanzie- 
ren und mithelfen sollte, ein 
neues demokratisches Europa 
aufzubauen«. Da wir uns aber 
noch im Kriege befanden, war 
dies eine dreiste Aufforderung 
zum Landesverrat. Natürlich wei- 
gerte ich mich, den Fetzen zu un- 
terschreiben. Nun erhielt ich 
noch einen negativen »Vermerk« 


in meiner Personalakte, nämlich 
die Bezeichnung »C plus«, das 


heißt unverbesserlicher Nazi. So 
einfach war das. 


Leider muß ich noch einen sehr 
bösen Vorfall erwähnen, der sich 
in Devizes ereignet hat. Am 16. 
Dezember 1945, dem Tag als in 


den Ardennen die sogenannte 


»Rundstedt-Offensive« begann, 


soll-angeblich, wie uns die briti- : 


sche Lagerführung mitteilte, ein 
Massenausbruch von Gefange- 
nen in ganz Südengland geplant 
und teilweise ausgeführt worden 
sein. Aus unserem Lager waren 
tatsächlich an diesem Tag sechs 
Mann ausgebrochen. Sie wurden 
geschnappt und zwei von ihnen 
»auf der Flucht erschossen«, als 
sie schon fast wieder im Lager 
waren, da ihnen die Lage aus- 
sichtslos erschien. In der Nacht 
wurde das ganze Lager mit Pan- 
zern umstellt und wir wurden 
stundenlang »gezählt«. Man 
warnte uns, weitere Fluchtversu- 
che zu unterlassen und drohte da- 
mit, daß die Betreffenden »be- 
stimmt nicht lebend ins Lager zu- 
rückkommen würden«. 


Die »sanitäre Anlage« im Lager 
bestand aus fünf oder sechs gro- 
Ben Kübeln für jede Halle, die je- 
- weils zwischen zwei Hallen stan- 
den. Nach diesem Vorfall vom 16. 
Dezember mußten diese den gan- 
zen Tag, auch nachts in der Halle 
stehen. Im Lager war unter ande- 
rem auch die Ruhr ausgebro- 
chen, so daß nachts die Kübel 
überliefen. Eines Nachts wollten 
einige Kameraden wenigstens die 
" Kübel draußen entleeren und öff- 
neten vorsichtig das große Tor, 
um dies den polnischen Wachpo- 
sten zu sagen. Diese schossen je- 
doch bedenkenlos von ihren 
Wachtürmen aus in die Hallen 
hinein, so daß einige Kameraden 
in der Halle, in der ich mich be- 
fand in ihrem Schlaf getötet, an- 
dere schwer verwundet wurden. 
Von einer Bestrafung dieser über- 
eifrigen Wachposten haben wir 
allerdings nie etwas gehört. 


Nun will ich aber aufhören, über 
meine Zeit hinter Stacheldraht 
zu stöhnen und zu motzen. Es 
gab auch gute Zeiten, und ich 
habe schließlich alles gut über- 
lebt. Schließlich waren die Ver- 
hältnisse in Deutschland - vor al- 
lem im Ruhrgebiet - nicht gerade 
beneidenswert. 


Es gab auch 
erfreuliche Ausnahmen 


Ich wurde »quer durch den Gar- 


ten« durch ganz Großbritannien 
hin und her verlegt - einmal zehn 
Monate lang hoch in den Norden 
bis fast nach John O’Groats am 
nördlichsten Zipfel Schottlands 
- (Watten Camp). Dort hatten wir 
“einen Kommandanten, der wie 

ein Vater zu uns war. Er hatte 
selbst über vier Jahre in deut- 


scher Kriegsgefangenschaft ver- 
bracht und behandelte uns wie 
Soldaten, nicht wie Sträflinge. 
Dementsprechend waren auch 
die allgemeinen Verhältnisse in 
Watten Camp besonders gut. Es 
war ein Paradies im Vergleich zu 
dem, was die meisten von uns bis 
dahin erlebt hatten. 


Mit der Zeit verbesserte ich 
meine englischen Sprachkennt- 
nisse mehr und mehr, lernte die 


verschiedenen Dialekte unter- 
scheiden und auch den Armee- 
Jargon verstehen. Dies hat mir 
später im Zivilleben sehr gehol- 
fen. 


Ich wurde schon im August 1945 
in einem Lager in Cumnock, 
Airshire, Schottland, so etwas 
wie ein Revisionist. Die Lager- 
führung hatte uns gezwungen, 
den berüchtigten Hollywood- 
Propagandafilm über »Gaskam- 
mern« in Belsen, Buchenwald 
und Dachau anzuschauen. Man 
sah Berge von Leichen auf Schei- 


terhaufen, angeblich in Buchen- 
wald. Kameraden aus Dresden 
erkannten jedoch die Ortlichkeit 
und protestierten laut, daß dies 
nicht Buchenwald, sondern die 
Innenstadt von Dresden sei. 


Zeit für eine 
offene Diskussion 


Bekanntlich wurden nach dem 
grauenvollen Angriff auf Dres- 


den im Februar viele Leichen auf 
offener Straße verbrannt, weil 
Seuchengefahr im Verzug war 
und die üblichen Bestattungs- 
möglichkeiten nicht ausreichten. 
Die Protestierenden wurden 
schnell abgeführt und eine Zeit- 
lang eingesperrt. Ob dies meine 
Zweifel beseitigt hat? Ganz im 
Gegenteil. Ich selbst war zwar 
niemals auch nur in unmittelba- 
rer Nähe eines Konzentrationsla- 
gers, und so konnte ich auch mei- 
nen Vernehmern nichts darüber 
sagen, machte aber aus meinem 
Zweifel keinen Hehl. Es war al- 


lerdings sinnlos, die meiste Zeit 
im »calaboose« (Arrestzelle oder 
Straflager) zu verbringen, daher 
war es klüger, nicht: allzu ein- 
dringlich auf seiner Meinung zu 
bestehen und auf die Entlassung 
zu warten. Ich sagte aber zu den 
Vernehmungsoffizieren, daß ich 
mich nach meiner Entlassung 
darum bemühen wollte, die 
Wahrheit zu erforschen. 

Ich bekenne mich zur revisionisti- 
schen Schule der Geschichtsfor- 


Mit der unzerstörten Eisen- 
bahnbrücke bei Remagen hat- 
ten die Amerikaner unverhofft 
einen Rheinübergang gewon- 
nen. 


schung. Das soll keineswegs be- 
deuten, daß ich die Augen vor 
dem verschließe, was tatsächlich 
an Unrecht geschehen ist. Es ist 
aber allerhöchste Zeit, daß durch 
eine offene Diskussion über alle 
Aspekte des Zweiten Weltkriegs 
der historischen Wahrheit end- 
lich eine Gasse gebahnt wird. U 
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Vertrauliches 


Patrick Buchanan 
Der Krieg 
der Worte 


Der konservative Leitartikler Pa- 
trick Buchanan, einst Anhänger 
des Zionismus, der in letzter Zeit 
einer dessen schärfsten Kritiker 
geworden ist, wird weiterhin we- 
gen seiner Kritik an dem ameri- 
kanisch-jüdischen Fanatismus an- 
geprangert und bestraft. Wegen 


seiner Bemerkung, daß niemand ° 


im Mittleren Osten Krieg will - 

“ abgesehen vom »israelischen Ver- 
teidigungsministerium« und des- 
sen »Ja-und-Amen-Ecke« im 
amerikanischen Kongreß -, wird 
er des Antisemitismus bezichtigt. 
Den zionistischen Neokonserva- 
tiven zur Seite tretend, feuerte 
der ehemalige Chefredakteur der 
»New York Times« und jetziger, 
in mehreren Zeitungen schrei- 
bender Kolumnist, Abe Rosen- 
thal, eine Breitseite der Gehäs- 
sigkeit gegen Buchanan ab. Er 
bezichtigte Buchanan des Antise- 
mitismus und der »Blutverleum- 
dung« des jüdischen Volkes. Ro- 
senthal sagte, er habe Buchanän 
schon seit Jahren »schweigend 
verachtet« und bedauere, daß er 
es unterlassen habe, sich der 
Häßlichkeit schon früher zu stel- 
len«. 


Buchanan und Leute seines 
Schlages, schrieb Rosenthal, soll- 
ten scharf bewacht und so früh 
wie möglich gebrandmarkt wer- 
den. Rosenthal versuchte, An- 
klage gegen Buchanan zu erhe- 
ben mit der Begründung, dieser 
habe zu einer Überprüfung der 
Zusammenarbeit des amerikani- 
schen Justizministeriums mit der 
israelischen Strafverfolgung von 
John Demjanjuk - der aus den 
USA ausgewiesen wurde und 
dem nun in Israel die Hinrich- 
tung als Kriegsverbrecher droht, 
obwohl Beweise dafür vorliegen, 
daß es sich um den falschen 
Mann handelt - aufgefordert. 
Rosenthal war auch über Bucha- 
nans Beschuldigung verärgert, Is- 
raels Einfluß im amerikanischen 
Kongreß und Regierung sei im 
Vergleich zu seinem Wert als Ver- 
bündeter unverhältnismäßig 
groß, und der Kongreß sei »isra- 
elisch besetztes Gebiet«. 
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Die israel-freundliche Interessen- 
gruppe, die dem machiavelliani- 
schen Diktum folgt, daß es besser 
sei gefürchtet als geliebt zu wer- 
den, hat stets die große Verleum- 
dungskampagne als Waffe gegen 
widerspenstige oder abweichleri- 
sche Stimmen verwendet. Sie 
läßt sich jedoch auf ein ziemli- 
ches Glücksspiel ein, wenn sie 
die gleiche Taktik auf den sehr 
profilierten Buchanan anwendet, 
auf dem vorgelegte Beweise, er 
sei Antisemit, einfach nicht hän- 
gen bleiben werden. Selbst seine 
biftersten ideologischen Gegner 
sagen, daß Rosenthal für seine 
Beschuldigung keinerlei Beweise 
vorbringen kann. 


William F. Buckley, dessen »Na- 
tional Review« auch in den Chor 
der pro-israelischen Kriegshetzer 
eingestimmt hat und auf die Aus- 
löschung des Irak drängt, geriet 
mit einer lahmen Erklärung, in 
der er beiden Männern die be- 
sten Beweggründe unterstellte 
und ihnen dringend nahelegte, 
sich etwas zurückzuhalten, selbst 
halb in die Rauferei hinein. 

Aber jetzt, wo Amerikaner sich 
langsam der Realität der einseiti- 
gen amerikanischen Beziehun- 
gen zu Israel'bewußt werden und 
eine immer stärker werdende 
Anzahl von Meinungsmachern 
und politischen Führungspersön- 
lichkeiten sich offen über die isra- 
elische Herrschaft über die ame- 
rikanische Gesetzgebung aus- 
sprechen, mußte die Pro-Israel- 
Lobby mit irgendjemandem ein 
Exempel statuieren. Buchanan 
war dieser Jemand. Die ADL 
führte seit Jahren dicke Akten 
über ihn und war jetzt bereit, sie 
unverzüglich freizugeben. 
Buchanan hat sich erst einmal ge- 
gen die Schmierkampagne vertei- 
digt, nämlich als er schrieb, daß 
er unmöglich 30 Jahre lang als 
Journalist hätte überleben kön- 
nen, wenn er gemäß Anklage 
schuldig sei. Bei jedem anderen 
Punkt ging er aber zum Angriff 
über. »Was wir hier haben, mei- 
ne Freunde, ist ein gezielter 
Schlag, ausgeführt, so schätze 
ich, in sittenwidrigem Zusam- 
menwirken zur Vortäuschung ei- 
nes Sachverhaltes mit den glei- 
chen Leuten, die mir das ganze 
interessante Zeug über den Pfar- 
rer Jesse Jackson zugespielt ha- 
ben, alsich noch als zuverlässiger 
galt. Denn einer der Charaktere, 
die jetzt über die »Ja-und-Amen- 
Ecke« aufheulen, ist nämlich Abe 
Foxman von der Anti-Defama- 
tion League.« 


Buchanan beschreibt das anhän- 
gen des antisemitischen Etiketts 
als »Brandeisen, das von einer 
winzigen Clique geschwungen 
wird, um Ketzer auf fürchterliche 
Weise von ihrer übereinstimmen- 
den politischen Orthodoxie los- 
zubrennen. Es wird angewendet, 
um Leute abzuschrecken, einzu- 
schüchtern, zu zensieren und 
zum Schweigen zu bringen; um 
ihren Ruf derart zu beeinträchti- 
gen, daß ihnen niemand mehr zu- 
hören wird; um sie so unaus- 
löschlich zu brandmarken, daß 
sie niemand mehr anschauen 
wird ohne zu sagen, »sagen Sie, 


ist das nicht so ein Antisemit«. 


Der angrifflustige Journalist ent- 
hüllte, daß er in früheren Jahren 
bei der Nixon-Regierung und dar- 
über hinaus, ein überzeugter An- 
hänger Israels gewesen sei, 
»durch und durch ein Menachim- 
Begin-Mann«. Er habe seine 
Meinung erst geändert, als ver- 
ständliche Reaktion auf den Jo- 
nathan-Pollard-Verrat, die bar- 
barische Niederschlagung des Pa- 
lästinenser-Aufstands, den Land- 
raub an der Kirche des Heiligen 
Grabes in Jerusalem am Karfrei- 
tag 1990, den Versand von Trau- 
benbomben durch Israel an die 
kommunistische Regierung in 
Athiopien, um dort gegen die ei- 
gene aufständische Bevölkerung 
verwendet zu werden, die fortge- 
setzte Kritik an der katholischen 
Kirche und den Papst seitens Isra- 
els und dessen Anhänger, und 
»schließlich auf die Haß-Post und 
Haß-Kolumnen - von Juden ver- 
schickt und von Juden geschrie- 
ben -, jedesmal wenn ein neuer 
Kampf ausbricht«. oO 


Naher Osten 
Die Berater des 
US-Präsidenten 


US-Präsident George Bush hat 
viele kostenlose Ratschläge dar- 
über erhalten, wie er die Krise 
am Persischen Golf meistern 
sollte. Ein Großteil dieser ko- 
stenlosen Ratschläge erscheinen 
auch auf den Leitartikelseiten 
der großen amerikanischen Zei- 
tungen, die damit in aller Öffent- 
lichkeit die wachsenden Risse im 
einstigen konservativen Konsen- 
sus des Establishments ans Tages- 
licht fördern. Von besonderem 
Interesse sind dabei die immer 
größer werdenden Meinungsver- 
schiedenheiten zwischen den zio- 


nistischen Neokonservativen 
(Neocons) und solchen Bastio- 


nen der Denkart des Establish- 


ments wie der Council on Foreign 
Relations (CFR). 


Die Neocons müssen sich nicht 
nur mit Männern vom Kaliber ei- 
nes Pat Buchanan und anderen 
echten Konservativen herum- 
schlagen, sondern sie werden 
auch in steigendem Maße von ih- 
ren einstigen Verbündeten in den 
Machtzentren des Establish- 
ments herausgefordert. Und 
Krieg oder Frieden ist dabei die 
zentrale Frage. 


Richard Perle, ein ehemaliger 
stellvertretender Verteidigungs- 
minister in der Reagan-Regie- 
rung und einer der Lieblinge der 
Neokonservativen, warf kürzlich 
sein Gewicht in die Waagschale. 
Sein kriegerischer Rat an den 
US-Präsidenten wurde im »US 
News & World Report«, dem of- 
fenkundig _israel-freundlichen 
Nachrichtenblatt, veröffentlicht. 
Nachstehend die wesentlichen 
Punkte seiner Ratschläge: »Nach 
der Zusammenschweißung einer 
internationalen Koalition von 
noch nie dagewesener Breite ge- 
gen den irakischen Einmarsch in 
Kuwait laufen die Vereinigten 
Staaten nunmehr Gefahr, den 
Krieg gegen Saddam zu verlieren 
... Der Ursprung unseres dro- 
hend in der Luft liegenden Fehl- 
schlags am Persischen Golf ist 
grundlegender Natur: Trotz sei- 
ner bewundernswerten Ent- 
schlossenheit hat Präsident Bush 
die amerikanische Politik auf 
dem falschen Ziel aufgebaut. Un- 
ser Ziel muß die Demontage 
oder Zerstörung der militäri- 
schen Macht Husseins sein. 
Nichts geringeres wird genügen. 
Keines der Ziele der Administra- 
tion — die Verteidigung Saudi- 
Arabiens und der Rückzug der 
irakischen Streitkräfte aus Ku- 
wait - kann das Interesse des We- 
stens an der Beschützung und Si- 
cherheit des Golfes gewährlei- 
sten. Nur nach der Vernichtung 
Saddam Husseins und seiner 
Kriegsmaschine können wir da- 
mit beginnen, im Nahen Osten 
eine stabile politische Ordnung 
aufzubauen ... 


Wenn es letztendlich zum Kriege 
kommen muß, worauf warten wir 
dann noch? Die Regierung 
glaubt, sie müsse zusätzliche 
Streitkräfte an den Golf schik- 
ken, so daß ein Krieg schnell und 


in ne 
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he 


entscheidend gewonnen werden 


kann. Es ist ein Glücksspiel da- 
mit, daß der politische Konsens 
gegen Hussein, mit dem das Em- 
bargo unterstützt wird, solide ge- 
nug sein könnte, damit wir Zeit 
gewinnen, dort zu voller Stärke 
zu gelangen ... h 


Aber es ist gefährlich, zu lange zu 
‘warten, und noch gefährlicher, 
den Eindruck zu erwecken, daß 
es uns an Rechtfertigungen für 
... eine Offensive mangelt. Auch 
ohne eine weitere Herausforde- 
rung wären wir berechtigt, den 
Irak anzugreifen, weil er ameri- 
kanische Geiseln in seiner Ge- 
walt hat. Massive Luftangriffe 
zur Zerstörung der Chemie- und 
Atomanlagen des Iraks sowie sei- 
ner Raketen und Flugzeuge wä- 
“ren eine angemessene Antwort 
auf Husseins Drohungen, Waffen 
. zur Massenvernichtung einsetzen 
zu wollen. Kurz gesagt, wir soll- 
- ten uns frei fühlen, loszuschlagen 
wann und wo wir es wollen.« 
. Einige Tage nach diesem Rat- 
‘schlag Perles schlug William Hy- 
land, Herausgeber von »Foreign 
Affairs«, das Organ des CFR, in 
der »Washington Post« mit einem 
“nicht übereinstimmenden Artikel 
. zurück. Hyland, das muß hier 
... festgestellt werden, ist ehemali- 
ger Berufsbeamter des CIA und 
war ein Gehilfe des Weißen Hau- 
"ses unter Henry Kissinger für 


” Advisory Board 
(Beirat für Auslandsnachrichten- 
.. dienste) des amerikanischen Prä- 

sidenten. Nachstehend die 


“ Hauptpunkte in Hylands Wider- 


legung: 


»Die Zeit ist für Amerika gekom- 
men, seine Bedingungen zur Re- 
*gelung der Golf-Krise zu erläu- 
tern ... Krieg mag sehr wohl die 
einzige Lösung sein. Wenn Sad- 
dam tatsächlich wie Hitler ist, 
dann ist er kriegslüstern. Und 
trotzdem, bevor wir in den Krieg 

: ziehen, müssen wir versuchen, 
‘ihm einen Weg aus der Sackgasse 
anzubieten. Einfach darauf zu 
.... beharren, daß sich Saddam aus 
, Kuwait zurückzieht, genügt nicht 
mehr. Jeder Friedensplan muß 
sich nicht nur mit der Befreiung 

°- Kuwaits, sondern auch mit der 
Eindämmung des Irak und mit 
: neuen Sicherheitsvorkehrungen 
„.. für den Golf und vielleicht auch 
““ für den ganzen Nahen Osten be- 
fassen. f e 


Die Aussichten für Verhandlun-. 


gen sind ziemlich düster, aber ein 


Friedensplan könnte funktionie- 
ren, wenn alle permanenten Mit- 
gliederstaaten des Sicherheitsra- 
tes - Großbritannien, Frank- 
reich, die Vereinigten Staaten, 
China und die Sowjetunion - ihn 
vorbringen. Selbst Saddam 
könnte diesen nicht einfach vom 
Tisch wischen ... Man kann von 
den fünf Mächten ... nicht erwar- 
ten, den Status quo festzuschrei- 
ben, aber sie könnten sich bereit- 
halten, als ehrliche Makler zu 
fungieren, um eine arabisch-isra- 
elische Einigung herbeizuführen. 
Es wäre Ironie, wenn diese Krise 
mit Sicherheitsgarantien für die 
arabischen Scheichs enden und 
Israel weiterhin allen Gefahren 
ausgesetzt bliebe ... 


Die derzeitige Strategie des Sich- 
Verlassens auf den Aufbau der 
militärischen Macht und der Ver- 
dichtung des Embargos hängt zu 
sehr von der Kalkulation ab, daß 
Saddam verzweifelt genug wer- 
den könnte, zu kapitulieren oder 
er wird gestürzt ... Eine Rege- 
lung die über die Befreiung Ku- 
waits hinausgeht und den Irak 
nach der Krise im Zaum hält, 
liegt gewiß im Interesse Ameri- 
kas.« Oo 


Japan 
Revision der 
UN-Charter 


gefordert 


Die japanische Regierung hat 
dazu aufgerufen, die Charta der 
Vereinten Nationen zu überprü- 
fen, mit dem Ziel, die darin ent- 
haltenen Hinweise auf »Feind- 
staaten, die im Zweiten Welt- 
krieg besiegt wurden« zu strei- 
chen. »Die noch in der Charta 
enthaltenden Feindstaaten-Klau- 
seln sind im neuen Zeitalter un- 
angebracht und bedeutungslos 
und sollten baldmöglichst ver- 
schwinden«, sagte der japanische 
Außenminister Taro Nakayama 
in einer Rede vor den Vereinten 
Nationen. 


Dies ist das erste Mal in 29 Jah- 
ren, daß Japan auf hoher Regie- 
rungsebene einen solchen Schritt 
verlangt hat. Es entsprach damit 
einem ähnlichen Aufruf seitens 
des italienischen Außenministers 
Gianni de Michelis. 


Einige der fünf ständigen Mitglie- 
der des Sicherheitsrates der Ver- 


- einten Nationen halten sich tradi- 


tionsgemäß damit zurück, einer 
Anderung der Charta zuzustim- 
men, da sie glauben, dies würde 
den Druck zur Umstrukturierung 
des Sicherheitsrates verstärken. 
Japan, Deutschland, Indien und 
Brasilien sollen zu den Staaten 
gehören, die eine ständige Mit- 
gliedschaft im Ratanstreben. U 


- Philippinen 


Aquino wünscht 
Rückzug der 
US-Streitkräfte 


Die Staatspräsidentin der Philip- 
pinen, Frau Corazon Aquino, 
rief zu einem »geordneten Rück- 
zug« der amerikanischen Streit- 
kräfte aus den Philippinen auf. 
»In einer Welt, in der der Kalte 
Krieg zu Ende gegangen ist und 
die Ereignisse in Osteuropa und 
im Nahen Osten die geopoliti- 
sche Ordnung verändert haben, 
treffen die Jahrzehnte alten Maß- 
stäbe der philippinisch-amerika- 
nischen Beziehungen nicht mehr 
zu«, meinte Frau Aquino. 


Der philippinische Verteidi- 
gungsminister Fidel Ramos, der 
die amerikanische Position wider- 
spiegelt, wies in einem Interview 
darauf hin, daß, wenn es schon 
keine Möglichkeit gibt, ein neues 
Abkommen über die amerikani- 
schen Stützpunkte durch den phi- 
lippinischen Senat zu bringen, 
die Filipinos mit einer Forderung 
nach plötzlicher Beseitigung der 
Stützpunkte keine »neuen Pro- 
bleme« schaffen sollten. 


»Wir benötigen mehr Zeit, und 
sei es bis kurz vor dem 21. Jahr- 
hundert, und keinen urplötzli- 
chen Schlag ohne vorherige Pla- 
nung«, sagte Ramos. 


Der Leiter der amerikanischen 
Verhandlungsmannschaft, Ri- 
chard Armitage, wies ebenfalls 
darauf hin, daß mehr Zeit für ein 
langsames Auslaufen benötigt 
werde und vermittelte einen Ein- 
blick in die neue Weltordnung, in 
der die Angloamerikaner sich als 
Weltpolizisten sehen. »Wir wol- 
len unseren Freunden in dieser 
Region ausreichend Zeit einräu- 
men, damit sie sich an eine Welt 
anpassen können, in der die Ri- 
valität der Supermächte ersetzt 
wird, wie es scheint, durch die 
Ausbreitung regionaler Mächte, 


die die Herrschaft über die jewei- 
ligen Nachbargebiete anstre- 
ben.« m; 


China 

Die | 
Hinrichtungen 
gehen weiter 


Mitte September 1990 wurden in 

der chinesischen Provinz Guang- 
dong an einem Tag 64 Menschen 

hingerichtet, berichtet die »Can- 
ton Evening News«. Dies war die 

größte Massenhinrichtung seit- 
dem China im Mai mit seinem 

jüngsten »Verbrechen-Bekämp- 
fungs«-Feldzug begann,. schrieb 

die Zeitung. Die Getöteten wa- 
ren 24 Räuber, 20 Diebe, 14 Mör- 
der und 4 illegale Waffenhändler 

und 2 Straßenrowdies. Sie wur- 

den nach einer »Massenver- 
sammlung zur Urteilsverkündi- 
gung«, wie so etwas jetzt genannt 

wird, getötet; Massenversamm- 
lungen wie die Zirkusse im alten 
Rom, wo Menschen zum Tode 

verurteilt, dann abgeführt und 

sofort hingerichtet wurden. 

Der stellvertretende Bürgermei- 
ster von Kanton, Shi Anhai, soll 
vor der Massenversammlung aus- 
gesagt haben, daß das Volk »die 
Arroganz der ‚Verbrecher zer- 
schmettern muß. Verbrecher 
müßten von der Macht der Ge- 
sellschaft eingeschüchtert wer- 
den, so daß sie sich nirgendwo 
verstecken können«. 

China hat einen kürzlich von Am- 
nesty International veröffentlich- 
ten Bericht, nach dem im Jahr 
1990 bereits 500 Menschen hinge- 
richtet worden seien, zwar als 
»Einmischung in die inneren An- 
gelegenheiten Chinas« _verur- 
teilt, aber die Behauptungen als 
solche nicht bestritten. 


In damit zusammenhängenden 
Nachrichten berichtete die Lon- 
doner »Times«, daß London die 
Europäische Gemeinschaft auf- 
fordern könnte, in Anerkennung 
der Unterstützung, die Peking _ 
den Sanktionen der Vereinten 
Nationen gegen den Irak zuteil 
werden läßt, die gegen China ver- 
hängten Sanktionen aufzuheben. 
Der neue für Hongkong verant- 
wortliche britische Minister, 
Lord Caithness, sagte: »Ich 
glaube, daß es richtig ist, unsere 
Beziehungen zu China auszu- 
bauen«, und er bezeichnete Pe- 
kings Rolle als »sehr positiv«. U 
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Betr.: Revisionismus 
»Anfang vom Ende des 
Mythos«, Nr. 11/0 


Zu diesem Thema gestatte ich mir mit ei- 
nem kleinen Hinweis beizutragen. 
Durch das Leuchter-Gutachten und die 
öftere Zahlenverschiebung bei den Mil- 
lionen Vergasten in den bekannten Ver- 
nichtungslagern sind schon einige Steine 
aus dem so festgefügten Mythos heraus- 
gebrochen worden. »Was ist Wahrheit?« 
Diese Frage muß sich heute, wo so man- 
che Geschichtslüge wie eine Seifenblase 
zerplatzt (siehe Katyn), wohl ein jeder 
rechtdenkende Mensch stellen. 


Churchill hat das Verhältnis des Men- 
schen zur Wahrheit in einer seiner 
Kriegsreden wie folgt definiert: »An ir- 
gendeinem Zeitpunkt ihres Lebens stol- 
pern die meisten Menschen einmal über 
die Wahrheit. Der größte Teil von ihnen 
springt auf, klopft den Staub von den 
Kleidern und eilt seinen Geschäften 


nach, so als wäre nichts geschehen.« Lei- ° 


der ist es so, und oft geschaute oder ge- 
ahnte Wahrheiten werden aus Gründen 
der Opportunität und um seine Ruhe zu 
haben, einfach verworfen. 


Niemand hat von der Wahrheit etwas zu 
befürchten. »Die Wahrheit«, so sagte es 
einmal George Washington, »wird sich 
letzten Endes durchsetzen, wenn man 
nur genug Anstrengungen unternimmt, 
sie ans Licht zu bringen.« Möchte man 
also etwas Konkretes über Massenverga- 
sung und ihre Techniken erfahren, sollte 
man sich an einschlägige Instanzen in der 
Sowjetunion wenden. Denn, schenkt 
man einer Veröffentlichung in dem 1959 
im Pilgrim-Verlag Salzburg-München un- 
ter dem Titel »Die goldenen Gassen« er- 
schienenen Buch Glauben, so sollen 
während der Revolutionsjahre auf dem 
russischen Territorium die ersten Mas- 
senvergasungen vorgenommen worden 
sein. 


Der Verfasser dieses Buches, Edwin 
Erasmus Koch, behauptet in seiner Wid- 
mung an seinen Sohn Peter, daß histori- 
sche Dokumentationen diesem Werk zu- 
grunde liegen. So stehen auf Seite 314 
zwei lapidare Sätze: »Damals.kam das 
Vergasen politischer Obstrukteure auf. 
Vierzigtausend Georgier wurden auf Be- 
fehl Trotzkis: durch Blausäuredämpfe 
weiterer irdischer Sorgen ledig und dar- 
auf verheizt.« 


Sollte diese Veröffentlichung der Wahr- 
heit entsprechend, so könnte von der So- 
wjetunion viel Licht in das Dunkel der 
Vergasungsgeschichte gebracht werden. 
Denn eine Vergasung von 40 000 Men- 
schen setzt schon allerhand Erfahrun- 
gen, Wissen und Können auf diesem ma- 
kabren Gebiet voraus. Dem Bolschewi- 
sten Trotzki müßten demnach die Tö- 
tungsmechanismen durch Gase bestens 
bekannt gewesen sein. 


Günther Hoytzyk, Datteln 
Vor einiger Zeit habe ich in Ihrer Zeit- 


schrift mit großem Interesse gelesen, daß 
über die Morde an den polnischen Offi- 
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Briefe 


zieren 1940 in Katyn endlich die Wahr- 
heit ans Licht gekommen ist. 


Was ich aber bis heute vermisse, ist der 
Bericht darüber, daß die Ende 1945 für 
diese Morde verurteilten und gehenkten 
deutschen Offiziere Strüffling, Remm- 
linger, Böhm, Sonnenfeld, Janike, 
Skotki und Geherer von der sowjeti- 
schen Justiz schon rehabilitiert worden 
sind. " 


Diese Offiziere müssen nach meiner be- 
sonders geschulten Logik - ich bin allge- 
mein beeideter gerichtlicher Sachver- 
ständiger und daher forensisch ausrei- 
chend erfahren - offenbar unbeteiligt an 
den Taten des NKWD zweifellos wider 
besseres Wissen justizgemordet worden 
sein. Ob ihre Kameraden Vogel, Wiese 
und Diere, die zu 20 Jahren Zwangsar- 
beit verurteilt worden sind, noch leben, 
weiß ich nicht. 


Es kann doch nicht damit abgetan sein, 
daß man nach dem Erkennen der Wahr- 
heit einfach zur Tagesordnung übergeht! 
Einfach so! 


Das mindeste, was das neue Deutsch- 
land wohl energisch zu verlangen haben 
wird - dies im gerechtfertigten Interesse 
der garantiert unschuldigen Opfer von 
Schauprozessen und auch der Nachkom- 
men der Verurteilten -, ist die offizielle 
und rasche Rehabilitierung durch die so- 
wjetische Justiz. Oder sollen deutsche 
Offiziere schlechter gestellt sein als Rajk 
oder Nagy in Ungarn? Oder bedeutet 
den neuen Deutschen die Wiederherstel- 
lung der Ehre von Justizopfern nichts 
mehr? Wann also wird den oben zitierten 
zehn deutschen Offizieren wenigstens 
posthum Gerechtigkeit widerfahren? 


Walter Lüft!, Wien 


Betr.: Bonn »Kohls Verrat 
an den Vertriebenen«, 
Nr. 11/%. 


Als letzter »Reichsbankdirektor a.D.« 
lebe ich noch immer, zum Trotze aller, 
die das Reich zerstört haben, weil sie es 
nicht wollten. Zum Beispiel Bundes- 
kanzler Kohl 1983: »Einen Staat im 
Sinne Bismarcks wird es nicht mehr ge- 
ben. Für uns Deutsche ist die Einigung 
Europas die historische Aufgabe.« 


Jetzt fühlten sich die Planer des »Über- 
Versailles« durch den Erfolg der Umer- 
ziehung so sicher, daß sie durch die An- 
derung des Grundgesetzes die Katze aus 
dem Sack lassen. 


Werner Plume, Springe 


Der Umfang des erneuten deutschen Ver- 
zichtes auf Volksraum gegenüber den Po- 
len wird noch deutlicher, wenn man sich 
erinnern würde, daß es doch der »ver- 
haßte preußische Staat« war, der es den 
Polen erst ermöglichte auf »gesetzlicher 
Basis« ihre Agitationsarbeit gegen uns 
durchzuführen. 


In dem interessanten Buch »Die Ent- 
deutschung Westpreußens und Posens« 


von Hermann Rauschning, 1930, zitiert 
er zwei polnische Pressestimmen, die in 
einem ungewollten Anfall von Beson- 
nenheit feststellen: 


»Niemand und nichts in der preußischen 
Monarchie ist heute imstande, den Puls 
des-nationalen Lebens des polnischen 
Elementes zu unterbinden, denn heute 
dienen tausend Mittel der Gesetzgebung 
und preußische Einrichtungen der sozia- 
len Entwicklung und allgemeiner Kultur 
den Polen im preußischen Anteil und ver- 
helfen ihnen zum Wohlstand und zu Ent- 
wicklung ihrer nationalen Kraft.« Zitiert 
aus der Zeitung »Oredownik« vom 14. 
September 1900. 


Aus dem Buch »Polenspiegel« zitiert 
Rauschning eine weitere Stimme: 
»Wenn wir im russischen Anteil diejeni- 
gen Rechte hätten, welche die preußi- 
sche Konstitution der polnischen Bevöl- 
kerung in den westlichen Grenzgebieten 
zusichert, dann könnten wir der Gefahr 
leichten Herzens ins Auge sehen ... In 
den westlichen Grenzgebieten besitzen 
wir ein starkes Mittel, das uns nicht nur 
um unsere nationale Existenz zu kämp- 
fen, sondern diese auch erfolgreich zu 
verteidigen gestattet: Dieses Mittel ist 
die preußische und deutsche‘ Verfas- 
sung.« 


Herbert Bolz, Regensburg 


Betr.: SPD » Affentheater 
um deutsche Interessen«, 
Nr. 10/%. 


"In Ihrem Bericht sollte seiner Revozie- 


rung des SPD/SED-Grundwertepapiers 
vom August 1987 - in der das Wort »Frei- 
heit« nur ein einziges Mal vorkommt - 
auch das Grundsatzprogramm der SPD 
vom 20. Dezember 1989 - also nach Off- 
nung der »Mauer« — gegenüber gestellt 
werden: 


In diesem Grundsatzprogramm der SPD 
lesen wir auf acht Seiten vom »Demokra- 
tischen Sozialismus«, obwohl die SPD 
1990 vor der SED-Nachfolge-Partei 
»PDS« auf einmal gewarnt hat und nach 
Lenin »die Demokratie die Vorstufe des 
Sozialismus ist«! 


Die Worte »Freiheit« und »freickommen 
1989 zwar öfters vor, aber in diversen 
Passagen des SPD-Grundsatzprogram- 
mes mit dem Synonyma »frei« und 
»gleich«, was nach namhaften Staatsphi- 
losophen einen Widerspruch in sich dar- 
stellt; das heißt, man kann nur »frei« 
oder »gleich« formulieren, aber nicht 
»frei und gleich« (Zitat zum Beispiel 
nach Kuehnelt-Leddihn: »Ein Erzwin- 
gen menschlicher Gleichheit mit der For- 
derung nach Freiheit ist unvereinbar«.) 


Unter dem häufig benutzten Begriff 
»Gleichheit« (zum Beispiel, »Wir brau- 
chen ein Gleichstellungsgesetz!«) lesen 
wir natürlich auch die SPD-Forderung: 
»In allen Gremien sollen Frauen und 
Männer je zur Hälfte vertreten sein« (so- 
genannte Quotenregelung). Was andere 
Leute von dieser erzwungenen Gleich- 


stellung von Mann und Frau denken, soll 
an zwei Zitaten gezeigt werden: 


USA-Historiker W. N. Sanning: »Die Be- 
rufstätigkeit der Frau ist schon immer ein 
ausgeprägtes kommunistisches Phäno- 
men gewesen.« 


F. Nietzsche in »Jenseits von Gut und 
Böse«: »Das Weib hätte nicht das Genie 
des Putzes, wenn es nicht den Instinkt 
der zweiten Rolle hätte.« 


Dem Esgalitarismus, dem Gleichheits- 
wahn der SPD, unterliegen natürlich 
auch die Einkommen der Bürger. So 
heißt es: »Die Ungleichheit in der Ver- 
mögens- und Einkommensverteilung ha- 
ben weiter zugenommen«. Es wird gefor- 
dert: »Eine gerechte Verteilung von Ein- 
kommen, Vermögen und Zeit ...«. Die- 
ser Gleichheitswahn im Einkommenbe- 
reich hat bisher schon zu der perversen 
Unterscheidung geführt: Lohnsteuer- 
zahler sind prinzipiell »arm« und Ein- 
kommensteuerzahler sind »reich« oder 
haben es zu sein; womit wir also einen 
höheren Beamten, der nach Lohnsteuer 
entlohnt wird, als arm betrachten müs- 


‘sten und einen Freiberufler (Arzt), der 


der Einkommensteuer unterliegt, als 
reich einstufen müßten. Dabei bekommt 
der Beamte alle zwei Jahre eine Gehalt- 
serhöhung und die Arzte haben fünfein- 
halb Jahre auf eine Punktwerterhöhung 
ihrer privaten Gebührenordnung warten 
müssen. Aber das nennt die SPD eine ge- 
rechte Verteilung von Einkommen. 


Wie bei Freiberuflern aufgezeigt, fällt in 
dem SPD-Grundsatzprogramm mit sei- 
ner Klage: »Es entwickeln sich neue For- 
men der Ungleichheit« auch ein anderes 
Gebiet auf, bei dem es nicht so »gleich« 
zugehen soll. Der Leser wird schon erra- 
ten können, um welches Gebiet es sich 
dabei handelt: nämlich die Wirtschaft. 


Hier steht die SPD deutlich hinter den 
Arbeitnehmern und den Gewerkschaf- 
ten - trotz »Neue Heimat« und »Coop«- 
Skandal - und keineswegs - wie könnte 
es anders sein, nachdem die CDU seit 
1984 ein Jahrhundert-Wirtschaftswachs- 
tum produziert hat - auch hinter den Un- 
ternehmern. Hier fordert sie plötzlich: 
»wirtschaftliche Macht begrenzen und 
demokratisch kontrollieren«, »Demo- 
kratisierung der Wirtschaft« oder »Rah- 
men und Ziele für wirtschaftliches Han- 
deln setzen« und »Möglichkeiten zur 
Steuerung der Wirtschaft« und »gerechte 
Wirtschaftsordnung nichtohne enge in- 
ternationale Kooperation starker Ge- 
werkschaften« also Planokratie, statt so- 
zialer Marktwirtschaft! 


Dr. Winfried Hellemann, Bonn 


»Unser Schicksal sind die Strahlen — 
der Mensch und sein strahlender Lebensraum« ist ein Buch, 
das über die bioenergetischen und bioplasmatischen 
Funktionen des menschlichen Organismus, das energetische 
Milieu als Ursache von Zellfunktionsstörungen 
und Krankheiten berichtet. 


UNSER 
SCHICHSAL 


_Josei Oberbach & 


Josef Oberbach »Unser Schicksal sind die Strahlen« 
200 Seiten mit 25 Abbildungen. DM/Sfr 28,- ISBN 3-923864-03-5 
Verlag Diagnosen, D-7250 Leonberg 
Zu beziehen über den Buchhandel 


»Die Welt wird von Persönlichkeiten regiert, die sehr 

anders sind, als man meint, wenn man nicht hinter die 
Kulissen schauen kann«, meint Benjamin Disraeli. 
Dieses Buch informiert über diese massive Verschwörung 
— einer »verborgenen Hand«, einer »geheimen Kraft«, 
die die Nationen der Erde in den endgültigen Zusammenbruch führt, 
damit eine gottlose, totalitäre »Weltherrschaft« errichtet 
und rücksichtslos durchgesetzt werden kann. 
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Des Griffin: »Wer regiert die Welt?« mit den Protokollen der Weltdiktatur. 
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